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Vorwort 

Die Frage nach den Ursachen, gesellschaftlichen Wirkungsbedin- 

gungen, verantwortlichen Kräften und Mächten für die Verhinde- 

rung einer geschichtlichen Wende in den Westzonen Deutschlands 

nach 1945, für die Durchsetzung einer restaurativen Entwicklung, 

die Schaffung der BRD und die Aufspaltung Deutschlands in gegen- 

sätzliche Staats- und Gesellschaftsordnungen ist nicht nur von histo- 

risch-wissenschaftlicher, sondern auch von unmittelbar aktuell-po- 

litischer Bedeutung. Heute, nachdem in drei Jahrzehnten irreversib- 

le historische Gegebenheiten entstanden sind, geht es nicht mehr 

darum, diese Spaltung rückgängig machen zu wollen. Aber ange- 

sichts des hartnäckigen Festhaltens der Bundesregierung an einer 

angeblich noch existierenden «Einheit der Nation» und der Verbrei- 

tung eines diese Version stützenden Geschichtsbildes ist es nicht 

unwichtig, die historische Wahrheit über diese jüngste Geschichts- 

periode aufzudecken. Es ist auch wichtig zu zeigen, wie es – entge- 

gen dem bei der Mehrheit der Bevölkerung in den Westzonen 

Deutschlands in den ersten Nachkriegsjähren verbreiteten fort- 

schrittlichen gesellschaftspolitischen Anliegen – zu einer restaurati- 

ven Entwicklung kommen konnte und welche Lehren daraus für den 

antimonopolistisch-demokratischen Kampf zu ziehen sind. 

Vorliegende Publikation möchte eine Antwort auf diese Fragen 

geben. 

Forschungsgegenstand und zur Verfügung stehender Raum 

zwangen zu einer thematischen Beschränkung auf die Darlegung 

von Grundlinien und Grundfragen, Schwer- und Knotenpunkten 

der Entwicklung. Eine umfassende marxistische Gesamtdarstellung 

der Entstehung und Entwicklung der BRD, in der vieles detaillierter 
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bzw. viel mehr Einzelfragen behandelt werden können, steht noch 

aus. Auch müssen noch viele Einzeluntersuchungen vorgenommen 

werden, eine Aufgabe, die unter den in der BRD herrschenden Ver- 

hältnissen und dem versperrten Zugang zu Quellenmaterial für mar- 

xistische Forscher jedoch in absehbarer Zeit kaum bewältigt werden 

kann. 

Die Verfasser konnten sich auf frühere Publikationen stützen, vor 

allem auf die beiden Bücher: 

Rolf Badstübner: Restauration in Westdeutschland 1945 bis 1949, 

Berlin 1965, und Rolf Badstübner/Siegfried Thomas: Die Spaltung 

Deutschlands, Berlin 1966. 

Aus ihnen konnten einige Abschnitte und Passagen – auf den neu- 

esten Stand gebracht – übernommen werden. Die Teile des Manu- 

skripts bis 1949 wurden von Rolf Badstübner, von 1949 bis 1955 von 

Siegfried Thomas ausgearbeitet bzw. fertiggestellt. 

Bei dieser Arbeit erwies das Werk «Klassenkampf – Tradition – 

Sozialismus. Von den Anfängen des deutschen Volkes bis zur Ge- 

staltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in der Deut- 

schen Demokratischen Republik. Grundriss, Berlin 1974» seine 

grundlegende Bedeutung, vor allem in konzeptioneller Hinsicht. 

Der Anmerkungsapparat wurde so knapp wie möglich gehalten. 

Wir danken allen, die durch Hinweise und durch wissenschaft- 

lich-technische Arbeiten die Fertigstellung des Manuskriptes för- 

derten. 

Die Verfasser 
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I. Die Befreiung des deutschen Volkes vom 

Hitlerfaschismus und die Besetzung Deutschlands 

durch die Truppen der Antihitlerkoalition 

1. Die Besetzung Deutschlands 

Im Mai 1945 war der faschistische deutsche Staat, der angetreten 

war, Deutschland zu einer Weltmacht zu expandieren, unter den 

Schlägen der Sowjetarmee und der mit ihr in der Antihitlerkoalition 

verbündeten Armeen völlig zerschlagen. Reichsregierung und 

Wehrmacht kapitulierten bedingungslos. Deutschland wurde von 

den Truppen der Antihitlerkoalition vollständig besetzt und in Be- 

satzungszonen aufgeteilt. Die Oberbefehlshaber der Sowjetunion, 

der USA, Grossbritanniens und Frankreichs übten in ihren Besat- 

zungszonen die oberste Regierungsgewalt aus. Ein Alliierter Kon- 

trollrat in Berlin hatte die Zuständigkeit in allen Deutschland als 

Ganzes betreffenden Angelegenheiten und die Aufgabe, die Politik 

der Besatzungsmächte zu koordinieren. Die Besetzung Deutsch- 

lands bedeutete, wie die vier Mächte in einer Erklärung in Anbe- 

tracht der Niederlage Deutschlands am 5. Juni 1945 feststellten, 

nicht seine Vernichtung oder Annexion oder eine Versklavung des 

deutschen Volkes. Die Ausübung der obersten Regierungsgewalt 

durch die Besatzungsmächte wurde notwendig, weil es zurzeit der 

Kapitulation nicht möglich war, sofort eine repräsentative deutsche 

antifaschistische Regierung zu bilden, die über einen Verwaltungs- 

apparat verfügte, der Ordnung und Sicherheit und die Erreichung 

der Ziele des Kampfes der Völker der Antihitlerkoalition gewährlei- 

stete. Eine demokratische deutsche Verwaltung musste von den Ge- 

meinden und Ländern her neu aufgebaut werden. Besetzung und 

Ausübung der obersten Regierungsgewalt durch die Alliierten dien- 

ten dem Zweck, die alliierten Kriegsziele durchzusetzen. Sie waren 

hinsichtlich Deutschlands auf der Gipfelkonferenz von Jalta vom 

Februar 1945 folgendermassen umrissen worden: 
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«Es ist unser unbeugsamer Wille, den deutschen Militarismus und 

Nationalsozialismus zu zerstören und dafür Sorge zu tragen, dass 

Deutschland nie wieder imstande ist, den Weltfrieden zu stören. Wir 

sind entschlossen, alle deutschen Streitkräfte zu entwaffnen und 

aufzulösen; den deutschen Generalstab, der wiederholt die Wieder- 

aufrichtung des deutschen Militarismus zu Wege gebracht hat, für 

alle Zeiten zu zerschlagen; sämtliche deutschen militärischen Ein- 

richtungen zu entfernen oder zu zerstören; die gesamte deutsche In- 

dustrie, die für militärische Produktion benutzt werden könnte, zu 

beseitigen oder unter Kontrolle zu stellen; alle Kriegsverbrecher vor 

Gericht zu bringen und einer schnellen Bestrafung zuzuführen so- 

wie eine in gleichem Umfang erfolgende Wiedergutmachung der von 

den Deutschen verursachten Zerstörungen zu bewirken; die Natio- 

nalsozialistische Partei, die nationalsozialistischen Gesetze, Organi- 

sationen und Einrichtungen zu beseitigen, alle nationalsozialisti- 

schen und militärischen Einflüsse aus den öffentlichen Dienststellen 

sowie dem kulturellen und wirtschaftlichen Leben des deutschen 

Volkes auszuschalten und in Übereinstimmung miteinander solche 

Massnahmen in Deutschland zu ergreifen, die für den zukünftigen 

Frieden und die Sicherheit der Welt notwendig sind. 

Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu vernichten, aber 

nur dann, wenn der Nationalsozialismus und Militarismus ausgerot- 

tet sind, wird für die Deutschen Hoffnung auf ein würdiges Leben 

und einen Platz in der Völkergemeinschaft bestehen.»1 

Die Ausrottung von Nazismus und Militarismus mitsamt ihren 

gesellschaflichen Grundlagen war nicht eine Deutschland von den 

Siegermächten oktroyierte Aufgabe, sondern entsprach dem 

Grundanliegen des deutschen Volkes, den Wünschen und Bestre- 

bungen nach Entmachtung derjenigen Kräfte der deutschen Vergan- 

genheit, die Deutschland wiederholt in Kriege und nationale Kau- 

strophen gestürzt hatten. Die Völker der Antihitlerkoalition hatten 

einen gerechten Krieg gegen die Aggressionen des deutschen Fa- 

schismus und Miliurismus geführt, der durch einen gerechten und 

 

1 Amtsblatt des Kontrollrates in Deutschland. Ergänzungsblatt Nr. 1. Samm-

lung von Urkunden betreffend die Errichtung der Alliierten Kontrollbehörde, Ber-
lin (1946), S. 4. 

14 



dauerhaften Frieden gekrönt werden sollte. Trotz der riesigen Ver- 

brechen, die im Namen Deutschlands an den Völkern begangen 

worden waren, trotz der Mitschuld der Mehrheit des deutschen 

Volkes wurde Deutschland am Ende des Zweiten Weltkrieges kein 

Rache- und Diktatfrieden nach dem Muster von Versailles auferlegt. 

Das war ein Ausdruck des veränderten internationalen Kräftever- 

hältnisses, der kriegsentscheidenden Rolle der Sowjetunion, ihrer 

Macht und ihres internationalen Einflusses sowie des Einflusses des 

Befreiungskampfes der Völker auf Verlauf und Ergebnisse des Zwei- 

ten Weltkrieges. Natürlich musste das deutsche Volk – auch unter 

den harten Naöhkriegsbedingungen – Wiedergutmachungsleistun- 

gen erbringen. Die antifaschistisch-demokratischen Kräfte des deut- 

schen Volkes betrachteten das als eine Ehrenpflicht und als unbe- 

dingte Notwendigkeit, um das moralische Ansehen des deutschen 

Volkes wieder herzustellen. Im Interesse der Sicherheit des neuen 

Polens und damit Europas und gleichzeitig als eine Wiedergutma- 

chung historischen Unrechts war es auch notwendig, die deutsche 

Ostgrenze entlang von Oder und Neisse festzulegen. 

Deutschland wurde zeitweilig besetzt, um die Welt und damit 

auch das deutsche Volk selbst von der Geissel des raub- und mordlü- 

sternen deutschen Faschismus und Militarismus zu befreien. Das 

entsprach den Zielen des Kampfes der deutschen Widerstandsbewe- 

gung gegen den Faschismus, wie er von den Besten des deutschen 

Volkes mit grossen Blutopfern geführt worden war, allen voran von 

der KPD, von Sozialdemokraten und Gewerkschaftern, von auf- 

rechten bürgerlichen Demokraten und Patrioten. 

2. Das Potsdamer Abkommen 

Die Übereinstimmung zwischen der Antihitlerkoalition der Völker 

und den Grundinteressen des deutschen Volkes kam besonders 

prägnant im Potsdamer Abkommen zum Ausdruck, das die Regie- 

rungschefs der Sowjetunion, der USA und Grossbritanniens im Au- 

gust 1945 abschlossen. 

In hartnäckigem Ringen entstand in den Potsdamer Verhandlun- 
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gen ein Programm für die einheitliche Behandlung Deutschlands 

während der Besetzung und für die Errichtung einer dauerhaften 

Friedensordnung, dem demokratische Prinzipien des Völkerrechts 

zugrundelagen und das die Achtung des demokratischen Selbstbe- 

stimmungsrechtes des deutschen Volkes einschloss. Einleitend hiess 

es: «Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu ver- 

nichten oder zu versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen 

Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vorzubereiten, sein Leben 

auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage von Neuem 

wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 

Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein 

werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz 

unter den freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen.»2 

Die Besatzungsmächte verpflichteten sich durch die Unterzeich- 

nung des Potsdamer Abkommens, während der zeitweiligen Beset- 

zung Deutschlands eine Reihe von Massnahmen durchzuführen, um 

den deutschen Militarismus und Faschismus zu vernichten und zu 

gewährleisten, dass Deutschland «niemals mehr seine Nachbarn oder 

die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen kann».3 

Dabei sollten die Besatzungsmächte koordiniert vorgehen und die 

deutsche Bevölkerung in ganz Deutschland in gleicher Weise behan- 

deln. 

Als Ziele und Prinzipien der Besetzung Deutschlands wurden ge- 

nant: 

Völlige Abrüstung und Entmilitarisierung Deutschlands und 

Ausschaltung des industriellen Kriegspotentials; 

Überzeugung des deutschen Volkes von der totalen militärischen 

Niederlage Deutschlands, der Verantwortung der Nazis für Chaos 

und Elend und seiner eigenen Mitschuld; 

Vernichtung der NSDAP und aller faschistischen Organisationen 

und Einrichtungen und Schaffung von Sicherheiten gegen ihr Wie- 

dererstehen; 

Vorbereitung der endgültigen Umgestaltung des deutschen politi- 

schen Lebens auf demokratischer Grundlage; 

2 Ebenda, S. 14. 
3 Ebenda.  
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Aufhebung aller grundlegenden oder diskriminierenden faschisti- 

schen Gesetze; 

Verhaftung und Bestrafung von Nazi- und Kriegsverbrechern, 

Internierung aller anderen für die Besetzung und ihre Ziele gefährli- 

chen Personen; 

Demokratisierung des Erziehungswesens und der Justiz; 

Ausrottung nazistischer und militaristischer Doktrinen und Er- 

möglichung der Entwicklung demokratischer Ideen; 

Entfernung aller aktiven Faschisten, der Nutzniesser und Förderer 

des Faschismus, aller Militaristen sowie aller anderen Personen, «die 

den alliierten Zielen feindlich gegenüberstehen»4 aus dem öffentli- 

chen Leben Deutschlands, aus leitenden Stellungen in Wirtschaft 

und Politik und ihre Ersetzung durch wirkliche Antifaschisten und 

Demokraten;  

Unterstützung des deutschen Volkes beim schrittweisen Wieder- 

aufbau seines politischen Lebens und seiner staadichen Ordnung auf 

demokratischer Grundlage; 

Behandlung Deutschlands als wirtschaftliche Einheit und Aufstel- 

lung gemeinsamer wirtschaftlicher Richtlinien; 

Organisation des deutschen Wirtschaftslebens auf der Grundlage 

der Entwicklung der Landwirtschaft und der Friedensindustrie; 

Beseitigung von Monopolvereinigungen; 

Verpflichtung Deutschlands, in grösstmöglichem Ausmass für die 

Verluste und Leiden, die es den Vereinten Nationen verursacht hat, 

Ausgleich zu schaffen, Reparationen zu leisten. 

Im Potsdamer Abkommen wurde das Selbstbestimmungsrecht des 

deutschen Volkes anerkannt und damit auch sein Recht auf die Herstel- 

lung eines deutschen demokratischen Staates. 

Den Potsdamer Beschlüssen über Deutschland lag das Prinzip zu- 

grunde, Deutschland als ein einheitliches Ganzes zu behandeln. Die 

Entwicklung in den einzelnen Besatzungszonen sollte in den 

Grundzügen übereinstimmen, die Tätigkeit demokratischer Par- 

teien und Gewerkschaften sollten sich auf ganz Deutschland er- 

4 Ebenda, S. 15. 
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strecken dürfen, die Bildung einer deutschen Zentralregierung 

wurde für einen nicht allzu fernen Zeitpunkt in Aussicht gestellt. 

Wenn auch gegenwärtig noch keine zentrale deutsche Regierung 

gebildet werden sollte, so sollten jedoch sofort einige wichtige zen- 

trale deutsche Verwaltungsstellen mit Staatssekretären an der Spitze 

errichtet werden, insbesondere für Finanzen, Verkehrswesen, Post- 

und Fernmeldewesen, Aussenhandel und Industrie.5 

Im zweiten, die wirtschaftlichen Prinzipien der Behandlung 

Deutschlands umfassenden, Teil des Potsdamer Abkommens wurde 

ebenfalls das Prinzip betont, «Deutschland als eine wirtschaftliche 

Einheit»6 zu betrachten. 

Während der amerikanischen Delegation an Vereinbarungen über 

eine wirtschaftliche Einheit Deutschlands gelegen war, da sie hoffte, 

dass so die USA mit Hilfe ihrer Wirtschaftskraft bestimmenden Ein- 

fluss auf die gesamte deutsche Wirtschaft erlangen könnte, wider- 

strebte sie ganz offensichtlich einer politischen Zentralisierung. Die 

ihrer Haltung zugrundeliegenden Ziele einer politischen Aufgliede- 

rung beziehungsweise Zwangsföderalisierung richteten sich gegen 

eine demokratische deutsche Zentralgewalt, die von sich aus in der 

Lage war, die Entwicklung in den Besatzungszonen zusammenzu- 

fassen und zu vereinheitlichen. Deshalb wurde der sowjetische Vor- 

schlag zu dieser Frage zu Fall gebracht. Er sah vor, eine provisori- 

sche deutsche Regierung zu bilden. Diese Regierung sollte die Akti- 

vität der Provinzialregierungen koordinieren, um die Durchführung 

der Beschlüsse des Kontrollrates zu gewährleisten. Eine solche Re- 

gierung hätte zweifellos den staatlichen Zusammenhalt Deutsch- 

lands ausserordentlich gefestigt und die Nichtdurchführung von 

Kontrollratsbeschlüssen in einzelnen Besatzungszonen wesentlich 

erschwert. 

Die Grundlage für die Errichtung eines einheitlichen deutschen 

demokratischen Staates bestand nach dem Potsdamer Abkommen in 

der Entnazifizierung, Entmilitarisierung und Demokratisierung. 

5 Die gültige Formulierung im authentischen englischen, russischen und fran-

zösischen Text des Abkommens schränkte die geplanten zentralen deutschen Ver-

waltungsstellen nicht auf die fünf hervorgehobenen ein, wie das durch den fal-

schen Gebrauch von «und zwar» im deutschen Text geschieht. 

6 Ebenda, S. 16. 
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Eine konsequente demokratische Umgestaltung Deutschlands, in 

dem die politischen und gesellschaflichen Ursachen der deutschen 

Kriegspolitik beseitigt waren, entsprach den Forderungen des de- 

mokratischen Völkerrechts, die im Potsdamer Abkommen ihren 

Niederschlag fanden. Sie stimmten mit den nationalen Interessen des 

deutschen Volkes grundlegend überein und begünstigten seinen an- 

tiimperialistischen Kampf für die Errichtung einer antifaschistisch- 

demokratischen Ordnung in ganz Deutschland. 

Das Potsdamer Abkommen erschloss die Möglichkeit und steckte 

den Weg ab für die Errichtung einer europäischen Nachkriegsord- 

nung, die einen stabilen Frieden und kollektive Sicherheit garan- 

tierte und eine gleichberechtigte Zusammenarbeit auch von Staaten 

unterschiedlicher sozialer und politischer Ordnung, zum gegensei- 

tigen Vorteil einschloss. Es enthielt das Prinzip, das Selbstbestim- 

.mungsrecht jedes Volkes zu achten, über seine soziale und politische 

Existenzform selbst zu entscheiden. Auch hinsichtlich Deutsch- 

lands liess das Potsdamer Abkommen im abgesteckten Rahmen der 

Entnazifizierung, Entmilitarisierung und Demokratisierung die 

Entscheidung über die Gesellschaftsordnung offen. Für den Kampf 

des deutschen Volkes für die Errichtung eines demokratischen und 

friedliebenden Staates war das Potsdamer Abkommen unter den Be- 

satzungsbedingungen und auch danach ein grundlegendes völker- 

rechtliches Dokument und eine wichtige.Orientierungshilfe. Es bil- 

dete eine wichtige rechtliche Grundlage auch gegenüber imperialisti- 

schen Bestrebungen der herrschenden Kreise der westlichen Besat- 

zungsmächte. 

Die Potsdamer Vereinbarungen über Deutschland beinhalteten, 

wie das Abkommen als Ganzes, einen Verhandlungskompromiss. 

Die Westmächte hatten keineswegs vor der Sowjetunion kapituliert 

und Deutschland faktisch dem «Kommunismus» ausgeliefert, wie in 

zweckbedingten westdeutschen Darstellungen behauptet wird. 

Die anglo-amerikanischen Mächte hatten in der Ablehnung der 

Bildung einer deutschen Zentralregierung, in Regelungen zur Be- 

schränkung der Entwicklung der deutschen Friedensindustrie und 

in der Verhinderung der Errichtung einer Viermächteverwaltung des 

Ruhrgebietes ihren Auffassungen Geltung verschaffen können. Das 

war weitgehend auch in der Frage der Reparationen der Fall. 
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«Das Potsdamer Abkommen trug den Charakter eines Kompro- 

misses. Darin lag jedoch nicht die Quelle der Schwäche des Ab- 

kommens. Ein aussenpolitischer Kompromiss, das sind beiderseitige 

Zugeständnisse auf der Basis eines beiderseitigen Vorteils. Die Vor- 

teilhaftigkeit für beide Seiten ist die Gewähr für die Stabilität eines 

Kompromisses, denn die Verletzung der Verpflichtungen durch eine 

Seite führt unvermeidlich zur Aufhebung der Verpflichtungen der 

anderen Seite. Unter den konkreten Bedingungen jener Zeit bedeu- 

tete dies, dass die Westmächte, die bis zu einem gewissen Grade an 

der Einhaltung der Abmachungen in ihrer Gesamtheit interessiert 

waren, in diesem oder jenem Grade gezwungen waren, in geringe- 

rem oder grösserem Masse auch jene Teile einzuhalten, die die Poli-

tik in Deutschland betrafen.»7 

Die Potsdamer Konferenz war «das grösste Ereignis in der Ge- 

schichte der internationalen Beziehungen unserer Zeit».8 Der Erfolg 

der Konferenz war nicht schlechthin ein Erfolg für die Sowjetunion, 

aber er war ein Erfolg für das von ihr verfochtene Prinzip der friedli- 

chen Koexistenz, für die Interessen eines demokratischen Friedens 

und einer dauerhaften und gerechten Friedensordnung. Dieser Cha- 

rakter der Potsdamer Konferenz und ihre Ergebnisse bekräftigten 

und präzisierten eine gemeinsame Deutschlandpolitik der drei 

Grossmächte. Sie unterstrichen, dass Deutschland weder bereits ge- 

teilt war, noch zwangsläufig gespalten werden musste. 

Die Verlierer von Potsdam waren die aggressiven imperialisti- 

schen Kreise, die unverbesserlichen antisowjetischen München-Po- 

litiker, die von der Wiederherstellung Deutschlands als antikommu- 

nistisches Bollwerk beziehungsweise als Stosskeil gegen die Sowjet- 

union träumten. Die Hauptverlierer jedoch waren unzweifelhaft die 

geschlagenen deutschen Monopolherren, Grossgrundbesitzer, Mili- 

taristen, Faschisten und Nationalisten, über die mit den Potsdamer 

Vereinbarungen ein vernichtendes völkerrechtliches Urteil gefällt 

wurde. Zugleich entzog ihnen die in Potsdam bekräftigte Fortset- 

zung einer gemeinsamen Politik der Westmächte mit der Sowjet- 

 

7. A. A. Galkin: Das Potsdamer Abkommen und einige Besonderheiten der Be-

satzungspolitik der Westmächte; in: Das Potsdamer Abkommen und das Problem 

der europäischen Sicherheit, in: Dokumentation der Zeit (Berlin), Heft 338 1965, 

S. 46. 

8 Ebenda, S. 5. 
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union die entscheidenden Grundlagen für ihre politischen Nachkriegs-

hoffnungen und -pläne. 

Die Durchführung des Potsdamer Abkommens hätte zu weitrei- 

chenden positiven Ergebnissen für die europäischen Völker geführt. 

Ihnen wäre die antisowjetische Blockbildung durch den Imperialis- 

mus und damit der Kalte Krieg und die massive militärische Aufrü- 

stung erspart geblieben. Eine Vier-Mächte-Einigung über den Ab- 

schluss eines deutschen Friedensvertrages hätte die Errichtung und 

-prosperitäre Entwicklung eines demokratischen deutschen Staates 

auf dem gesamten deutschen Territorium ermöglicht, in dem die 

Hauptverantwortlichen für Faschismus und Militarismus bestraft 

und für immer ihrer Machtposition verlustig gegangen wären. Kein 

Wunder, dass diese in der BRD erneut herrschenden Kreise und ihre 

Ideologen das Potsdamer Abkommen von Anfang an mit erbitter- 

tem Hass diffamierten. Es ist hier nicht möglich, auf die kaum mehr 

überschaubare Literatur hierzu, die in der BRD und anderen westli- 

chen Ländern erschienen ist, näher einzugehen und es lohnt meist 

auch nicht; denn es werden in der Regel nicht objektive wissen- 

schaftliche Analysen geboten, sondern vorgefasste Meinungen expli- 

ziert. Offen gesteht einer der profilierten bürgerlichen Historiker, 

Hans Rothfels, von der Sicht des grosskapitalistischen Klassensund- 

punktes aus: «Verglichen mit Potsdam . . . war die Teilung (Deutsch-

lands – d. Verf.) nicht das Schlimmste, was 1945 und in den folgenden 

Jahren sich ereignen konnte.»9 

Leider bringen auch eine Reihe nach links tendierende Kräfte in 

der BRD oft nicht genug Verständnis für die Bedeutung des Potsda- 

mer Abkommens und für die mit ihm verbundene Problematik auf. 

Vielfach wird der Kurs der Sowjetunion auf Verständigung und Zu- 

sammenarbeit mit den Westmächten bei der Lösung der anstehen- 

den internationalen Fragen entstellt und von linksradikalen Positio- 

nen kritisiert.10 Diese gehen daran vorbei, dass die Erhaltung und Fe- 

stigung des Friedens eine wichtige Aufgabe revolutionärer sozialisti- 

scher Aussenpolitik war und ist und dass die friedliche Koexistenz für 

 

  

 9 Hans Rothfels: Zeitgeschichtliche Betrachtungen. Vorträge und Aufsätze, Göt-
tingen (1959), S. 250. 

       10 Ute Schmidt/Tilman Fichter: Der erzwungene Kapitalismus. Klassenkämpfe 

in den Westzonen 1945-1948 (Rotbuch 27), 2. Aufl., Berlin 1972, S. 81 ff. 
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den sozialen Fortschritt in den kapitalistischen Ländern auf lange 

Sicht die günstigsten Klassenkampfbedingungen schafft. 

Die Haltung zu den Beschlüssen des Potsdamer Abkommens war 

nicht nur für die alliierten Besatzungsmächte, sondern auch für die 

verschiedenen Klassen und Schichten des deutschen Volkes und ihre 

politischen Parteien und Fraktionen ein entscheidendes politisches 

Kriterium. 

Als Repräsentant der demokratischen Kräfte des deutschen Vol- 

kes und Sprecher auch für die westzonale Bevölkerung, der das 

Recht auf eine politische Willensbildung noch versagt war, bekannte 

sich der Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien in der 

deutschen Hauptstadt am 12. August 1945 in einer auf Initiative der 

Arbeiterparteien erfolgten Erklärung11 nachdrücklich zum Potsda- 

mer Abkommen. In ihr hiess es, dass die Einheitsfront die Fehler von 

1918 verhüten und gemeinsam den «Weg der Demokratie, des 

Rechts und der Freiheit, des Friedens und der Achtung vor anderen 

Völkern» unter Ausschaltung der «verhängnisvollen Kräfte der Ver- 

gangenheit», der «Kräfte des Militarismus, der Reaktion und des 

Hitlerismus» gehen werde. «Die Beschlüsse der Berliner Konferenz 

stehen am Anfang dieses neuen Weges. Sie geben die Möglichkeit 

zur friedlichen Erneuerung unseres Vaterlandes.» Gegenüber natio- 

nalistischen Argumentationen erfolgte die eindeutige Ablehnung ei- 

ner Klage über die durch die faschistischen Verbrechen verursachte 

Härte der Bedingungen, verbunden mit der Anerkennung der Ver- 

pflichtung zur Wiedergutmachung. 

Auf dem 15. Parteitag der KPD im April 1946 erläuterte ihr Vor- 

sitzender Wilhelm Pieck nochmals die Haltung der KPD zum Pots- 

damer Abkommen mit den Worten: «Wir haben uns in einmütiger 

Weise für die Erhaltung der nationalen Einheit Deutschlands ausge- 

sprochen und uns ebenso einmütig zu den Potsdamer Beschlüssen 

der Alliierten Mächte geäussert. Wir sind uns völlig dessen bewusst, 

dass die Potsdamer Beschlüsse für lange Zeit die Grundlagen unseres 

Handelns bilden. Wir haben uns mit Vorbedacht auf den Boden die- 

ser Beschlüsse gestellt; denn wir wissen, dass Geist und Buchstabe 

 

11 Abgedruckt in: Dokumente und Materialien zur Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung, Reihe III, Bd. 1, Berlin 1959, S. 90/91. 
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die Ausrottung des Nazismus, Militarismus und Imperialismus for- 

dern, um die Welt vor einer neuen Aggression des deutschen Mono- 

polkapitals zu bewahren. Diese Aufgaben entsprechen voll und ganz 

den Interessen unseres Volkes. Darum wünschen wir nur, dass uns 

im Kampfe für die Verwirklichung dieser Aufgaben keinerlei Hin- 

dernisse in den Weg gelegt werden. Wir sind entschlossen, Garan- 

tien für den Aufbau eines demokratischen, freiheitlichen und friedli- 

chen Deutschlands zu schaffen.»12 

3. Ansätze einer koordinierten alliierten Besatzungspolitik 

Im Sommer und Herbst 1945 zeitigte die Zusammenarbeit der vier 

Besatzungsmächte in Deutschland recht hoffnungsvolle erste Er- 

gebnisse. Die antifaschistisch-demokratische Entwicklung machte 

in allen Besatzungszonen, wenn auch mit nicht geringen Unter- 

schieden, Fortschritte. 

Schon kurze Zeit nach Aufnahme seiner Tätigkeit erliess der Kon- 

trollrat eine Reihe bedeutsamer Proklamationen, Gesetze und Di- 

rektiven, die wichtige Grundlagen für eine gemeinsame Politik aller 

Besatzungsmächte schufen. 

Am 20. September erliess der Kontrollrat im Anschluss an die Er- 

klärungen vom 5. Juni 1945 die Proklamation Nr. 2 «Zusätzlich an 

Deutschland gestellte Forderungen». Sie ordnete an: vollständige 

und endgültige Auflösung aller deutschen Streitkräfte, der NSDAP, 

aller nazistischen und militaristischen Organisationen, einschliess- 

lich des deutschen Generalstabs; Aufhebung aller von Deutschland 

eingegangenen Verträge, politischer und wirtschaftlicher Beziehun- 

gen mit anderen Ländern, Auflösung der betreffenden Einrichtun- 

gen, Übergabe des Nachrichtennetzes an die Alliierten; Unterstel- 

lung der gesamten Wirtschaft unter die Kontrolle der Alliierten; 

Blockierung der Verfügung über das Eigentum des deutschen Staa- 

tes, noch zu bestimmender Monopole und anderer Kategorien; Aus- 

 

12 Bericht über die Verhandlungen des 15. Parteitages der Kommunistischen 

Partei Deutschlands, 19. und 20. April 1946 in Berlin, Berlin 1946, S. 199. 
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lieferung allen Goldes, Silbers und Platins; Kontrolle der Ein- und 

Ausfuhr sowie Ein- und Ausreise durch die Alliierten; Übernahme 

von Verpflichtungen hinsichtlich der Besatzungskosten und der 

Wiedergutmachung durch Deutschland; Auskunfts- und Gehorsam-

keitspflicht der deutschen Behörden gegenüber alliierten Forderun-

gen und Besetzungszielen. 

Am gleichen Tage wurden durch Gesetz Fslr. 1 des Kontrollrates 

alle Nazigesetze politischer Natur oder Ausnahmegesetze, auf wel- 

chen das Naziregime beruht hatte, aufgehoben und der wichtige 

Grundsatz proklamiert, dass keinerlei deutsche Gesetzesverfügung 

angewandt werden dürfe, die dem Vorteil des Nationalsozialismus 

und dem Nachteil seiner Verfolgten und Gegner diene. Gesetz Nr. 2 

des Kontrollrates vom 10. Oktober 1945 behandelte eingehend die 

Auflösung und Liquidierung aller Naziorganisationen. Daran an- 

schliessend erliess der Kontrollrat die Proklamation Nr. 3 vom 

20. Oktober und das Gesetz Nr. 4 vom 30. Oktober 1945, die eine 

demokratische Umgestaltung des deutschen Rechtswesens und des 

Gerichtswesens anordneten. An die Stelle des terroristischen Sy- 

stems der Nazigerichte sollte eine Rechtspflege treten, «die sich auf 

die Errungenschaften der Demokratie, Zivilisation und Gerechtig- 

keit gründet».13 

«Zwecks Durchführung der Umgestaltung des deutschen Ge- 

richtswesens müssen alle früheren Mitglieder der Nazipartei, die 

sich aktiv für deren Tätigkeit eingesetzt haben, und alle anderen Per- 

sonen, die an den Strafmethoden des Hitleregimes direkten Anteil 

hatten, ihres Amtes als Richter und Staatsanwälte enthoben werden 

und dürfen nicht zu solchen Ämtern zugelassen werden.»14 

Auch zu dem bedeutsamen Fragenkomplex der Säuberung des öf- 

fentlichen Lebens in Deutschland, leitender Stellungen in Wirt- 

schaft, Politik und Kultur von Personen und Einflüssen des Natio- 

nalsozialismus und Militarismus, der Verhaftung und Bestrafung 

von Nazi- und Kriegsverbrechen fasste der Kontrollrat gemeinsame 

Beschlüsse. 

13 Amtsblatt des Kontrollrates in Deutschland (Berlin), Nr. 1 vom 

25.10.1945, S. 22. 

14 Amtsblatt, a. a. O., Nr. 2 vom 30. 11. 1945, S. 27. 
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Die Bestrafung von Personen, die sich Kriegsverbrechen, Verbre- 

chen gegen den Frieden oder gegen die Menschlichkeit schuldig ge- 

macht haben, wurde im Gesetz Nr. 10 am 20. Dezember 1945 an- 

geordnet. Die Direktive Nr. 24 vom 12. Januar 1946 ordnete die 

Entfernung von Nationalsozialisten, Militaristen und Personen, die 

den Alliierten feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und verant- 

wortlichen Stellungen, einschliesslich privater Unternehmungen, an. 

In dieser Direktive werden 99 Kategorien von Personen aufgezählt, 

die zwangsweise zu entfernen waren: Neben Kriegsverbrechern und 

Kategorien von Nazifunktionären auch zahlreiche Kategorien von 

Beamten, die nach dem 30. Januar 1933 die betreffenden Stellungen 

bekleidet hatten. Darunter fielen Beamte der wichtigsten Reichsmi- 

nisterien von Ministern bis zu Ministerialdirigenten; Beamte ehema- 

liger deutscher Botschaften und Missionen bis herunter zum Range 

eines Attachés; sämdiche Beamte mit höherem Rang als dem eines 

Referenten im Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduk- 

tion; die wichtigsten Amtsträger des Reichsnährstandes; alle Beam- 

ten der Länder bis herunter zu Bürgermeistern und Landräten. 

Gleichfalls zwangsweise zu entfernen waren alle Wehrwirtschafts- 

führer und alle Vorsitzenden, Präsidenten, Stellvertreter und Ge- 

schäftsführer aller Reichsgruppen der gewerblichen Wirtschaft und 

Reichsvereinigungen der deutschen Industrie; alle Personen, die zu 

irgendeiner Zeit dem deutschen Generalstab angehört hatten. Hinzu 

kamen zahlreiche Kategorien von Juristen; ferner alle Personen, die 

Gegner des Faschismus denunziert oder zu ihrer Verhaftung beige- 

tragen beziehungsweise gegen Gegner und Verfolgte des Naziregi- 

mes Gewaltakte verübt hatten. 

Ausserdem wurde festgelegt: «Die Ausmerzung des Nationalso- 

zialismus und Militarismus macht es erforderlich, Personen, die 

voraussichtlich undemokratische Traditionen verewigen würden, 

von allen ausschlaggebenden oder einflussreichen Stellungen zu ent- 

fernen und auszuschliessen.»15 

In diesem Zusammenhang wurden ehemalige Berufsoffiziere der 

Wehrmacht und «Personen, die die preussische Junkertradition ver- 

körpern», hervorgehoben und wurde auf preussische, pommersche 

 

15 Amtsblatt, a. a. O., Nr. 5 vom 31.3.1946, S. 112. 
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und andere Adelsfamilien, auf Mitglieder ehemaliger Studentenkor- 

porationen (Bonner Borussen) und ehemaliger ostpreussischer und 

schlesischer Landsmannschaften verwiesen. Ihre Entfernung sei an- 

gemessen, «da sie voraussichtlich die deutsche militaristische Tradi- 

tion fortsetzen werden».16 

Weitere Personenkreise beziehungsweise Kriterien zur Klärung 

der Ermessensfrage nach der Entfernung von Personen waren sol- 

che, wie finanzielle und politische Unterstützung der NSDAP vor 

und nach 1933 (zum Beispiel die Parteifinanzierungsfonds der Indu- 

strie; die Parteien und Organisationen der Harzburger Front und 

andere Parteien); Direktoren und Chefingenieure, leitende Ange- 

stellte bedeutender wirtschaftlicher Betriebe usw. Die Direktive en- 

dete mit der Proklamierung des Grundsatzes: «Es ist wesentlich, dass 

die leitenden deutschen Beamten an der Spitze von Provinzen, Re- 

gierungsbezirken und Kreisen erwiesene Gegner des Nationalsozia- 

lismus sind, selbst wenn dies die Anstellung von Personen nach sich 

zieht, deren Eignung, ihren Aufgabenkreis zu erfüllen, geringer 

ist.»17 

Im Zusammenhang mit diesem wichtigen Gesetzgebungswerk 

muss auf ein weiteres Ereignis hingewiesen werden, das geeignet 

war, den Sektor der Viermächtepolitik in Deutschland auf ein festes 

Fundament einheitlicher und demokratischer Prinzipien zu stellen. 

Am 18. Oktober 1945 trat der Internationale Militärgerichtshof der 

vier Grossmächte in Berlin zusammen und erhob Anklage gegen die 

faschistischen Hauptkriegsverbrecher. In seinem Statut waren neue 

Grundsätze des demokratischen Völkerrechts verankert, wie die 

Verurteilung der Vorbereitung und Entfesselung von Angriffskrie- 

gen, die Haftung einzelner für Staatshandlungen, die nichtbindende 

Wirkung von politischen und militärischen Befehlen zur Begehung 

eines Verbrechens, die Verurteilung von Organisationen als verbre- 

cherisch. 

Das Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher wurde am 

20. November 1945 mit der Verlesung von im Prinzip übereinstim- 

menden Anklagen der Vertreter der vier Besatzungsmächte in 

Nürnberg eröffnet. 

16 Ebenda, S. 113. 

17 Ebenda, S. 115. 
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Der Kontrollrat gelangte auch im Fall der IG Farben zu einem er- 

sten gemeinsamen Beschluss bei der Verwirklichung des Zieles, die 

deutschen Monopolvereinigungen zu beseitigen. Er beschlagnahmte 

am 30. November mit Gesetz Nr. 9 sämtliche in Deutschland gele- 

genen Anlagen und Vermögenswerte, die sich im Eigentum oder un- 

ter der Kontrolle des IG-Farben-Konzerns befanden. Diese Mass- 

nahme erfolgte, um «jede zukünftige Bedrohung seiner Nachbarn 

oder des Weltfriedens durch Deutschland unmöglich zu machen, 

und mit Rücksicht auf die Tatsache, dass die IG Farbenindustrie sich 

wissentlich und in hervorragendem Masse mit dem Ausbau und der 

Erhaltung des deutschen Kriegspotentials befasst hat».18 

Es wurde bestimmt, dass alle Rechte auf den Kontrollrat überge- 

hen, der einen Viermächtekontrollausschuss bildet. Als Endziele 

dieser Kontrolle sollten verwirklicht werden: Bereitstellung von 

Teilen der Anlagen und Vermögenswerte für Reparationen, Zerstö- 

rung des ausschliesslichen Kriegspotentials, Aufspaltung der Eigen- 

tumsrechte an den verbleibenden Anlagen und Vermögenswerten, 

Liquidierung aller Kartellbeziehungen, Kontrolle der Forschungs- 

und Produktionstätigkeit. 

Das Gesetz Nr. 9 stellte zweifellos einen wichtigen Schritt auf 

dem Wege der Verwirklichung des Artikels 12, Abschnitt III B, des 

Potsdamer Abkommens dar. Gleichzeitig spiegelt sich der Kom- 

promisscharakter dieses Abkommens auch im Gesetz Nr. 9 und den 

anderen erwähnten Beschlüssen des Kontrollrates wider. Das war 

jedoch nicht ein Ausdruck der Schwäche des Kontrollrates, sondern 

im Gegenteil, ein Beweis seiner Lebensfähigkeit und der Erfolgs- 

möglichkeit der Viermächteverwaltung in Deutschland. Trotz zwei- 

fellos unterschiedlicher Vorstellungen zwischen den vier Mächten 

über Inhalt, Wege und Formen der Aufgabe, den deutschen Fa- 

schismus und Militarismus, die deutschen Monopolvereinigungen 

zu vernichten und demokratische Lebensformen in Deutschland zu 

entwickeln, erwies es sich als durchaus möglich, Kompromissfor- 

meln für gemeinsame Beschlüsse zu finden. Der Zusammenbruch 

der Viermächteverwaltung erfolgte nicht zwangsläufig, infolge von 

Undurchführbarkeit einer gemeinsamen Besatzungspolitik. Die hi- 

 

18 Amtsblatt . . ., a. a. O., Nr. 2 vom 30. 11. 1945, S. 34. 
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storischen Tatsachen widerlegen eindeutig die pseudowissenschaft- 

liche These Hans Rothfels’ und anderer, dass eine gemeinsame Ver- 

waltung Deutschlands durch Besatzungsmächte von Staaten unter- 

schiedlicher gesellschaftlicher Ordnung und politischer Maxime von 

vornherein unmöglich gewesen sei. 

Man müsse sich fragen, meint Rothfels, «ob eine gemeinsame 

Verwaltung durch drei «kapitalistisch» und einen kommunistisch re- 

gierten Staat bei erforderter Übereinstimmung überhaupt möglich 

war, ob nicht aus dem Ost-West-Gegensatz an sich schon, und zwar 

als das geringere Übel, die Teilung hervorgehen musste, um sich 

dann durch eben diesen Gegensatz immer mehr zu verfestigen».19 

Jeder unvoreingenommene Betrachter jedoch, der die Beschlüsse 

der Antihitlerkoalition zur deutschen Frage, insbesondere die Ab- 

kommen von Jalta und Potsdam sowie die erwähnten ersten Befehle, 

Proklamationen, Gesetze und Direktiven des Kontrollrates, auf- 

merksam studiert, wird eines Besseren belehrt. 

Die Sowjetunion verfolgte zwar von Anfang an eine ausserordent- 

lich zielstrebige Besatzungspolitik, die jedoch keinen Export der 

Revolution, keinerlei «Sowjetisierung» Ostdeutschlands, sondern 

nicht mehr und nicht weniger als eine strikte Verfolgung der gemein- 

samen Ziele der Antihitlerkoalition, allerdings mit aller Konse- 

quenz, zum Inhalt hatte. 

Das Schlagwort von der angeblichen Sowjetisierung Ostdeutsch- 

lands entbehrt jeglicher Grundlage. Es war und ist nichts weiter als 

eine demagogische Schutzbehauptung derjenigen, die die separat- 

staatliche Entwicklung der Westzonen und eine Restauration der ge- 

sellschaftlichen Verhältnisse entgegen dem Willen der Mehrheit der 

Bevölkerung durchführten beziehungsweise auf dem Boden dieser 

Entwicklung stehen und sie verteidigen. Es bedeutet, die histori- 

schen Tatsachen völlig auf den Kopf zu stellen, wenn in diesem Zu- 

sammenhang, wie von Thilo Vogelsang, entschuldigend argumen- 

tiert wird, man sei in den Westzonen gezwungen gewesen, sich von 

den angeblich kommunistischen Umwälzungen «abzuheben», und 

das hätte zur Folge gehabt, dass «die gesellschafliche Struktur in 

Westdeutschland . . . unversehrt blieb».20 

19 Hans Rothfels, Zeitgeschichtliche Betrachtungen, S. 249. 

20 Thilo Vogelsang: Das geteilte Deutschland, München 1966, S. 163. 
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Nicht die antifaschistisch-demokratischen Umgestaltungen in der 

sowjetischen Besatzungszone, sondern die über sie verbreiteten 

Entstellungen haben bestenfalls solche Wirkungen hervorgerufen. 

Die Hauptursachen für die separatistische und restaurative Entwick- 

lung der Westzonen liegen in diesen selbst beziehungsweise in dem 

Wirken dort agierender Besatzungsmächte und Klassenkräfte. 
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II. Der Aufschwung des antifaschistisch- 

demokratischen Ringens des deutschen Volkes 

1. Das Verhältnis des deutschen Volkes zu den Besatzungsmächten 

Die Lage des deutschen Volkes am Ende des Zweiten Weltkrieges 

unterschied sich wesentlich von derjenigen vor 27 Jahren, als der Er- 

ste Weltkrieg zu Ende gegangen war. Die Kriegsverwüstungen und 

die allgemeine Not waren bedeutend grösser. Sie erreichten jedoch 

nicht den Grad wie in den vom Faschismus eroberten und verheer- 

ten Gebieten der Sowjetunion, Polens u.a. Das materielle Erbe, das 

der Faschismus hinterlassen hatte, war eine schwere Hypothek für 

einen demokratischen Neuaufbau, noch schwerwiegender jedoch 

wog das geistige Erbe. Verwirrung, Demoralisierung und Verzweif- 

lung waren gross, politische Apathie weit verbreitet. Der entschei- 

dende Unterschied zur Lage am Ende des Ersten Weltkrieges kam 

jedoch nicht in diesen negativen Faktoren zum Ausdruck. Entschei- 

dend waren die bedeutenden Veränderungen des internationalen 

Kräfteverhältnisses zugunsten der Kräfte des Friedens, der Demo- 

kratie und des Sozialismus. Die Sowjetunion hatte in einem hero- 

ischen Kampf die Hauptkräfte des Hitlerfaschismus geschlagen, Le- 

benskraft und Überlegenheit der neuen sozialistischen Gesell- 

schaftsordnung demonstriert. So erfüllte sie in einer Reihe von Län- 

dern ihre internationalistische Befreiungsmission und bahnte damit 

der Arbeiterklasse und den fortschrittlichen und demokratischen 

Kräften den Weg für einen erfolgreichen Kampf um Frieden, natio- 

nale Unabhängigkeit und Wiedergeburt, Demokratie und sozialen 

Fortschritt. Macht und Ansehen und der internationale Einfluss der 

Sowjetunion waren so gross wie niemals zuvor. Dieser Sachverhalt 

trug wesentlich zum Aufschwung des Kampfes der Arbeiterklasse, 

antifaschistisch-demokratischer Kräfte in der Mehrzahl der kapitali- 

stischen Länder sowie des nationalen Befreiungskampfes der kolo- 
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nialen und unterdrückten Völker bei. Und die Sowjetunion tat alles 

in ihren Kräften Stehende, um den antiimperialistischen Kampf der 

Volksmassen solidarisch zu unterstützen. Allerdings befand sie sich 

selbst zunächst in einer sehr schwierigen wirtschaftlichen Lage. Die 

Überwindung der Kriegsschäden und die Erreichung und Über- 

schreitung des Vorkriegsstandes der Produktion erforderte Jahre 

angespanntesten Ringens der sowjetischen Arbeiter und Bauern un- 

ter Führung der KPdSU. Die Sowjetunion demobilisierte Millionen 

Soldaten und reihte sie in das grosse Aufbauwerk ein. Bei Vergegen- 

wärtigung dieser Situation wird die ganze Absurdität der von den re- 

aktionären Kreisen der Westmächte schon bei Kriegsende beschwo- 

renen Gefahr einer Eroberung Westeuropas durch die Sowjetarmee 

deutlich, mit der die Politik antisowjetischer Blockbildung und des 

Kalten Krieges bemäntelt wurde. Als Ergebnis des Zweiten Welt- 

krieges und der damit verbundenen Vertiefung der allgemeinen 

Krise des Kapitalismus wurde eine neue Stufe des weltrevolutionä- 

ren Prozesses des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus 

eingeleitet. Die Auseinandersetzung zwischen den Kräften des Frie- 

dens, der nationalen Unabhängigkeit, der Demokratie und des so- 

zialen Fortschritts und denen des Imperialismus und der politischen 

Reaktion erreichte einen neuen Aufschwung und wurde weltum- 

spannend. Deutschland lag im europäischen Brennpunkt dieser 

Auseinandersetzung. Seine Entwicklung verflocht sich so eng wie 

nie zuvor mit dem internationalen Klassenkampf, standen sich doch 

die Weltmächte des Kapitalismus und Sozialismus hier unmittelbar 

als Besatzungsmächte gegenüber. Das bedeutete eine historisch völ- 

lig neue Qualität des Verhältnisses von Nationalem und Internatio- 

nalem in der deutschen Geschichte, was jedoch nicht gleichzusetzen 

war mit einer sogenannten «Omnipotenz der Besatzungsmächte», 

wie sie in der systemkonformen Geschichtsschreibung der BRD be- 

hauptet wird. Die Ausübung der obersten Regierungsgewalt durch 

die Besatzungsmächte war ein wesentlicher Faktor für die deutsche 

Nachkriegsentwicklung und ging als Komponente in die Entwick- 

lung des Kräfteverhältnisses der Klassen beziehungsweise des politi- 

schen Kräfteverhältnisses ein – nicht mehr und nicht weniger. 

Die Sowjetarmee zerschlug die entscheidenden Machtorgane des 

faschistischen Staates, die SMAD löste die faschistischen Grossban- 
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ken auf, sequestrierte die Betriebe und das Eigentum der Nazi- und 

Kriegsverbrecher und übergab sie in die Verfügungsgewalt der deut- 

schen Verwaltungsorgane. Die SMAD unterband die Tätigkeit fa- 

schistischer sowie aller reaktionären Kräfte, die sich gegen Ziele und 

Prinzipien des Potsdamer Abkommens richtete. Sie förderte und 

unterstützte im Geiste des proletarischen Internationalismus die 

Entwicklung der deutschen Arbeiterklasse und aller mit ihr verbün- 

deten Klassen und Schichten und ihren antifaschistisch-demokrati- 

.sehen Kampf, den Aufbau und die Arbeit der deutschen demokrati- 

schen Selbstverwaltungsorgane, die antifaschistisch-demokrati- 

schen Umwälzungen. Im Zuge der Befreiungsmission der Sowjet- 

armee wurden somit eine Reihe grundlegender Aufgaben bereits ge- 

löst, die die deutsche Arbeiterklasse im Kampf um die Beseitigung 

des Faschismus zu bewältigen hatte. Die revolutionäre Umwälzung 

der gesellschaflichen Grundlagen, die Überwindung des faschisti- 

schen Erbes und der Aufbau einer neuen Gesellschafts- und Staats- 

ordnung war primär die Aufgabe der deutschen Arbeiterklasse und 

ihrer Verbündeten, konnte nur als Werk der geschichtsbildenden 

Kraft der Volksmassen vollzogen werden. Anwesenheit und Tätig- 

keit der sozialistischen Besatzungsmacht, die Übermittlung sowjeti- 

scher Erfahrungen, waren dafür bedeutsame Hilfe und Unterstüt- 

zung. 

Demgegenüber war die Anwesenheit und das konterrevolutionäre 

Wirken der Westmächte in ihren Besatzungszonen die entschei- 

dende politische Potenz bei der Verhinderung einer geschichtlichen 

Wende und der Durchsetzung einer restaurativen Entwicklung im 

Gegensatz zu den Wünschen und Bestrebungen der Mehrheit der 

westdeutschen Bevölkerung. Aber auch hier kann nicht von einer 

Omnipotenz, sondern lediglich von einer dominierenden Kompo- 

nente im System derjenigen Klassen und Kräfte gesprochen werden, 

die sich einer antifaschistisch-demokratischen Entwicklung entge- 

genstemmten. 
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2. Das politische Kräfteverhältnis 

Die deutsche Arbeiterklasse trug 1945 die Hauptverantwortung für 

die restlose Beseitigung des Faschismus und Militarismus und den 

Vollzug einer grundlegenden geschichtlichen Wende. Auch in der 

deutschen Arbeiterklasse hatten die zwölf Jahre Faschismus und 

Krieg Spuren hinterlassen. Viele Mitglieder und Funktionäre der 

deutschen Arbeiterbewegung waren Faschismus und Krieg zum 

Opfer gefallen. Das Klassenbewusstsein war in Teilen der Arbeiter- 

klasse verschüttet worden. Doch im Unterschied zur Situation am 

Ende des Ersten Weltkrieges verfügte die deutsche Arbeiterklasse 

1945 über eine marxistisch-leninistische Vorhut, der es gelungen 

war, sich im heroischen antifaschistischen Widerstandskampf 

gleichzeitig gründlich auf die Nachkriegssituation vorzubereiten. 

Die dringendste Aufgabe war es, die KPD in ganz Deutschland 

wiederaufzubauen und zu einer Massenpartei zu entwickeln. Eine 

starke kommunistische Partei war für die Überwindung des deut- 

schen Imperialismus und für die Errichtung einer neuen antifaschi- 

stisch-demokratischen Ordnung unbedingt notwendig. Denn die 

Arbeiterklasse, deren revolutionäre Vorhut die KPD war, verkör- 

perte nicht nur die sozialistische Alternative zum Kapitalismus, 

sondern war die entscheidende, mit Abstand stärkste antiimperiali- 

stisch-demokratische Potenz in Nachkriegsdeutschland. Deshalb 

war auch die Frage der politischen Einheit der Arbeiterklasse, der 

Einheitsgewerkschaften und der Aktionseinheit von KPD und SPD 

die Schlüsselfrage für den Verlauf der Klassenkämpfe. 

Der Opportunismus in der sozialdemokratischen Arbeiterbewe- 

gung befand sich bei Kriegsende in einer Krise. 

Die ökonomische Macht des grossbürgerlichen Hauptfeindes ei- 

ner antifaschistisch-demokratischen Entwicklung war 1945 ge- 

lähmt, seine politische Macht lag am Boden. Die Grossbourgeoisie 

war politisch kompromittiert, ebenso das vorfaschistische bürgerli- 

che Parteiensystem. Die deutsche Grossbourgeoisie sah sich als För- 

derer und Nutzniesser des Faschismus, als kriegstreiberische und 

kriegsverbrecherische Kraft angeklagt. Auch aus herrschenden 

Kreisen der Westmächte wurde diese Tatsache betont, so wie in der 

Stellungnahme eines Ausschusses des US-Senats unter Vorsitz von 
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Senator Kilgore. In ihr hiess es: «Es ist nicht wahr, dass die deut-

schen Grossindustriellen sich erst im letzten Augenblick und halb 

gezwungen dem Nationalsozialismus angeschlossen haben. Sie wa-

ren von Anfang an seine begeisterten Förderer. 

Die Unterstützung seitens der deutschen Schwerindustrie und 

Hochfinanz ermöglichte den Nationalsozialisten die Machtergrei- 

fung. 

Die Umstellung der deutschen Wirtschaft auf die Kriegswirtschaft 

und die fieberhafte Rüstung zum Angriffskrieg erfolgte unter der 

unmittelbaren Leitung der deutschen Industriellen.»1 In einer er- 

gänzenden Erklärung von Senator Kilgore heisst es: «Die Tatsachen 

machen diese Industriellen einwandfrei mitschuldig an den von den 

Nationalsozialisten in ihrer Sucht nach Weltherrschaft gegen die 

Völker der Erde verübten Verbrechen.»1 2 

Die deutsche Grossbourgeoisie und ihre politischen Interessen- 

vertreter befanden sich in einer schwierigen Situation. Sie waren je- 

doch noch keineswegs entmachtet. Sie setzten-wie noch darzulegen 

sein wird – ihre ganze Hoffnung auf das Zerbrechen der Antihitler- 

koalition, einen antisowjetischen Kurswechsel der Westmächte und 

den damit verbundenen Bruch des Potsdamer Abkommens, auf die 

konterrevolutionäre Potenz der westlichen Militärregierungen. 

Neben Arbeiterklasse und Grossbourgeoisie als den sich antagoni- 

stisch gegenüberstehenden Grundklassen existieren noch werktätige 

Bauern, Handwerker, Gewerbetreibende, Angehörige der Intelli- 

genz, Grossbauern und Angehörige des nichtmonopolitistischen 

Bürgertums. Sie machten zwischen einem Viertel und einem Drittel 

der werktätigen Bevölkerung aus. Die Mehrzahl von ihnen, insbe- 

sondere die werktätigen Schichten, hatten ebenfalls unter Faschis- 

mus und Krieg beziehungsweise ihren Folgen schwer gelitten. Ihrer 

Lage nach hatten sie ein echtes Interesse an der gründlichen Beseiti- 

gung von Faschismus und Militarismus und an einer antifaschi- 

stisch-demokratischen Entwicklung. Allerdings war ihre subjektive 

Verfassung ausserordentlich kompliziert. War schon in Teilen der 

 

1 Allgemeine Zeitung (Berlin), hrsg. von der amerikanischen Armee, 

12. Oktober 1945. 

2 Ebenda. 
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Arbeiterklasse das Klassenbewusstsein verschüttet, so hatte das poli- 

tische Bewusstsein der Mehrzahl dieser Schichten einen Tiefpunkt 

erreicht. Obwohl der Faschismus bei ihnen kompromittiert war, 

spukten doch noch eine ganze Menge reaktionärer Ideen, Antiso- 

wjetismus, Arbeiterfeindlichkeit, Elitedenken, Nationalismus u.ä. 

in ihren Köpfen. Die politische Skala reichte von Apathie und politi- 

scher Abstinenz bis zu kleinbürgerlich-radikalen Tendenzen mit ei- 

ner deutlichen antimonopolistischen Stossrichtung. 

Es war eine Grundfrage deutscher Nachkriegsentwicklung, ob es 

der Arbeiterklasse und ihrer Vorhut gelang, die Initiative des Han- 

delns an sich zu bringen und die nichtproletarischen Klassen und 

Schichten um sich zu gruppieren, oder ob es der Grossbourgeoisie ge- 

lang, kleinbürgerliche und bürgerliche Kreise von der Arbeiterklasse 

abzugrenzen, zu neutralisieren beziehungsweise unter ihren Einfluss 

zu bringen. Die demokratischen Kräfte bürgerlicher und kleinbür- 

gerlicher Provinienz hatten in Abgrenzung oder gar Frontstellung 

gegenüber der Arbeiterklasse von Anfang an keine echte Chance, 

sich gegen die geballte Kraft der Grossbourgeoisie durchzusetzen 

und «ohne Klassenkampf», auf dem Wege des Parlamentarismus, 

grundlegende demokratische Reformen durchzusetzen. Abgesehen 

davon waren ihre demokratischen Konzeptionen, von denen noch 

zu reden sein wird, in sich widersprüchlich und irreal. Wenn sie 

nicht in ihrem Grundanliegen scheitern und sich zum demokrati- 

schen Feigenblatt einer restaurativen Politik degradieren wollten, 

mussten sie ihren Weg an der Seite der Arbeiterklasse suchen. 

3. Um die Aktionseinheit der Arbeiterklasse 

Der Aufruf an das deutsche Volk3, mit dem die KPD am 11. Juni 

1945 als erste Partei in Deutschland nach dem Kriege mit einem rich- 

tungweisenden Aktionsprogramm hervortrat und der über den Ber- 

liner Rundfunk sowie mit Flugblättern auch in den Westzonen 

 

3 Dokumente und Materialien zur Geschichte der deutschen Arbeiterbe-

wegung, Reihe III, Bd. 1, Berlin 1959, S. 14 ff. 
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starke Verbreitung fand, umriss die Aufgaben und zeigte den Weg 

zur Bewältigung der Grundfragen demokratischer deutscher Nach- 

kriegspolitik. 

Die KPD zog eine umfassende Bilanz. Sie stellte fest, dass als 

Schuldige nicht nur die führenden Hitlerfaschisten und die Militari- 

sten, sondern vor allem auch die grosskapitalistischen Rüstungsmag- 

naten und Kriegsverbrecher sowie das Junkertum und alle reaktio- 

nären Helfershelfer des Naziregimes zu entmachten und zu bestra- 

fen seien. Um das zu ermöglichen, galt es, die Fehler von 1918 und 

1933 nicht zu wiederholen: die Einheit der Arbeiterklasse herzustel- 

len und alle Hitlergegner, demokratische Parteien und Organisatio- 

nen in einem Block zur Errichtung eines antifaschistisch-demokrati- 

schen Regimes zusammenzuschliessen. Das von der KPD propa- 

gierte Ziel bestand in der Errichtung einer parlamentarisch-demo- 

kratischen Republik mit allen demokratischen Rechten und Freihei- 

ten für das Volk. Ein Zehnpunktesofortprogramm formulierte die 

nächsten Aufgaben auf diesem Weg (Entnazifizierung, Schaffung 

demokratischer Verwaltungsorgane, Enteignung des Vermögens 

der Nazibonzen und Kriegsverbrecher, Bodenreform, Schulreform) 

und verband sie mit den vordringlichen Aufgaben zur Überwindung 

von Chaos, Zerstörung und Not, für die Ingangbringung der Pro- 

duktion. Die Anerkennung der Pflicht des deutschen Volkes zur 

Wiedergutmachung wurde hervorgehoben und ein «entschiedener 

Bruch mit der Politik der Aggression und der Gewalt gegenüber an- 

deren Völkern» gefordert. Mit der Vernichtung des Hitlerismus 

gelte es gleichzeitig, eine konsequente Demokratisierung Deutsch- 

lands durchzuführen, den preusssisch-deutschen Militarismus und 

Imperialismus zu vernichten, um «eine dritte Wiederholung der im- 

perialistischen Katastrophenpolitik unmöglich» zu machen, stellte 

die KPD fest. 

Die dem Aufruf zugrundeliegende Konzeption verband den 

Kampf um die antifaschistisch-demokratischen Gegenwartsaufga- 

ben mit dem Kampf der Arbeiterklasse für den Sozialismus. Die 

Führung der KPD schätzte real ein, dass die gegebene Situation keine 

Voraussetzungen für den unmittelbaren Übergang zum Sozialismus 

bot. Im konsequenten antiimperialistischen, demokratischen 

Kampf, mit der Beseitigung des Imperialismus, würden erste Ele- 
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mente des Sozialismus entstehen, konnte die Arbeiterklasse ihre po- 

litische Macht als Voraussetzung für den planmässigen sozialisti- 

schen Aufbau entwickeln – das war der einzig reale Weg zum Sozia- 

lismus. 

Das Aktionsprogramm der KPD war kein «bürgerliches Pro- 

gramm», wie Kurt Schumacher und in seinem Gefolge westdeutsche 

Geschichtsschreiber demagogisch behaupteten, sondern das konse- 

quent demokratische Programm der deutschen Arbeiterklasse, das 

eine schöpferische Anwendung der Leninschen Revolutionstheorie 

auf die deutschen Verhältnisse darstellte. Es bot die Plattform für die 

Herstellung der Aktionseinheit der Arbeiterklasse und die Schaf- 

fung eines breiten Bündnisses aller antifaschistisch-demokratischen 

Kräfte. 

Das Aktionsprogramm der KPD war kein Programm, dasjiur auf 

die sowjetische Besatzungszone ausgerichtet war und eine separate 

Zonenpolitik zum Inhalt hatte. Sein Ziel war die Errichtung einer 

deutschen demokratischen Republik auf dem gesamten Territorium. 

Die grundsätzliche Übereinstimmung der formulierten Aufgaben 

mit den Zielen und Prinzipien des Potsdamer Abkommens gab dem 

Kampf um ihre Verwirklichung auch in den Westzonen einen völ- 

kerrechtlichen Rückhalt. Die KPD stellte sich darauf ein, ihr Ak- 

 tionsprogramm in einem langwierigen Kampf in ganz Deutschland 

durchzusetzen. Sie orientierte auf eine offene politische Auseinan- 

dersetzung auf dem Wege der Errichtung eines deutschen demokra- 

tischen Staates und im Zuge seiner Entwicklung. Die sowjetische 

Besatzungszone, in der die günstigsten Bedingungen für die antifa- 

schistisch-demokratische Entwicklung bestanden, konnte für diesen 

Kampf eine fortgeschrittene Bastion sein, die die Gesamtentwick- 

lung immer nachhaltiger beeinflusste. 

Berlin wurde nicht nur zum Ausgangspunkt des Wiederaufbaus 

der KPD in ganz Deutschland, sondern auch der Wiedergründung 

der SPD. Anknüpfend an das vom letzten Parteivorstand der SPD 

für die illegale Arbeit in Deutschland 1933 eingesetzte Führungsor- 

gan, in dem Max Fechner und Richard Weimann mitgewirkt hatten, 

bildete sich am 15. Juni 1945 aus bewährten sozialdemokratischen 

Antifaschisten ein Zentralausschuss der SPD. In diesem zunächst 

 provisorischen Führungszentrum, dem unter anderem Otto Grote- 
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wohl, Bernhard Göring, Josef Orlopp, Helmut Lehmann und 

Hermann Schlimme angehörten, erlangten erstmals seit Jahrzehnten 

klassenbewusste Sozialdemokraten, die sich auf den revolutionären 

Marxismus orientierten, bestimmenden Einfluss auf die sozialdemo- 

kratische Politik in Deutschland. Der vom Zentralausschuss der SPD 

verabschiedete Aufruf bekannte sich zur Einheit der deutschen Ar- 

beiterklasse und forderte den Aufbau eines antifaschistisch-demo- 

kratischen Deutschlands. Die grundsätzliche Übereinstimmung mit 

dem Aktionsprogramm der KPD wurde hervorgehoben und durch 

die aufgestellten neun Gegenwartsforderungen unterstrichen. Am 

17. Juni 1945 wurden der Zentralausschuss, der Aufruf und ein Par- 

teistatut auf einer Funktionärskonferenz, an der 1‘500 Funktionäre 

aus Berlin und 300 aus der sowjetischen Besatzungszone und aus den 

Westzonen Deutschlands teilnahmen, bestätigt. 

Am 19. Juni 1945 bildeten KPD und SPD in Berlin einen gemein- 

samen Arbeitsausschuss aus je fünf Vertretern und beschlossen eine 

feste Aktionseinheit im Kampf um die Verwirklichung der gemein- 

sam festgelegten antifaschistisch-demokratischen Aufgaben mit dem 

Ziel einer späteren Vereinigung der beiden Parteien. Die rasche Ei- 

nigung der Arbeiterklasse in Berlin wie in der gesamten sowjetischen 

Besatzungszone erwies sich als der Schlüssel für die Lösung aller 

komplizierten Aufgaben des antifaschistisch-demokratischen Neu- 

aufbaus. Die Aktionseinheit der Arbeiterklasse in Ostdeutschland 

wurde zum Fundament für die Mobilisierung breiter Massen, für die 

Herstellung eines festen Bündnisses der Arbeiterklasse mit der Bau- 

ernschaft, den Mittelschichten und antihitlerischen bürgerlichen 

Kreisen. 

Auch in den Westzonen waren die Anfänge des gesellschaflichen 

und politischen Lebens wesentlich geprägt vom Streben nach Ak- 

tionseinheit zwischen KPD und SPD, nach einer politisch einheit- 

lich handelnden Arbeiterklasse, von Forderungen nach grundlegen- 

den gesellschaftspolitischen Umgestaltungen, die Militarismus und 

Faschismus und ihre im staatsmonopolistischen Kapitalismus wur- 

zelnden gesellschaflichen Grundlagen für immer beseitigten, von 

Forderungen nach einer progressiven Demokratie, in der die Arbei- 

terklasse einen entscheidenden Einfluss ausübt. Die Nachkriegsent- 

wicklung in den Westzonen Deutschlands begann keineswegs in den 
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antikommunistischen Bahnen, wie sie später für die Herausbildung 

und Entwicklung der BRD charakteristisch waren. Trotz geistiger 

Nachwirkungen der nazistischen Hetze gegen die Sowjetunion und 

den Kommunismus fanden die Aktionsprogramme und die Wirk- 

samkeit der KPD eine grosse, zunehmende Resonanz unter breiten 

Kreisen der Bevölkerung. Die Kommunisten wirkten auch in den 

Westzonen beispielgebend mit grossem politischen Einsatz beim 

wirtschaftlichen und politischen Neuaufbau. Wenn auch noch Miss- 

trauen und Vorbehalte bei vielen Sozialdemokraten gegenüber ihren 

kommunistischen Kampfgefährten vorhanden waren, so fand doch 

allgemein die KPD als antifaschistische und demokratische Kraft, als 

konsequenter Interessenvertreter der Arbeiterklasse Anerkennung. 

Es war das eine Zeit, wo auf dem Boden der BRD Kommunisten in 

zahlreichen Betriebsräten über eine Mehrheit verfügten, trotz aller 

Benachteiligungen in Gemeinden, Städten, Kreisen und schliesslich 

Landesregierungen wichtige Positionen einnahmen. 

Auch in den Ländern der Westzonen Deutschlands erwies sich die 

organisierte Arbeiterklasse als die entscheidende gesellschaftliche 

Potenz für einen Neuaufbau auf antifaschistisch-demokratischer 

Grundlage. 

Vielerorts und in den meisten Betrieben übernahmen die Arbeiter 

die Initiative zum Aufbau einer neuen, demokratischen Ordnung. 

Noch bevor die alten Betriebsleitungen wieder Einzug hielten, er- 

griffen, vor allem in den Konzernbetrieben Arbeiter und Angestellte 

die Initiative, bildeten Betriebsausschüsse, die dem Chaos zu Leibe 

gingen und die Produktion organisierten. «Am 16. April 1945 (also 

sechs Tage nach dem Einmarsch der Alliierten) war bereits der 

grösste Teil der Belegschaft wieder an den Arbeitsplätzen, aber ohne 

Brot, ohne Arbeitskleidung, ohne Wohnungen»,4 heisst es rück- 

blickend in der konzerneigenen «Hüttenzeitung» des Bochumer 

Vereins. Durch das selbständige Eingreifen der Vertrauensleute der 

Bergarbeiter wurden die Kohlengruben des Ruhrgebietes vor dem 

Absaufen bewahrt. Während sich die meisten Monopolherren und 

andere Eigentümer verkrochen, ihre Betriebe im Stich liessen, sich 

 

4 Erich Potthoff: Der Kampf um die Montan-Mitbestimmung, Köln-
Deutz (1957), S. 24/25. 
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den Aufbaupflichten entzogen, vollbrachte die Mehrheit der Arbei- 

terklasse aufopferungsvolle Aufbautaten. Betriebsausschüsse, ge- 

werkschaftliche Aktionskomitees, antifaschistische Aktionsaus- 

schüsse, deren Träger vor allem Angehörige der Arbeiterbewegung 

waren, vollbrachten in Betrieben und Orten Westdeutschlands im 

Kampf gegen das Chaos und beim Wiederaufbau grosse Leistungen. 

Sie setzten nicht nur die Produktion wieder in Gang, sondern küm- 

merten sich um die gesamte Ernährung und Versorgung, um viele 

wesentliche gesellschaftliche Aufgaben. 

Damit die Arbeiterklasse ihrer Verantwortung gerecht werden 

konnte, war es vor allem notwendig, dass sie sich organisierte und 

fest zusammenschloss. Dem Aufbau einer neuen Gewerkschaftsbe-

wegung kam dabei grosse Bedeutung zu. Vor ihr standen wichtige, 

neue und grössere Aufgaben als früher. Auch durch ihre Tätigkeit 

musste die führende Rolle der Arbeiterklasse verwirklicht und gefes-

tigt werden. 

Fortschritdiche Gewerkschafter – unter ihnen viele Mitglieder der 

KPD und der SPD – ergriffen in den Westzonen bereits im April 

1945 in zahlreichen Betrieben die Initiative und organisierten Wah- 

len von Betriebsräten, noch bevor Genehmigungen der Besatzungs- 

behörden vorlagen. Diese Wahlen waren eindeutige Bekenntnisse 

zur Gewerkschafts- und Aktionseinheit der Arbeiterklasse; denn es 

wurden mit überwältigender Mehrheit fortschrittliche Gewerk- 

schafter gewählt, die sich zur Arbeitereinheit bekannten. Die Arbei- 

ter erkannten in ihnen die besten Vertreter ihrer Interessen. Im 

westdeutschen Bergbau war ihr Einfluss besonders stark. 

Bereits am 19. April 1945 fand in Gelsenkirchen-Buer eine Ta- 

gung der Betriebsräte von 22 Schachtanlagen statt, auf der ein vorbe- 

reitender Gewerkschaftsausschuss gebildet wurde. In den erarbeite- 

ten Richtlinien wurde unter anderem das volle Mitbestimmungs- 

recht und die Überführung der Grundstoffindustrie in die Hände 

des Volkes gefordert. An einer zweiten Konferenz am 29. April 

1945 in Gelsenkirchen-Buer nahmen 350 Delegierte aus 55 Schacht- 

anlagen, 14 Metall-, 8 Chemie- und anderen Betrieben teil. Die 

Konferenz beschloss, Industriegewerkschaften aufzubauen und in 

einem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund zusammenzufassen. 

Auch an anderen Orten der Westzonen entstanden auf Initiative 
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fortschrittlicher Gewerkschafter Einheitsgewerkschaften bezie-

hungsweise Organisationskomitees; ihr Charatker und ihre Zielset-

zung entsprachen den Aufgaben des antifaschistisch-demokrati-

schen Neuaufbaus. 

Der gemeinsame antifaschistische Widerstand ihrer Besten, der 

gemeinsame Kampf der Arbeiterklasse gegen Chaos und Not wirk- 

ten sich beim Wiederaufbau der deutschen Arbeiterbewegung posi- 

tiv aus und waren die Grundlage dafür, dass – unter dem Einfluss 

richtungweisender Aktivität von Kommunisten und klassenverbun- 

denen Sozialdemokraten – die Idee der Arbeitereinheit den Wieder- 

aufbau bestimmte. Die gebieterische Forderung, angesichts des be- 

stehenden Notsundes alle Kräfte zu vereinen, und die durch ge- 

meinsames Vorgehen erzielten ersten Erfolge liessen die Idee der 

Arbeitereinheit in breiteren Kreisen der Arbeiterklasse wachsen und 

förderten die Entwicklung des Klassenbewusstseins. 

Die Betriebsausschüsse, die Obleute und Betriebsräte spielten 

nicht nur bei der Ingangbringung der Produktion und in allen be- 

trieblichen Fragen eine wesentliche Rolle, sie mobilisierten die Ar- 

beiter und Angestellten auch für die Durchsetzung ihrer politischen 

Forderungen, insbesondere für die Enteignung der Betriebe der 

Kriegsverbrecher und die Säuberung der Verwaltungen von aktiven 

Nazis. 

Alle Obleute der Gruben des Ruhrkohlenbergbaus forderten auf 

ihrer ersten Konferenz am 14. November 1945 in Bochum in einer 

Resolution entschieden und unmissverständlich: «Die Bergarbeiter 

wissen, dass der Bergbauverein, die Thyssen, Klöckner, Krupp und 

alle Aktionäre die Geldgeber der NSDAP waren. Die Bergarbeiter 

wissen, dass diese deutschen Grubenbarone mit der Ruhrkohle zwei 

Kriege vorbereitet und geführt haben. Die deutschen Kohlenbarone 

sind Kriegsverbrecher. Um einen neuen Krieg zu verhindern, ver- 

langen die Bergarbeiter die Überführung der Schachtanlagen in die 

Hände der Provinzialregierung in Münster.»5 

Fortschritdiche Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktionäre mo- 

bilisierten in den Konzernbetrieben Arbeiter und Angestellte zu 

Willenskundgebungen, in denen die Enteignung der Monopolher- 

 

5 Dokumente und Materialien . . ., Reihe III, Bd. 1, S. 267. 
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ren, die Überführung der Betriebe in die Hände des Volkes und die 

Entnazifizierung gefordert wurden. 

Bei den Betriebsrätewahlen vom Oktober 1945 erhielten die Kan- 

didaten der KPD und andere fortschrittliche Gewerkschafter in den 

Schachtanlagen des Ruhrgebietes die überwiegende Mehrheit der 

Mandate. Betriebsräte und örtliche Gewerkschaftskomitees mobili- 

sierten in unermüdlicher Arbeit und in zahllosen grösseren und klei- 

neren Aktionen immer breitere Kreise der Arbeiter für den Kampf 

um volle Mitbestimmung und die Durchführung antifaschistisch- 

demokratischer Massnahmen. Dabei wurden dort die grössten Er- 

folge errungen, wo kommunistische, sozialdemokratische, christli- 

che und parteilose Arbeiter fest zusammenstanden. Es wurden das 

Klassenbewusstsein der Arbeiter gestärkt, eine gewisse politische 

Lethargie – durch die Verbots- und Beschränkungsmassnahmen der 

westlichen Besatzungsmächte zusätzlich verstärkt – Schritt für 

Schritt überwunden, der Einfluss der Betriebsräte und Gewerkschaf- 

ten vergrössert. 

Die Aktionseinheit der Arbeiterklasse war anfangs nicht auf die 

Gewerkschaftsbewegung beschränkt geblieben. Zwischen Kom- 

munisten und Sozialdemokraten kam es in den ersten Nachkriegs- 

monaten vielerorts zu parteipolitischen Absprachen und gemeinsa- 

mem Vorgehen. In vielen Orten und Städten fanden vor und nach 

der offiziellen Zulassung von KPD und SPD Zusammenkünfte, 

Aussprachen, Beratungen über ein gemeinsames Vorgehen in be- 

stimmten Fragen statt. Vielerorts begann sich ein kameradschaftli- 

ches Verhältnis zwischen den Mitgliedern der beiden Parteien zu 

entwickeln. Dabei übten die Politik des Zentralausschusses der SPD 

in Berlin und das von ihm mit der KPD geschlossene Aktionsab- 

kommen einen wesentlichen Einfluss aus, wie auch in der bürgerli- 

chen Historiografie der BRD zugegeben werden muss. Trotz der 

Tatsache, dass noch viel zur Erforschung der Geschichte der Aktions- 

vereinbarungen zwischen KPD und SPD zu tun ist, ermöglicht be- 

reits unsere heutige Kenntnis die Feststellung, dass es nachweisbar in 

allen Ländern der Westzonen in dieser oder jener Form zu parteipo- 

litischen Kontakten zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten 

gekommen ist. Folgende grössere Orte seien genannt: München, 

Nürnberg, Fürth, Dachau, Landshut, Arzberg; Stuttgart, Mann- 
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heim, Heidelberg, Karlsruhe, Offenburg, Freiburg i. Br., Rastatt, 

Konstanz, Ludwigsburg, Villingen, Singen, Lörrach; Frankfurt 

a. M., Wiesbaden, Hanau, Hessisch-Oldendorf; Dortmund, Duis- 

burg, Essen, Köln, Bochum, Wuppertal, Gladbach, Recklinghau- 

sen, Hamm, Moers, Wanne-Eickel, Oberhausen, Münster, Biele- 

feld, Lünen, Dorsten, Gelsenkirchen, Remscheid; Braunschweig, 

Hannover, Oldenburg; Kiel, Elmshorn; Hamburg und Bremen. 

In Hamburg wurde von den Vertretern von SPD und KPD am 

20. August 1945 ein Aufruf zu enger Zusammenarbeit mit dem Ziel 

der Schaffung einer einheitlichen Arbeiterpartei verabschiedet. In 

Bremen wurde am 17. August 1945 zwischen den Bezirksleitungen 

von KPD und SPD ein «Einheits-Aktions-Vertrag» abgeschlossen 

und der Mitgliedschaft mitgeteilt. 

Am 8. August 1945 fanden die seit Juni 1945 geführten Bespre- 

chungen zwischen führenden sozialdemokratischen und kommuni- 

stischen Funktionären in München in der Bildung einer Aktionsge- 

meinschaft ihren Abschluss. Eine gemeinsame Deklaration unter- 

zeichneten unter anderem Albert Rosshäupter, Wilhelm Hoegner 

und Karl Kröpelin für die SPD, Ludwig Ficker und Bruno Gold- 

hammer für die KPD. Die Münchener Erklärung ging von einer po- 

sitiven Würdigung der Potsdamer Konferenz aus, hob das sozialisti- 

sche Endziel beider Parteien hervor und formulierte, in enger An- 

lehnung an den Berliner Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945, zehn 

Sofortaufgaben zur restlosen Ausrottung von Nazismus und Milita- 

rismus, für die Errichtung eines demokratischen Deutschlands. 

In Südbaden erlangten die Einheitsbestrebungen nach der Zulas- 

sung der politischen Betätigung besondere Breite und Stärke. Am 

19. Januar 1946 fand eine gemeinsame Delegiertenkonferenz des 

Landeskommissariatsbezirks Konstanz statt, die ein Drittel der in 

Baden organisierten Arbeiterschaft vertrat. Auch hier wurde eine 

gemeinsame Plattform des antifaschistisch-demokratischen Kamp- 

fes entwickelt. Die Delegierten forderten die Landesleitungen beider 

Parteien zur Vertiefung der Zusammenarbeit auf. Die Landeskonfe- 

renz der Sozialistischen Partei Badens, die am 16. und 17. Februar 

1946 in Villingen stattfand, beschloss, so schnell wie möglich die po- 

litisch-organisatorische Einheit der Arbeiterklasse herzustellen. 

     Auch in den grossen Konzernbetrieben fanden sich 1945 die Mit- 
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glieder von KPD und SPD zum gemeinsamen Kampf zur Entmach- 

tung der kriegsverbrecherischen Konzernherren zusammen. So zum 

Beispiel im Krupp-Konzern in Essen, wo die Arbeiter dieses Kon- 

zerns gemeinsam mit der Stadtverwaltung – Oberbürgermeister war 

zu dieser Zeit der Kommunist Heinz Renner! – am 16. November 

1945 in einem Memorandum von der Militärregierung die Enteig- 

nung des Kriegsverbrechers Krupp, die Überführung der Konzern- 

betriebe in das Eigentum der Stadt Essen und die Umstellung auf 

Friedensproduktion forderten. Im Hoesch-Konzern, Bochumer 

Verein und anderswo formulierten die Arbeiter und die Mitglieder 

von SPD und KPD gemeinsam ähnliche Forderungen. Auch in an- 

deren Fragen, wie Betriebsrätewahlen, Gewerkschaftsfragen, der 

kommunalen Politik, kam es vielfach zu Vereinbarungen über ein 

gemeinsames Vorgehen. An den Orten, wo sich eine gute Verständi- 

gung und Zusammenarbeit zwischen KPD und SPD entwickelt hat- 

te, konnte es zu gemeinsamen Aktionen mit den anderen Parteien 

kommen. So riefen im Dezember 1945 KPD, SPD und CDU von 

Wanne-Eickel gemeinsam zur Sicherung der demokratischen Ent- 

wicklung gegen alle reaktionären Machenschaften auf. 

In Duisburg richteten KPD, SPD und CDU am 28. Dezember 

1945 auf Initiative der Kommunistischen Partei eine gemeinsame 

Eingabe an die britische Militärregierung, in der es hiess: «Die Gene- 

raldirektoren und Hauptaktionäre des Ruhrkohlenbergbaus und der 

Ruhrschwerindustrie haben nicht nur die Nazipartei finanziert, 

sondern ihr auch 1933 zur politischen Macht verhülfen. Sie sind voll 

verantwortlich für den Kriegsausbruch, sie gehören zu den schlimms-

ten deutschen Imperialisten und Kriegsverbrechern.»6 

Damit begründeten die Stadtverordneten Duisburgs ihre Forderung 

nach Enteignung dieser Monopolherren und die Übergabe der Be- 

triebe an Kommunal- und Provinzialbehörden. 

Die grosse Bereitschaft und der Wille sozialdemokratischer Mit- 

glieder zur Aktionseinheit mit der KPD fand auch damals in Hand- 

lungen und Äusserungen einer Reihe prominenter Sozialdemokraten 

ihren Niederschlag. Das traf auf Hoegner und Rosshäupter in Mün- 

chen, Meitmann in Hamburg, Steinhoff, Henssler, Knothe, Kaisen 

 

6 Freiheit (Düsseldorf), 10. Mai 1946. 

44 



u.a. zu. Bleibt abschliessend ein aufschlussreiches Eingeständnis 

Kadens zu zitieren, «dass selbst in den Bezirken, in denen die Füh- 

rungsgruppen von vornherein mit Schumacher übereinstimmten, die 

Notwendigkeit bestand, den Einheitsbestrebungen der KPD und 

eines Teils der eigenen Mitglieder mit allen verfügbaren Mitteln ent- 

gegenzutreten».7 

Aktionseinheit und Zusammenarbeit mit der KPD wurden von 

der Mehrheit der westzonalen Sozialdemokraten ursprünglich ein- 

deutig gewollt und angestrebt. Der Antikommunismus war zu- 

nächstzurückgedrängt. Die Auffassung, dass Kommunisten und So- 

zialdemokraten, bei aller Unterschiedlichkeit von Auffassungen in 

Fragen der Strategie und Taktik, ein gemeinsames Grundanliegen, 

die Wahrnehmung der Arbeiterinteressen gegen die Bestrebungen 

der Bourgeoisie einte, war vorherrschend. Diese Tatsache kam zum 

Beispiel auch in der Nordrheinprovinz in der Art und Weise der Ab- 

lehnung der Verschmelzung der SPD mit der KPD durch die Be- 

zirksleitung zum Ausdruck, wenn sie in einem Antwortschreiben an 

die «kommunistischen Genossen» für die Zeit nach den Herbstwah- 

len 1946 eine Zusammenarbeit «in der praktischen Politik auf der 

Grundlage eines wahrhaft sozialistischen Programms» in Aussicht 

stellte.8 Und die Gemeinsamkeit von Kommunisten und der Mehr- 

heit der Sozialdemokraten kam eindeutig in den Übereinstimmun- 

gen hinsichtlich der gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen zum 

Ausdruck. 

Wie sehr auch noch reformistische Illusionen verbreitet und wie 

unterschiedlich auch die sozialdemokratischen Sozialismusauffas- 

sungen im Einzelnen sein mochten: eindeutig war der Wille der 

überwiegenden Mehrheit der sozialdemokratischen Mitglieder nach 

einer grundlegenden gesellschaftspolitischen Neuordnung mit der 

Zielrichtung der Überwindung des kapitalistischen Systems. Und es 

ist ein Beweis für die zeitweilige Schwäche des Opportunismus, 

dass sein Hauptexponent in der westzonalen Sozialdemokratie, Kurt 

Schumacher, seine politische Konzeption mit ähnlich weitgehenden 

gesellschaftspolitischen Deklarationen verbinden musste. 

7 Albrecht Kaden: Einheit oder Freiheit. Die Wiedergründung der SPD 

1945/46, Hannover 1964, S. 160. 

8 Rheinische Zeitung (Köln), 22. Juni 1946. 
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Schumacher formulierte im Sommer 1945, dass es gegenwärtig 

keinen anderen Sozialismus mehr gebe als den revolutionären. «Das 

Monopolkapital hat Hitler zur Macht verhülfen, und in seinem Auf- 

trag hat er den grossen Raubkrieg gegen Europa vorbereitet und ge- 

führt.»9 «Der Grossbesitz hat damit. . . seine Unfähigkeit erwiesen, 

Deutschland zu regieren.»10 Und er schlussfolgerte die Notwendig- 

keit der «Verstaatlichung der Grossindustrie, der Grossfinanz und 

die Aufgliederung des Grossgrundbesitzes.»11 

4. Antifaschistisch-demokratische Bestrebungen bürgerlicher 

Kreise 

 
 

Am 16. Juni 1945 hatten sich in Berlin zwei bürgerliche Parteigrup- 

pierungen «christlich-demokratischer» beziehungsweise «liberal- 

demokratischer» Richtung gebildet. Sie konstituierten sich am 

26. Juni als Christlich-Demokratische Union (CDU) und am 5. Juli 

1945 als Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD). 

Beide Gründungen waren auf die Errichtung eines demokratischen 

deutschen Staates mit Berlin als Hauptstadt orientiert. Die Grün- 

derkreise setzten sich aus Hitlergegnern unterschiedlicher Motive 

und politischer Zielsetzungen zusammen. Neben aufrechten bür- 

gerlichen Demokraten wie Otto Nuschke (CDU) und Wilhelm 

Külz (LDPD) waren Exponenten grossbürgerlicher Kreise und der 

ehemaligen Reichsbürokratie stark vertreten, wie Andreas Hermes, 

Theodor Steltzer, Walther Schreiber, Hans Lukaschek, Heinrich 

Krone und andere in der CDU, Waldemar Koch, Arthur Lieutenant 

und andere in der LDPD. Von den führenden Kräften der CDU 

muss ausserdem eine Gruppe ehemaliger christlicher beziehungs- 

weise Hirsch-Dunckerscher Gewerkschaftsführer um Jakob Kaiser 

und Ernst Lemmer genannt werden. 

In diesen Berliner Führungsgremien und den von ihnen gebildeten 

Fachausschüssen waren also anfangs die antifaschistisch und demo- 

9 Turmwächter der Demokratie. Ein Lebensbild von Kurt Schuma-
cher, Bd. 2: Reden und Schriften, Berlin-Grunewald (1953), S. 39. 

10 Ebenda, S. 37. 

11 Ebenda, S. 38. 
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kratisch auftretenden Interessenvertreter der imperialistischen deut- 

schen Bourgeoisie zahlreich vertreten. Ihr Aktionsradius war jedoch 

unter den gegebenen Bedingungen wesentlich eingeschränkt. 

In vielen Städten und Orten der sowjetischen Besatzungszone 

hatten sich – unabhängig von Berlin – bürgerliche Parteigruppierun- 

gen zusammengefunden, die ebenfalls eine recht unterschiedliche 

Zusammensetzung aufwiesen. Doch war nicht zu übersehen, dass 

die kleinbürgerlich-demokratischen Kräfte hier im Allgemeinen 

stärker hervortreten konnten. Die weitere parteipolitische Entwick- 

lung, ihre Vereinheitlichung und Zentralisierung im Rahmen der 

sowjetischen Besatzungszone bewirkten, dass die örtlichen bürgerli- 

chen Parteigründungen in das Gefüge der beiden bürgerlichen Zo- 

nenparteien eingeordnet wurden. Dieser Aufbau von CDU und 

LDPD verstärkte die von Anfang an bereits gegebenen innerparteili- 

chen Differenzen wesentlich. Die Parteien besassen anfangs noch 

kein eindeutiges Profil. Es musste erst in harten Auseinandersetzun- 

gen geschaffen werden. 

Unter dem Druck der Bedingungen und antifaschistisch-demo- 

kratischen Forderungen bekannten sich auch die Interessenvertreter 

der imperialistischen Bourgeoisie in den Frührungsgreniien zu den 

Gründungsaufrufen der beiden Parteien, in denen – mit einer bür- 

gerlichen Grundkonzeption – das Ziel eines antifaschistischen und 

demokratischen Neuaufbaus formuliert wurde. Wesentlich war vor 

allem das Bekenntnis zur Zusammenarbeit mit den beiden Arbeiter- 

parteien. Unter diesen Umständen gelang es den in Aktionseinheit 

verbundenen Arbeiterparteien am 14. Juli 1945, eine feste Zusam- 

menarbeit mit CDU und LDPD in Form der Blockausschüsse – her- 

zustellen. Das war ein Schritt von geschichtlicher Bedeutung. Erst- 

mals in der deutschen Geschichte wurden damit breite kleinbürger- 

liche Schichten in einem festen Bündnis an die deutsche Arbeiter- 

klasse herangeführt und Voraussetzungen geschaffen, um sie dem 

Missbrauch durch die imperialistische Bourgeoisie zu entziehen. Die 

durch den Block verwirklichte Aktionsgemeinschaft zur Bewälti- 

gung der Not, für gemeinsame demokratische Schritte beruhte auf 

dem Prinzip der Einstimmigkeit gefasster Beschlüsse. Sie hatte nichts 

mit der Errichtung einer «kommunistischen Parteidiktatur» zu tun, 

wie von westdeutscher Seite immer wieder behauptet wird. Es lag 
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auf der Hand, dass es innerhalb des Blocks harte Auseinandersetzun- 

gen um die politische Führung und den zu verfolgenden Kurs geben 

würde. 

Wenn sich die Blockpolitik schliesslich zu einem Instrument der 

Durchsetzung der Hegemonie der Arbeiterklasse entwickelte, so 

deshalb, weil von ihr immer wieder die richtungweisenden Impulse 

und die entscheidende Kraftentfaltung bei der Verwirklichung der 

gemeinsamen demokratischen Politik ausgingen und die reaktionä- 

ren Kräfte sich entlarvten und isolierten. 

Das relativ geschlossene, in der antifaschistisch-demokratischen 

Zielsetzung einheitliche Vorgehen von KPD- und SPD-Gruppen 

sowie Gewerkschaftsorganisationen beeinflusste auch in den West- 

zonen die parteipolitische Entwicklung im Kleinbürgertum und 

Bürgertum. Der Drang nach Vermeidung der verhängnisvollen par- 

teipolitischen Zersplitterung am Ende der Weimarer Republik, der 

durch die faschistische Kompromittierung aller ehemaligen Rechts- 

parteien und ihre Nichtzulassung durch die Besatzungsmächte un- 

terstützt wurde, die Erkenntnis von der Notwendigkeit des Zu- 

sammenschlusses aller demokratischen Kräfte zur Überwindung der 

nationalen Katastrophe trugen dazu bei, dass auch m den Westzonen 

die Bestrebungen zur Gründung von bürgerlich-demokratischen 

Sammelparteien die Oberhand gewannen. Während in der sowjeti- 

schen Besatzungszone CDU und LDPD einander ziemlich die 

Waage hielten, erlangte die christlich-demokratische Sammlungs- 

bewegung in den Westzonen gegenüber der liberal-demokratischen 

schon bald ein eindeutiges Übergewicht. Während die christlich- 

demokratischen Gründungen sich, trotz oft recht unterschiedlichen 

Charakters, relativ schnell im Landes- beziehungsweise Zonenmass- 

stab zusammenschlossen, war die Zersplitterung der liberal-demo- 

kratischen Gruppen grösser und währte länger. In Ländern wie Bay- 

ern, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen gelang es ihnen nicht, 

hinter der CDU beziehungsweise CSU zur zweitstärksten bürgerli- 

chen Parteigruppierung zu werden, als die die FDP jedoch 1949 in 

den Bundestag einzog. Im Unterschied zur sowjetischen Besat- 

zungszone, wo sich CDU und LDPD im Charakter ihrer offiziellen 

Programmatik einander weitgehend annäherten, offenbarten – ver- 

glichen mit den Berliner Gründungen – die christlich-demokrati- 
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schen Gründungen in Köln, Frankfurt am Main und anderen Orten 

sozial progressivere, die liberaldemokratischen Gründungen stärker 

konservative Züge. Doch bei allen Unterschieden wiesen auch in den 

Westzonen alle bedeutsamen bürgerlichen Parteigründungen, die in 

den ersten Nachkriegswochen und -monaten erfolgten, nach aussen 

ein spezifisch antifaschistisches und demokratisches Gepräge auf. 

In Köln und in Frankfurt am Main traten am Anfang Kräfte der 

kleinbürgerlichen Demokratie, des ehemaligen linken Zentrumflü- 

gels und ehemaliger christlicher Gewerkschaften stark hervor, die 

sich meist auf eine Zusammenarbeit mit den Arbeiterparteien, zu- 

mindest mit der SPD, orientierten. In Frankfurt am Main war der 

Einfluss bürgerlicher Intellektueller des linken Zentrums, wie zum 

Beispiel Walter Dirks, Karl-Heinrich Knappstein, Eugen Kogon, 

sehr stark. Die ursprüngliche Absicht dieser Kräfte war, ein Wiede- 

rerstehen von Zentrum und SPD zu verhindern und eine sozialisti- 

sche «Volkspartei» zu schaffen. 

Die «Frankfurter Grundsätze»12 werden vor allem durch das Be- 

kenntnis «zu einem wirtschaftlichen Sozialismus» als der «Überfüh- 

rung» gewisser grosser Urproduktionen, Grossindustrien und 

Grossbanken in «Gemeineigentum» gekennzeichnet. Auch in der 

Forderung nach Trennung zwischen Staat und Kirche in der Schul- 

und Kulturpolitik tragen die «Frankfurter Grundsätze» den antifa- 

schistisch-demokratischen Aufgaben von allen CDU-Programmen 

der Gründungskonzeption am weitestgehenden Rechnung. 

Den grössten Einfluss auf die Gründungen in den Westzonen übte 

jedoch die Kölner Gründung vom Juni 1945 aus, deren Initiatoren 

Studienrat Leo Schwering, ehemaliger Landtagsabgeordneter des 

Zentrums, Theodor Scharmitzel, früherer Generalsekretär der 

Windthorst-Bünde, Wilhelm Warsch, einstiger Bürgermeister von 

Uerdingen und Krefeld, und Peter Schaeven, ehemaliger Kölner 

Parteisekretär des Zentrums, waren. In Köln wie in Frankfurt am 

Main und anderen Orten entstanden die Gründungen christlich- 

demokratischer Parteien unmittelbar aus antifaschistischen Wider- 

 

12 Bruno Dörpinghaus/Kurt Witt: Politisches Jahrbuch der CDU/CSU, 

1. Jg. 1950, Frankfun am Main 1950, S. 230 ff. 
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standskreisen beziehungsweise Oppositionszirkeln. Theodor Schar-

mitzel erklärte dazu: «Uns kommt es . . . bei der Beurteilung der 

politischen Haltung eines Menschen nicht so sehr darauf an, wo er 

vor 1933 stand, sondern was er unter der Hitler-Diktatur geleistet 

hat, um die Knechtschaft zu brechen.»13 

Dieser Ausgangspunkt und die in den Gründungsdokumenten 

umrissenen politischen Standorte eröffneten gute Möglichkeiten für 

eine antifaschistisch-demokratische Politik. So heisst es im Kölner 

Gründungsaufruf vom Juni 1945,14 der von allen Aufrufen der 

Gründungszeit in den Westzonen weiteste Verbreitung fand und 

grössten Einfluss ausübte: «Mit dem Grössenwahnsinn des National- 

sozialismus verband sich die ehrgeizige Herrschsucht des Militaris- 

mus und der grosskapitalistischen Rüstungsmagnaten . . . Das Ge- 

meineigentum darf so weit erweitert werden, wie das Allgemein- 

wohl es erfordert. Post und Eisenbahn, Kohlenbergbau und Ener- 

gieerzeugung sind grundsätzlich Angelegenheiten des öffentlichen 

Dienstes. Das Bank- und Versicherungswesen unterliegt der staatli- 

chen Kontrolle . . . Das Ziel der Wirtschaft ist die Bedarfsdeckung 

des Volkes auf der Grundlage einer freien körperlichen Selbstver- 

waltung. Die Vorherrschaft des Grosskapitals, der privaten Mono- 

pole und Konzerne wird gebrochen. Privatinitiative und Eigenver- 

antwortlichkeit werden erhalten. Mittel- und Kleinbetriebe werden 

gefördert und vermehrt.» 

Ferner wird die Erfassung der Gewinne nationalsozialistischer 

Konjunkturzeit und der Kriegsgewinne gefordert. Der stark auf so- 

ziale Fragen ausgerichtete Kölner Gründungsaufruf erhebt als Ziel- 

setzung die Losung von einem «wahren christlichen Sozialismus». 

Sie wird mit einem Bekenntnis zu Demokratie, Völkerverständi- 

gung und friedlicher Aussenpolitik verbunden. Neben diesen Forde- 

rungen und Bekenntnissen kleinbürgerlicher Demokratie, die ge- 

eignet sind, einer antifaschistisch-demokratischen Politik als Grund- 

 

13 Die Christlich-Demokratische Union Deutschlands, ihr Wesen und 
Wollen (Schriftenreihe der Christlich-Demokratischen Union Deutsch-

lands, Landesverband Rheinland, Heft 1), Köln o. J., S. 7. 

14 Der Kölner Gründungsaufruf ist abgedruckt im Buche seines Mit-
verfassers Leo Schwering: Frühgeschichte der Christlich-Demokratischen 

Union, Recklinghausen 1963, S. 215 ff. – Sämtliche Zitate und Angaben 
erfolgen aus dieser Quelle. 
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lage zu dienen, enthält der Kölner Aufruf andere Formulierungen, 

die den demokratischen Erfordernissen nicht gerecht werden, reak-

tionäre Auslegungen zulassen beziehungsweise den Zielen reaktio-

närer Politik Vorschub leisten. 

So wird das Schwergewicht der historischen Bilanz auf weltan- 

schaulich-geistiges Gebiet verlegt, so dass eine «christliche Erneu- 

erung», die Wiederherstellung «christlichen Naturrechts», als poli- 

tisches Hauptmittel erscheint. Obwohl keine direkt antikommuni- 

stische Stossrichtung enthalten ist, lässt der historische Schuld-

spruch über den «habgierigen Materialismus» und die Betonung 

«abendländischer Kultur» antikommunistische Auslegungen zu. Die 

«christliche» Politik wird als Volksgemeinschaftspolitik in Ignorie- 

rung und Ablehnung von Klassenscheidung und Klassenkampf for- 

muliert. 

Entscheidende Schwächen zeigen sich in der Staatsfrage. Der de- 

mokratische Einheitsstaat wird zugunsten einer föderalistischen, 

bundesstaadichen Ordnung abgelehnt. Das Bekenntnis zur Demo- 

kratie wird nicht mit dem Prinzip der Volkssouveränität, sondern 

den Prinzipien des «Rechtsstaates», der bürgerlichen Gewalteintei- 

lung und des Parlamentarismus verbunden. 

Hinsichtlich der politischen Stellung der christlich-demokrati- 

schen Partei fehlt in den Kölner Leitsätzen-gegenüber dem Berliner 

Gründungsaufruf der CDU – das bedeutsame Bekenntnis zu einer 

Zusammenarbeit aller antifaschistisch-demokratischen Parteien. 

Trotz dieser Schwächen konnte der Kölner Gründungsaufruf ins- 

gesamt als eine geeignete, wenn auch nicht widerspruchsfreie 

Grundlage für eine antifaschistisch-demokratische Nachkriegspoli- 

tik angesehen werden. Antiimperialistische und antimilitaristische 

Forderungen kleinbürgerlicher Demokratie standen im Vorder- 

grund. Sie spiegelten mit ihren progressiven Zielsetzungen, die mit 

den erwähnten Halbheiten, Inkonsequenzen und Unklarheiten über 

den praktischen Weg zu ihrer Verwirklichung verbunden waren, 

den damaligen Bewusstseinsstand breiter bürgerlicher und werktäti- 

ger Kreise wider beziehungsweise kamen deren Vorstellungen ent- 

gegen. Auf einer solchen programmatischen Grundlage gelang es, 

die entstehende CDU in den Westzonen in den Augen breiter Kreise 

als antifaschistisch-demokratische «Volkspartei» aufzubauen. Im 
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ersten Heft der Schriftenreihe der CDU des Rheinlandes über We- 

sen und Wollen der CDU wird in diesem Zusammenhang erklärt: 

«Oder glaubt noch jemand im Ernst daran, dass einem solchen Pro- 

gramm die ‚Reaktionäre’ sich zu unterwerfen bereit sind, die ehema- 

ligen Wirtschaftsgewaltigen, Zechenbarone, Grosskapitalisten, 

Grossagrarier? Hinter unserem Programm stehen vor allem die Mil- 

lionen christlicher Arbeiter und Angestellte, Beamte, Bauern, 

Handwerker, Mittel- und Kleingewerbetreibende. Wer wird es wa- 

gen, diesen Massen zuzumuten, dass sie sich eine Verfälschung des 

Programms gefallen lassen?»15 

Das war eine Sprache, wie sie breite Kreise nach Ende des Krieges 

forderten und verstanden. Wenn sie daraufhin die CDU unterstütz- 

ten, so glaubten sie den Beteuerungen, dass diese Partei gegen die 

bezeichneten reaktionären Zechenbarone, Grosskapitalisten und 

Grossagrarier sei. Besondere Bedeutung kam der Gewinnung breiter 

Kreise christlicher Werktätiger zu. 

Der ehemalige christliche Gewerkschafter Johannes Albers stellte 

im September 1947 dazu fest: «Der Bestand und die Kraft der Union 

kann nur gesichert sein, wenn die breiten Arbeitnehmerschichten zu 

ihr stehen. Ohne sie wäre die Union eine rein bürgerliche Partei- 

gruppe und würde ihr Wesen als echte Volkspartei nicht verwirkli- 

chen können.»16 

Im Unterschied zum späteren Missbrauch eines «christlichen So- 

zialismus» durch Jakob Kaiser und andere CDU-Politiker für reak- 

tionäre Zwecke verbanden sich in der Gründungszeit der westzona- 

len CDU gerade kleinbürgerlich-antimonopolistische Bestrebungen 

mit einem solchen Bekenntnis. Handelt es sich dabei auch um be- 

grenzte, kleinbürgerliche Sozialismuskonzeptionen, die sich vom 

sozialistischen Ziel der Arbeiterklasse wesentlich unterschieden, so 

entsprachen doch die damit verknüpften gesellschaftspolitischen 

Zielsetzungen in weitem Masse den Erfordernissen einer antifaschi- 

stisch-demokratischen Umwälzung. Sie brachten zu dieser Zeit fer- 

 

15 Die Christlich-Demokratische Union Deutschlands, ihr Wesen 
und Wollen, S. 18 f. 

16 Johannes Albers: Sozialausschüsse – das soziale Gewissen der 
Union, in: Bruno-Dörpinghaus/Kurt Witt, Politisches Jahrbuch der 

CDU/CSU, 1. Jg. 1950. 

52 



ner eine Annäherung kleinbürgerlicher und bürgerlicher Kreise an 

den politischen Standort und die Ziele der Arbeiterklasse bezie- 

hungsweise deren massgebenden Einfluss auf die politische Willens- 

bildung nach Kriegsende zum Ausdruck. 

5. Antifaschistisch-demokratische Umwälzungen und die  

Gründung der SED 

Die einig handelnde Arbeiterklasse gab in der sowjetischen Besat- 

zungszone die politische Initiative, wie die 1945 ergriffen hatte, 

nicht wieder aus der Hand. Beginnend mit der demokratischen Bo- 

denreform im Sommer 1945, die das Bündnis der Arbeiterklasse mit 

der werktätigen Bauernschaft auf eine feste Grundlage stellte und 

wesentlich zur Bewältigung der Umsiedlerfrage beitrug, wurden un- 

ter Führung der Arbeiterklasse grundlegende antiimperialistisch- 

demokratische Umwälzungen vollzogen: der Aufbau neuer Verwal- 

tungsorgane, der Justiz und der Volkspolizei; die Durchsetzung der 

demokratischen Schul- und Hochschulreform, die Verbreitung hu- 

manistischen und fortschritdichen Gedankenguts; die Heranbil- 

dung einer neuen Intelligenz vorwiegend aus Arbeiter- und Bauern- 

kindern, das Mitbestimmungsrecht der Gewerkschaften, die Ent- 

eignung der Nazi- und Kriegsverbrecher und die Überführung von 

Banken, Grund- und Schlüsselindustrien in Volkseigentum, die 

Einführung der Wirtschaftsplanung usw. 

Der Schlüssel für das erfolgreiche Voranschreiten auf dem Wege 

antifaschistisch-demokratischer Umwälzungen war die Aktionsein- 

heit der Arbeiterklasse. Von grundlegender Bedeutung erwies es 

sich, dass es der Arbeiterklasse und ihren Verbündeten unter den Be- 

dingungen des Wirkens der Sowjetischen Militärverwaltung (SMA) 

frühzeitig gelang, eine Vorentscheidung in der Frage der Macht, vor 

allem der Staatsmacht zu ihren Gunsten herbeizuführen. Der faschi- 

stische Staatsapparat wurde restlos zerschlagen, neue demokratische 

Verwaltungen aufgebaut, in denen bewährte Antifaschisten und 

Demokraten, vor allem aus der Arbeiterklasse, die entscheidenden 

Positionen einnahmen. Diese neuen Staatsorgane, deren fortschritt- 
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licher Charakter sich ständig mehr vertiefte, wirkten als entschei- 

dende Hebel für die Durchführung der antifaschistisch-demokrati- 

schen Umwälzungen, prägten und schützten die antifaschistisch- 

demokratische Ordnung. 

Mit den antifaschistisch-demokratischen Umwälzungen wurden 

in der sowjetischen Besatzungszone nicht separate Tatsachen ge- 

schaffen, sondern wurde vorwärtsschreitend das vollzogen, was in 

ganz Deutschland auf der politischen Tagesordnung stand. Es ent- 

standen mit der antifaschistisch-demokratischen Ordnung zugleich 

wichtige demokratische Grundlagen für einen das ganze deutsche 

Territorium umfassenden deutschen Nachkriegsstaat. Die Haltung 

zu den antifaschistisch-demokratischen Umwälzungen in der sowje- 

tischen Besatzungszone war deshalb für die politischen Kräfte in den 

Westzonen, wo die politische Nachkriegsentwicklung mit erhebli- 

chem Tempoverlust in Gang kam, ein entscheidendes Kriterium da- 

für, ob sie wirklich eine Politik verfolgten, die grundlegende gesell- 

schaftspolitische Veränderungen beinhaltete und auf die Errichtung 

eines einheitlichen demokratischen deutschen Staates gerichtet war. 

Am 21. und 22. April 1946 schlossen sich KPD und SPD in Berlin 

zur SED zusammen. Dieser Zusammenschluss erfolgte als ein breiter 

demokratischer Prozess. Er hatte absolut nichts mit einer sogenann- 

ten Zwangsvereinigung zu tun, wie er in unwissenschaftlichen Dar- 

stellungen bürgerlicher Provinienz unverdrossen kolportiert wird. 

Die Gründung der SED blieb infolge von Eingriffen und Verboten 

der westlichen Militärregierungen auf die sowjetische Besatzungs- 

zone beschränkt. Sie markierte jedoch mit dem Sieg des revolutionä- 

ren Marxismus eine Niederlage des Opportunismus, die weit über 

die Grenzen der sowjetischen Besatzungszone hinausstrahlte, das 

Kräfteverhältnis im gesamtdeutschen Rahmen zugunsten der Kräfte 

des Friedens, der Demokratie und des sozialen Fortschritts verän- 

derte, die revolutionäre Entwicklung im Osten Deutschlands 

unumkehrbar machte. Mit ihren rund anderthalb Millionen Mitglie- 

dern (im Mai 1946) war die SED die mit Abstand stärkste deutsche 

Partei und sah einer offenen politischen Auseinandersetzung um die 

Schaffung eines einheitlichen deutschen Staates und seine gesell- 

schaftspolitische Ausgestaltung in Übereinstimmung mit dem Pots- 

damer Abkommen zuversichtlich entgegen. Die Gründung der SED 
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war nach der bedingungslosen Kapitulation Nazideutschlands eine 

weitere entscheidende Niederlage der imperialistischen deutschen 

Bourgeoisie. 

6. Ansätze einer antifaschistisch-demokratischen Entwicklung in 

den Westzonen 

Trotz schwieriger Bedingungen und widersprüchlicher Entwick- 

lungstendenzen konnten die demokratischen Kräfte in den Westzo- 

nen 1945 und in den ersten Monaten 1946 Erfolge erringen und einen 

unübersehbaren politisch-ideologischen Einfluss im antiimperialisti- 

schen Sinne ausüben. Besonders auf kommunaler Ebene, in Verwal- 

tungen und Beratungskörperschaften, konnten vielerorts, wenn 

auch mit gravierenden Ausnahmen, demokratische Kräfte Fuss fas- 

sen. Die Mitglieder und Funktionäre der KPD traten bei der Bewäl- 

tigung von Chaos und Hunger, bei der Sicherung der Versorgung 

der Bevölkerung und ihrer sozialen Betreuung sowie beim Wieder- 

aufbau ganz besonders hervor. Die KPD war es auch, die an der 

Spitze der demokratischen Kräfte stand, die gegen die reaktionären 

Gefahren kämpften und die Massen für antifaschistisch-demokrati- 

sche Umgestaltungen zu mobilisieren suchten. Auf einer Konferenz 

der Landesleitungen der KPD der amerikanischen und der französi- 

schen Besatzungszone, die am 5. und 6. Dezember 1945 in Stuttgart 

stattfand und an der die Vertreter der Landesleitungen der französi- 

schen Zone illegal teilnehmen mussten, wurden dazu wichtige Be- 

schlüsse17 gefasst. Die Kommunisten entlarvten die vielfältigen sepa- 

ristischen Bestrebungen und riefen zum Kampf «für die schnellste 

Herstellung der Einheit der Nation auf demokratischer Grundlage» 

auf. Sie kritisierten die zu frühe Ansetzung der Gemeindewahlen in 

der amerikanischen Zone und entwickelten ein Wahlprogramm. 

Dabei hoben sie das Ziel der Bildung neuer demokratischer 

Selbstverwaltungsorgane des Volkes hervor, betonten die Notwen- 

digkeit der Zusammenarbeit der Arbeiterparteien und schlugen allen 

 

17 Dokumente und Materialien . . ., Reihe III, Bd. 1, S. 305 ff. 
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demokratischen Parteien ein «Abkommen über eine würdige antifa- 

schistisch-demokratische Durchführung des Wahlkampfes vor». 

Eine Parteikonferenz der KPD, Bezirk Ruhrgebiet-Westfalen, die 

am 20. Januar 1946 stattfand, orientierte auf die «rücksichtslose 

Säuberung des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens im Ruhr-

gebiet von allen reaktionären und kriegsverbrecherischen Elemen- 

ten»,18 auf die Zerschlagung der Konzerne und Kartelle, die Durch- 

setzung des Mitbestimmungsrechtes der Gewerkschaften und die 

Durchführung einer demokratischen Bodenreform. Die Konferenz 

hob die Aufgabe hervor, den Kampf gegen die Überreste der Nazi- 

ideologie zu führen, und betonte, dass die Religion «kein Faktor der 

Spaltung des deutschen Volkes»19 sein darf. Nach wie vor konzen- 

trierten sich die Kommunisten darauf, auch in den Westzonen die 

Einheit der Arbeiterklasse herzustellen, die sie als «entscheidende 

Voraussetzung für die Sicherung der Einheit Deutschlands»20 be- 

trachteten. Auch in den anderen Parteibezirken der KPD fanden 

Anfang 1946 Konferenzen statt, die die Aufgaben in gleicher Weise 

präzisierten. 

In einer bedeutsamen Denkschrift an den Zonenbeirat der briti- 

schen Zone zeigte die KPD der britischen Zone den Weg, wie die 

Ernährungskrise durch Lebensmittelkontrollausschüsse, Säuberung 

der Wirtschaftsämter, Auflösung der bestehenden Reichsnährstand-

sorganisationen, Bildung von Landwirtschaftskammern, Durchfüh-

rung einer demokratischen Bodenreform und andere Massnahmen 

wirksam bekämpft werden konnte. 

Trotz des antikommunistischen Spaltungskurses der rechten 

SPD-Führer, der die Arbeiterklasse desorientierte und schwächte, 

machte die Herstellung der Gewerkschaftseinheit 1946 grosse Fort- 

schritte. Mit der Konstituierung des Freien Deutschen Gewerk- 

schaftsbundes Hessen am 24. und 25. August 1946 wurden in der 

amerikanischen und französischen Zone die Gründungen von Ein- 

heitsgewerkschaften auf Länderbasis eingeleitet. Vom 21. bis 

23. August 1946 fand in Bielefeld eine Gewerkschaftskonferenz der 

 

18 Ebenda, S. 439. 
19 Ebenda, S. 445. 
 20 Ebenda, S. 438 f. 
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britischen Zone statt, die die Gründung des DGB der britischen 

Zone vorbereitete. 

Die Herstellung der Gewerkschaftseinheit war ein grosser histori- 

scher Erfolg der deutschen Arbeiterbewegung und trug zur Stär- 

kung der Positionen der Arbeiterklasse in den Westzonen bei. In den 

meisten provisorischen Provinz- oder Landtagen beziehungsweise 

den verfassunggebenden Länderversammlungen in der amerikani- 

schen und in der französischen Zone gelangten SPD und KPD zu ei- 

ner Zusammenarbeit, die, besonders in Hessen, sehr positive Er- 

gebnisse zeitigte. Als ihr Produkt entstand im Laufe des Jahres 1946 

die hessische Verfassung,21 deren Entwurf allerdings durch ein 

nachfolgendes Übereinkommen zwischen SPD und CDU in einigen 

Punkten «entschärft» wurde.22 Trotzdem war sie eine demokrati- 

sche Verfassung, die über die Weimarer Verfassung hinausging. 

Hessen ist danach «ein Glied der deutschen Republik» (Artikel 64), 

die Regeln des Völkerrechts sind bindende Bestandteile des Landes- 

rechts (Artikel 67), der Krieg ist geächtet, Kriegsvorbereitungen 

sind verfassungswidrig (Artikel 69); alle Staatsgewalt liegt beim 

Volke und wird von ihm durch Volksabstimmung (Volkswahl, 

Volksbegehren und Volksentscheid) unmittelbar, mittelbar durch 

die Beschlüsse verfassungsmässig bestellter Organe ausgeübt, die 

Gesetzgebung wird durch Volksentscheid und durch den Landtag 

ausgeübt, Gesetzentwürfe können auch durch Volksbegehren ein- 

gebracht werden. Besondere Bedeutung kommt auch dem Ab- 

schnitt III «Soziale und wirtschaftliche Rechte und Pflichten» zu, in 

dem eine antimonopolistisch-demokratische Ordnung des sozialen 

und wirtschaftlichen Lebens paraphiert wird: Anerkennung des 

Streikrechts und Verbot von Aussperrungen (Artikel 29), Prinzip 

 

21 Verfassung des Landes Hessen (Gesetzes-Sammlung des Landes 
Hessen, Nr. 1), 

Wiesbaden 1948. 22 Siehe Alexander Borosnjak: Der Kampf um Artikel 41 der Verfassung 
Hessens. In: Beiträge zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung (Ber-

lin), 1962, Heft 3, S. 714 ff. Aus dem Artikel 41 wurden die ursprünglich 

aufgeführten Betriebe der «chemischen Grossindustrie» entfernt. (Siehe die 
vergleichende Übersicht der einzelnen Verfassungsentwürfe in: Drucksa-

chen der Verfassungberatenden Landesversammlung Gross-Hessen. Steno-

graphische Berichte [zum Teil im Wortlaut gekürzt] über die Verhandlun-
gen des Verfassungsausschusses der Verfassungberatenden Landesver-

sammlung Gross-Hessen, Wiesbaden o. J., S. 20 f). 
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des gleichen Lohns für Frauen und Jugendliche(Artikel 33), gleich- 

berechtigte Mitbestimmung in sozialen, personellen und wirtschaft- 

lichen Fragen des Betriebes durch Betriebsvertretungen im Einver- 

nehmen mit den Gewerkschaften (Artikel 37), Mitbestimmung der 

Gewerkschaften in allen Wirtschaftsverwaltungen, Lenkungs- und 

Planungsorganen (Artikel 38), Verbot von monopolistischen Macht-

zusammenballungen und Missbrauch wirtschaftlicher Freiheit 

zu politischer Macht und Überführung solchen Vermögens in Ge- 

meineigentum (Artikel 39), das Eigentum des ganzen Volkes ist und 

ausschliesslich seinem Wohle dienen darf (Artikel 40). 

Artikel 41 bestimmt: «Mit Inkrafttreten dieser Verfassung werden 

1. in Gemeindeeigentum überführt: der Bergbau (Kohlen, Kali, 

Erze), die Betriebe der Eisen- und Stahlerzeugung, die Betriebe der 

Energiewirtschaft und das an Schienen oder Oberleitungen gebun- 

dene Verkehrswesen, 2. vom Staate beaufsichtigt oder verwaltet: 

die Grossbanken und Versicherungsunternehmen und diejenigen in 

Ziffer 1 genannten Betriebe, deren Sitz nicht in Hessen liegt. Das 

Nähere bestimmt das Gesetz . . .» 

In Artikel 42 heisst es: «Nach Massgabe besonderer Gesetze ist 

der Grossgrundbesitz, der nach geschichtlicher Erfahrung die Ge-

fahr politischen Missbrauchs oder der Begünstigung militaristischer 

Bestrebungen in sich birgt, im Rahmen einer Bodenreform einzuzie- 

hen . . .» 

Ferner werden die Förderung des Genossenschaftswesens (Arti- 

kel 44) und eine progressive Besteuerung von Vermögen und Ein- 

kommen, die nach sozialen Gesichtspunkten erfolgen soll, festge- 

legt. 

In der hessischen Verfassung kommt die Übereinstimmung mit 

den gesellschaftspolitischen Grundlagen, die in den Ländern der 

sowjetischen Besatzungszone 1945/46 geschaffen worden sind, von 

allen westdeutschen Verfassungen am weitestgehenden zum Aus- 

druck. In ihr wird damit nicht nur ein Einfluss der Bodenreform in 

der sowjetischen Besatzungszone, der Demokratisierung von Wirt- 

schaft und Verwaltung, des Volksentscheides vom 30. Juni 1946 in 

Sachsen auf die Westzonen deutlich, sondern vor allem auch die Tat- 

sache, dass die Mehrheit der hessischen Bevölkerung in ihren Wil- 

lenskundgebungen in Bezug auf die gesellschaftlichen und politi- 
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schen Grundfragen mit dem übereinstimmte, was in der sowjeti- 

schen Besatzungszone bereits Gestalt angenommen hatte. Aller- 

dings war dieser Sachverhalt, infolge der Abwertung und Diffamie- 

rung der Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone durch die 

Mehrzahl der westdeutschen Zeitungen, sicher den meisten nicht 

bewusst. Die hessische Verfassung widerlegt auch die Behauptun- 

gen, die Spaltung Deutschlands sei durch die unterschiedliche ge-

sellschaftspolitische Entwicklung zwischen Ost- und Westzonen, 

insbesondere durch eine separate Entwicklung in der Ostzone, be-

reits 1946 unausweichlich geworden. 

Auch in den Verfassungen der anderen Länder der amerikani- 

schen und der französischen Zone fanden zahlreiche wichtige de- 

mokratische Festlegungen Aufnahme, wenn hier auch die Kom- 

promisse mit Anschauungen restaurativer CDU-Politik viel weiter- 

gehende Auswirkungen gezeitigt haben. In Baden-Württemberg 

kommt der Gemeineigentumsgedanke in den Artikeln 8 und 28, der 

Mitbestimmungsgedanke im Artikel 22 zum Ausdruck; in Rhein- 

land-Pfalz in den Artikeln 61 und 67; in Baden in den Artikeln 33, 

45 und 46; in Bayern in den Artikeln 160 und 175; Artikel 156 der 

bayrischen Verfassung bestimmt das Verbot von Monopolen. Die 

Anerkennung des Rechts auf Arbeit, demokratischer Wirtschafts- 

lenkung, der Unterordnung der Wirtschaft unter die Bedarfsdek- 

kung statt unter das Profitstreben ergänzen die zuerst genannten 

Grundsätze und Bestimmungen und finden auch in den späteren 

Verfassungen anderer westdeutscher Länder Aufnahme. Allerdings 

finden in einigen Verfassungen auch reaktionäre staatsrechtliche 

Prinzipien, vor allem des Föderalismus und eines ständischen Auf- 

baus, Aufnahme, die autoritären Herrschaftsmethoden Vorschub 

leisten, besonders in Bayern, ausserdem in Württemberg-Hohenzol- 

lern, Württemberg-Baden und Baden. Doch herrschte in den Ver- 

fassungen der westzonalen Länder insgesamt gesehen ein demokra- 

tischer Grundzug vor. 

Die Diskussionen in den verfassunggebenden Landesversamm- 

lungen, die Verfassungsentwürfe und ihre Endfassungen spiegeln 

den vorherrschenden Einfluss antifaschistisch-demokratischer Ge- 

danken und Zielsetzungen in der öffentlichen Meinung der Westzo- 

nen wider. Das war ein wichtiger Erfolg des Kampfes der westdeut- 
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schen Arbeiterbewegung und aller übrigen demokratischen Kräfte. 

Doch wurden dabei eigentlich nur die Forderungen fixiert, die be- 

reits seit Sommer 1945 in Programmen und Kundgebungen erhoben 

worden waren und die in den Westzonen bisher nicht realisiert wer- 

den konnten. Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet stagnierte die 

demokratische Entwicklung in den Westzonen seit Anfang 1946 un- 

verkennbar. Die praktischen Erfolge der demokratischen Kräfte 

blieben örtlich und der Sache nach beschränkt. Weder der Gross- 

grundbesitz noch die Monopole wurden zerschlagen, weder die 

Nazi- und Kriegsverbrecher enteignet noch Wirtschaft und Ver- 

waltung gesäubert und demokratisiert – keine der wesentlichen Auf- 

gaben einer antifaschistisch-demokratischen Umwälzung wurde ge- 

löst, ja, noch nicht einmal wirklich in Angriff genommen. 

Trotz der Tatsache, dass antifaschistisch-demokratische Ideen und 

Ziele in der öffentlichen Meinung eindeutig vorherrschten, dass Mo- 

nopolkapital und Grossgrundbesitz geächtet wurden, gelang es 

nicht, die Demokratie durch Beseitigung der Grundlagen des Impe- 

rialismus fest zu verankern. Der Arbeiterklasse war es nicht mög- 

lich, ihre Hegemonie und zusammen mit ihren Bündnispartnern 

eine antifaschistisch-demokratische Ordnung zu errichten. Die re- 

alen Machtpositionen, die die westdeutsche Arbeiterklasse erringen 

konnte, waren unzureichend. Diese Tatsachen waren auf die in den 

Westzonen gegebenen bzw. sich entwickelnden Bedingungen für 

das Wirken der Arbeiterbewegung und aller antifaschistisch-demo- 

kratischen Kräfte, auf Veränderungen im politischen Kräfteverhält- 

nis zu ihren Ungunsten zurückzuführen. Die wesentlichen Faktoren 

hierfür waren 

- die konterrevolutionäre und antidemokratische Grundlinie der 

Ausübung der obersten Regierungsgewalt durch die westlichen Be- 

satzungsmächte; 

- die vorherrschenden restaurativ-reaktionären Entwicklungs- 

tendenzen in der Staatsfrage; 

- die reale ökonomische und gesellschaftliche Macht der Mono- 

pole und ihrer Verbände, die nicht weiter eingedämmt, sondern im 

Gegenteil wieder ausgebaut wurde; 

- die stärkere Konzentration der Kräfte der deutschen Monopol- 

bourgeoisie und ihrer staatlichen und politischen Interessenvertreter 
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in den Westzonen und ihrer politischen Schwerpunktbildung dar- 

auf, die Länder der Westzonen zu reaktionären und restaurativen 

«Ordnungszellen» für die deutsche Nachkriegsentwicklung auszu- 

bauen. Und damit im Zusammenhang: eine breitere Basis zur 

Durchsetzung der «christlich»-reaktionären Nachkriegskonzeption 

für eine restaurative Entwicklung; 

- der Einfluss rechter SPD- und Gewerkschaftsführer. 
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III. Die Kriegszielpolitik der Westmächte 

gegenüber Deutschland 

1. Imperialistische Politik in der Klemme 

Die Bestimmung ihres Verhältnisses zu den Westalliierten und ihren 

Besatzungsbehörden war für alle Klassen und Schichten bezie- 

hungsweise politischen Kräften in den Westzonen Deutschlands 

eine Kardinalfrage ihres Wirkens. Damit untrennbar verknüpft war 

die Einschätzung des Wesens der Deutschland- und Besatzungspoli- 

tik der Westmächte. Eine solche Einschätzung war angesichts der 

komplizierten Dialektik nicht einfach, die in dieser Politik zwischen 

vielfältigen Erscheinungsformen und Wesen, Teilgebieten und dem 

Ganzen, zwischen kurzfristiger Taktik und langfristiger Strategie, 

Defensive und Offensive in der Übergangsphase von Krieg zum 

Frieden zutage trat. Ausserdem wirkten im Staatsapparat der West- 

mächte verschiedene Fraktionen der herrschenden Klassen mit un- 

terschiedlichen Auffassungen und Zielsetzungen – und darüber hin- 

aus in den Besatzungsbehörden zahlreiche antifaschistisch-demo- 

kratisch gesinnte Offiziere und Angestellte. Die Faktoren, die dem 

Zweiten Weltkrieg seinen Charakter als antifaschistischem Befrei- 

ungskrieg der Völker verlieh, wirkten sich auch auf die Deutsch- 

land- und Besatzungspolitik der Westmächte aus. Die imperialisti- 

schen Kreise waren vom Kriegsverlauf und ihren Völkern gezwun- 

gen worden und sahen sich auch aus eigenem Interesse veranlasst, 

mit der Sowjetunion ein Bündnis gegen Hitler-Deutschland einzuge- 

hen. Die imperialistische Ermattungsstrategie des lachenden Dritten 

gegenüber Hitlerdeutschland und der Sowjetunion hatte sich als 

nicht durchführbar erwiesen – endgültig seit dem Kriegsumschwung 

im Jahre 1943 durch die sowjetischen Siege in Stalingrad und am 

Kursker Bogen. Nunmehr waren die Westalliierten durch ihre Hin- 

haltetaktik bei der Errichtung der zweiten Front selbst ins Hinter- 

 

62 



treffen geraten. Die Erfolgsaussichten der geplanten Landeopera- 

tion an der französischen Küste waren fraglich, die Möglichkeit, dass 

die Sowjetarmee ganz Deutschland vor den Westmächten besetzte, 

nicht ausgeschlossen. Unter diesen Umständen waren die herr- 

schenden Kreise der Westmächte an bindenden Vereinbarungen mit 

der Sowjetunion über die Kriegsziele im Allgemeinen und gegenüber 

Deutschland im besonderen, über die Besetzung und Kontrolle 

Deutschlands interessiert. Das Zustandekommen solcher Vereinba- 

 rungen betrachteten sie unter den gegebenen Umständen als für sich 

vorteilhaft. Sie nahmen dabei in Kauf, dass sie Kompromisse hin- 

sichtlich der Berücksichtigung der sowjetischen Interessen einge- 

hen, formale Zugeständnisse an demokratische Prinzipien zur Rege- 

lung der deutschen Frage machen mussten und ihre imperialistischen 

Ziele mehr indirekt als direkt verfolgen konnten. In einer neueren 

marxistischen Untersuchung wird in diesem Zusammenhang einge- 

schätzt: «Dem vorliegenden amtlichen Schrifttum ist zu entnehmen, 

dass sich die Beamten und Diplomaten des State Departments da-

mals (1944 – d. Verf.) reelle Chancen ausrechneten, mit Hilfe ihres 

projektierten Kontrollmechanismus ganz Deutschland im Bereich 

des kapitalistischen Systems zu halten und die Rolle der UdSSR als 

sozialistische Besatzungsmacht zu neutralisieren.»1 

Die herrschenden Kreise der Westmächte verfolgten jeweils ei- 

gene imperialistische Kriegs- und Nachkriegsziele. Zwischen der 

britischen und der amerikanischen Regierung bestanden in vielen 

Fragen erhebliche Meinungsverschiedenheiten, die sich besonders 

seit Ende 1944 stark zuspitzten. In ihnen gelangten tiefgreifende im- 

perialistische Gegensätze zwischen den USA und dem britischen 

Empire zur Austragung. 

Spannungen und tiefe Gegensätze charakterisieren auch die Be- 

ziehungen der Bewegung Freies Frankreich unter General de Gaulle 

zu den anglo-amerikanischen Mächten, die bestrebt waren, die ent- 

standene Situation für ihre imperialistischen Interessen und zu La- 

sten Frankreichs auszunutzen. Das Nationalkomitee de Gaulles 

 

1 Gerhard Keiderling: Zur Haltung der Westmächte bei der Vorberei-
tung des militärischen Viermächte-Besatzungs- und Kontrollsystems für 

Deutschland (1943-1945), S. 36 (MS). 
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wurde von ihnen deshalb wiederholt brüskiert und in seiner Ent- 

wicklung behindert. Die amerikanische Regierung unterhielt bis 

Ende 1942 offizielle Beziehungen zur Regierung der französischen 

Kollaborateure in Vichy und anerkannte erst 1943 das französische 

Nationalkomitee in London. 

Ausser den imperialistischen Gegensätzen zwischen den West- 

mächten gab es in jedem Land auch innerhalb der herrschenden 

Kreise unterschiedliche Auffassungen über die Kriegsziele und die 

zu befolgende Strategie. Dabei standen sich hier nicht bestimmte 

Monopolgruppen und Fraktionen starr gegenüber, und die strategi- 

schen Konzeptionen unterlagen entsprechend den Veränderungen 

während des Kriegsverlaufs und im internationalen Kräfteverhältnis 

ständigen Modifizierungen. Die herrschenden Kreise der USA wa- 

ren sich in dem Ziel einig, dass der amerikanische Imperialismus im 

Ergebnis des Krieges seine Weltherrschaft errichten müsste. Militä-

rische Stärke, ein weltweites Stützpunktsystem, die Vorherrschaft 

über die Weltmeere durch die stärkste Kriegsflotte der Welt mit ei- 

ner grossen Anzahl von Flugzeugträgern, politischer Druck, die 

Ausnutzung der UNO und vor allem der kompakte Einsatz des 

Wirtschaftspotentials des US-Imperialismus sollten die konstituti- 

ven Elemente dieser Weltherrschaft bilden. 1945 kam noch das 

Atombombenmonopol als Mittel der Politik hinzu. 

Die entscheidenden Siege der sowjetischen Armeen über die mili- 

tärischen Hauptkräfte des Hitlerfaschismus, ihre Politik der Festi- 

gung der Antihitlerkoalition und der Aufschwung des antifaschisti- 

schen Kampfes der Völker schränkten den Aktionsradius der herr- 

schenden Kreise der Westmächte jedoch wesentlich ein. Das Anse- 

hen der Sowjetunion und ihre vom Prinzip der friedlichen Koexi- 

stenz bestimmte Politik gegenüber den Westmächten machte die of- 

fene Verletzung der im Abkommen von Jalta und anderen Abma- 

chungen getroffenen Vereinbarungen schier unmöglich. Nicht nur 

die Bestrebungen Nazideutschlands nach einer Umkehrung der 

Fronten, sondern auch nach einem separaten Waffenstillstand be- 

ziehungsweise einer Teilkapitulation gegenüber den Westmächten, 

denen westliche imperialistische Kreise entgegenkamen, scheiter-

ten. 

W. S. Churchill erlitt im Frühjahr und Sommer 1945 mit seinen Ver- 

suchen, den Kurs offen und unmittelbar in eine antisowjetische 
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Richtung zu wenden, völligen Schiffbruch. Er versuchte unter ande- 

rem vergeblich, die in Deutschland von den anglo-amerikanischen 

Truppen besetzten Gebiete, die zur sowjetischen Besatzungszone 

gehörten, als «Faustpfänder» gegen die Sowjetunion zurückzuhal- 

ten, um die imperialistischen britischen Interessen in Südosteuropa 

wahrnehmen zu können. Churchill meinte, die britischen Truppen 

sollten einfach stehenbleiben und sollten kämpfen, wenn versucht 

würde, sie gewaltsam in ihre Besatzungszonen zurückzudrängen. In 

diesem Zusammenhang verdient seine Anweisung an Marshall 

Montgomery Beachtung, die gefangenen deutschen Truppen als ab- 

geschlossene militärische Einheiten beisammenzuhalten, ihre Waf- 

fen zu sammeln und aufzuheben. 

Marshall Montgomery, der diese Linie Churchills – allerdings 

keineswegs aus prinzipiellen, sowjetfreundlichen Erwägungen – kri- 

tisierte, gesteht seine Beweggründe: «Das englische Volk war damals 

den Krieg ausgesprochen leid und hätte sich niemals dazu bringen 

lassen, gegen die Russen zu kämpfen. Während des Krieges gegen 

Deutschland hatte man ihnen die Russen als heldenhafte Kämpfer 

für eine gemeinsame Sache hingestellt, daher wäre jede Regierung, 

die jetzt Krieg mit ihnen anfangen wollte, daheim auf grösste Schwie- 

rigkeiten gestossen. Ausserdem hatten in England die Möglichkeiten 

des Mannschaftsersatzes ihre unterste Grenze erreicht. . .» und 

«die amerikanischen Truppen in Europa» wurden «rasch abgebaut, 

um die Kriegführung gegen Japan zu intensivieren».2 Deshalb fand 

Churchill (zu dieser Zeit!) auch nicht die Unterstützung der US-Re- 

gierung Harry S. Trumans. 

2. Anglo-amerikanische Deutschlandpläne 

Je mehr sich der antifaschistische Befreiungskrieg seinem Ende nä- 

herte, desto grösser wurde natürlicherweise das allgemeine Interesse 

an der Gestaltung der Nachkriegsordnung. Die Diskussion über die 

Deutschlandfrage nahm dabei einen zentralen Platz in den Ausein- 

 

2 Marshall Montgomery: Memoiren, München (1958), S. 426. 

65 



andersetzungen ein, die in Presse und Publizistik der USA und Eng- 

lands geführt wurden. Die öffentliche Diskussion wurde von antifa- 

schistischen, antimilitaristischen und antiimperialistischen Forde- 

rungen zur Lösung der deutschen Frage geprägt, oft allerdings nicht 

frei von einem kleinbürgerlichen Radikalismus, der sich von impe- 

rialistischen Auffassungen von der Art des «Vansittarismus» beein- 

flussen liess, wonach der Frieden nur durch die vollständige Beseiti- 

gung eines deutschen Staates zu sichern sei, da das deutsche Volk 

«von Natur aus» aggressiv sei usw. Obwohl solche Äusserungen, die 

natürlich von der Goebbels-Propaganda weidlich ausgeschlachtet 

wurden, gewisse Tendenzen und Schwankungen in bestimmten Be- 

völkerungskreisen widerspiegelten, bestimmten sie doch keines- 

wegs die gesamte Haltung der Mehrheit des Volkes in den USA und 

in England. Diese erstrebte vielmehr eine wirklich demokratische 

Lösung der deutschen Frage, wenn auch in vielen Fragen Unklarhei- 

ten über den einzuschlagenden Weg bestanden. In den verschiede- 

nen Plänen und Konzeptionen der herrschenden Kreise in den USA 

und bei ihrer Durchführung kristallisierten sich zwei unterschiedli- 

che imperialistische Grundlinien heraus. Hinter beiden standen 

Gruppen der herrschenden Finanzoligarchie.3 Mit einigen Modifi- 

kationen geschah gleiches in England. Die Unterschiede zwischen 

beiden Linien resultierten nicht nur aus verschiedenen ökono- 

misch-imperialistischen Interessen, sondern zu einem grossen Teil 

auch aus anderen strategischen Konzeptionen und taktischen Mit- 

teln, die nicht nur aus unterschiedlichen Zielsetzungen, sondern 

auch aus unterschiedlichen Einschätzungen der Lage und der vor- 

handenen Möglichkeiten entsprangen. Deshalb konnten die Vertre- 

ter der einen Grundlinie im Zeichen des «kalten Krieges» auch in der 

 

3 Nikollay Inosemzew: Die Aussenpolitik der USA in der Epoche des 

Imperialismus, Moskau 1960, S. 452 ff., russ. – Die Unterschiede zwi-

schen beiden Linien dürfen einmal nicht verabsolutiert, zum anderen 
nicht nur auf ökonomische Interessengegensätze reduziert werden. Sie 

werden vielmehr entscheidend von der weltpolitischen Entwick- 

lung, verschiedenen, sich verändernden politischen Faktoren beeinflusst 

(z.B. Haltung gegenüber der Sowjetunion, Fragen der Strategie, Rang-

folge der Aufgabenstellung usw.). Kai Moltke führt z.B. die Unter-

schiede zwischen den beiden imperialistischen Linien einfach auf öko-
nomische Interessengegensätze zwischen der Leichtindustrie und 

der Schwerindustrie zurück. Abgesehen davon, dass diese Begründung 

nicht belegt wird, zeigt sich darin eine Vereinfachung der Beziehungen 
zwischen Ökonomie und Politik. (Siehe Kai Moltke: Krämer des Krie-
ges, Berlin 1953, S. 290.) 
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Deutschlandfrage auf die andere Linie einschwenken. Beide Linien 

waren Bestandteile imperialistischer Vorherrschafts- beziehungs- 

weise (bei den USA) sogar Weltherrschaftsbestrebungen mit dem 

Ziel, Deutschland ihren Plänen unterzuordnen und das nationale 

Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes zu unterdrücken. 

Obwohl bei beiden Linien die imperialistischen Ziele mit der heuch- 

lerischen Losung von «Freedom und Democracy» und mit der For- 

derung nach Umerziehung des deutschen Volkes zur Demokratie 

getarnt wurden, richteten sie sich gegen eine wirkliche Demokrati- 

sierung Deutschlands und gegen eine demokratische Lösung der 

deutschen Frage. 

Die eine imperialistische Linie lief auf eine modifizierte Mün- 

chen-Politik hinaus. Bei ihr stand von Anfang an eine antisowjeti- 

sche Ausrichtung der Kriegs- und Nachkriegspolitik stärker im 

Vordergrund, die Aufrechterhaltung reaktionärer Regimes in Eu- 

ropa und, damit verbunden^ die Schwächung, aber Erhaltung der 

Macht des deutschen Imperialismus bei gleichzeitiger Unterord- 

nung untereren US-ïmperialismus. Hinter dieser Linie standen – ne- 

ben allen besonders an Krieg, Rüstung und Antisowjetismus interes- 

sierten Kräften – vor allem Monopolgruppen, deren Interessen be- 

sonders in Europa, einschliesslich Deutschland, konzentriert waren, 

sei es durch Kapitalanlagen, Anleihen, Filialen oder Kartellverbin- 

dungen. Hier ragt in den USA vor allem die Morgan-Gruppe heraus. 

Noch während des Krieges wurden mit deutschen imperialisti- 

schen und militaristischen Kreisen verschiedenerlei Verhandlungen 

geführt. 

Der stellvertretende US-Generalstaatsanwalt Wendell Berge er- 

klärte vor dem Kilgore-Ausschuss über diese Umtriebe: «Ich muss 

zugeben, dass Erklärungen abgegeben, Konferenzen abgehalten und 

von einigen Kartellindustriellen in unserem und in alliierten Ländern 

Dinge getan wurden, die diese Hoffnung der deutschen Monopoli- 

sten ermutigten und rechtfertigten.»4 

Die andere imperialistische Linie der herrschenden Kreise der 

USA stellte die Beseitigung der Konkurrenz der deutschen Mono- 

pole in den Vordergrund, um deren Weltmarktpositionen zu er- 

 

4 Siehe James S. Allen: Weltmonopol und Frieden, Berlin 1951, S. 70. 
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obern. Sie hielt viel weitergehende Massnahmen gegen die deutschen 

Monopole als zeitweilige Schwächung und Diskriminierung für 

notwendig und erstrebte im Grunde ein Super-Versailles. Die Ex- 

ponenten dieser Linie hatten grössere Möglichkeiten, sich den offi- 

ziellen Kriegszielen der Antihitlerkoalition und den antifaschisti- 

schen Forderungen der Völker in Worten anzupassen. Ihre Verfäl- 

schung der Kriegsziele war weniger offenkundig, als es bei der ersten 

Linie der Fall war. Sie traten deshalb mit ihren getarnten Konzeptio- 

nen weit mehr in der Öffentlichkeit auf, doch nicht immer mit gros- 

sem Erfolg, wie die Protestbewegung gegen den Morgenthau-Plan 

in den USA zeigte. Sie hielten es nicht für notwendig, ja für nachtei- 

lig, aus Deutschland ein Bollwerk oder einen Pufferstaat gegen die 

Sowjetunion zu machen. Sie wussten um die Wichtigkeit der UdSSR 

für den Erfolg ihrer Pläne gegen die deutsche Monopolmacht, glaub- 

ten an «einen Modus vivendi mit der Sowjetunion, um ihren wach- 

senden Einfluss so weit wie möglich zu hemmen und um gleichzeitig 

den grösstmöglichen Spielraum für die Erweiterung der amerikani- 

schen Positionen in der Welt zu sichern, ohne es zu einem unmittel- 

baren Zusammenstoss mit der UdSSR kommen zu lassen».5 Durch 

die vorgeschlagene Entindustrialisierung Deutschlands, die die deut-

sche Arbeiterklasse wesentlich schwächen musste, glaubten sie – 

unter den Besetzungsbedingungen – gegen eine «kommunistische 

Gefahr», das heisst gegen eine demokratische Umwälzung gesichert 

zu sein. Gleichzeitig sollte die deutsche Frage – die Drohung einer 

anderen Politik in Bezug auf die Sowjetunion in der Hinterhand – als 

Schacherobjekt und als imperialistisches Druckmittel gegenüber 

der Sowjetunion dienen. Um die Opposition der grossen Kapitalge- 

sellschaften wie Morgan und anderer einzudämmen, schlug Bernard 

M. Baruch, einer der Wortführer dieser einflussreichen grosskapita- 

listischen und politischen Kreise, vor, sie aus den beschlagnahmten 

deutschen Vermögenswerten grosszügig zu entschädigen. Gleichzei-

tig entlarvte M. Baruch den Charakter der von ihm vertretenen 

Konzeption, indem er 1944 «ein langfristiges Programm der Ent-

schlossenheit und Bereitschaft, . . . um unsere Nation schnellst- 

 

 

 

  

5 Ebenda, S. 77. 
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möglich auf alle gearteten Bedingungen eines eventuellen zukünfti- 

gen Krieges einzustellen»,6 verlangte. 

Charakteristischer als in dem ins Extreme gesteigerten Morgen- 

thau-Plan wurden die Grundelemente dieser imperialistischen US- 

Politik gegenüber Deutschland von BernardM. Baruch vor dem 

Kilgore-Ausschuss zum Ausdruck gebracht: Brechung der deut- 

schen Vorherrschaft in Europa für alle Zeit, Ausschaltung Deutsch- 

lands als wesentlicher Machtfaktor in der europäischen Nachkriegs- 

ordnung, Beseitigung des deutschen Kriegspotentials und der 

Schwerindustrie, Aufteilung der junkerlichen Güter, Beseitigung 

der internationalen Verbindungen und Auslandsinvestitionen des 

deutschen Kapitals, strenge Kontrolle der Ein- und Ausfuhr. Die 

Auflösung aller inländischen deutschen Kartelle, Verhinderung der 

Beteiligungen an internationalen Kartellen, die Beschlagnahme 

deutscher Erfindungen und Patente, die während des Krieges ge- 

macht wurden, waren weitere, auf dieser Linie liegende Forderun- 

gen. Sie fanden iRren Niederschlag in der Tätigkeit des Kilgore-

Ausschusses des US-Senats, der Ministerien für Finanzen und Aus-

senwirtschaft und einiger Abteilungen des State Department. 

Bei aller Betonung der Unterschiede zwischen diesen beiden im- 

perialistischen Linien, die für das Verständnis der Politik der West- 

mächte unerlässlich ist, darf nicht übersehen werden, dass zwar die- 

sen Unterschieden nicht nur taktische, sondern auch Interessenge- 

gensätze zugrundelagen, diese jedoch in der Mehrzahl der Fälle 

nicht unüberbrückbar waren. Die Schärfe der Auseinandersetzung 

entsprang zum grössten Teil der schwierigen, oft unüberschaubaren 

Situation, in der sich die herrschenden Kreise der Westmächte be- 

fanden und in der von ihnen Entscheidungen von grosser Tragweite 

getroffen werden mussten. J. S. Allen bemerkt deshalb zur Kenn- 

zeichnung der von Baruch zum Ausdruck gebrachten Linie ganz 

richtig: «Keiner der Wortführer dieser Politik im Führungsring der 

Kapitalkreise kann als fanatischer Verteidiger der Vernichtung des 

Monopolkapitalismus in Deutschland oder in einem anderen Lande 

angesehen werden.»7 

6 Ebenda. 
7 Ebenda. 
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Eine wichtige und äusserst charakteristische Komponente impe- 

rialistischen Vorgehens kam in den von westlicher Seite entwickelten 

Plänen zur Zerstückelung oder föderalistischen Zergliederung 

Deutschlands zum Ausdruck. Die Aufteilung in mehrere Staaten 

oder Länder sollte die Macht des deutschen Imperialismus schwä- 

chen. Vor allem aber sollte die deutsche Arbeiterklasse, sollten die 

demokratischen Kräfte des deutschen Volkes zersplittert und damit 

geschwächt werden. Die Westmächte mussten schliesslich ihre Auf- 

teilungspläne – die Sowjetunion hatte nur auf das Drängen der 

Westmächte hin ihrer Erörterung zugestimmt – infolge der festen 

Haltung der Sowjetunion fallen lassen. Die herrschenden Kreise der 

USA und Englands waren sich auch in der Frage Zerstückelung oder 

Föderalisierung Deutschlands uneins. Einig waren sie sich jedoch in 

der gegen die Herstellung eines unabhängigen demokratischen deut- 

schen Einheitsstaates gerichteten Zielstellung. 

Die unterschiedlichen Auffassungen in der Kriegszielpolitik führ- 

ten in den USA dazu, dass ein 1944 vorbereitetes Handbuch «Richt- 

linien für die Besetzung» zurückgezogen wurde. Schliesslich gelang 

es, nach der 6. Überarbeitung der seit 1944 vorbereiteten Direktive 

JCS 1067 im April 1945 eine zeitweilige Kompromissformel zu fin- 

den. Nach zwei weiteren, unwesentlichen Änderungen wurde sie 

von Präsident Harry S. Truman unterzeichnet und am 14. Mai 1945 

dem OberkommandierendenDwightD. Eisenhowerübergeben. In 

diesem anfangs geheimgehaltenen, im Oktober 1945 veröffentlich- 

ten Dokument fanden die widerstreitenden Konzeptionen, aber 

auch der antifaschistisch-demokratische Druck ihren Niederschlag. 

Die Grundelemente der Baruch-Kilgore-Linie herrschten zweifellos 

vor, sodass Lucius D. Clay, ein «Morgan-Mann», bei erster Kennt-

nisnahme «entsetzt» war.8 Bei näherer Beschäftigung mit der Direk- 

  tive entdeckte er jedoch, dass sie viele Ausnahmen zuliess, «kon- 

struktive» Ansatzpunkte bot, indem dem Ermessen des Oberkom- 

mandierenden ein grosser Spielraum eingeräumt wurde. Am 2. De- 

zember 1945 teilte Clay dem US-Kriegsministerium in einem Tele- 

gramm mit: «JCS 1067 in der durch Potsdam modifizierten Form 

 
8 Lucius D. Clay: Entscheidung in Deutschland, Frankfurt am Main, 1950,  

S. 33. 
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hat sich als durchführbar erwiesen . . .»9 Und als Rückäusserung be- 

tonte das Kriegsministerium in einemJTeleoramm an Clav vom 

3. Januar 1946, dass die Direktive die Handlungsfreiheit Clays nicht 

cinschränke. Aber aüch die Baruch-Kilgore-Cruppe durfte nicht be- 

friedigt gewesen sein; denn wesentliche destruktive Elemente ihres 

«Karthago-Friedens» fehlten. Der deutschen Wirtschaft durfte zwar 

keine Hilfe für ihre Erhaltung geleistet werden, sie war zu entkartel- 

lisieren, aber die Absichten zur Zerstörung der Schwerindustrie und 

weitgehenden Entindustrialisierung waren nicht berücksichtigt. Die 

im Abkommen von Jalta festgelegten allgemeinen Grundsätze für 

die Ziele der Besetzung Deutschlands mussten berücksichtigt wer- 

den. Viele angeordnete Massnahmen zur Entmilitarisierung und 

Entnazifizierung liessen durchaus auch demokratische Auslegungen 

zu und fanden im Potsdamer Abkommen Berücksichtigung. Anti- 

demokratische Elemente zeigten sich jedoch bereits im Ausgangs- 

punkt, in dem betont wurde, dass Deutschland nicht mit dem Ziel 

der Befreiung besetzt wird, sondern als besiegte feindliche Nation. 

Sie fanden ihre Fortsetzung in der Bestimmung, die eine politische 

Betätigung bis zum Zeitpunkt ihrer ausdrücklichen, allgemeinen 

Genehmigung untersagte. Hinter ihr verbargen sich – wie die Praxis 

bewies – Bestrebungen zur Hemmung beziehungsweise Drosselung 

und Kanalisierung der demokratischen Entwicklung, auch im Sinne 

einer «Abkühlungsperiode». 

In der westdeutschen Literatur herrschen über die Direktive JCS 

1067 einseitige Darstellungen vor, die die Direktive wegen Überein- 

stimmungen mit dem Potsdamer Abkommen und der erwähnten 

demokratischen Auslegungsmöglichkeiten verleumden. Anderer- 

seits ist es jedoch nicht richtig, der Direktive das Potsdamer Ab- 

kommen entgegenzustellen, Übereinstimmungen zu leugnen. In 

diesen kommen die vorhandenen Gemeinsamkeiten der Kriegsziel- 

politik der Grossmächte der Antihitlerkoalition zum Ausdruck, die 

man – bei Berücksichtigung aller in der Direktive enthaltenen ver- 

schiedenartigen Elemente – im Auge behalten muss. Ausserdem muss 

die Tatsache berücksichtigt werden, dass bei der Veröffentlichung 

 

9 John Gimbcl: Amerikanische Besatzungpolitik in Deutschland 1945 bis 
1949, Frankfurt am Main 1971, S. 18. 
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der Direktive im Bulletin des State Department die Priorität des 

Potsdamer Abkommens in allen differierenden Punkten anerkannt 

wurde. 

In England waren die Kriegs- und Nachkriegsplanungen im we- 

sentlichen den gleichen Bedingungen unterlegen wie in den USA. 

Auch sie gerieten deshalb Ende 1944 ins Stocken. Den Kommandeu- 

ren und Kontrolloffizieren in Deutschland fehlten eindeutige und 

umfassende Instruktionen. Das führte, vor allem bis zum Auf- und 

Ausbau der britischen Kontrollkommissionen im Herbst 1945, zu 

einem örtlich oft recht unterschiedlichen Herangehen an die Pro- 

bleme. 

Die neugebildete Labour-Regierung Clement Attlee übernahm 

ohne Bedenken den von ihren Vorgängern geschaffenen Kontroll- 

apparat für Deutschland, in dem konservative Verwaltungsfachleu- 

te, Konzernbeauftragte und kapitalistische Unternehmer die Schlüs- 

selpositionen besetzt hielten. 

In Übereinstimmung mit der gesamten Politik der britischen Mili- 

tärregierung, die darauf hinauslief, die demokratischen Kräfte an der 

Entfaltung zu hindern und zunächst so wenig Veränderungen wie 

nur möglich zuzulassen, war der oberste Grundsatz der Wirt- 

schaftsabteilung der britischen Militärregierung: «Keine Verände- 

rungen in der Führung der Industrie.»10 ______  

Es gab jedoch zweifellos zahlreiche Offiziere und Beamte der 

Westalliierten, die versuchten, eine den Interessen ihrer Nation ent- 

sprechende und dem Willen der Völker entgegenkommende Beset- 

zungspolitik durchzusetzen. Das gilt vor allem für die Jahre 1945/46. 

Durch ständige personelle Auswechslungen im Apparat der Militär-

regierungen wurde diesem Einfluss entgegengewirkt. 

Auf sich selbst gestellt, unter dem Druck «von oben», waren die 

demokratischen Kräfte ohne eine einheitliche und klare Deutsch- 

landkonzeption nicht in der Lage, mehr als örtlich und zeitlich be- 

schränkte Teilerfolge zu erringen. Ihre bürgerliche Herkunft ver- 

baute ihnen oft das Verständnis für die erforderlichen «umwälzen- 

den» Massnahmen, die ausserdem nicht einfach auf legalistischem 

Wege durchgesetzt werden konnten. Ihr Verhältnis zur deutschen 

 

10 Richard Squires: Auf dem Kriegspfad, Berlin 1951, S. 94. 
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Arbeiterklasse war eher distanziert als aufgeschlossen, ganz zu 

schweigen von ihrer Einstellung zur Kommunistischen Partei, die in 

der Regel von vielen Vorurteilen belastet war. 

1945 konnte man jedenfalls selbst in den Publikationsorganen von 

Regierungsstellen und Militärregierungen ständig Ausführungen fin-

den, die erkennen liessen, dass die Verfasser sich – wenn auch meist 

mit nicht zureichender Konsequenz – um die Verwirklichung der 

Potsdamer Grundsätze und Ziele Gedanken machten.11 

Aus alledem wird erklärlich, warum die Besetzungspolitik der 

Westmächte in der ersten Zeit – bis in das Jahr 1947 hinein – einen 

anscheinend so zwiespältigen Charakter aufwies, unentschlossen 

und widersprüchlich wirkte, mehr destruktiv als konstruktiv war. 

Die imperialistischen Kreise der Westmächte, ganz gleich, welche 

Deutschlandkonzeption sie besassen, befanden sich zunächst in der 

Defensive. Die Westmächte mussten mit der Sowjetunion Zusam- 

menarbeiten, auf Erhaltung ihres antifaschistisch-demokratischen 

Prestiges bedacht sein und deshalb im Kontrollrat einer Reihe de- 

mokratischer Anordnungen ihre Zustimmung geben. Den imperia- 

listischen Kräften blieb oft nur die Zuflucht zu einer Verschlep- 

pungspolitik in ihren Zonen oder zu raffinierten Manövern, die das 

eigentliche Anliegen der beschlossenen Massnahmen verwässerten 

und verfälschten. Ausserdem lähmten die Gegensätze in den herr- 

schenden *Kreisen der Westmächte sowie die imperialistischen Wi- 

dersprüche zwischen ihnen eine zielstrebige, gemeinsame Politik. 

Jede der drei Westmächte verfolgte eigene imperialistische Nach- 

kriegskonzeptionen, die darauf abzielten, ihre eigenen Positionen 

zu stärken und die der anderen zu schwächen. Diesen Zielen war na- 

türlich auch ihre Deutschlandpolitik untergeordnet. Die britische 

und die französische Deutschlandpolitik wurde stärker und länger 

als die amerikanische – andererseits allerdings nicht in dem Masse wie 

der Morgenthau-Plan – von imperialistischen Motiven der Zurück- 

drängung der deutschen Konkurrenz bestimmt. Das fand besonders 

auch in Rohstoffzwangsexporten und Konkurrenzdemontagen sei- 

nen Ausdruck. 

Die herrschenden Kreise Grossbritanniens suchten durch Euro- 

11 Das ist z.B. in der 1945/46 von der US-Militärregierung herausgegebenen «All- 

gemeinen Zeitung» deutlich sichtbar. 
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papläne beziehungsweise westeuropäische Zusammenschlüsse un-

ter englischer Führung eine «dritte Kraft» zu formieren, um ihre Po-

sitionen gegenüber dem USA-Imperialismus behaupten zu können. 

Die Labourregierung suchte dabei zur Unterstützung der West- 

europapläne des britischen Imperialismus die reformistische Arbei- 

terbewegung in Westeuropa auszunutzen beziehungsweise zu mo- 

bilisieren. Die herrschenden Kreise Grossbritanniens strebten ein 

Militärbündnis mit Frankreich als Keimzelle für einen westeuropä- 

ischen Block unter britischer Führung an. Angesichts der stärkeren 

ökonomischen und politischen Stellung Grossbritanniens gegenüber 

Frankreich rechneten sich die britischen Imperialisten aus, dass die 

Führungsrolle zwangsläufig ihnen zufallen müsse. 

Die französischen Imperialisten, die das natürlich erkannten, 

suchten ihre Positionen durch das Streben nach Verwirklichung ih- 

rer alten Ziele: Rheingrenze, Entwicklung eines rheinischen Separa- 

tismus und Einflussnahme auf das Ruhrgebiet, zu verbessern – auch 

gegenüber der zukünftigen deutschen Konkurrenz. Am 14. Sep- 

tember 1945 formulierte die französische Regierung ihre Ziele fol- 

gendermassen /Teilung Deutschlands in mehrere Staaten, Abtren- 

nung des Saargebietes und des rheinisch-westfälischen Gebietes, 

Aufschub der Schaffung zentraler deutscher Verwaltungen bis zur 

Zeit nach der «Grenzregelung» im Westen Deutschlarjds^ie fran- 

zösischen Imperialisten waren verbittert darüber, dass Grossbritan- 

nien die Kontrolle über das Ruhrgebiet erhalten hatte und ihren 

Rhein-Ruhr-Plänen entgegentrat. 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass die imperialistischen 

Ziele und Bestrebungen der herrschenden Kreise der Westmächte- 

ganz gleich, mit welchen Konzeptionen sie im Einzelnen verbunden 

waren – gegen eine wirklich demokratische Entwicklung in den 

Westzonen und eine demokratische Regelung der deutschen Frage 

gerichtet waren. Die Absichten der herrschenden Kreise der West- 

mächte waren jedoch eine Sache, ihre Realisierung eine andere. Auf 

der Potsdamer Konferenz hatten sie faktisch einer Politik der friedli- 

chen Koexistenz, der europäischen Sicherheit und Zusammenarbeit 

und einer demokratischen Regelung der deutschen Frage zustimmen 

müssen. Die sowjetische Regierung machte sich keinerlei Illusionen 

über das imperialistische Wesen der Politik der Westmächte, trotz- 
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dem oder gerade deshalb setzte sie sich mit aller Kraft für eine Politik 

der friedlichen Koexistenz und der Regelung aller internationalen 

Fragen durch Verhandlungen und friedliche Vereinbarungen ein. 

Und es war 1945 noch keineswegs abzusehen, wie sich das interna- 

tionale Kräfteverhältnis entwickeln würde, ob es den Kräften des 

Friedens, der Demokratie und des Sozialismus nicht gelingen wür- 

de, den Imperialismus zur friedlichen Koexistenz zu zwingen und 

auf den Kurs der Herstellung eines europäischen Systems der Si- 

cherheit und Zusammenarbeit festzubannen. Der Übergang vom 

Krieg zum Kalten Krieg und damit zur Spaltung Deutschlands und 

zur Restauration der Macht des deutschen Monopolkapitals in den 

Westzonen war nicht bereits 1945 vollzogen und festgeschrieben. 

Und wäre es gelungen, diesen Übergang zu verhindern, hätte das 

den Völkern Europas vieles erspart, was der Kalte Krieg an negati- 

ven Auswirkungen später zeitigte.   

Die Politik Präsident Roosevelts war dadurch gekennzeichnet,  

dass sie hinsichtlich Europas und Deutschlands einen Kurs der Ver-  

einbarungen mit der UdSSR für die günstigste Variante hielt. Dabei  

machten sich die Politiker der Roosevelt-Regierung selbstverständ-

lich Illusionen über die in Europa zu erwartenden Ergebnisse des 

Zweiten Weltkrieges. Sie glaubten auch noch zurzeit der Konferenz 

von Jalta, die Befreiung der Völker vom Faschismus werde in der  

Regel in deren Ländern zur Wiederherstellung der gesellschaftliche  

Vorkriegsordnung führen und dem anglo-amerikanischen Imperia- 

lismus über «Wirtschaftshilfe» und andere Massnahmen die Errich- 

tung der amerikanischen Hegemonie ermöglichen. Die Einigung der 

USA, Grossbritanniens und der Sowjetunion während der Krim- 

konferenz auf die Deklaration über das befreite Europa war somit 

seitens der anglo-amerikanischen Mächte mit der Hoffnung auf Er- 

haltung beziehungsweise Wiederherstellung «unserer sozialen und 

wirtschaftlichen Ordnung in Osteuropa» verbunden, wie der ame-  

rikanische Historiker Denna F. Fleming hervorhebt-. «Wir hatten 

übertriebene Vorstellungen gehegt, dass unser Sieg automatisch die 

Errichtung unseres Systems über die ganze Welt herbeiführen 

würde.»12  

12 Denna F. Fleming: The Cold War an its Origins, Bd. I, New York 1961,  

S. 205 (Übers. – d. V.). 
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Aber Roosevelt hielt auch im Frühjahr 1945, als sich viele für die 

anglo-amerikanischen Mächte enttäuschende Ergebnisse des Zwei- 

ten Weltkrieges bereits abzuzeichnen begannen, weiterhin an sei- 

nem Kurs fest, in allen gemeinsamen beziehungsweise Streitfragen 

mit der Sowjetunion einen Modus vivendi zu suchen. Auf diese 

Weise sollte der amerikanische Imperialismus in allen diesen Ange- 

legenheiten seine Hand im Spiel behalten, bei der Regelung vieler eu- 

ropäischer Fragen Kompromisse und damit Teilerfolge erzielen und 

sich Ansatzpunkte und offene Türen sichern, um seinen Einfluss gel- 

tend machen zu können. Die Politik eines Modus vivendi mit der 

Sowjetunion sollte darüber hinaus dem amerikanischen Imperialis- 

mus die Hände für weltweite Aktionen in Asien, Afrika und Latein- 

amerika frei machen; sie sollte ihm – wie Hopkins in einem Memo- 

randum für Präsident Roosevelt im Frühjahr 1945 schrieb – «den 

grössten Einfluss auf die zukünftige Entwicklung in Asien sichern».13 

3. Die Anfänge des antisowjetischen Kurswechsels 

Nach dem Tod Roosevelts wurde mit Harry S. Truman ein Mann 

Präsident der USA, aus dessen Politik alle realistischen Ansätze der 

Roosevelt-Politik rigoros eliminiert wurden. Von nun an übten Po- 

litiker, die einen verständigungsfeindlichen Kurs verfolgten, einen 

ausschlaggebenden Einfluss auf die amerikanische Politik aus, wie 

zum Beispiel der Aussenminister James F. Byrnes und sein Nachfol- 

ger Dean G. Acheson, der stellvertretende Aussenminister für euro- 

päische Angelegenheiten George W. Perkins, der oberste Berater 

Kriegsminister Henry L. Stimsons, John J. McCloy, der Chef der 

Abteilung für politische Planung im Aussenministerium, Paul 

H. Nitze, Marineminister James V. Forrestal und der Botschafter 

in Moskau, Averell W. Harriman, später Handelsminister. Auf die 

Bestimmung der aussenpolitischen Linie der USA übten von nun an 

auch die reaktionären Kreise der Republikaner um Expräsident 

Herbert C. Hoover und die Senatoren Robert A. Taft und Arthur 

H. Vandenberg einen wesentlichen Einfluss aus. 

13 Robert E. Sherwood: Roosevelt und Hopkins, Hamburg (1948), S. 720. 
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Vandenberg hatte bereits im Januar 1945 in einer aussenpolitischen 

Rede im Serjat eine aggressive antisowjetische Orientierung für die 

Nachkriegszeit zum Ausdruck gebracht und fungierte von da ab als 

aussenpolitischer Sprecher des Senats. Als Hauptberater der USA- 

Delegation bei den Vereinten Nationen trat John Foster Dulles her- 

vor, Miteigentümer der einflussreichen Anwaltsfirma Sullivan and 

Cromwell, der an der Ausarbeitung und Durchführung des Dawes- 

und des Youngplanes zur Regelung der Reparationsprobleme des 

Ersten Weltkrieges teilgenommen hatte. Sein Bruder Allan W. Dul- 

les war eine Schlüsselfigur bei den amerikanisch-hitlerdeutschen 

Geheimbesprechungemjn der Schweiz gewesen, die zum Ziel hatten, 

einen separaten Waffenstillstand zwischen den Westmächten und 

Hitlerdeutschland herbeizuführen und diesem gleichzeitig die Fort- 

führung des Krieges gegen die Sowjetunion zu ermöglichen. 

Es erwies sich vor der Potsdamer Konferenz als undurchführbar, 

offen einen antisowjetischen Kurswechsel zu vollziehen. Auch nach 

Kriegsende stiess die Durchführung eines solchen Kurswechsels auf 

nicht geringe Schwierigkeiten, ergab doch zum Beispiel eine Mei- 

nungsumfrage des amerikanischen Gallup-Instituts im September 

1945, dass 54 Prozent der Befragten bereit waren, dem Wunsch der 

Sowjetunion nach Zusammenarbeit mit den USA zu vertrauen. Nur 

30 Prozent der Befragten äusserten sich in einem negativen Sinne. 

Trotzdem wurde der antisowjetische Kurswechsel Schritt für 

Schritt vorangetrieben. Er verband sich mit dem Begriff der Atom- 

bombendiplomatie und wurde unter der heuchlerischen Losung des 

«no-appeasement» vollzogen. 

Das Verbrechen des nicht kriegsnotwendigen Abwurfs der  

Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki am 6. und 9. August 

1945 sollte dazu dienen, die Sowjetunion zu bedrohen und zu er- 

pressen. Deshalb hatten die USA ihrem sowjetischen Verbündeten 

während des Krieges jegliche Informationen über ihre Atompläne 

verweigert und widersetzten sie sich nach Kriegsende dem Abschluss 

eines Abkommens über das Verbot von Atomwaffen und über eine 

internationale Kontrolle der Kernenergie. 

Die USA-Regierung versteifte ihre Haltung gegenüber der So- 

wjetunion, wollte ihre Bedingungen diktieren und war immer weni- 

ger zu Kompromissen bereit. Die erste Konferenz des Rates der Aus- 
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senminister, die im September 1945 in London stattfand, führte zu 

keinen Ergebnissen. Nach Angaben von Dulles wurde in London 

anlässlich einer Besprechung zwischen ihm und Aussenminister  

Byrnes die neue Linie der amerikanischen Aussenpolitik verankert. 

Rückblickend schrieb er darüber: «In diesem Moment wurde unsere 

Nachkriegspolitik des ‚no-appeasement’ . . . geboren; im Grossen 

und Ganzen sind wir seither dieser Politik immer gefolgt.»14 

Infolge der beharrlichen sowjetischen Verständigungsbemühun- 

gen konnten trotzdem auf der nächsten Konferenz des Rates der 

Aussenminister, die vom 16. bis zum 26. Dezember 1945 in Moskau 

stattfand, bei der Behandlung der Friedensregelungen mit Italien, 

Finnland, Bulgarien, Rumänien und Ungarn und in einigen anderen 

Fragen Fortschritte erzielt werden. 

Während J. W Stalin in einem Brief an Truman vom 23. Dezem- 

ber 1945 diese Fortschritte zum Anlass nahm, um das Interesse der 

Sowjetunion an einer Verständigung mit den USA über alle strittigen 

Fragen auf der Grundlage der Ziele und Prinzipien der Antihitler- 

koalition zum Ausdruck zu bringen, reagierte Truman entgegenge- 

setzt. Er kritisierte Aussenminister Byrnes wegen angeblich zu gros- 

ser Nachgiebigkeit und erklärte ihm in einem Brief vom 5. Januar 

1946, von der absurden Behauptung ausgehend, dass die Sowjet- 

union in die Türkei einzumarschieren beabsichtige, um sich der 

Meerengen zum Mittelmeer zu bemächtigen, unumwunden: «Wenn 

man ihm (gemeint ist die Sowjetunion – d. Verf.) nicht die eiserne 

Faust zeigt und die stärkste Sprache spricht, werden wir einen neuen 

Krieg erleben. Es gibt nur eine Sprache, die die Russen verstehen, 

nämlich: Wie viele Divisionen habt ihr? 

Ich glaube, wir sollten uns jetzt auf keine Kompromisse mehr ein- 

lassen. Wir müssen uns weigern, Rumänien und Bulgarien anzuer- 

kennen, bis unsere Forderungen erfüllt sind; wir müssen unseren 

Standpunkt hinsichtlich Irans unmissverständlich zum Ausdruck 

bringen; wir müssen weiterhin auf der Internationalisierung des Kai- 

ser-Wilhelm-Kanals, der Wasserstrassen Rhein und Donau und der 

Meerengen bestehen; wir müssen die alleinige Kontrolle Japans und 

des Stillen Ozeans in der Hand behalten; wir müssen China auf die 

 

14 John Foster Dulles: Krieg oder Frieden, Stuttgart (1950), S. 37. 
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Beine stellen und ihm eine starke Zentralregierung geben und auch 

hinsichtlich Koreas festbleiben.»15 

Trotz der apologetischen Argumentation Trumans, die den wirk- 

lichen Sachverhalt völlig verdreht, kommt in diesen Ausführungen 

das Programm des amerikanischen Imperialismus zur zwangsweisen 

Regelung der Nachkriegsprobleme, insbesondere in Europa, nach 

seinen imperialistischen Bedingungen zum Ausdruck. Das schloss 

eine Verständigung und Zusammenarbeit mit der Sowjetunion bei 

der Schaffung eines Europas der Sicherheit und Zusammenarbeit 

und bei einer Vier-Mächte-Regelung der deutschen Frage auf der 

Grundlage des Potsdamer Abkommens aus. Folgerichtig forderte 

Truman bereits im November 1945 öffentlich eine Revision des 

Potsdamer Abkommens hinsichtlich des Einstimmigkeitsprinzips 

im Alliierten Kontrollrat, um die Sowjetunion überstimmen zu 

können und mit der Stimmenmehrheit der Westmächte eine einsei- 

tige Regelung der deutschen Frage gemäss den Interessen des Impe-

rialismus durchzudrücken.16 

Die Historiografie bürgerlicher oder sozialdemokratischer Provi- 

nienz versucht, diese Tatsachen zu verschleiern. Sie konstruiert 

demgegenüber einen Sachverhalt, wonach angeblich in der Politik 

der Sowjetunion und auch ihrer Besatzungspolitik die Wurzeln des 

Auseinanderbrechens der Antihitlerkoalition und für alle sich dar- 

aus ergebenden Folgen, auch für den Kalten Krieg, lägen. Die 

Westmächte hätten bis 1946/47 eine schwankende, nur reagierende 

Politik betrieben und seien schliesslich über eine ReiheSachzwänge, 

nicht zuletzt der Frage von Reparationen, auf den Kurs gedrängt 

worden, der den Kalten Krieg, die Restauration in den Westzonen 

und die Schaffung eines separaten Westzonenstaates unter Bruch des 

Potsdamer Abkommens beinhaltete. In Wirklichkeit hielt sich die 

Politik der Sowjetunion strikt an die Beschlüsse der Antihitlerkoali- 

tion, wie schon dargelegt auch hinsichtlich der in der sowjetischen 

Besatzungszone vollzogenen Massnahmen. 

Die entscheidenden Ursachen für das Auseinanderbrechen der 

 

15 Harry S. Truman: Memoiren, Bd. I: Das Jahr der Entscheidungen (1945), 

Stuttgart (1955), S. 601. 

16 Siehe Der Berliner, Nachrichtenblatt der britischen Militärregierung,  

1. Dezember 1945. 
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Antihitlerkoalition lagen vielmehr in dem von der Truman-Regie- 

rung gegenüber der Sowjetunion eingeschlagenen Kurs einer Politik 

der Stärke, der Revison getroffener Vereinbarungen, der Revidie- 

rung der Ergebnisse des antifaschistischen Befreiungskampfes der 

Völker, einer Politik, die mit der Illusion verbunden war, die So- 

wjetunion in der deutschen Frage und in anderen Fragen zur Kapitu- 

lation zu zwingen. In den USA wurde die Europa-, Deutschland- 

und Besatzungspolitik immer eindeutiger von solchen Politikern 

geprägt, die Deutschland in dieser oder jener Form zu einem anti- 

kommunistischen Bollwerk im Kampf gegen die Sowjetunion und 

das entstehende sozialistische Weltsystem benutzen wollten und in 

diesem Zusammenhang Ziele und Prinzipien des Potsdamer Ab- 

kommens völlig preisgaben. In dieser reaktionärsten und aggressiv- 

sten Variante imperialistischer Weltmachtpolitik der USA lagen 

letzten Endes in dem Masse, wie sie die politische Praxis bestimmte, 

die entscheidenden Ursachen für den Kalten Krieg und die Spaltung 

Europas uqd Deutschlands durch die Bildung eines antisowjetischen 

Westblocks. Und da die Vertreter dieser Politik bereits im Sommer 

1945 an den entscheidenden Schalthebeln in Washington und auch in 

der US-Militärregierung in Deutschland (OMGUS) sassen, war die 

US-Deutschland- und Besatzungspolitik von den Zielsetzungen her 

durchaus nicht unentschieden, ambivalent oder lediglich reaktiv, 

wie apologetisch behauptet wird. Es wurde vielmehr von 1945 an 

kontinuierlich von den in Washington und in OMGUS tonangeben- 

den Leuten ein politischer Kurs gesteuert, der – aus der Defensive 

heraus und über erzwungene Umwege – Schritt für Schritt durchge- 

setzt wurde und schliesslich seit 1947 eindeutig dominierte.17 

4. Die Anfänge westlicher Besatzungspolitik 

Schon in den ersten Massnahmen der anglo-amerikanischen Besat- 

zungsmächte kam unter dem Einfluss imperialistischer Kreise eine 

 

17 Aus bürgerlicher Sicht bestätigt dieseTatsache auch John Gimbel: 

Amerikanische Besatzungspolitik in Deutschland 1945 bis 1949, S. 11 

ff. 
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reaktionäre Grundlinie des Vorgehens, wenn auch nicht in jedem 

Fall eindeutig, zum Vorschein. Die westalliierten «Tests» über die 

«demokratische Reife», das heisst Schwäche der demokratischen 

Kräfte in Deutschland, fielen negativ aus. «Schon vor dem Endes des 

Krieges hatten die Alliierten mit der Genehmigung von öffentlichen 

Meetings und offenen Diskussionen experimentiert.»18 Dazu dien- 

ten u.a. Gewerkschaftsversammlungen, die man zur Wiedergrün- 

dung der Gewerkschaftsbewegung und unter der Bedingung ge- 

nehmigte, dass sie «nicht-politisch» seien. Was musste man jedoch 

feststellen? Statt die Fragen Lohn, Arbeitsbedingungen, zukünftige 

Entwicklung der Industrie und ähnliches zu diskutieren, passierte in 

fast jeder dieser Versammlungen, wie der britische Kontrolloffizier 

Raymond Ebsworth missbilligend bemerkt, Folgendes: Nach einigen 

Worten des Dankes für ihre Befreiung klagten die Redner ihre frühe- 

ren «Arbeitgeber» an, von denen viele Nazis gewesen und nun ver- 

schwunden waren. Die dabei erhobene Forderung, ihnen Hacke 

und Schaufel in die Hände zu drücken, ging jedesmal in Applaus un- 

ter. Soweit diese Version über die demokratischen Bestrebungen der 

deutschen Werktätigen in den Westzonen. 

Das veranlasste die westlichen Oberbefehlshaber, die in der Direk- 

tive JCS 1067 enthaltene Möglichkeit wahrzunehmen und jede poli- 

tische Betätigung bis auf Weiteres zu verbieten. 

In diesem Zusammenhang sei erwähnt, dass zwar die Direktive 

JCS 1067 von der englischen Regierung nicht akzeptiert wurde, 

Montgomery jedoch damit prinzipiell übereinstimmende Anwei- 

sungen erhielt. Das gemeinsame Oberste Hauptquartier der Alliier- 

ten Expeditionsstreitkräfte (SHAEF) bestand bis Juli 1945. Darüber 

hinaus wurden bis September 1945 für das ganze angloamerikani- 

sche Besatzungsgebiet gültige Verordnungen und Gesetze erlassen. 

Im Jahrbuch der SPD wurde 1946 rückblickend zum Vorgehen 

der Westmächte bei der Besetzung Deutschlands festgestellt: «Aus- 

schüsse aus der Bevölkerung, die sich in den ersten Tagen hier ufid 

da spontan gebildet hatten, um Einfluss auf die Lösung der Probleme 

zu nehmen, die von ihnen aus den Erfahrungen der zwölf Jahre als  

 

18 Raymond Ebsworth: Restoring Democracy in Germany. The British 

Contribution, London und New York 1960, S. 22 – (Übers. – d. V.). 
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besonders brennend angesehen wurden, fanden keine Bestätigung und 

wurden wieder aufgelöst. Von ihnen getroffene Massnahmen, wie 

z.B. Absetzung politisch belasteter Beamten, Einsetzung von Per- 

sonen mit demokratischer Legitimierung, Strafmassnahmen gegen 

örtlich bekannte Anhänger des Nazisystems wurden nur in wenigen 

Fällen sanktioniert, in sehr vielen dagegen rückgängig gemacht. . . 

Während des Zeitraumes, den die Vertreter der Militärregierung na- 

turgemäss brauchten, um sich mit den deutschen Verhältnissen ver- 

traut zu machen, wurden die Kreise der Bevölkerung, die gern bereit 

waren, nach den Jahren des Naziregimes die Sieger als Befreier zu 

begrüssen, schweren psychologischen Belastungen und mancher bit- 

teren Enttäuschung ausgesetzt.»19 

Marshall Montgomery schreibt – im Zusammenhang mit der Zu- 

lassung der Gewerkschaften – über die Motive dieses Vorgehens 

rückblickend: «Die Russen unterstützten die Gewerkschaften. Ich 

beschloss, das nicht zu tun; ich war zwar sehr dafür, dass sie lang-

sam, den Verhältnissen entsprechend wachsen sollten, aber dagegen, 

dass sie ‚forciert’ wurden. Dadurch hoffte ich zu erreichen, dass im 

Laufe der Zeit aus ihren eigenen Reihen die richtigen Leute an die 

Spitze kamen. Gingen wir jedoch zu schnell vor, so bestand die Ge-

fahr, dass die Gewerkschaften in falsche Hände gerieten und daraus 

Schwierigkeiten entstanden.»19 20 

Aber es ging nicht nur um die Gewerkschaften. Es ging dabei vor 

allem um die Schwächung der Arbeiterklasse überhaupt, um eine 

Einflussnahme auf sie zugunsten antikommunistischer und oppor- 

tunistischer Bestrebungen. Ohne eine solche erfolgreiche Einfluss- 

nahme waren alle imperialistischen Pläne auf Sand gebaut. 

Die massgeblichen Kreise der westlichen Besatzungsmächte  

orientierten sich in erster Linie auf konservative Geistliche und Be-

amte sowie auf reaktionäre bürgerliche Politiker, entweder aus der 

früheren Staatsbürokratie oder aus den ehemaligen Parteiführungen 

von Zentrum, Staatspartei, Deutscher Volkspartei (DVP) und 

Deutschnationaler Volkspartei (DNVP). Symptomatisch war die Bil- 

 

19 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1946, Hrsg, 

vom Parteivorstand der SPD (Göttingen), o. J., S. 5. 

20 Marshall Montgomery: Memoiren, a. a. O., S. 428. 
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dung der ersten Länderregierung in den Westzonen, die bereits am 

28. Mai 1945 in Bayern erfolgte. Auf Vorschlag des Münchner Kar- 

dinals Faulhaber ernannte die US-Militärregierung den ehemaligen 

Führer der Bayerischen Volkspartei im Reichstag, Fritz Schaeffer, 

zum Ministerpräsidenten, der die Hauptverantwortung für die Zu- 

stimmung seiner Partei zum Ermächtigungsgesetz für Hitler trug. 

Schaeffers zweifelhafte politische Vergangenheit verband sich auch 

1945 mit äusserst reaktionären Ansichten und Bestrebungen. Aus 

diesen Gründen stiess er in weiten Kreisen der Bevölkerung auf Ab- 

lehnung und stand selbst der Mehrheit seiner früheren Parteifreun- 

de, die sich in der CSU zu sammeln begannen, zu weit rechts. 

Mit ihrer einseitigen Orientierung auf bürgerlich-reaktionäre 

Kräfte stiessen die westlichen Besatzungsbehörden jedoch bald auf 

immer grössere Schwierigkeiten. Sie mussten erkennen, dass auch sie 

die politische Kraft der Arbeiterklasse nicht einfach beiseite schie- 

ben, beziehungsweise ignorieren konnten. 

Man begann, stärker opportunistische Politiker aus Kreisen der 

Gewerkschaften und der westdeutschen Sozialdemokratie heranzu- 

ziehen. Die amerikanische Militärregierung (OMGUS) musste dem 

Drängen demokratischer Kräfte nachgeben und Ministerpräsident 

Schaeffer absetzen. 

  

Sie griff, im Bestreben eine «gefährliche Linksentwicklung» abzu- 

fangen, auf einen sozialdemokratischen Politiker zurück und er- 

nannte am 3. Oktober 1945 Wilhelm Hoegner zum bayrischen Mi- 

nisterpräsidenten. Die Wahl fiel nicht zufällig und nicht auf Vor- 

schlag von sozialdemokratischen Mitgliedermassen auf Hoegner. 

Vielmehr war es so, dass sich Hoegner in seinem Schweizer, Exil das  

Vertrauen einflussreicher Kreise erworben hatte und, wie er selbst 

zugibt, mit dem geheimen USA-Emissionär Allan Dulles in Verbin- 

dung stand, dem er seine Nachkriegsvorstellungen entwickelt hatte. 

Die Amerikaner wussten, dass sie von Hoegner eine antikommunisti- 

sche, auf die Westmächte orientierte und sich ihren Wünschen an- 

passende Politik erwarten konnten – soweit das in seiner Macht 

stand. Hoegner war am 6. Juni 1945 von einem Beauftragten Allan 

Dulles eigens in einem Jeep nach München gebracht worden. Er 

konnte sich dem Drängen der sozialdemokratischen Mi tglieder nach 

Aktionseinheit mit ihren kommunistischen Klassengenossen zu- 
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nächst nicht entziehen und nahm an den Verhandlungen der 

Münchner Aktionsgemeinschaft mit der KPD teil. Auf sein Betrei- 

ben distanzierte sich schliesslich die Führung der Münchner SPD 

Anfang Januar 1946 mit dem Argument von der Aktionsgemein- 

schaft, dass das Abkommen vom 8. August 1945 vor der Legalisie- 

rung der SPD nur von Einzelpersönlichkeiten abgeschlossen wor- 

den sei und somit für die Partei keine Verbindlichkeit besitze. 

Die politische Quarantäne, das heisst das Verbot organisatorischer 

und politischer Betätigung, das Ende April 1945 über die Westzonen 

verhängt wurde, richtete sich vor allem gegen eine Wiedergeburt ei- 

ner einheitlichen deutschen Arbeiterbewegung im Geiste ihrer revo- 

lutionären Traditionen sowie die Formierung eines von ihr geführ- 

ten demokratischen Blocks. 

Über den Zweck der «politischen Quarantäne» macht auch der 

nichtmarxistische amerikanische Wissenschafder Lewis J. Edinger 

aufschlussreiche Ausführungen: «In den von den drei Westmächten 

besetzten Teilen Deutschlands wurde dieser Trend zur unmittelba- 

ren proletarischen Einheit’ durch ein vorübergehendes Verbot jeder 

politischen Tätigkeit und aller politischen Organisationen wirksam 

gebremst. Überlebende Führer der Weimarer SPD wurden von den 

westlichen Militärgouverneuren mit Verwaltungsstellen betraut und 

bauten dann ohne Aufsehen lokale Organisationen auf, die sich aus 

ihren Freunden und Anhängern zusammensetzten. Als schliesslich 

nach einigen Monaten die Erlaubnis erteilt wurde, Bezirks- und Di- 

striktsorganisationen der SPD aufzubauen, war die Stärke der Ein- 

heitsbewegung in den westlichen Besatzungszonen gebrochen, und 

es hatten diejenigen Führer, die mit den Plänen des Exilvorstandes 

sympathisierten, die Kontrolle in der Hand.»21 

Im Sinne der Ausführungen Marshall Montgomerys übten westli- 

che Besatzungskreise ihren Einfluss auch auf die seit August/Sep- 

tember 1945 in den Westzonen schrittweise zugelassene Gewerk- 

schaftsbewegung aus, damit sie «in rechte Hände» geriet. Bei Dros- 

selung des demokratischen Aufbaus der Gewerkschaften wurden 

 

21 Lewis J. Edinger: Sozialdemokratie und Nationalsozialismus. Der 
Parteivorstand der SPD im Exil von 1933 bis 1945, Hannover, Frankfurt 

am Main 1960, S. 194. 
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von den Besatzungsbehörden bestimmte provisorische Führungs- 

gremien auf Länder- beziehungsweise Zonenbasis eilfertig «legali- 

siert» und gefördert. So kam es, dass über dem sich in den Westzonen 

nur langsam horizontal und vertikal ausbreitenden gewerkschaftli- 

chen Organisationsgefüge von Militärregierungen bestätigte provi- 

sorische Länder- oder Zonenausschüsse thronten, die – ohne eigent- 

liche demokratische Legitimation – von Anfang an wichtige Ent- 

scheidungen fällten und Massnahmen durchführten. So existierte 

zum Beispiel in Köln ein Gewerkschaftssekretariat unter Hans 

Böckler, das von der britischen Besatzungsmacht als Zonensekreta- 

riat «anerkannt» wurde. Böckler führte hier 1946 eigenmächtig zahl- 

reiche Verhandlungen mit Unternehmerverbänden und Regierungs- 

stellen, über die er niemandem Rechenschaft gab. Auf diese Weise 

gelangten vorwiegend opportunistische, mit der Schumacher-Poli- 

tik der SPD sympathisierende Gewerkschaftsfunktionäre an die 

Spitze der sich entwickelnden Gewerkschaftsorganisationen – Fritz 

Tarnow, Lorenz Hagen und Georg Reuter in Bayern, Markus 

Schleicher in Württemberg-Baden, Willi Richter in Hessen, Wil- 

helm Reibel in Baden, Adolf Ludwig in Rheinland-Pfalz, Hans 

Böckler (Köln), Hans Böhm (Bielefeld), Albin Karl (Hannover) und 

Franz Spliedt (Hamburg) in den vier Bezirken der britischen Zone. 

Das politische Vorgehen der Westmächte gegenüber der west- 

deutschen Arbeiterklasse war nicht überall einheitlich, wies in den 

ersten Nachkriegsmonaten nicht zu jeder Zeit und an jedem Ort die- 

selben Züge auf. Insgesamt jedoch bezweckte dieses Vorgehen be- 

ziehungsweise wirkte es sich dahingehend aus, dass die westdeutsche 

Arbeiterklasse in ihrer Entwicklung behindert und in ihrer Kampf- 

kraft wesentlich geschwächt wurde. Ihr politischer Einfluss wurde 

zugunsten reaktionärer Kräfte und Mächte zurückgedrängt. Das ge- 

schah nicht nur auf dem Wege von restriktiven Massnahmen. Einen 

wesentlichen Faktor im Verhältnis zwischen westlichen Besat- 

zungsmächten und westdeutscher Arbeiterklasse bildete vielmehr 

die politisch-ideologische Einflussnahme der Westmächte. 

Der Mythos von der westlichen Demokratie, der zusammen mit 

parlamentarischen Illusionen – bedingt durch die reformistischen 

Traditionen in der deutschen Arbeiterbewegung – in breiten Arbei- 

terkreisen schlummerte, wurde durch die Beteiligung der West- 
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mächte am antifaschistischen Befreiungskrieg der Völker ausseror- 

dentlich aufgewertet. Sie verstanden, aus der Not, in der sie sich mit 

ihren imperialistischen Plänen durch ihre Bindung an das Potsdamer 

Abkommen befanden, eine demokratische Tugend zu machen. Der 

Weltimperialismus begann ausserdem nach dem Zweiten Weltkrieg, 

seine sozialapologetische Propaganda ausserordentlich zu verstär- 

ken. Soziale und politische Zugeständnisse.beziehungsweise von 

den Werktätigen in den westeuropäischen Ländern errungene Re- 

formen beeinflussten das politische Prestige der Besatzungsmächte 

in den Westzonen vielfach positiv. Die Tatsache einer Labourregie- 

rung in London sowie der Teilnahme von Kommunisten an der 

französischen Regierung wirkte sich in der gleichen Richtung aus. 

Die westlichen Besatzungsbehörden propagierten – bei allen un- 

terschiedlichen Auffassungen – eine Linie der «sozial partnerischen» 

Zusammenarbeit von Kapital und Arbeit. Sie legten Wert darauf, 

dass sich Vertreter von Gewerkschaftsorganisationen und Unter- 

nehmerverbänden zu Gesprächen zusammenfanden, um anstehende 

Probleme «gemeinsam» zu lösen. 

«Schon in den ersten Monaten des Jahres 1946 fanden auf Veran- 

lassung der britischen Militärregierung Besprechungen zwischen 

Vertretern der Arbeitgeberverbände Nordrhein-Westfalens und 

Vertretern des Deutschen Gewerkschaftsbundes unter der Führung 

seines Vorsitzenden, Herrn Dr. h. c. Böckler, über die Möglichkei- 

ten einer Zusammenarbeit statt . . .»22, heisst es dazu in einem Ar- 

beitsbericht des sogenannten Arbeitgeberausschusses. 

Nicht nur durch die oberste Regierungsgewalt, die sie besassen, 

sondern vor allem auch durch ihre Rolle als «Befreier vom Hitlerfa- 

schismus», durch die Vortäuschung einer Durchführung des Pots- 

damer Abkommens in den ersten Jahren beziehungsweise durch ihre 

demokratische Tarnung beeinflussten die westlichen Besatzungs- 

mächte die westdeutsche Nachkriegsentwicklung im Allgemeinen 

und auch die Entwicklung der westdeutschen Arbeiterklasse im be- 

sonderen nicht unwesentlich. Zeit – und teilweise stand diese Beein- 

flussung sogar im Vordergrund des Systems bürgerlicher Einfluss- 

 

22 Deutsche Sozialpolitik in neuem Aufbruch. Bericht des Arbeitgeber-

ausschusses Nordrhein-Westfalen über die Jahre 1945 bis 1948, Düsseldorf 
1949, S. 10. 
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nahme auf die Arbeiterklasse in den Westzonen. Sie stärkte den Op- 

portunismus wesentlich. 

In der politischen Quarantäne zum Zwecke einer «Abkühlungs- 

periode» gegenüber revolutionären Bewegungen kam das Bestre- 

ben, die Entwicklung der deutschen Demokratie einzuschränken 

und zu beeinflussen, noch auf andere Art zum Ausdruck. Das politi- 

sche Leben in Deutschland sollte nach Möglichkeit ohne und gegen 

die Aktivität breiter Volksmassen entwickelt werden, um es leichter 

 den Besatzungszielen unterordnen zu können. 

Premierminister Churchill schlug am 16. Mai 1945 gegenüber Ei- 

senhower die Regelung der deutschen Frage ohne das deutsche Volk 

und gegen seinen Willen vor, und zwar durch die Bildung einer deut- 

sehen Regierung aus Generalen, die sich in anglo-amerikanischer  

Gefangenschaft befanden. Die Deutschen seien das Befehlen ge- 

wohnt und würden – nach Churchills Ansicht – deshalb den Befeh- 

len einer solchen Generalsregierung willig gehorchen, 

  

Die Politik der Sowjetunion, der Einfluss der demokratischen 

Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone durchkreuzten 

diese offen reaktionären Pläne. Auch die Versuche, durch eine poli- 

tische Quarantäne auf unbestimmte Zeit den Volkswillen in den 

Westzonen weitgehend auszuschalten, mussten von den Westmäch- 

ten aus den gleichen Gründen im August und September – wenn 

auch nur schrittweise – aufgegeben werden. Die Manipulationen mit 

politischen Führungsgremien, die keinen Rückhalt und keine Legi- 

timation durch eine demokratische Organisation oder Partei besa- 

ssen beziehungsweise mit Landesregierungen ohne parlamentarische 

Kontrolle, konnten nur zeit- und teilweise durchgeführt werden. 

Das anfängliche Verbot und die anschliessende starke Drosselung 

der parteipolitischen und gewerkschaftlichen Entwicklung in den 

Westzonen begünstigte die Umtriebe deutscher reaktionärer Kräfte 

und Mächte. Die in der westlichen Besatzungspolitik in den Fragen 

der Monopole und Unternehmerverbände, der Wirtschafts- und 

Verwaltungsorganisation, des Staatsaufbaus, der Entnazifizierung, 

sozialer und politscher Reformen sich durchsetzende Linie lief in die 

gleiche Richtung. Sie beeinflusste die Entwicklung des politischen 

Kräfteverhältnisses in den Westzonen wesentlich zugunsten der 

deutschen grossbürgerlichen Reaktion, zugunsten der Restauration. 
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Existenz und Wirksamkeit des Systems der westlichen Militärregie- 

rungen bildete eine Grundvoraussetzung für die Restauration in den 

Westzonen. 

Füllten anfangs die westlichen Besatzungsmächte fast den ganzen 

politischen Raum mit ihrem Apparat und ihrer Wirksamkeit aus, so 

liessen die imperialistischen Besatzungskreise der deutschen Reak- 

tion in dem Masse, wie sie sich organisierte, auch offiziell einen zu- 

nehmenden Aktionsradius, allerdings im Rahmen eines Unterord- 

nungsverhältnisses ganz besonderer Art. Dieses Verhältnis wurde 

nämlich von den massgebenden Kreisen der deutschen Monopol- 

bourgeoisie und Reaktion selbst angestrebt, um auf diese Weise der 

westdeutschen Bevölkerung in Berufung auf «höhere Gewalt» das 

Selbstbestimmungsrecht vorenthalten und ihre Restaurationspolitik 

ohne und gegen das Volk und hinter seinem Rücken staatsstreichar- 

tig durchdrücken zu können. 
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IV. Der Übergang der deutschen Monopol- 

bourgeoisie vom Krieg zum Frieden 

1. Politische Konzeptionen 

Seit den sowjetischen Siegen in Stalingrad und Kursk, die zu einem 

endgültigen Umschwung des Krieges führten, geriet die faschisti- 

sche Herrschaft in eine tiefe politische Krise. Innerhalb der herr- 

schenden Klassen und der Regierungshierarchie brachen Meinungs- 

verschiedenheiten auf, die sich teilweise ausserordentlich zuspitzten. 

Die Weltherrschaftspläne, die die deutschen Imperialisten auf dem 

Wege der Expansion des faschistischen «Grossdeutschen Reiches» 

hatten verwirklichen wollen, waren gescheitert. Die Kriegsziele des 

deutschen Imperialismus mussten eingeschränkt, das Problem des 

 Übergangs vom Krieg zum Frieden musste anvisiert werden. In  

Monopolkreisen beziehungsweise in von Monopolherren initiierten 

 Diskussionskreisen, wie dem Reusch-Kreis und dem Bosch-Kreis, 

 in Arbeitsgruppen der Reichsgruppe Industrie, im Rüstungsmini- 

sterium, in einem Arbeitskreis für Aussenwirtschaftsfragen und an- 

deren staatsmonopolistischen Gremien wurden die anstehenden 

Fragen in mehr oder weniger enger Verbindung zu Exponenten der 

Nazihierarchie erörtert. Bei der Fixierung eingeschränkter Kriegs- 

ziele traten unterschiedliche Auffassungen zutage, charakteristisch 

war jedoch, dass allen Planungen bis zum Sommer 1944 noch ausser- 

ordentlich weitgehende Kriegsziele zugrundelagen, die die Anne- 

xion nichtdeutscher Gebiete im Osten und auch im Westen enthiel- 

ten. Ein zentraler Gedanke war die Losung von der Neuordnung 

Europas unter grossdeutscher Vormachtstellung beziehungsweise 

ökonomischer Vorherrschaft. Das sei der einzige Weg, wurde ar- 

gumentiert, um Europa vor der angeblich drohenden «bolschewisti- 

schen Gefahr» zu schützen. In dieser Zielsetzung und Argumenta- 

tion stimmten die faschistischen Führer mit allen anderen Gruppie- 
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rungen und strategischen Orientierungen der herrschenden Klassen 

überein. Sie verbanden damit ihre Bemühungen, die Antihitlerkoali- 

tion auseinanderzubrechen und das faschistische Grossdeutsche 

Reich in einem europäischen Nachkriegssystem zu erhalten. Wäh- 

rend eine strategische Gruppierung des Monopolkapitals mit Rü- 

stungsminister Albert Speer als Hauptexponenten mit diesen Ab- 

sichten konform ging und ebenfalls auf die weitgehende Erhaltung 

des faschistischen Deutschlands beim Übergang vom Krieg zum 

Frieden orientierte, war die von Carl Goerdeler repräsentierte 

Gruppierung der Auffassung, dass die Nazispitzen beseitigt werden 

müssten und an die Stelle des kompromittierten Faschismus eine an- 

dere Form der politischen Herrschaft des Monopolkapitals treten 

müsste – allerdings bei Erhaltung und weitgehender Übernahme des 

faschistischen Machtapparates. 

«Gestützt auf internationale Verbindungen des deutschen Mono- 

polkapitals sowie diplomatische Kontakte zu westlichen Kreisen er- 

strebten diese reaktionären Kreise eine «Wesdösung», das heisst eine 

separate Friedensregelung mit den Westmächten, um alle Kräfte ge- 

gen «den Osten» werfen zu können. Goerdeler wollte ein starkes, 

imperialistisches Deutschland ohne die kompromittierten Nazifüh- 

rer. Die deutschen Grenzen im Osten sollten denen von 1914 ent- 

sprechen. Ein solches Deutschland wäre – als Bollwerk gegen den 

«Sowjetexpansionismus» – lebensnotwendig für Europa. Goerdeler 

verband seine Zielsetzung mit der Propagierung eines europäischen 

Staatenbundes, einer angeblich notwendigen Beschränkung der na- 

tionalen Souveränität der europäischen Länder, um die Nachkriegs- 

probleme bewältigen zu können. Eine Wiedergutmachung durch 

Deutschland lehnte er ab, da Deutschland mit dem eigenen Aufbau 

selbst genug zu tun haben werde. 

Er ging dabei davon aus – wie zum Beispiel aus einer Denkschrift 

aus dem Jahre 1941 hervorgeht –, dass die «zentrale Lage, die zah- 

lenmässige Stärke und die hochgespannte Leistungsfähigkeit»1 dem 

deutschen Imperialismus die Führung in einem europäischen Block 

verbürgen würden. Dieser imperialistischen aussenpolitischen Kon- 

zeption entsprachen Goerdelers innenpolitische Vorstellungen. Ihr 

 

1 Gerhard Ritter: Carl Goerdeler und die deutsche Widerstandsbewegung, 

Stuttgart 1955, S. 320. 
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antidemokratischer Charakter war offensichtlich. Ihm schwebte 

nicht einmal die Wiederherstell ung der bürgerlichen Demokratie der 

Weimarer Republik vor, sondern die Einführung einer konservati- 

ven Ständeordnung und einer föderalistischen Gliederung des «Rei- 

ches». Dadurch sollte die demokratische Bewegung zersplittert und 

unter die Gewalt reaktionärer Landesverweser gestellt werden. Par- 

teien sollte es (zunächst) gar nicht geben, die staadiche Gewalt sollte 

durch ein überparteilich-autoritäres Regime ausgeübt, die Legisla- 

tive geschwächt, das Wahlrecht beschränkt, demokratische Wil- 

lensbildung und Kontrolle ausgeschaltet werden. 

Es zeigte sich das Bestreben, der Volksfrontbewegung eine über- 

parteiliche Sammlungsbewegung unter reaktionärer Führung ge- 

genüberzustellen. Um die Frage der politischen Macht im Interesse 

der Erhaltung der Monopolherrschaft lösen zu können, hielten es 

Goerdeler und gleichgesinnte Kreise für notwendig, nicht nur bür- 

gerliche und kleinbürgerliche Schichten zu gewinnen, sondern vor 

allem ein Bündnis mit opportunistischen Kreisen der deutschen Ar- 

beiterbewegung herzustellen beziehungsweise den Opportunismus 

in der deutschen Arbeiterklasse zu stärken. Goerdeler knüpfte an die 

zu Ende der Weimarer Republik in Gewerkschaftskreisen propa- 

gierte Mitbestimmungstheorie bei seinen Plänen zur Reorganisation 

des Systems des staatsmonopolistischen Kapitalismus an. Eine 

Deutsche Gewerkschaft, auf der Grundlage einer Pflichtmitglied- 

schaft gebildet, sollte an einem System «wirtschaftlicher Selbstver- 

waltung» (Wirtschaftskammern usw.) beteiligt werden, die Arbeit- 

nehmer sollten Vertreter in die Aufsichtsräte und Vorstände der 

grossen Kapitalgesellschaften privater oder öffendicher Hand ent- 

senden. Goerdeler propagierte darüber hinaus eine «Sozialisierung» 

solcher Monopole wie Gas, Energie, Eisenbahn und der Boden- 

schätze. Die «sozialisierten» Betriebe sollten jedoch weiterhin nach 

kapitalistischen Profitgrundsätzen geführt werden und keinerlei Zu- 

schüsse von Staatsseite empfangen. «Dadurch werden übertriebene 

Sozialisierungswünsche der Arbeiter beseitigt.»2 In die Aufsichts- 

räte der Konzerne, Trusts und Syndikate, deren Weiterbestehen un- 

ter unveränderten Eigentumsverhältnissen Goerdeler voraussetzte, 

 

2 Ebenda, S. 559. 
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sollten «Bevollmächtigte des Reiches» zur «Kontrolle» geschickt 

werden, damit der «Leistungswettbewerb» aufrechterhalten wird. 

In der gleichen Richtung bewegten sich Vorstellungen, die in den 

Plänen des «Kreisauer Kreises» entwickelt wurden, eines sehr hete- 

rogen zusammengesetzten Zirkels. Das hier 1941 bis 1944 verfolgte 

Ziel bestand nicht in der Vorbereitung einer Aktion, sondern von 

politischen Grundlagen für die Zeit nach dem Zusammenbruch. In 

den ausgearbeiteten Plänen dominierten Konzeptionen, die in den 

meisten Fragen mit den Konzeptionen Goerdelers übereinstimm- 

ten. Darin zeigt sich nicht nur der vorherrschende Einfluss der Ver- 

treter der bürgerlichen Reaktion. Vielmehr kommt darin auch die 

Tatsache zum Ausdruck, dass es diesen gelungen war, durch gezielte 

Zugeständnisse eine anscheinend gemeinsame politische Plattform 

mit Vertretern anderer politischer Kräfte herzustellen. 

Diese «gemeinsame Linie» der Klassenzusammenarbeit und 

Westorientierung bedeutete im Gegensatz zu der gemeinsamen Li- 

nie, die die deutsche Antihitlerkoalition im NKFD unter Führung 

der Arbeiterklasse zusammenschloss, die Unterordnung aller patrio- 

tischen, aller nach Demokratie und Reformen strebenden Kräfte un- 

ter reaktionäre und restaurative Interessen. Dazu diente vor allem 

 auch dieHerausstellung der Idee einer «Verchristlichung» als poli-

tische Hauptaufgabe.  
So hiess es zum Beispiel in den «Grundsätzen für die Neuord- 

nung», die vom Kreisauer Kreis im August 1943 angenommen wor- 

den waren: «Die Regierung des Deutschen Reiches sieht im 

Christentum die Grundlage für die sitdiche und religiöse Erneu- 

erung unseres Volkes, für die Überwindung von Hass und Lüge, für 

den Neuaufbau der europäischen Völkergemeinschaft. Der Aus-

gangspunkt liegt in der verpflichtenden Besinnung des Menschen auf 

die göttliche Ordnung, die sein inneres und äusseres Dasein trägt. 

Erst wenn es gelingt, diese Ordnung zum Massstab der Beziehungen 

zwischen Menschen und Völkern zu machen, kann die Zerrüttung 

unserer Zeit überwunden und ein echter Friedenszustand geschaffen 

werden. Die innere Neuordnung des Reiches ist die Grundlage zur 

Durchsetzung eines gerechten und dauerhaften Friedens.»3 

 

 

3 Theodor Stekzer: Von deutscher Politik. Dokumente, Aufsätze und Vor-

träge, hrsg. von Friedrich Minssen, Frankfurt am Main (1949), S. 156. 
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Auch in anderen Kreisen, in denen Konzeptionen bürgerlicher 

Nachkriegspolitik mit mehr oder weniger grossem Einfluss bürger- 

lich-demokratischer oder kleinbürgerlicher Reformbestrebungen 

entwickelt wurden, können die erwähnten Grundelemente reaktio- 

närer Interessenvertretung festgestellt werden: antisowjetische 

Westorientierung «abendländischer» Gemeinsamkeit mit antikom- 

munistischer Stossrichtung nach innen; Missbrauch des Christen- 

tums als politisch-weltanschauliche Grundlage far eine restaurativë» 

Politik; Kritik an der bürgerlichen Demokratie von rechts; Vor- 

schläge für eine Reorganisation des staatsmonopolistischen Kapita- 

lismus, die als Reform und Überwindung des Kapitalismus (ohne 

wesentliche Veränderung der monopolkapitalistischen Eigentums- 

verhältnisse!) ausgegeben werden; Zugeständnisse hinsichtlich einer 

Mitwirkung von Gewerkschaften und «Arbeitnehmern» in Betrie- 

ben und wirtschaftlichen «Selbstverwaltungskörperschaften», die 

als Mitbestimmung und zusammen mit der vorgeschlagenen Über- 

führung von einigen Monopolbetrieben in öffentliche Regie als 

«Wirtschaftsdemokratie» oder gar «Sozialismus» deklariert werden. 

So auch im «Walberberger Kreis». Unter der Mitwirkung ehemals 

christlicher Gewerkschafter entstand in diesem Kreis katholischer 

Unternehmer, Wissenschaftler und klerikaler Theoretiker eine be- 

sondere Variante restaurativer Nachkriegspolitik, die wegen ihres 

Einflussbereiches zusammen mit den Konzeptionen Goerdelers und 

des Kreisauer Kreises erwähnt werden muss. Der Kreis, der sich 

während des Krieges im Kloster Walberberg bei Köln unter Vorsitz 

von Pater Siemer zusammenfand, beauftragte den Dominikaner 

Eberhard Welty mit der schriftlichen Ausarbeitung der diskutierten 

Nachkriegskonzeption, die ihr Bemühen besonders auf die Einfluss- 

nahme auf Kreise der Werktätigen und den Opportunismus in der 

Arbeiterbewegung konzentrierte. Sie beeinflusste vor allem in 

Rheinland und Westfalen sowie in Berlin spätere Gründerkreise 

«christlicher» Parteien. 

Welty geht in seinem Buch von der Tatsache der nationalen Ka- 

tastrophe Deutschlands und den Erfordernissen ihrer (materiellen) 

Überwindung aus. Er stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, 

welche «Schicht unseres deutschen Volkes* unter diesen Bedingun- 

gen «dze eigentlich staatstragende* sein wird und gelangt zu der 
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Schlussfolgerung: «Das deutsche Staatswesen der nächsten Zukunft 

wird sicher eine Gemeinschaft der werktätigen, schaffenden Men- 

schenwerden . . .»4 5 Der lohnarbeitenden Bevölkerung komme eine 

zentrale Bedeutung zu. Deshalb befürwortet er eine Richtung, «die 

alle schaffenden deutschen Menschen umfasst und auf der Ebene der 

naturrechtlich-christlichen Grundsätze verbindet . . .» 

Das neue Staatswesen soll die Belange der arbeitenden Bevölke- 

rung weitgehend vertreten. In diesem Zusammenhang weist Welty 

eindeutig darauf hin, dass das nicht den in der päpstlichen Sozial- 

enzyklika «Quadragesimo anno» aus dem Jahre 1931 verurteilten 

Sozialismus bedeute, da dieses Staatswesen ja auf den Grundlagen 

des christlichen Naturrechts errichtet werde. Der Lohnarbeiter soll 

eine «angemessene Geltung» im Sinne einer sogenannten Sozialpart- 

nerschaft im Rahmen einer «berufsständigen Ordnung» erfahren. 

Das bezweckte Ziel kommt dann in folgenden Worten Weltys un- 

verblümt zum Ausdruck: 

«Das Sondereigentum muss so weit erhalten werden, als es eben 

geht ... Es muss daher so weit als möglich unangetastet bleiben.»6 

Allerdings erscheint es Welty unter den Nachkriegsbedingungen 

unumgänglich, das «Gemeineigentum» zu erweitern. Er lehnt «So- 

zialisierungsmassnahmen» nicht rundweg ab, sondern sie müssten 

sorgfältig erwogen, nicht überstürzt, und in beschränktem Rahmen 

erfolgen. Gleichzeitig betont Welty jedoch mit Nachdruck, dass 

«Sozialisierungsmassnahmen auch heute nicht das wichtigste Anlie- 

gen einer gerechten Güterordnung darstellen»7. Welty ging zeit- 

weise soweit, seine Konzeption mit dem Begriff «christlicher Sozia- 

lismus» in Verbindung zu bringen.8 

4 Eberhard Welty: Die Entscheidung in die Zukunft, Köln 1946,  
S. 88. 

5 Ebenda, S. 95. 

6 Ebenda, S. 313. 
7 Ebenda, S. 352. 
8 Siehe Eberhard Welty: Christlicher Sozialismus. In: Die Neue 

Ordnung. Zeitschrift für Religion, Kultur und Gesellschaft. Hrsg, von 
der Albertus-Magnus-Akademie Walberberg bei Köln (Heidelberg), 
1946, Heft 1 und 2. 
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2. Konzerne als «Ordnungszellen»  

Nach dem Scheitern der Ardennenoffensive setzte sich der Ge- 

danke durch, dass die Nachkriegspläne des deutschen Imperialismus 

nur auf dem Wege der (zeitweiligen) Unterordnung unter die West- 

mächte verwirklicht werden konnten. Die wahnsinnigen Pläne Hit- 

lers, ganz Deutschland in den eigenen Untergang zu verwickeln und 

nur noch einen Schutthaufen übrig zu lassen, wurden nicht nur von 

vielen deutschen Antifaschisten und Patrioten verhindert, sondern 

auch von Kreisen des Monopolkapitals, mit ihrem Exponenten Al- 

bert Speer, vereitelt. Die Zerstörungsbefehle wurden nur im Osten 

Deutschlands in grossem Umfange durchgeführt, das Industrie- 

potential in den Westzonen blieb weitgehend erhalten. 

Auf der Grundlage von Überlegungen und Ausarbeitungen von 

Monopolkreisen und staatsmonopolistischen Gremien stellte sich 

das deutsche Monopolkapital 1944/45 auf vielfältige Weise auf die 

sich abzeichnende Nachkriegssituation ein. Eine wichtige Rolle 

hatte hierbei eine Konferenz führender Wirtschaftspersönlichkei- 

 ten, Vertreter der Wirtschaftsverbände und des Staatsapparates, die 

am 10. August 1944 in Strassbure stattfand.  

    Die Vorbereitungen des deutschen Monopolkapitals umfassten 

zahlreiche aussenwirtschaftliche Aktivitäten, wie die Herstellung 

beziehungsweise Intensivierung internationaler Wirtschaftsverbin- 

dungen, die Exportierung von Kapital und die Gründung von Fir- 

men durch nichtdeutsche Strohmänner, die Verbringung von Devi- 

sen auf Schweizer Geheimkonten, die verstärkte Anmeldung von 

Patenten im Ausland u.a.m. 

Die grossen Konzerne begannen, ihren Konzernaufbau in 

Deutschland zu reorganisieren. Rüstungsbetriebe, die – wie bekannt 

– zur Demontage vorgesehen waren, wurden ausgegliedert und in 

den anderen Konzernbetrieben Kurs auf Friedensproduktion ge- 

nommen. Die Forschungslabors der Konzerne wurden mit Blick auf 

die Wettbewerbssituation der Nachkriegszeit verstärkt. Aus der 

Novemberrevolution hatten die herrschenden Kreise u.a. die Lehre 

gezogen, dass die Beschäftigung der Arbeiter unbedingt aufrechter- 

halten werden müsse, damit sie «von der Strasse ferngehalten wer- 
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den». Die Betriebe müssten zu wichtigen «Ordnungsblocks» im 

Staatsgefüge der Nachkriegszeit ausgebaut werden, wie der Vor- 

standsvorsitzende der Salzdetfurth AG, Rudolf Stahl, am 14. Fe- 

bruar 1945 in einem Rundschreiben formulierte.9 Auf diese Weise 

sollte die «Gefolgschaftstreue» der Stammbelegschaft gestärkt be- 

ziehungsweise eine Politik der Sozialpartnerschaft für die Nach- 

kriegszeit fundiert werden. Der faschistische Staat leistete hierfür 

eine «Zahlungshilfe» an die Kapitalisten beziehungsweise zahlte 

bei Kurzarbeit einen staatlichen Lohnausgleich. 

Und Ende Mai 1945 empfahl Rudolf Stahl, der gleichzeitig stell- 

vertretender Vorsitzender der Reichsgruppe Industrie war, den 

Werkdirektoren des Salzdetfurthkonzerns eigene Initiativen bei der 

Bildung von «Betriebsvertretungen» und «nicht zu warten, bis . . . 

Betriebsvertretungen von anderer Seite präsentiert werden».10 

Hinsichtlich leitender Angestellter, die sich faschistisch besonders 

kompromittiert hatten, wurde von den Monopolen die Taktik an- 

gewandt, sie in andere entfernt liegende Betriebe zu versetzen. 

Das deutsche Monopolkapital zog seit Ende 1944 weitgehende 

Schlussfolgerungen aus der bekanntgewordenen Aufteilung 

Deutschlands in Besatzungszonen. So reorganisierte z.B. Friedrich 

Flick seinen Konzern im Sinne einer «Entschachtelung», ernannte 

für jede Besatzungszone einen Bevollmächtigten und verlegte die 

Konzexnspitze von Berlin nach Düsseldorf. In dem durch die 

schwierigen Umstände möglichen Umfang wurden vom Monopol- 

kapital Produktionsmittel aus östlichen und südöstlichen Gebieten 

verlagert, vor dem 8. Mai 1945 und dann nochmals unter der zeit- 

weiligen amerikanischen Besatzung Thüringens und eines Teils 

Sachsens. So z.B. unternahm der IG Farbenkonzern umfangreiche 

Verlagerungen aus Wolfen u.a. Werken nach dem Westen. Die Lei- 

tung des Siemenskonzerns verlegte ihren Sitz unter Mitnahme der 

Geschäftsunterlagen und Patente zeitweilig nach Hof. Im grossen 

 

9 Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen 

Monopolkapitals bei der Vorbereitung und Durchführung des Zweiten Welt-
krieges. Hrsg, und eingel. v. Dietrich Eichholtz und Wolfgang Schumann, 

Berlin 1969, S. 484 ff. 

10 Joachim Piskol: Konzeptionelle Pläne und Massnahmen der deutschen 

Monopolbourgeoisie für den Übergang vom imperialistischen Krieg zum 
imperialistischen Frieden und zur Rettung ihrer Machtgrundlagen aus der 

faschistischen Niederlage (1943-1945), Phil. Diss., Berlin 1972 (MS), S. 

317. 
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Umfang wurden auch Konten auf westdeutsche Bankfilialen verla- 

gert. 

Parallel zur schrittweisen Überleitung der Konzerne und Gross- 

banken vom Krieg zum Frieden gingen Anstrengungen zur Erhal- 

tung der Wirtschaftsverbände, insbesondere der Reichsgruppe Indust-

rie und ihrer Fachverbände sowie des staadichen Machtapparates. 

Die Reichsgruppe stellte enge Verbindungen zu OMGUS her. 

Die Reichsgruppe wurde unter Mitnahme sämtlicher Akten von 

OMGUS zunächst in Eschenstruth untergebracht, es bestand die 

Absicht, sie eventuell später auch im Zusammenhang mit der Bil- 

dung deutscher Zentralverwaltungen in Berlin zu verwenden. 

Mit dem Befehl zur Abgrenzung zwischen Partei- und Staatsappa- 

rat vom 8. April 1945 wurde die Personalunion von Partei- und 

Staatsfunktionären auf der Gauebene beseitigt. Anstelle kompro- 

mittierter Nazis traten weniger kompromittierte Reichsstatthalter, 

Oberpräsidenten, Landräte und Oberbürgermeister. Damit sollte 

einer Beseitigung des Staatsapparates durch Entnazifizierung vorge- 

beugt werden und wurde eine Basis für die Weiterverwendung be- 

stehender Verwaltungen durch die westlichen Militärregierungen 

geschaffen. 

Grosses Augenmerk richteten die herrschenden Kreise des impe- 

rialistischen Deutschlands darauf, die zentralen Regierungs- und 

Verwaltungsfunktionen im Nachkriegsdeutschland in ihre Hände 

zu bekommen. Diesem Ziel diente das Wirken der sogenannten 

Reichsregierung Dönitz. Albert Speer sprach sich in seinem Rück- 

trittsgesuch am 15. Mai 1945 für eine zusammenfassende Vertretung 

aller Besatzungszonen mit einer Reichsregierung als Spitze aus. Und 

auch Rudolf Stahl betonte Ende Mai 1945 die Notwendigkeit einer 

deutschen Zentralverwaltung in Berlin. Diese Vorstellungen gingen 

mit damaligen Plänen des US-Aussenministeriums konform, das Be- 

satzungs- und Kontrollsystem in Deutschland im prowestlichen 

Sinne unter Zurückdrängung des Einflusses der Sowjetunion auszu- 

nutzen. Churchill betrachtete die «Regierung Dönitz» als ein nützli- 

ches Werkzeug nicht nur für die Kapitulation Deutschlands, son- 

dern auch für dessen spätere Verwaltung. 

Es gelang den deutschen Monopolherren und reaktionären Kräf- 
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ten nicht, die totale militärische Niederlage und den Zusammen- 

bruch des deutschen Imperialismus aufzuhalten, eine handlungsfä- 

hige Regierung zu bilden. Doch unter der Schirmherrschaft des Sy- 

stems westlicher Militärregierungen konnte das Lager der reaktionä- 

ren Kräfte doch noch die Früchte seiner bereits während des Krieges 

gesäten Nachkriegsernte reifen sehen, wenn auch die Konzeptionen 

in Richtung weiterer Zugeständnisse modifiziert werden mussten. 

Obwohl mit Patentraub, Konkurrenzdemontagen und anderen 

Massnahmen westlicher Besatzungsbehörden die imperialistische 

Linie der Schwächung der deutschen Konkurrenz anfangs stark her- 

vortrat und in nicht unbeträchtlichem Masse auch ökonomische In- 

teressen des deutschen Monopolkapitals verletzte, konnten Gross- 

grundbesitzer, Militaristen, Monopolherren, reaktionäre Politiker 

und Vertreter der Staatsbürokratie unter den gegebenen Umständen 

mit den antidemokratischen Grundtendenzen der Politik der westli- 

chen Besatzungsmächte, die immer stärker hervortraten, zufrieden 

sein. Die Monopolbourgeoisie konnte bald sicher sein, dass das Sy- 

stem der Militärregierungen in den Westzonen als eine Art Schirm- 

herrschaft funktionierte, die ihre Machtgrundlagen sowie die Reor- 

ganisation der Kräfte und Hilfsmittel der politischen Reaktion gegen 

demokratische Bestrebungen abschirmte. 

Bildete einerseits die das Selbstbestimmungsrecht des deutschen 

Volkes missachtende Schirmherrschaft der westlichen Besatzungs- 

mächte den entscheidenden Faktor, der das deutsche Monopolkapi- 

tal in den Westzonen 1945 vor der Beseitigung bewahrte, so eröff- 

nete andererseits das System der westlichen Militärregierungen der 

imperialistischen deutschen Bourgeoisie die Möglichkeit, in der fol- 

genden Zeit auf längere Sicht eine besonders raffinierte Politik zu 

entwickeln, um durch politische Manöver ihre Herrschaft wieder- 

zuerrichten. Die restaurativen Kräfte hatten die Möglichkeit, die 

Militärregierungen für die Folgen der eigenen antidemokratischen 

und volksfeindlichen Wirksamkeit verantwortlich zu machen, ein 

schwer durchschaubares politisches Spiel von anonymer Machtaus- 

übung und «Nichtverantwortlichkeit» aufzuziehen,. Das System der 

westlichen Militärregierungen erfüllte für die deutsche Grossbour- 

geoisie unter anderem faktisch die Ünterdrückungsaufgaben, die 

1919 den Freikorpsbanden zugcfallen waren, zwar nicht so weitge- 
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hend, aber unter «demokratischem» Deckmantel besonders wirk- 

sam. Es ermöglichte, die restaurativen Ziele auf so verschlungenen 

Umwegen zu verfolgen, wie es die Umstände erforderten. 

Unter diesem Gesichtspunkt trifft die Feststellung Michael Bal- 

fours, die er allerdings in einem anderen Zusammenhang machte 

durchaus zu: « . . . angesichts der chaotischen Zustände jener Zeit 

leistete das System der Militärregierung den Deutschen (es muss 

beissen: den deutschen Monopolherren – d. Verf.) wahrscheinlich 

bessere Dienste, als es irgendwelche eigenen Führer hätten tun 

können.»11 Konrad Adenauer verlieh dieser Erkenntnis bereits im 

Juli 1945 mit folgenden Worten Ausdruck: «Die Besetzung 

Deutschlands durch die Alliierten ist für lange Zeit dringend not- 

wendig. Deutschland ist unfähig, sich selbst zu regieren, aber um 

dem Volk Mut und Hoffnung einzuflössen, müssen wir so viel Be- 

wegungsfreiheit wie möglich erhalten – wie ein Pferd im Geschirr, 

dem man die Zügel überlässt.»12 

3. Antipreussentum und «westliche Demokratie» 

Nach dem Ersten Weltkrieg konnte die revolutionäre Bewegung 

durch den erzwungenen Übergang von der Monarchie zu bürger- 

lich-parlamentarischen Herrschaftsformen abgefangen werden, mit 

denen die Massen noch keine Erfahrung besassen. Auch nach dem 

Zusammenbruch des Hitlerfaschismus, der alle demokratischen 

Einrichtungen und Errungenschaften beseitigt hatte, konnten zwei- 

fellos mit der Wiedereinführung des bürgerlichen Parlamentarismus 

neue Illusionen hervorgerufen werden. Doch reichte das aus? Wohl 

kaum. Es gab jedoch noch andere Ansatzpunkte für neue Herr- 

schaftsformen und -methoden. 

Die deutsche Reichseinigung war auf dem Wege der Verpreussung 

Deutschlands erfolgt. Der deutsche Imperialismus trug bürgerlich- 

junkerlichen Charakter. Auch nach der Beseitigung der Monarchie 

 

11 Michael Balfour: Viermächte-Kontrolle in Deutschland 1945-1946, 

Düsseldorf 1959, S. 392. 

12 Joachim Peck: Dr. Konrad Adenauer 1917-1952, Berlin 1952, S. 95. 
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war die Stellung der preussischen Junker, gestützt auf ihre ostelbi- 

schen Latifundien und ihre zahlreichen personellen Verflechtungen 

mit Kreisen des Monopolkapitals, in Staatsapparat und Armee au- 

sserordentlich gross. 

Die gesellschaftlichen Auswirkungen ihrer feudalen Lebensge- 

wohnheiten, Denk- und Verhaltensweisen gingen noch weit darüber 

hinaus. Die weite Verbreitung und tiefe Verwurzelung von Unterta- 

nengeist und obrigkeitsstaatlichem Denken in der gesellschaftlichen 

Psychologie, die gesellschaftliche Überbewertung des Offiziers und 

des Beamtentums, der vorherrschende Herr-im-Hause-Standpunkt 

bei den Industriekapitänen, die Verherrlichung soldatischer «Tu- 

genden» (blinden Gehorsams usw.) sowie preussisch-militaristischer 

Machtpolitik und ähnliche feudalistische Überreste unterschieden 

das parlamentarische Deutschland von Weimar nicht unwesentlich 

von den «westlichen Demokratien» England und USA mit ihren 

spezifischen Formen der Ausübung der imperialistischen Herr- 

schaft. 

Daraus ergab sich die Möglichkeit, durch die weitgehende Besei- 

tigung dieser feudalistischen Überreste, die vom Hitlerfaschismus 

gleichsam integriert worden waren, besonders auch des «Feudalka- 

pitalismus der Grundstoffmonopole»13, wie ein CDU-Blatt rück- 

blickend schrieb, zu neuen, elastischeren Herrschaftsformen zu ge- 

langen, die erneut Illusionen hervorrufen und eine weitgehende 

Tarnung der wirklichen Machtverhältnisse und politischen Ziele er- 

leichtern konnten. 

Schon nach dem Ersten Weltkrieg hatte es Bestrebungen inner- 

halb der herrschenden deutschen Kreise nach einer nicht nur äusser- 

lichen, sondern auch «innerlichen» Annäherung an die politischen 

Methoden und Formen der Machtausübung in den westlichen impe- 

rialistischen Ländern gegeben. Im deutschen Staats- und Ge- 

schichtsdenken fanden diese Bestrebungen in Friedrich Meinecke 

ihren Wortführer. Damals wurde Meinecke unter anderem von 

Gerhard Ritter scharf kritisiert, der einen unüberwindlichen Gegen- 

satz zwischen insularem und kontinentalem Staatsdenken konstru- 

ierte. Angesichts der nach der Schlacht an der Wolga drohenden 

 

13 Aachener Volkszeitung, 8. März 1947. 
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«Katastrophe» ging auch Ritter zu einer neuen, antisowjetischen 

«Westorientierung» über, suchte das «insulare Prinzip» aufzuwer- 

ten, die preussisch-deutsche «Weltsendung» historisch zu relativie- 

ren und in die «abendländische Gemeinsamkeit» zu integrieren. 

Diese neue «Westorientierung» trat in den ersten Nachkriegsjahren 

ganz prononciert hervor. 

Die Aufwertung der «westlichen Demokratien» durch ihre Teil- 

nahme an der Antihitlerkoalition der Grossmächte sollte dazu aus- 

genutzt werden, den lediglich formalen Bruch mit der preussisch- 

deutschen Vergangenheit antifaschistisch-demokratisch zu tarnen, 

und zwar sowohl vor dem deutschen Volke wie vor den Völkern der 

Antihitlerkoalition. Die Hervorkehrung «westlicher», «abendländi- 

scher» Gemeinsamkeit bildete einen Grundzug der Interessenpolitik 

zugunsten der reaktionären deutschen Bourgeoisie. 

Der Zusammenbruch des staatsmonopolistischen Kapitalismus 

und weiterer Bereiche des gesellschaftlich-politischen Lebens in 

Deutschland 1945 erweiterte die Möglichkeiten, die Restauration in 

neuen Bahnen und Formen beziehungsweise den Wiederaufbau in 

Form einer restaurativen Neuordnung durchzuführen, sie als de- 

mokratische Entwicklung zu tarnen. Der völlige Bankrott der preu- 

ssisch-deutschen Traditionslinie des deutschen Imperialismus, die 

die Herrschaftsformen und -methoden bisher vorrangig geprägt 

hatte und die Art und Weise des Zusammenbruchs des Hitlerfa- 

schismus begünstigte den Prozess der Umorientierung auf eine An- 

näherung an die «westlichen Demokratien». Die an der Elbe verlau- 

fende Trennungslinie zwischen den westlichen Besatzungsmächten 

und der sowjetischen Besatzungsmacht, die Abtrennung der preussi- 

schen Ostprovinzen sowie der Zusammenbruch des preussisch- 

deutschen Reiches, die De-facto-Auflösung des Landes Preussen, 

der preussisch-deutschen Armee und Bürokratie, vor allem auch die 

bald beginnende Enteignung des preussischen Junkertums in der 

Ostzone erleichterten die politische Umorientierung innerhalb der 

deutschen Bourgeoisie wesentlich. Hinzu kam eine mit den Ereig- 

nissen von 1945 – besonders auch der Besetzung des alten finanzka- 

pitalistischen Zentrums Berlin durch die Sowjetarmee – verbundene 

«Westverschiebung» der bürgerlichen Machtzentren und Konzen- 

trationspunkte. 
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In den Westzonen war der preussisch-junkerliche Einfluss ohnehin 

geringer als in den Gebieten östlich der Elbe, während die Kräfte in- 

nerhalb der herrschenden Kreise Deutschlands, die traditionelle 

Vorbehalte gegen die preussisch-deutschen Konzeptionen hatten, 

weitaus stärkere Positionen besassen. Neben bestimmten süddeut- 

schen, besonders bayrischen Kreisen, handelte es sich dabei in erster 

Linie um Kreise der rheinischen Grossbourgeoisie, die sich um den 

Kölner Raum konzentrierten, der in seiner engen Verbindung mit 

dem Ruhrgebiet einen Teil des wirtschaftlich und politisch bedeut- 

samsten westdeutschen Gebietes bildete. 

Die teilweise vorhanden gewesene, zu einem grossen Teil unfrei- 

willige Opposition kirchlicher Führungskreise sowie «christlich» 

orientierter ehemaliger Politiker des Zentrums und anderer Parteien 

gegen den Nazi-Staat bzw. einzelne seiner Massnahmen bot darüber 

hinaus politisch-ideologische Grundlagen für eine Nachkriegstaktik 

der reaktionären deutschen Bourgeoisie, die Chancen hatte, Mas- 

seneinfluss zu gewinnen. 

Die Taktik der reaktionären Kreise der Verschwörer vom 20. Juli 

1944, der mit ihnen verwandten «christlichen» und anderweitigen 

«Studienzirkel» konnte trotz des Zusammenbruchs des deutschen 

Imperialismus nicht unbedeutende Erfolge verbuchen. Neue politi- 

sche Führungsstäbe waren entstanden. Sie verfügten über politische 

Grundkonzeptionen, die der entstehenden Lage Rechnung trugen 

und in wesentlichen Fragen aufeinander abgestimmt worden waren. 

Durch die Tätigkeit der Mitglieder des Kreisauer Kreises und ande- 

rer Oppositionskreise und Studienzirkel waren Teile des Bürger- 

tums, der Bürokratie und anderer Gruppen mit den Grundgedanken 

der neuen Konzeptionen vertraut gemacht worden. Auch auf die 

Entwicklung der Konzeptionen beziehungsweise der politischen 

Haltung bestimmter sozialdemokratischer und gewerkschaftlicher 

Führungskreise blieben die neuen «Klassengemeinschafts»-Bemü- 

hungen zweifellos nicht ohne Auswirkungen, bestärkten soziale und 

politische Illusionen. Auf diese Weise entwickelte sich schon längere 

Zeit vor Kriegsende auch im bürgerlichen Lager eine neue innere 

Autoritätsbildung, die einen entscheidenden Ausgangspunkt für die 

restaurative Nachkriegspolitik bildete. 

Der «antifaschistische» Nimbus, den sich breite Teile der neuen 
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politischen Führungskreise der Grossbourgeoisie einschliesslich des 

hohen Klerus zuzulegen vermochten, verschaffte ihnen einen nicht 

unbedeutenden politisch-moralischen Kredit in breiten Teilen der 

Bevölkerung, dessen sie bedurften und den sie betrügerisch ausnut- 

zen konnten. 

So liess sich Adenauer zum Beispiel bei der Eröffnungssitzung des 

nordrhein-westfälischen Landtages als antifaschistischer Wider- 

standskämpfer feiern.14 Als Kölner Oberbürgermeister erliess er am 3.  

August 1945 eine Verordnung über die «Einrichtung einer Hilfs- 

stelle für politisch Verfolgte»15, an die sich alle diejenigen Angehöri- 

gen «einer Gruppe» wenden konnten, «die durch den Nationalso- 

zialismus systematisch verfolgt wurde». Adenauer führte darunter – 

entgegen den Tatsachen – einfach pauschal «die Angehörigen des 

Zentrums» auf. Auch die Kirchenhierarchie nutzte die Tatsache 

christlich-antifaschistischen Widerstandes und einiger Differenzen 

mit dem Naziregime geschickt und erfolgreich aus, um der Kirche 

insgesamt einen antifaschistischen Glorienschein zu verleihen. Das 

 gelang ihr m weiten Kreisen des In- und Auslandes. Auf diese Weise 

und auch durch die nach 1945 abgegebenen undifferenzierten 

Schuldbekenntnisse gelang es den alten Kirchenführungen im allge- 

meinen, die «Einheit der Kirche», das heisst zwischen Kirchenfüh- 

rung und Gläubigen, zu wahren, den Einfluss der Kirchen – und da- 

mit ihren eigenen – insgesamt noch bedeutend zu erhöhen. 

Die Kirchen stellten 1945 in den Westzonen die zunächst einzig 

existierende, legale, von den westlichen Besatzungsmächten aner- 

kannte und geförderte gesellschaftlich-politische Organisation für 

die deutsche Nachkriegspolitik dar. Ihre unmittelbar politische 

Rolle war daher – in der ersten Zeit, aber auch noch später – eminent. 

Sie wirkten unmittelbar politisch, nahmen zu den politischen Fragen 

Stellung, waren ein Politikum ersten Ranges. Die internationalen 

Verbindungen der Kirchenhierarchie rissen faktisch nie ab – und 

auch 1945/46 konnten ihre Vertreter ins Ausland fahren, an Konfe- 

 

14 Landtag Nordrhein-Westfalen. Stenographischer Bericht über die Er-

öffnungssitzung des Landtages des Landes Nordrhein-Westfalen am 2. Ok-

tober 1946 in der Oper zu Düsseldorf, o. O. j. J., S. 3. Adenauer hatte es 
immer strikt abgelehnt, Widerstandsarbeit zu leisten, und zog es vor, das 

Ende des Nazi-Staates tatenlos abzuwarten. 

15 Verordnung Nr. 33. In: Verwaltungsblatt der Stadt Köln, 1945, Nr. 3, 

S. 15. 
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renzen und dergleichen teilnehmen. Die Organisierung internatio- 

naler kirchlicher Spendenaktionen für grosse Teile notleidender 

deutscher Menschen erhöhte natürlich noch Ansehen und Einfluss 

der Kirchen. 

3. «Westorientierung» und «Sozialpartnerschaft» 

In der «Unentbehrlichkeit» des deutschen Imperialismus als antiso- 

wjetisches Bollwerk beziehungsweise als Stosstrupp des Weltimpe- 

rialismus gegen die Sowjetunion und die osteuropäischen Volksde- 

mokratien sahen die entscheidenden Kreise der deutschen Mono- 

polbourgeoisie und politischen Reaktion auch nach Kriegsende die 

einzige Chance, direkte Unterstützung für die Restauration ihrer 

Herrschaft erlangen, die Durchführung des Potsdamer Abkommens 

torpedieren und schliesslich – über eine Periode der tatsächlichen 

und scheinbaren Unterordnung – wieder imperialistische Gleichbe- 

rechtigung erlangen zu können. 

Allerdings waren der offenen Propagierung dieser antisowjeti- 

schen Westorientierung zunächst sowohl technische als auch politi- 

sche Schranken gesetzt. Es existierten in den Westzonen nach 

Kriegsende nur wenige Zeitungen, die ausserdem meist nur der blos- 

sen Nachrichtenvermittlung dienten. Darüber hinaus bestand ein 

offizielles Verbot jeder Kritik an alliierten Vereinbarungen wie dem 

Potsdamer Abkommen sowie gegenüber allen Versuchen, Zwie- 

tracht unter den Alliierten zu säen. Doch trotzdem unterstützten die 

in Gesprächen, in Denkschriften und bei anderen Gelegenheiten 

sowie über ihre Verbindungen ständig hervorgekehrten Drohungen 

der deutschen Grossbourgeoisie mit dem Schreckgespenst einer so- 

genannten kommunistischen Revolution in Deutschland bereits 

1945 wirksam die antisowjetisch-imperialistischen Bestrebungen in 

den westlichen Militärregierungen. Die Beschwörung der Gefahr 

einer «kommunistischen Revolution» wurde zum wirksamen poli- 

tisch-moralischen Druckmittel gegen demokratische Offiziere und 

Beamte, die die Potsdamer Beschlüsse durchführen wollten. 

Um die «abendländische Gemeinsamkeit» ökonomisch wirksam 
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zu unterbauen, begannen westdeutsche Monopolherren ihren west- 

lichen Geschäftspartnern weitgehende Beteiligungsangebote am 

Aktienkapital deutscher Konzerne zu machen. Diese Bestrebungen, 

die bis in das Jahr 1948 reichten, führten allerdings zu keinen Erfol- 

gen; denn für westliche, das heisst für die besonders angesprochenen 

französischen Monopolkreise, bot ein solcher Austausch von Ak- 

tienkapital wenig Anziehendes, hätte sich doch eine auf Grundlage 

der Gleichberechtigung vorgenommene Eigentumsverflechtung zu- 

gunsten der Stärkung der Positionen der deutschen Partner ausge- 

wirkt. Westliche Monopolkreise folgten in den ersten Nachkriegs- 

jahren auch kaum den Aufforderungen, privates Kapital in West- 

deutschland zu investieren. Das war angesichts der Unsicherheit der 

politischen Lage in Deutschland, trotz günstiger Anlagebedingun- 

gen, kaum erstaunlich. 

Doch die «Westorientierung» der deutschen imperialistischen 

Bourgeoisie war trotzdem nicht auf Sand gebaut. Ihr kamen nicht 

nur Bestrebungen in den herrschenden Kreisen der USA und Eng- 

lands, sondern auch in denen der westlichen Nachbarländer nach 

westeuropäischer wirtschaftlicher und schliesslich auch militärischer 

Blockbildung entgegen. Und so arbeitete die deutsche imperialisti- 

sche Bourgeoisie ihrerseits mit allen ihr zur Verfügung stehenden 

Mitteln daran, jene Bestrebungen zu unterstützen, die antisowjeti- 

sche Blockbildung zu forcieren und die Gemeinsamkeit der Antihit- 

lerkoalition zu untergraben. 

Gleichzeitig begannen Monopolkreise im Zusammenhang mit 

Plänen einer Reorganisation der deutschen Monopolwirtschaft, die 

das Potsdamer Abkommen entkräften sollten, die angestrebte «Ar- 

beitsgemeinschaftspolitik» vorzubereiten. Heinrich Dinkelbach er- 

griff als Generaldirektor der Vereinigten Stahlwerke die Initiative 

und entwickelte eine wirtschaftspolitische Konzeption der Entflech- 

tung und Neuordnung bestimmter monopolistischer Industriezweige. 

 

Dinkelbach entwarf bereits im Oktober 1945 einen Entflech- 

tungsplan für die Montankonzerne. Er berichtete darüber am 29. 

Januar 1947 in gleichlautenden Briefen an Dr. Hermann Reusch von 

der Gutehoffnungshütte in Oberhausen (Haniel-Konzern) und an 

Dr. Karl Jarres vom Klöckner-Konzern in Duisburg: «Mir ist wohl- 
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bekannt, dass meine damaligen Vorschläge auf starke Bedenken 

stiessen . . . 

Ich habe seinerzeit die Vorschläge aus den verschiedensten Grün- 

den gemacht. Diese bestanden unter anderem darin, dass die Pots- 

damer Beschlüsse die Beseitigung der Konzerne, Syndikate und 

Kartelle vorsahen und dass die Vereinigten Stahlwerke Ende August 

1945 Mitteilung erhielten, der Konzern solle aufgelöst werden. 

Man hat mir seinerzeit offen und versteckt gesagt, meine Vor- 

schläge bezwecken allein, den Vereinigten Stahlwerken zu helfen. 

Ich habe diese Unterstellungen immer abgelehnt mit der Begrün- 

dung, dass die Potsdamer Beschlüsse sich auf alle grossen Unterneh- 

mungen beziehen. Die Einsetzung eines Controllers für Stahl und 

Eisen am 20. August 1946 hat die Richtigkeit meiner Auffassung 

bestätigt . . .»16 

Zu den anderen, nicht genannten Gründen für Dinkelbachs Ent- 

flechtungsvorschläge gehörten vor allem die Ziele, die Verständi- 

gung mit westlichen, besonders französischen Kapitalkreisen zu er- 

leichtern, den antimonopolistischen Forderungen der westdeut- 

schen Werktätigen und demokratischen Kräfte die Spitze abzubre- 

chen, durch bestimmte Zugeständnisse eine Zusammenarbeit op- 

portunistischer Gewerkschaftsführer mit den Konzernherren, das 

heisst eine Neuauflage der Arbeitsgemeinschaftspolitik der Zeit nach 

dem Ersten Weltkrieg, zu ermöglichen. Gleichzeitig sollte durch die 

sogenannte Entflechtung der Opportunismus in der westdeutschen 

Arbeiterbewegung insgesamt gestärkt, die Spaltung der Arbeiter- 

klasse aufrechterhalten und vertieft werden; denn das war die ent- 

scheidende Existenzfrage für die imperialistische deutsche Bour- 

geoisie. Deshalb wurden die Entflechtungspläne mit Versprechun- 

gen in Bezug auf die Erfüllung der Mitbestimmungsforderungen so- 

wie zum Teil auch auf «Gewinnbeteiligung» verbunden.17 In der 

16  Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie im Gebiet der Bun-

desrepublik Deutschland. Ein Bericht der Stahltreuhändervereinigung, 

München und Berlin 1954, S. 612. (Hervorhebung – d.V.). 

17 Dinkelbach bringt das in einer Stellungnahme der Treuhandverwal-
tung folgendermassen zum Ausdruck: «Denn nur, wenn die Arbeiter-

schaft überzeugt sein kann, dass alles geschieht, um die harten Bedingun-

gen, unter denen infolge des verlorenen (!) Krieges noch lange Zeit in 
Deutschland gearbeitet werden muss, so erträglich wie möglich zu gestal-

ten, wird sie diese Bedingungen innerlich anerkennen.» Weiter äusserte 
 106 



Duisburger Kupferhütte, die zum IG Farben-Konzern gehörte, wur-

de bereits 1946 von Dr. Kuss, der als früheres Vorstandsmitglied 

von der Militärregierung mit der Leitung des Unternehmens betraut 

worden war, eine sogenannte Beteiligung der Arbeiter am Gewinn 

eingeführt. 

Allerdings verfolgte die Mehrheit der westdeutschen Monopol- 

kreise nach Kriegsende zunächst die Linie, unter der Schirmherr- 

schaft der Westmächte abzuwarten, Zeit zu gewinnen und so wenig 

Veränderungen wie möglich zuzulassen beziehungsweise durch- 

zuführen.18 Die Entflechtungspläne Dinkelbachs stiessen deshalb 

auf heftigen Widerstand. Viele Konzernleitungen, wie zum Beispiel 

die des Mannesmann-Konzerns, verfolgten die Linie, schlankweg 

zu bestreiten, dass ihr Konzern unter die Entmonopolisierungsbe- 

stimmungen falle, da er weder ein Monopolunternehmen sei noch 

wirtschaftliche Macht konzentriere. Gespräche über Mitbestim- 

mung, in zahlreichen Konzernen Ende 1945 zwischen Konzernbe- 

auftragten und Gewerkschaftsvertretern geführt, führten zunächst 

zu keiner Einigung, da die von Konzernseite gemachten Zugeständ- 

nisse nur eine beschränkte Mitwirkung der «Arbeitnehmer» vorsa- 

hen. Doch die auf solcher Grundlage geführten Verhandlungen, die 

als Voraussetzung das Fortbestehen der Monopole einschlossen, 

stellten bereits an sich einen wesentlichen Erfolg restaurativer Be- 

strebungen dar. Sie dienten ausserdem dazu, die «neue soziale Ge- 

sinnung» des Monopolkapitals im Sinne der erwähnten Überwin- 

dung preussisch-deutscher Herrschaftsmethoden zugunsten einer 

elastischeren Politik zu demonstrieren. Doch ihrem Wesen nach 

blieben Haltung und Ziele der Gesamtheit der deutschen Gross- 

bourgeoisie auch angesichts der nationalen Katastrophe unverän- 

dert. Das bewiesen, wie selbst aus berufenem bürgerlichen Munde 

Dinkelbach, dass «die «Demokratisierung der Betriebe» nicht mehr eine umstrit-
tene Frage, sondern bereits eine allgemeine Forderung» sei. (Zit. in: Die Neu-

ordnung der Eisen- und Stahlindustrie . . ., S. 599 und 598.). 

18 Dinkelbach erklärt dazu in der erwähnten Stellungnahme, indem er 
Anschuldigungen aus Konzernkreisen zurückweist, die Treuhandverwaltung 

habe gehandelt. «Das war den Konzernen unbequem. Es war die allgemeine 

Auffassung, durch Abwarten würden sich manche Dinge von selbst regeln. Man 
wollte Zeit gewinnen.» (Zit. in: Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie . 

. ., S. 563). – Zur Taktik des Abwartens siehe Charles W. Thayer: Die unruhigen 

Deutschen, Berlin, Stuttgart, Wien 1958, S. 118. 
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verlautet, «die Gesellschaften deutlich in ihren jüngsten Bilanzbe- 

richten. Dort steht kein Wort der Scham, des Zornes, der Erkennt- 

nis. Dort waltet wunderbare historische Objektivität. Dort wird 

festgestellt, dass die Werke durch die «totalen» Kriegsanstrengungen 

«angespannt» waren und durch den «Verlust des Krieges» und die 

«damit verbundenen Zustande» schwer geschädigt sind ... Es ist 

nur wieder einmal etwas schief gegangen und man hadert mit dem 

Schicksal . . ,»19 Doch nach aussen gab man sich «sozial», «demo- 

kratisch» und antinazistisch, um die Manipulierung mit neuen Herr- 

schaftsmethoden als eine wirkliche geschichtliche Wende erscheinen 

zu lassen. Auf diese Weise suchte man vor allem auf die Arbeiter- 

klasse einzuwirken, um mit ihr die anti-imperialistische Hauptkraft 

zu desorganisieren und zu desorientieren und damit wesentlich zu 

schwächen sowie die politische Beeinflussung des Kleinbürgertums 

fortzusetzen. Man vermied nach Möglichkeit offene Auseinander- 

setzungen, suchte die Gegensätze zu verschleiern, stellte sich 

scheinbar auf den Boden antifaschistisch-demokratischer Bestrebun-

gen, um diese ins Leere stossen und sich «totlaufen» zu lassen. Es 

gab anscheinend nur unterschiedliche Auffassungen überden einzu- 

schlagenden Weg. Zugleich jedoch produzierte die Monopolbour- 

geoisie insgeheim wirtschaftliche und andere Schwierigkeiten, um 

einen demokratischen Aufbau zu sabotieren und tat alles, alle we- 

sentlichen demokratischen Reformen – im Wechselspiel mit impe- 

rialistischen Kreisen der Westmächte – zu verhindern. Unter der 

scheindemokratischen Oberfläche unverbindlicher Diskussion und 

demokratischer Bekenntnisse konzentrierten sich die Kräfte der 

grossbürgerlichen Reaktion darauf, die imperialistischen Besat- 

zungsbedingungen in den Westzonen, die Drosselung der Entwick- 

lung der demokratischen Kräfte, für eine Vorentscheidung der 

Machtfrage auf «kaltem Wege» auszunutzen. Sie konzentrierten sich 

auf die Sicherung ihrer ökonomischen Machtgrundlagen und die 

Wiederaufrichtung ihrer ökonomischen Macht einschliesslich der 

Unternehmerorganisationen, um in bewährter Weise diese Macht 

 

19 Erik Reger: Zwei Jahre nach Hitler, Hamburg und Stuttgart 1947, 

S. 34.- «Durch den Krieg und seinen Ausgang ist die gesamte deutsche 

Wirtschaft aus den Fugen geraten.» (Düsseldorf vor neuen Aufgaben – 

Schriftenreihe der Industrie- und Handelskammer zu Düsseldorf, Heft 

1), Düsseldorf 1948, S. 7. 
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für ihre politischen Zwecke zu missbrauchen. Sie suchten vor allem 

die Spitzen der entstehenden Verwaltungsorgane und bürgerlichen 

Parteien mit ihren Interessenvertretern und Vertrauensleuten zu be- 

setzen, darüber hinaus die Parteientwicklung politisch-ideologisch 

im Sinne ihrer reaktionären Konzeptionen zu beeinflussen. Mit der 

Aufrechterhaltung beziehungsweise dem Ausbau eines bürokrati- 

schen Verwaltungsapparates sollte eine wirklich demokratische 

Entwicklung entscheidend blockiert werden. Demokratisch ver- 

brämte, dem Wesen nach autoritäre Herrschaftsmethoden, Födera- 

lismus und Separatismus bildeten weitere Mittel, mit denen die 

deutsche Monopolbourgeoisie die Erhaltung ihrer Machtgrundlagen 

und die volle Restauration ihrer Macht erstrebte. 

Die deutsche Monopolbourgeoisie und die mit ihr verbundenen 

politischen Kräfte waren an einer schnellen Entwicklung des politi- 

schen Lebens nicht interessiert. Ihnen passte die politische Quaran- 

täne, die Politik einer konterrevolutionären Abkühlungsperiode ge- 

nau in das Konzept. In keiner demokratischen Kontrolle unterwor- 

fenen Zusammenarbeit reaktionärer Politiker mit den westlichen 

Militärregierungen sollten auf Länderbasis «Ordnungszellen» ent- 

stehen, sollten die antifaschistisch-demokratischen Bewegungen 

aufgesplittert und unterdrückt werden. Eine besondere Rolle sollte 

dabei nach dem Willen bayrischer Konservativer einer bayrischen 

«Ordnungszelle» zukommen. 

Die restaurativen Konzeptionen schlossen – unter den gegebenen 

Besatzungsbedingungen – eine Orientierung auf die westlichen Be- 

satzungszonen Deutschlands ein. Nur hier waren die Bedingungen 

für eine erfolgversprechende restaurative Strategie und Taktik gege- 

ben. Das bedeutet nicht, dass der Kurs auf einen westzonalen Sepa- 

ratstaat in diesen Kreisen bereits 1945 die unumschränkt vorherr- 

schende Orientierung war. Aber man konnte sich einen gesamtdeut- 

schen Staat nur so vorstellen, dass die westzonalen Länder sich im 

Widerspruch zum Potsdamer Abkommen zu restaurativen Boll- 

werken entwickelten, die ein gesamtdeutsches Föderativsystem ma- 

jorisieren und dominieren und eine fortschrittliche Entwicklung in 

den Ländern der sowjetischen Besatzungszone letztlich rückgängig 

machen würden. 

Im Rahmen der restaurativen Konzeption trat jedoch auch bereits 
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von Anfang an die direkte Orientierung auf die Bildung eines west- 

zonalen Staates hervor, wie sie charakteristisch für Konrad Ade- 

nauer war. In einem Interview für Vertreter von New Chronicle und 

Associated Press erklärte er am 5. Oktober 1945 gemäss einer von 

ihm angefertigten Aktennotiz: «Der von Russland besetzte Teil sei 

für eine nicht zu schätzende Zeit für Deutschland verloren. Beide 

Journalisten stimmten dem zu. Wenn man einen Rhein-Ruhr-Staat 

losgelöst von den anderen Teilen Deutschlands bilde, erhebe sich 

sofort die Frage, was denn aus den Teilen Deutschlands nördlich und 

südlich dieses Rhein-Ruhr-Staates staatsrechtlich werden solle. 

Russland würde getreu seinen imperialistischen Tendenzen sofort 

erklären, der von ihm besetzte Teil, das ist die Hälfte des alten 

Deutschlands, sei das Deutsche Reich. Die drei zerschnittenen Teile 

der nicht russisch besetzten Zonen würden schon automatisch nach 

Wiedervereinigung mit diesem russisch besetzten alten Reich stre- 

ben. Man kehre ihr Gesicht geradezu nach dem Osten, nicht nach 

dem Westen. Es sei notwendig, die drei Teile des nicht russisch be- 

setzten Gebietes, die bei Schaffung eines Rhein-Ruhr-Staates ent- 

stünden, in einem staatsrechtlichen Verhältnis miteinander zu belas- 

sen. Es könne das eventuell bundesstaadich sein. Vor allem aber sei 

es meiner Ansicht nach nötig, die Wirtschaft dieses Teiles, insbeson- 

dere die Wirtschaft des Rhein-Ruhr-Staates mit derjenigen Frank- 

reichs und Belgiens zu verflechten, damit dadurch gemeinsame wirt- 

schaftliche Interessen entstünden.»20 

Aber ganz gleich, welche dieser beiden Orientierungen in dieser 

oder jener Variante dominieren würde: der Westzonenseparatismus 

war ein Grundelement restaurativer Strategie und Taktik. Er war 

gleichsam in ihr angelegt und ergab sich objektiv aus der deutschen 

Situation, eingebettet in die internationale Nachkriegskonstellation 

in Europa, und den Existenznotwendigkeiten und Handlungszwän- 

gen der deutschen Grossbourgeoisie. Die Erhaltung der Grundlagen 

ihrer Klassenherrschaft und deren volle Wiedererrichtung stand im 

Widerspruch zur Möglichkeit und den Erfordernissen der Errich- 

tung eines demokratischen deutschen Staates, der das gesamte deut- 

sche Territorium umfasste und dessen wesentliche wirtschaftliche 

 

20 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, Stuttgart 1963, S.34/35. 
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und politische Grundlagen im Potsdamer Abkommen umrissen wa- 

ren. Die Beseitigung der Klassenherrschaft der deutschen Gross- 

bourgeoisie war die Grundbedingung gleichermassen für Friedenssi- 

cherung, Demokratie und sozialen Fortschritt in Deutschland wie 

für die Erneuerung seiner staatlichen Existenz im Rahmen der histo- 

risch entstandenen und gewachsenen deutschen Nation. In dem 

Masse, wie es der deutschen Grossbourgeoisie gelang, ihre ökonomi- 

sche Macht zu reaktivieren und ihre politische Macht wiederzuer- 

richten, in dem Masse, wie das Potsdamer Abkommen in den West- 

zonen nicht durchgeführt wurde, die Westmächte sich von der 

Vier-Mächte-Grundlage der vereinbarten Deutschlandpolitik ab- 

und einer auf Konfrontation mit der Sowjetunion ausgerichteten Po- 

litik zukehrten – in dem Masse wurden die Grundlagen für einen ein- 

heitlichen deutschen Staat untergraben, wurde Deutschland gespal- 

ten. Die Bildung eines westzonalen Separatstaates war dann nur 

noch eine Frage des Zeitpunktes. 
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V. «... die Reichen blieben» 

1. Grosskapital und Grossgrundbesitz 

Die Kriegszerstörungen hatten keinen Lebensbereich verschont. Im 

gleichen Masse wie der faschistische Staat und seine Armee schien 

auch die deutsche Wirtschaft völlig zusammengebrochen. 

Die imperialistische Bourgeoisie suchte mit allen Mitteln, diesen 

Eindruck noch zu verstärken. Der Zweck war offensichtlich. Die 

masslosen Übertreibungen hinsichtlich der industriellen Kriegsschä- 

den richteten sich auf der einen Seite gegen die Demontage- und Re- 

parationspläne der Alliierten, um sie auf diese Weise «gegenstands- 

los» zu machen beziehungsweise zu sabotieren. Auf der anderen 

Seite sollte der demokratische Kampf der Volksmassen durch dem- 

agogische Behauptungen, wie das Elend sei «zum Volksschicksal»1 

geworden, das deutsche Volk «verproletarisiert»; mit dem «Besitz- 

bürgertum» seien die Klassenunterschiede verschwunden; es gäbe 

keine Grosskapitalisten mehr, der Kapitalismus sei tot2, untergraben 

werden. 

Die Kapazitätsverluste der Industrie durch Kriegseinwirkungen 

und Demontagen – bezogen auf 1936 – lagen bei einzelnen Indu- 

striezweigen in den Westzonen3 zwischen 10 und 20 Prozent. Die 

Schwerindustrie jedoch hatte kaum gelitten. Die Demontage, immer 

wieder verzögen und sabotiert, wurde in den Westzonen in zuneh- 

 

1 Siehe Westfalen-Zeitung, 20. August 1946. 

2 So äusserte sich z.B. Konrad Adenauer auf einer Kundgebung am 

9. Oktober 1946. (Siehe Rheinische Post, 12. Oktober 1946.) 

3 Während die grossen Industriebetriebe der Konzerne in den West-

zonen von den anglo-amerikanischen Luftangriffen weitgehend ver-
schont blieben (mit Ausnahme einiger besonders kriegswichtiger Mu-

nitionsfabriken und ähnlichem), verfuhr man gegenüber den von der 

Sowjetunion zu besetzenden ostdeutschen Gebieten anders und zer-

störte 1944/45 auch Industrieanlagen in grösserem Umfang. 
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mendem Masse von Konkurrenzgründen bestimmt, traf einzelne Be- 

triebe und Wirtschaftszweige, übte jedoch auf die Wirtschaftsent- 

wicklung keinen wesentlichen Einfluss aus. 

Das ökonomische Potential der Konzerne und Trusts war in den 

Westzonen Deutschlands bei Kriegsende mindestens ebenso gross 

wie vor dem Kriege, in seiner relativen volkswirtschaftlichen Bedeu- 

tung durch die grösseren Kapazitätsverluste in der nichtmonopoli- 

sierten Industrie sogar grösser. 

Zunächst lag allerdings die Wirtschaftstätigkeit am Boden. Das 

Wirtschaftsgefüge war zerrüttet. Wenn die Konzerne und Kartelle 

jedoch nicht zerschlagen wurden, musste der wirtschaftliche Wie- 

deraufbau zwangsläufig die Wiederherstellung ihrer wirtschaftli- 

chen Vormacht- und Herrschaftsposition nach sich ziehen. Es ergibt 

sich die Frage, ob nicht die Bank- und Konzernherren durch die Be- 

schlagnahme ihrer Betriebe so entmachtet waren, dass die Wiederin- 

gangsetzung der Produktion nicht mehr mit der Wiedererrichtung 

der Herrschaft des Monopolkapitals gleichgesetzt werden kann? In 

der Tat schienen die von den Westmächten auf der Grundlage des 

Gesetzes Nr. 52 vom 18. September 1944 ergriffenen Massnahmen 

darauf hinauszulaufen und sich in Übereinstimmung mit den Seque- 

strierungsbefehlen der sowjetischen Militäradministration zu befin- 

den. Doch der Schein trog! 

Die Beschlagnahmemassnahmen der Westmächte trugen anderen 

Charakter, obwohl zum Beispiel die Beschlagnahme der IG-Farben 

durch ein für alle Besatzungszonen gültiges Kontrollratgesetz er- 

folgte. Nachdem – entsprechend dem Gesetz Nr. 52 – bereits das 

Vermögen aller in Listen aufgeführten beziehungsweise verhafteten 

Personen der Beschlagnahme verfallen war, wurden durch eine 

Reihe besonderer Verfügungen der Krupp-Konzern, der Ruhrkoh- 

lenbergbau und die Eisen- und Stahlkonzerne beschlagnahmt. 

Den Konzernleitungen wurde ausserdem-wie zum Beispiel durch 

die Allgemeine Verfügung Nr. 7 vom 20. August 1946-aufgetragen: 

«Sie werden hiermit angewiesen, auf ihrem Posten zu verbleiben und 

ihre Pflicht wie bisher zu erfüllen . . .’4 Die alten Konzernleitungen 

wurden also ausdrücklich bestätigt und setzten mit dem vorhande- 

 

4 Zitat in: Die Ruhr-Montan-Konzerne. Ein Überblick über die Entwick-

lung seit 1945. Heppenheim (Bergstrasse), (West-)Berlin, Essen 1950, S. 6. 
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nen Betriebsvermögen ihre Geschäftstätigkeit fort. Sie wurden 

darüber hinaus durch die Militärregierung vor «eigenmächtigen» 

Säuberungsaktionen der Betriebsräte geschützt. Die britische Mili- 

tärregierung hatte bereits am 9. Juni 1945 in einer Anweisung jeden 

«Personenwechsel» aus «politischen Gründen» verboten bezie- 

hungsweise unter Genehmigungspflicht gestellt. Im Gegensatz zum 

Vorgehen der SMAD blockierten die Westmächte durch die Be- 

schlagnahmungen die Entnazifizierung und Demokratisierung der 

westdeutschen Wirtschaft. Die Westalliierten entfernten nur einige 

besonders exponierte Monopolherren aus den Leitungen der Kon- 

zerne und Banken. Abgesehen von Krupp, Flick, Röchling, Büte- 

fisch und einigen anderen, gegen die man Kriegsverbrecherprozesse 

vorbereitete, wurden die meisten anderen bereits im Dezember 1946 

wieder auf freien Fuss gesetzt. Ihre zeitweilige Abwesenheit beein- 

trächtigte jedoch nicht die Wahrnehmung ihrer Interessen durch 

ihre beauftragten Direktoren und andere. Bei zeitweiliger Blockie- 

rung von Aktien und Eigentumsrechten befanden sich die Betriebe 

der Konzerne und Filialen der Grossbanken in den Westzonen nach 

1945 weiterhin in der – nur zeitweilig eingeschränkten – Verfü- 

gungsgewalt der Monopolherren. Die treuhänderischen deutschen 

«Kontrollorgane», von den Kontrolleuren der Militärregierungen 

für die beschlagnahmten Industrien ins Leben gerufen, wurden aus 

dem Kreis der Monopolherren beziehungsweise ihrer Fachleute ge- 

bildet, wie zum Beispiel die Deutsche Kohlenbergbau-Leitung 

(DKBL) unter Heinrich Kost, Generaldirektor des Haniel-Kon- 

zerns, und die Treuhandverwaltung für die Eisen- und Stahlkon- 

zerne unter Heinrich Dinkelbach. 

Mit der Überwindung der Lähmung der Wirtschaft, mit ihrem 

Wiederaufbau wurde in den Westzonen gleichzeitig die Lähmung 

der ökonomischen Macht des deutschen Monopolkapitals Schritt 

für Schritt überwunden, dem erneuten politischen Missbrauch dieser 

Macht Tür und Tor geöffnet. 

Die Positionen des Monopolkapitals beziehungsweise der politi- 

schen Reaktion auf dem Lande wurden von den Westmächten fast 

völlig unversehrt gelassen. In der britischen Zone stützte sich die 

Militärregierung sogar auf die Organisationen des faschistischen so- 

genannten Reichsnährstandes, die fest mit dem Grossgrundbesitz auf 
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dem Lande verbunden waren. Auf den Grossgrundbesitz über 100 

Hektar entfielen in den Westzonen über ein Viertel der land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebsfläche.5 

Wenn auch unterschiedlich in den einzelnen Ländern, so verfügte 

die Reaktion nach wie vor auf dem Lande über vorherrschende Posi- 

tionen, die in weit geringerem Masse erschüttert waren und bedroht 

wurden als die Konzerne und Trusts. Von diesen Positionen aus 

konnte ein demokratischer Wirtschaftsaufbau empfindlich gestört, 

die politische Entwicklung wesentlich beeinflusst werden. Die 

schrittweise Wiedererrichtung der (ökonomischen) Macht des Mo- 

nopolkapitals wurde durch die Reorganisation der Unternehmer- 

verbände ergänzt. 

2. Reorganisation der Unternehmerverbände 

In der sowjetischen Besatzungszone wurde die Tätigkeit reaktionä- 

rer Unternehmerverbände unterbunden. Die Westmächte liessen sie 

schrittweise zu. Dabei war jedoch die organisatorische Entwicklung 

der Unternehmerverbände und -Organisationen der der Gewerk- 

schaftsbewegung in den Westzonen im Grunde immer bedeutend 

voraus. 

Zunächst konnte sich die westdeutsche Monopolbourgeoisie nach 

1945 auf die Überreste einiger ehemaliger Wirtschaftsgruppen und 

auf die im Wesentlichen erhalten gebliebenen Industrie- und Han- 

delskammern stützen, wie zum Beispiel im nordrhein-westfälischen 

Gebiet. «In Nordrhein-Westfalen sammelte sich die Wirtschaft be- 

reits in den ersten Tagen nach der Besetzung mit Zustimmung der 

Militärregierung wieder in allen den Kammern, die vor 1933 bestan- 

den hatten. Darüber hinaus traten einige Kammern wieder ins Le- 

ben, die bei den Zusammenschlussmassnahmen des Jahres 1929 zur 

Auflösung gekommen waren.»6 

5 Siehe Deutschland in Zahlen 1950. Hrsg, vom Wirtschaftswissen-

schaftlichen Institut der Gewerkschaften, Köln 1951, S. 178 (Stand 1949). 
6 August Küster: Wirtschaftsorganisation in Nordrhein-Westfalen. In: 

Rheinisch-Westfälisches Wirtschafts- und Firmenjahrbuch, hrsg. von der Indust-

rie- und Handelskammer zu Aachen; Arnsberg, Bielefeld etc. Unter Leitung der 

Industrie- und Handelskammer zu Essen, Erster Jahresband Essen/Kottwig 1948, 

S. 31. 
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Im Gegensatz zur sowjetischen Besatzungszone hatten die neuen 

Kammern ihren Charakter nicht geändert. Sie wurden nicht demo- 

kratisiert und bildeten ein wichtiges Bindeglied zur Wahrung einer 

reaktionären Entwicklungskontinuität. 

Zwar dominierten in den Industrie- und Handelskammern meist 

nicht mehr die gleichen Monopolisten, wohl aber die gleichen Mo- 

nopole. Der Wechsel der Garnituren, der sich für die Monopol- 

bourgeoisie als zweckmässig und notwendig erwies, um ihre beson- 

ders kompromittierten Exponenten aus dem Blickfeld der Öffent- 

lichkeit zu rücken, wurde auch dadurch erleichtert, dass viele der al- 

ten Konzernherren den Krieg nicht überlebt hatten, wie zum Bei- 

spiel Klöckner, Poensgen, Springorum senior und junior. Thyssen 

befand sich im Ausland, Gustav Krupp und andere im Nürnberger 

Kriegsverbrechergefängnis. 

Die Zusammensetzung der Präsidien der Industrie- und Handels- 

kammern macht deutlich, dass ihre Interessenvertretung in erster Li- 

nie die Interessen der Monopole zum Inhalt hatte. Das wurde in der 

ersten Zeit (bis Mitte 1947), in der zweifellos auch im nichtmonopo- 

listischen Bürgertum starke antimonopolistische Stimmungen vor- 

handen waren, dadurch erleichtert, dass keine Kammerwahlen statt- 

fanden und die Militärregierung jeweils den Präsidenten bestimmte. 

Auf diese Weise wurde erreicht, dass die monopolistischen Kräfte, 

die bis 1945 in den Kammern eindeutig dominierten, ihren vorherr- 

schenden Einfluss auch nach 1945 weiter ausüben konnten. 

Eine Demokratisierung der Industrie- und Handelskammern er- 

folgte in den Westzonen nicht. Die Gewerkschaften in der britischen 

Zone zum Beispiel konnten nur eine paritätische Besetzung von 

1946 zusätzlich gebildeten, lediglich beratenden Ausschüssen errei- 

chen. 

Die Industrie- und Handelskammern bildeten somit wichtige 

Zentren der wirtschaftlichen und politischen Macht der Monopole 

und der Reaktion. In einer Zeit, in der noch jegliche politische Betä- 

tigung von der Besatzungsmacht verboten war, konnte hier die Re- 

aktion in den einzelnen Bezirken ungestört und völlig legal zusam- 

menkommen, ihre Reihen reorganisieren und ihre Manöver vorbe- 

reiten. 

Darüber hinaus gestatteten die Militärregierungen der West- 
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mächte bereits im Herbst 1945 wieder die Bildung von Unterneh- 

merverbänden, die sich zu einer Zeit, in der dem Aufbau von Ge- 

werkschaften und Parteien erst ein kümmerlicher örtlicher Aktions- 

radius zugebilligt wurde, bereits auf Länder- und Zonenebene orga- 

nisieren konnten. Ausdrücklich wurde betont, dass die Wirtschafts- 

verbände dieselben Wirtschaftszweige wie die ehemalige «Reichs- 

gruppe Industrie» und die «Reichsgruppe Handel» umfassen sollen 

und die Untergliederung dem Stand der «Organisation der gewerbli- 

chen Wirtschaft» vom 31. Dezember 19447 folgen soll. 

Die reale, weitgehend anonyme Macht der von den Monopolen 

beherrschten Verbände war bereits 1946/47 so gross und unüber- 

sichtlich, ihre reaktionär-sabotierende Tätigkeit so umfangreich, 

dass auch aus bürgerlichen Kreisen Stimmen der Kritik laut wurden. 

So schrieb zum Beispiel der mit den Verhältnissen bestens vertraute 

Chefredakteur des proamerikanischen, in seiner antikommunisti- 

schen Hetze kaum zu überbietenden Westberliner «Tagesspiegel», 

Erik Reger, 1947 darüber: «Das Hauptkontingent der wirtschafts- 

politischen und auch der rein politischen Propaganda stammte von 

jeher aus den industriellen Verbänden . . . 

Die schleunige Auflösung der industriellen Verbände, die von Ei- 

sen und Stahl bis zu Draht und Hufeisen reichen (lauter wirtschaft- 

liche Vereinigungen» natürlich), ist zur Reinigung der Atmosphäre 

unerlässlich. Ihre Mitglieder treffen sich in kleinen Gruppen an abge- 

legenen Orten, um die ‚Lage zu besprechen‘. Sie nennen es auch 

‚Austausch von Erfahrungen und Anregungen‘. Erfahrungen mit 

den alliierten Kontrolleuren, mit Gewerkschaften, mit Betriebsrä- 

ten, Anregungen, wie man diese Vorschrift umgehen könne und 

jene, mit wem man Bekanntschaft machen müsse, um dieses bewil- 

ligt zu bekommen und jenes, wie man Betriebsräte zu bestechen 

oder die eifersüchtige Animosität eines Betriebsrates gegen den von 

der Gewerkschaft in den Vorstand dirigierten ‚Sozialdirektor‘ zu 

schüren habe. Diese Sitzungen sind auch der eigentliche Nucleus der 

Kompensationsgeschäfte.»8 

7 Ebenda, S. 342. 
8 Erik Reger: Zwei Jahre nach Hitler. Fazit 1947 und Versuch eines kon-

struktiven Programms aus der zwangsläufigen Entwicklung, Hamburg und 

Stuttgart 1947, S. 38 f. (Zuerst im Juni/Juli 1947 als Fortsetzungsreihe im 

«Tagesspiegel» erschienen.) 
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Diese zweifellos interessante Schilderung der Verbandspraktiken 

von «eingeweihter» Seite wird jedoch der Wirksamkeit der Wirt- 

schaftsvereinigungen bei weitem noch nicht gerecht. Einmal flüch- 

tete sich diese in der Regel gar nicht in so «abgelegene Orte», zum 

anderen reduzierte sie sich keineswegs auf die erwähnten Gebiete, 

sondern konzentrierte sich besonders auf die «Zusammenarbeit» mit 

den deutschen Behörden und den Dienststellen der Militärregie- 

rung. 

Wie stand es nun mit den sogenannten Arbeitgeberverbänden? 

Während in Niedersachsen zunächst die Tendenz dahin ging, an- 

stelle eigener Arbeitgeberverbände besondere sozialpolitische Aus- 

schüsse in den Wirtschaftsvereinigungen zu bilden, zielten die Be- 

mühungen im nordrhein-westfälischen Gebiet von Anfang an auf 

die Wiedererrichtung eigenständiger «Arbeitgeberverbände», da die 

Wirtschaftsvereinigungen in ihrer spezifischen Organisationsform 

von vornherein als nicht genügend einheitlich erschienen. Nord- 

rhein-Westfalen wurde zum Zentrum der Wiedererrichtung von 

Arbeitgeberverbänden in der britischen Zone wie überhaupt in den 

Westzonen. 

Wilhelm Vorwerk versicherte als Vorsitzender der Vereinigung 

nordrhein-westfälischer Arbeitgeberverbände – in dem Bestreben, 

seine Verdienste hervorzukehren – auf der Kundgebung dieser Ver- 

bände am 31. Mai 1951 in Düsseldorf: «Gleich zu Anfang haben wir 

die nötigen Vorbereitungen getroffen, um auch die Unternehmer als 

Arbeitgeber wieder zusammenzufassen.»9 

Nachdem in den Industrie- und Handelskammern zunächst auch 

sozial-politische Erörterungen gepflogen und organisatorische Vor- 

bereitungen getroffen worden waren, ergriffen Kreise der rhei- 

nisch-westfälischen Metallindustrie die Initiative. Im Januar 1946 

entstand nach voraufgegangenen Verhandlungen mit der britischen 

Militärregierung der «Arbeitgeberverband für die Eisen- und Metal- 

lindustrie des rheinisch-westfälischen Industriebezirks». Diese 

Entwicklung schritt schnell weiter voran, indem auch in anderen In- 

9 Das Unternehmertum in der Gegenwart. Reden auf der Kundgebung 
der Vereinigung Nordrhein-Westfälischer Arbeitgeberverbände am 31. 

Mai 1951 in Düsseldorf. (Schriftenreihe der Vereinigung nordrhein-

westfälischer Arbeitgeberverbände, Heft 2), o. O. u. J., S. 6. 
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dustrie- und Wirtschaftszweigen Arbeitgeberverbände gegründet 

wurden, die sich alle noch 1946 im «Arbeitgeber-Ausschuss Nord- 

rhein-Westfalen» Zusammenschlüssen. Bei der Wiedergründung der 

Arbeitgeberverbände wurde dabei bewusst «an das Vorbild des bis 

zum Jahre 1933 üblichen Organisationsgefüges» angeknüpft10, so 

dass auch – wie früher – die Geschäftsführung des Arbeitgeber-Aus- 

schusses in Form der Personalunion mit der des Arbeitgeberverban- 

des für die Eisen- und Metallindustrie verbunden wurde. 

Seit April 1946 orientierte und informierte ein sich ständig erwei- 

ternder Rundschreibendienst alle Mitglieder. 

Im Verlauf des Jahres 1947 erreichte das Zentralamt für Wirtschaft 

in der britischen Zone mit dem fadenscheinigen Argument, es benö- 

tige zu Verhandlungszwecken eine Spitzenvertretung der Arbeitge- 

ber, von der britischen Militärregierung die Genehmigung für die 

Bildung der «Arbeitsgemeinschaft der Arbeitgeber in der britischen 

Zone» mit dem Sitz in Düsseldorf. Ihre Geschäftsführung wurde mit 

der des Arbeitgeber-Ausschusses Nordrhein-Westfalen verbunden. 

Gemäss ihrer Tradition erwiesen sich die Arbeitgeberverbände 

auch nach 1945 als Hort der sozialen und politischen Reaktion. In 

diesem Kreis wurde von Anfang an bereits eine andere Sprache ge- 

sprochen und eine offensivere reaktionäre Wirksamkeit entfaltet als 

etwa zur gleichen Zeit von reaktionären «christlichen» Politikern, 

die den christlichen Werktätigen nach dem Munde redeten. 

Die Arbeitgeberverbände lehnten «Mitbestimmung» und «paritä- 

tische Betriebsverfassung», wie sie Ende 1946 für die Konzerne der 

Grundstoffindustrie (und später auch für die Grossbanken) mit der 

Vorbereitung der «Entflechtung» Gestalt annahmen, kategorisch 

ab. In diesen Kreisen herrschte der Sache nach der alte «Herr-im- 

Hause»-Standpunkt, wenn er auch – den Nachkriegsbedingungen 

entsprechend – mit gleisnerischen Worten über «Sozialpartner- 

schaft» getarnt wurde. Ein solcher Satz aus dem Bericht des Arbeit- 

geber-Ausschusses wie der folgende offenbart deutlich die wirkliche 

Gesinnung: «Man darf den Kündigungsschutz nicht so überspan- 

nen, dass er die laufend notwendige Regeneration des menschlichen 

10 Deutsche Sozialpolitik in neuem Aufbruch, Bericht des Arbeitgeber-

Ausschusses Nordrhein-Westfalen über die Jahre 1945-1948, Düsseldorf 

1949, S. 8. 
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Arbeitspotentials im Betriebe und der betrieblichen Atmosphäre 

verhindert.»11 Das bedeutet, wer infolge der Arbeitshetze usw. 

nicht mehr leistungsfähig genug war, sollte ebenso wie jeder poli- 

tisch Missliebige jederzeit auf die Strasse gesetzt werden können. Es 

liegt auf dieser Linie, wenn das Prinzip gleicher Lohn für gleiche 

Leistung für Frauen und Jugendliche strikt abgelehnt wurde. 

Die reaktionäre Grundlinie der wiedererstandenen Arbeitgeber- 

verbände geriet nun allerdings in einen gewissen Gegensatz zu der- 

jenigen der unmittelbar am meisten bedrohten Monopole von Kohle 

und Stahl, die im Kreuzfeuer der nationalen und internationalen 

Entmachtungsforderungen standen. Diese hielten es deshalb für an- 

gebracht, zeitweilig einige Kompromisse zu schliessen und die sozi-

alen Aufwendungen für ihre Arbeiter wesentlich zu erhöhen, um sie 

vom Kampf um die Zerschlagung der Konzerne und ihre Überfüh- 

rung in die Hände des Volkes abzubringen. 

Um nun in der ersten Nachkriegsperiode die auch von ihnen mit 

innerer Genugtuung gebilligte reaktionäre Linie der Arbeitgeber- 

verbände, die später zu dem arbeiterfeindlichen Betriebsverfas- 

sungsgesetz führte, nicht zu beeinträchtigen, verfielen die Mono- 

pole von Kohle, Eisen und Stahl sowie der Grosschemie auf einen 

Ausweg und blieben den Arbeitgeberverbänden offiziell zunächst 

fern. Auf diese raffinierte Weise wahrten sie sich grössere Manöv-

rierfähigkeit und eröffneten sich gleichzeitig einen Rückzugsweg zur 

späteren Distanzierung von ihren eigenen Zugeständnissen und Ver- 

sprechungen nach ihrem Beitritt zu den Arbeitgeberverbänden. 

Die Wiedererrichtung der Arbeitgeberverbände rief allgemeine 

Ablehnung und den Protest der Arbeiter hervor, so dass zum Bei- 

spiel noch im Oktober 1947 die Gewerkschaften in Hessen unter 

dem Druck der Forderungen ihrer Mitglieder Beschlüsse fassten, die 

jede Zusammenarbeit mit den Arbeitgeberverbänden ablehnten. 

Auch in den anderen westzonalen Ländern entstanden auf ähnli- 

che Weise Unternehmer- beziehungsweise Arbeitgeberverbände, 

mit der Begründung, sie seien als Verhandlungspartner für die zu- 

ständigen Behörden und die führenden Gewerkschaftsfunktionäre 

notwendig. Auf solche «Erfordernisse» gestützt konnte die Gross- 

 

11 Ebenda, S. 67. 
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bourgeoisie in den Westzonen mit der Wiedererrichtung des Gefü- 

ges von Unternehmerverbänden bis 1946 ihre Kräfte reorganisieren, 

ihre gesellschaftlich-politischen Positionen ausserordentlich verbes- 

sern und wesentliche Grundlagen für die Wiedererrichtung des Sy- 

stems der Monopolherrschaft legen. 

3. Ernährungssabotage und Korrumpierungsmanöver 

Unter der Schirmherrschaft der Westmächte konnte die Bourgeoisie 

von ihren erhalten gebliebenen beziehungsweise reorganisierten 

Machtpositionen aus schon bald nach Kriegsende weitreichenden 

und ständig zunehmenden Einfluss auf die gesellschaftlich-politische 

Entwicklung in den Westzonen ausüben. Das geschah sowohl un- 

mittelbar als auch über ihren Einfluss auf den nachfaschistischen 

Verwaltungsapparat beziehungsweise gedeckt durch diesen. Die 

Monopolbourgeoisie nutzte ihren Einfluss auf Wirtschaft und Ver- 

waltung, um mit allen Kräften eine demokratische Entwicklung zu 

erschweren, zu diskreditieren und schliesslich völlig zu blockieren. 

Sie konnte dabei ohne grösseres Risiko solche gefährlichen Waffen 

wie Wirtschaftssabotage, Verelendung und Korrumpierung einset-

zen. 

Die Monopolbourgeoisie nutzte das für sie ausserordentlich gün- 

stige Austauschverhältnis zwischen Kapital und Arbeit, wie es durch 

die faktische Entwertung des Geldes entstand, zur weiteren Verstär- 

kung ihrer ökonomischen Macht und damit ihrer gesellschaftlichen 

Position aus. Für ein Butterbrot mussten die Werktätigen unter die- 

sen Nachkriegsverhältnissen ihre Arbeitskraft verkaufen. Dafür 

schufen sie unschätzbare neue Kapazitäten als eine wesentliche 

Grundlage für das «Wirtschaftswunder» nach der Währungsreform. 

Obwohl der Produktionsausstoss der Industrie, insbesondere der 

Grundstoffindustrie, in Nordrhein-Westfalen sehr gering war, hielt 

sich die Arbeitslosigkeit in Grenzen. Denn die Konzerne beschäftig- 

ten – entsprechend ihrer vorbereiteten Nachkriegskonzeptionen – 

fast genausoviel Arbeiter wie vor dem Kriege, die für die Konzern- 

herren ohne nennenswerte Kosten durch innerbetrieblichen Ausbau 

grosse Werte schufen. 
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Bei den Manipulationen der Monopolbourgeoisie spielten ihre 

Kriegsprofite, über die sie in den Westzonen verfügen konnte, eine 

grosse Rolle. So zahlten zum Beispiel die meisten Konzerne und an- 

dere Firmen im Ruhrgebiet ihren alten Stammarbeitern und Ange- 

stellten, die sie infolge von Produktionseinschränkungen zu dieser 

Zeit nicht beschäftigen konnten und die von den Stadtverwaltungen 

zu Aufräumungsarbeiten mit geringem Entgelt herangezogen wor- 

den waren, den früheren Arbeitslohn oder einen Teil davon weiter. 

Ein ehemaliges Krupp-Werk unterhielt 1946 bei einer Belegschafts- 

stärke von nur 3‘500 Arbeitern ein Konstruktionsbüro mit 150 Inge- 

nieuren. 

Der Bankier Robert Pferdmenges pries in diesem Zusammenhang 

die «Aufopferung» der Kriegsverbrecher und Konzernherren von 

Rhein und Ruhr, die angeblich in den ersten Monaten nach dem Zu- 

sammenbruch 347 Millionen RM zugeschossen hätten, nur um die 

Betriebe laufen zu lassen beziehungsweise zusätzlich Arbeiter zu 

beschäftigen. 

Die Konzerne setzten ihre riesigen Kriegsgewinne ferner ein, um 

die Bevölkerung für sich und ihre Ziele zu gewinnen. Der Krupp- 

Konzern in Essen unterhielt beispielsweise auch nach den Demonta- 

gen eine komplette Presse- und Propagandaabteilung, die ihre un- 

kontrollierte und unlizensierte Schlammflut ständig über die Bevöl- 

kerung des Ruhrgebietes ergoss. Diese und ähnliche andere Institu- 

tionen verfassten eine Unmenge von Propagandamaterial, Denk- 

schriften, Gutachten und dergleichen, mit der die Besatzungsmächte 

und die Öffentlichkeit im Interesse der Monopole bombardiert 

wurden. Die Konzernherren und Kapitalisten waren ausserdem in 

der Lage, unlizensierte reaktionäre Werkzeitungen herauszugeben. 

Für viele Arbeiter und Angestellte, die nicht in den Besitz einer Ta- 

geszeitung gelangen konnten, waren diese Werkzeitungen oft das 

einzige «Informations»mittel. Mit den Kriegsgewinnen wurden re- 

aktionäre Führungsgremien von Parteien, wie die der CDU/CSU 

und reaktionäre Vereine und Organisationen finanziert. 

Mit den Beeinflussungs- und Korrumpierungsmassnahmen durch 

die Monopolbourgeoisie und ihre Beauftragten war das Mittel der 

Wirtschaftssabotage verbunden. Während sich die industrielle Pro- 

duktion des Jahres 1946 in der sowjetischen Besatzungszone – trotz 
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schlechter Voraussetzungen – auf 42,1 Prozent von 1936 belief, er- 

reichte sie in der britischen Zone nur einen durchschnittlichen 

Stand von 31,3 Prozent, wie aus folgender Tabelle hervorgeht: 

Britische Zone 194612 

Prozent der Produktion von 1936 

Allgemeine Produktionsgüter 52,7 

Investitionsgüter 26,2 

Produktionsgüter insgesamt 35,5 

Verbrauchsgüter 20,4 

Industrie insgesamt 31,3 

Nordrhein-Westfalen 194613 

Prozent der Produktion von 1936 

Steinkohlenförderung 45,6 

Rohstahlerzeugung 15,8 

Zwar gab es eine Reihe objektiver Ursachen aus der Kriegs- und 
Nachkriegsperiode, die zum Tiefstand der wirtschaftlichen Entwick-

lung beitrugen. Trotzdem muss man sehen, dass die Ausnutzung der 

vorhandenen Kapazität der gesamten Industrie in der sowjetischen 
Besatzungszone 1946 bei durchschnitdich 69 Prozent lag, während 

sie in der britischen Zone bei etwa 30 Prozent und in der amerikani-

schen Zone bei 26 Prozent blieb. Selbst nach Angaben westdeutscher 

Fachverbände betrug die Kapazitätsausnutzung im zweiten Halbjahr 

1946 in Nordrhein-Westfalen bei Eisen und Stahl etwa 20, bei NE-

Metallen etwa 20, beim Maschinenbau etwa 30 und beim Stahl- und 
Fahrzeugbau etwa 35 Prozent.14 

Eine Reihe Ursachen dafür rührte zwar aus der Politik der westli-

chen Besatzungsmächte her, so zum Beispiel übermässige Rohstoff- 

 

12 Horst Heininger: Der Nachkriegszyklus der westdeutschen 

Wirtschaft 1945-1950, Berlin 1959, S. 119. 

                13 Ebenda. 

14 Siehe Statistisches Jahrbuch Nordrhein-Westfalen, 1. Jg. 

1949, S. 163 f., 168 f. 
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exporte (besonders Steinkohle), die Reglementierung der Wirtschaft 

durch die Besatzungsmächte (Permit-Verfahren) sowie Aussenhan- 

delsbeschränkungen, und zweifellos wirkte sich der Kohlen-, Ener- 

gie- und Rohstoffmangel auf die gesamte wirtschaftliche Entwick- 

lung nachteilig aus; entscheidend war jedoch, dass das westdeutsche 

Monopolkapital selbst die Wirtschaft desorganisierte und den Hun- 

ger organisierte. Nur deshalb wurde 1946 noch nicht einmal die 

Hälfte des von den Alliierten aufgestellten 1. Industrieplans erreicht. 

Die Verschärfung und Ausdehnung der «Kriegsfolgekrise» war eine 

Hauptwaffe der Monopolbourgeoisie im Kampf gegen die Arbeiter- 

klasse und die antifaschistisch-demokratischen Kräfte. Dabei muss 

berücksichtigt werden, dass die niedrigen Produktionszahlen teil- 

weise auch daher rührten, dass in vielen Betrieben ein Teil der Pro- 

duktion nicht gemeldet und zu Kompensationsgeschäften benutzt 

wurde beziehungsweise auf dem Schwarzen Markt landete. 

Durch die wirtschaftliche Desorganisation wurde ein demokrati- 

scher Wirtschaftsaufbau sabotiert und zugleich diskreditiert. 

Die Wirtschaftssabotage sollte unmittelbar den unausweichlichen 

«Misserfolg» einer anscheinend mit dem Potsdamer Abkommen zu- 

sammenhängenden Wirtschaftspolitik, die Unentbehrlichkeit der 

alten «Fachleute» demonstrieren und damit den Boden für eine 

Kursänderung vorbereiten. Gleichzeitig konnten die Monopolher- 

ren bedeutende materielle Werte verheimlichen und behaupten, es 

sei ja gar nichts da zum «Sozialisieren». Das durch die Wirtschafts- 

sabotage verstärkte Massenelend bildete ausserdem den besten Bo- 

den für eine politische Verhetzung im Interesse der reaktionären Po- 

litik und war geeignet, westliche Kreise noch stärker mit dem 

Schreckgespenst einer «kommunistischen Revolution» zu schrecken, 

den Forderungen nach Krediten und anderen Unterstützungsmass-

nahmen für einen restaurativen Wiederaufbau grösseren Nachdruck 

zu verleihen. 

Auch eine Reihe weiterer Motive spielte eine Rolle. Die Zechen- 

herren an der Ruhr zum Beispiel liessen alles tun, um eine Steigerung 

der Kohlenförderung zu sabotieren, um ihre Kohlenflöze für die 

Profite nach der Währungsreform zu erhalten. Im Zusammenhang 

mit der Wirtschaftssabotage standen – als Mittel zur Verfolgung 

gleicher reaktionärer Interessen – die Hungerkrisen, die in den Indu- 
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striegebieten der Westzonen, besonders im Ruhrgebiet, 1946 bis 

1948 auftraten. 

Auch für die Ernährungsschwierigkeiten gab es natürlich eine 

ganze Reihe objektiver Ursachen. Aber bei Ausnutzung der gesam- 

ten nutzbaren Fläche, richtiger Bebauung, strengerer Erfassung so- 

wie vor allem einer demokratischen Bodenreform hätte die Lage der 

Bevölkerung wesentlich gebessert werden können. 

Daran jedoch waren die reaktionären Kräfte ebensowenig interes- 

siert wie die spekulierenden Junker und Grossbauern und die Besat- 

zungsmächte, insbesondere nicht die amerikanische Besatzungs- 

macht.15 Die Ernährungskatastrophe im Ruhrgebiet und anderen 

Industriegebieten war das Ergebnis zielbewusster und systemati- 

scher Sabotage, des Produzierens von künstlichen Schwierigkeiten 

und nicht ein Resultat unabhänderlicher Nachwirkungen der Nazi- 

politik, wie man den Werktätigen einzureden suchte. Der Reichs- 

nährstand, der aufs Engste mit den Grossagrariern zusammenarbei-

tete, sorgte dafür, dass im Interesse der weiteren Ausplünderung der 

Werktätigen und zu ihrer weiteren Demoralisierung die Versorgung 

nicht klappte beziehungsweise unterstützte die Ernährungssabotage 

durch die Grossagrarier und andere reaktionäre Kräfte. Die Anbau- 

pläne wurden umgangen. Statt 90‘000 Hektar wurden in der Nord- 

rheinprovinz 1946 weniger als 70‘000 Hektar mit Roggen bebaut. 

Das Verhältnis von Ackerland zu Grünland stand in der britischen 

Zone 1,3:1, in der sowjetischen Besatzungszone jedoch 3,75:1. Die 

Grossagrarier widersetzten sich allen wesentlichen Veränderungen 

bisheriger Anbaupläne und zogen es vor, lieber Vieh zu züchten, als 

Brotgetreide anzubauen. Mit Vieh konnten sie über den Schwarzen 

Markt horrende Gewinne einstecken. 

Vor allem aber war die Erfassung – ebenfalls in den Händen des 

Reichsnährstandsapparates – völlig ungenügend. Das musste auch 

 

15  Die in den Westzonen grassierende Lebensmittelkrise war insbesondere 

auch ein Bestandteil der USA-Deutschlandpolitik. Da die für die Westzonen be-

nötigten Lebensmittel aus dem Dollarraum bezogen werden mussten, bot sich 

für die USA eine Möglichkeit, die Politik in der britischen Zone stärker unter 

ihre Kontrolle zu bekomen. Ausserdem wurde dadurch wie 1918 in Deutschland 

eine solche Lage geschaffen, dass die USA durch grossangelegte «Hilfsmass-
nahmen» gegen den Hunger einen politschen Druck zur Aufgabe antiimperialis-

tischer Forderungen ausüben konnten, wie es dann 1947 durch den Marshallplan 

geschah. 
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von bürgerlicher Seite zugegeben werden: «Wenn trotzdem die Zu- 

teilungen dort (in den Westzonen – d.V.) teilweise geringer sind (als 

in der sowjetischen Besatzungszone – d.V.) und dazu nicht pünkt- 

lich ausgegeben werden können, so liegt das nicht an der Erzeugung, 

sondern an der Erfassung und Verteilung. Es ist bekannt, dass das 

Erfassungssystem im Westen äusserst mangelhaft funktioniert und 

ein beträchtlicher Teil der Erzeugnisse nicht über das Rationierungs- 

system abgesetzt wird», sondern der «reichlicheren Versorgung des 

Schwarzen Marktes» dient.16 

Angesichts dieser offenen Missstände gelangte auch die sozialde- 

mokratische «RheinischeZeitung» (Hauptschrifdeiter Willi Eichler; 

Lizenzträger Hans Böckler und Robert Görlinger) zu der Erkennt- 

nis, dass einiges geändert werden müsse. «Die deutsche Ernährungs- 

frage ist lösbar», war die richtige Schlussfolgerung ihres Artikels17, 

allerdings ohne einen konkreten Weg zu dieser Lösung zu weisen 

und die Werktätigen zum Kampf hierfür zu mobilisieren. 

Die Hungerpolitik bildete die Grundlage für die verhängnisvollen 

politischen Auswirkungen der von der deutschen Monopolbour- 

geoisie und dem amerikanischen Imperialismus betriebenen syste- 

matischen Korrumpierungsmassnahmen. Viele Betriebe gingen dazu 

über, einen Teil des Lohnes in Form von Sachgütern aus ihrer Pro- 

duktion zu gewähren, die für die Werktätigen oft einen grösseren 

Wert darstellten als der Geldlohn. Die Sachgüter konnten sie auf 

dem Schwarzen Markt gegen Lebensmittel eintauschen. «Die expor- 

tierenden Betriebe konnten aus ihrem Exporterlös für die Beleg- 

schaft auf Grund des sog. Devisen-Bonus B ausländische Lebens- 

und Genussmittel beschaffen.»18 Die anderen Betriebe tätigten ge- 

setzwidrige Kompensationsgeschäfte, bei denen oft für die Betriebs- 

angehörigen auch «etwas abfiel», so dass ihre Mehrzahl dann häufig 

solche Geschäfte unterstützte und damit faktisch selbst die Wirt- 

schaftssabotage. 

Auf diese Weise entstanden Abhängigkeitsverhältnisse besonde- 

rer Art mit negativen politischen Auswirkungen. Allgemein wurde 

 

16 H. Liebe: Agrarstruktur und Ernährungspotential der Zonen. In: Wirt-

schaftsprobleme der Besatzungszonen (Sammelband). Hrsg, vom Deutschen 

Institut für Wirtschaftsforschung, (West-)Berlin 1948, S. 33 f. 

17 Rheinische Zeitung, 12. Oktober 1946. 

18 Deutsche Sozialpolitik in neuem Aufbruch, S. 44. 
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somit die gesellschaftlich-politische Stellung der Produktionsmit- 

telbesitzer direkt und indirekt gestärkt. 

Ein besonderes Augenmerk galt in diesem Zusammenhang den 

Bergarbeitern. Einmal waren die Besatzungsmächte an einer Steige- 

rung der Kohlenförderung besonders interessiert, zum anderen galt 

es, die revolutionären Potenzen der Bergarbeiter abzufangen. Beide 

Ziele suchte ein von der britischen Militärregierung im Januar 1947 

eingeführtes sogenanntes Punktesystem zu erreichen. In Verbin- 

dung mit der Erfüllung des Fördersolls erhielt jeder Bergmann eine 

Anzahl Punkte, für die er zusätzlich Lebensmittel und Gebrauchs- 

güter kaufen konnte. Da die britische Militärregierung zugleich je- 

doch nichts tat, um die Sabotagetaktik der Bergwerkseigentümer 

und ihrer Handlanger zu unterbinden beziehungsweise durch Zu- 

stimmung zu ihrer Enteignung unmöglich zu machen, ging dieses 

Anreizsystem ausschliesslich auf Kosten von Leben und Gesundheit 

der Bergleute. 

Mit dem Einzug der USA-Beauftragten in das Ruhrgebiet im 

Sommer 1947 wurde das Anreizsystem in verstärktem Masse für 

Korrumpierungszwecke ausgebaut. Es wurden sogenannte Care- 

Paket-Aktionen durchgeführt. Die USA konnten es sich leisten, für 

die Erreichung ihrer Ziele im Kleinen nicht knausrig zu sein. So ent- 

hielt ein solches Care-Paket Waren mit einem Wert von 40‘000 Ka- 

lorien (oder 20’000 Kalorien, Bekleidung und Zigaretten). Das war 

weit mehr, als die Kalorienmenge der gesamten Monatsration an Le- 

bensmitteln! Für die Erlangung eines solchen Paketes wurde die Lei- 

stung in einem begrenzten Zeitabschnitt zugrunde gelegt. Die Folge 

davon war, dass die Förderleistungen, aber auch die Unfälle in die- 

sem Zeitabschnitt und danach die Krankenkurve enorm anstiegen! 

Das ganze wiederholte sich dann in bestimmten Abständen. Bis Ok- 

tober 1947 wurden über 334‘000 Pakete ausgegeben. 

Wirtschaftssabotage, Hungerpolitik und Korrumpierung bilde- 

ten in den ersten Nachkriegsjahren eine mächtige Waffe in den Hän- 

den der deutschen Monopolbourgeoisie und führender Kreise der 

imperialistischen Besatzungsmächte zur Verhinderung einer antifa- 

schistisch-demokratischen Entwicklung, zur Demoralisierung und 

psychologischen Vorbereitung restaurativer Pläne und ihrer Durch- 

setzung. 

127 



VI. Reaktionäre Entwicklungstendenzen 

in der Staatsfrage 

1. Die Restauration der reaktionären Verwaltungsbiirokratie 

Die herrschenden Kreise der deutschen Bourgeoisie in den Westzo- 

nen konzentrierten nach Kriegsende ihre Anstrengungen vor allem 

darauf, die zentrale Frage der Macht, die Frage der Staatsmacht, in 

ihrem Sinne zu regeln. Diesen Zielsetzungen kamen die Bestrebun- 

gen der Angehörigen und vor allem der führenden Exponenten der 

alten Staatsbürokratie nach Erhaltung beziehungsweise Restaura- 

tion der traditionellen bürgerlich-kapitalistischen Verwaltungsma- 

schinerie entgegen. Gelang es diesen Kräften im Zusammenspiel mit 

den westlichen Militärregierungen, den alten Verwaltungsapparat 

mit den «alten» Fachleuten zu erhalten bzw. in nur modifizierten 

Formen wiederaufzubauen, so entstand damit ein Hauptbollwerk 

gegen die Bestrebungen nach antifaschistisch-demokratischen Um- 

wälzungen in den Westzonen. Blieb der Einfluss der Arbeiterklasse 

auf die Verwaltungs- und Staatsorgane peripher, konnten sich diese 

nicht zu Hebeln des gesellschaftspolitischen Fortschritts entwickeln, 

sondern im Gegenteil die Funktion der Absicherung und För- 

derung der Restauration ausüben. In dem Masse wie das gelang, 

würden sich die Bedingungen des antifaschistisch-demokratischen 

Kampfes in den Westzonen wesentlich verschlechtern. 

Nach dem Zusammenbruch des Faschismus bestanden nicht nur 

auf unteren und mittleren Ebenen verschiedene Verwaltungsorgane 

zunächst weiter, sondern es existierten auch Überreste verschiede- 

ner ehemaliger preussischer oder Reichsverwaltungen, wie zum Bei- 

spiel des ehemaligen Reichswirtschaftsministeriums. Aus seinem in 

Berlin verbliebenen Rest entstand im Mai 1945 die Überleitungs- 

stelle des ehemaligen Reichswirtschaftsministeriums unter Ministe- 

rialrat Dr. Schöne, die Verbindungen mit der amerikanischen und 
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französischen Gruppe des Kontrollrats aufnahm. Der unter den ge- 

gebenen Bedingungen angestrebte bürgerlich-restaurative Weg in 

der Staatsfrage war der der Erhaltung des alten bürokratischen Ver- 

waltungsapparates auf Provinz- oder Länderebene beziehungsweise 

seines Wiederaufbaus auf reaktionärer Grundlage, des Aufbaus der 

neuen zonalen oder überzonalen Ämter und Einrichtungen aus den 

Resten der alten Reichs- oder Regionalverwaltungen, der Ein- 

schränkung der Einflussmöglichkeiten der Landtage und anderer 

gewählter Organe soweit wie möglich, des Vorbeugens gegenüber 

den Gefahren einer demokratischen Zentralgewalt durch Föderali- 

sierung. Auf diesem Wege sollte eine wirklich demokratische Staats- 

verfassung mit gewählten Volksvertretungen als obersten beschlie- 

ssenden und kontrollierenden Organen auf Grundlage der Volks- 

souveränität, wie sie in der sowjetischen Besatzungszone entstand, 

in den Westzonen verhindert werden. Den reaktionären staatspoliti- 

schen Bestrebungen, die sich der Unterstützung der westlichen Mili- 

tärregierungen erfreuten, kam die Drosselung der Entwicklung des 

politischen Lebens durch die Westmächte ausserordentlich zustat- 

ten. Die demokratische Kontrolle und Einflussnahme auf die staat- 

spolitische Entwicklung durch Parteien und Gewerkschaften war in 

den Westzonen in den ersten Nachkriegsmonaten im Vergleich mit 

der in der sowjetischen Besatzungszone sehr beschränkt. Die westli- 

chen Militärregierungen waren an keiner demokratischen Kontrolle 

der Persönlichkeiten, die sie in politische Funktionen einsetzten, in- 

teressiert-und diese vorwiegend ebenfalls nicht. Am liebsten hätten 

sie das politische Leben in den Westzonen – wie wir schon sahen – 

möglichst lange und weitgehend ohne Parteien und demokratische 

Organisationen aufgebaut. Das erwies sich zwar als undurchführ- 

bar; jedoch hatte das Vorgehen der Westmächte zur Folge, dass der 

Wiederaufbau des deutschen Verwaltungsapparates über der kom- 

munalen Ebene weitgehend demokratischer Einflussnahme entzo- 

gen wurde, ebenso wie die Einsetzung der ersten Provinzial- und 

Länderregierungen. Auch auf kommunaler Ebene erwies sich 

1945/46 vielerorts der Einfluss demokratischer Parteien als noch 

nicht massgebend, vor allem in ländlichen Gebieten. Bezeichnen- 

derweise liess die US-Militärregierung die überstürzten Wahlen, die 

sie plötzlich für Januar 1946 ansetzte, ausgerechnet zuerst in den 
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ländlichen Gemeinden durchführen. Von den 44‘382 Mandaten in 

Bayern erhielten die kandidierenden Parteien nur eine Minderheit, 

während 24‘278 auf parteilose «Unabhängige» entfielen. Das Vor- 

gehen von OMGUS beschreibt ein solch «unverdächtiger» Zeuge 

wie Lutz Niethammer in einer umfangreichen Monographie folgen- 

dermassen: «Etwa zur selben Zeit, als in Bayern die spontanen Bür- 

gerausschüsse verboten bzw. in ihrer Tätigkeit stark beschnitten 

wurden, besetzte MG die Spitzen der überlokalen Verwaltung, die 

Regierungen in den fünf Landesteilen sowie am 28. Mai 1945 die 

Staatsregierung überwiegend mit Konservativen.» Es habe «in den 

Bezirken gewöhnlich eine gewisse administrative Kontinuität durch 

NS-Regime und Umbruch hindurch bestanden . .»1 Das von der 

US-Militärregierung mit der Einsetzung der Regierung Schäffer in 

Bayern entwickelte Vorgehen war auch für die anderen von ihr be- 

setzten Gebiete typisch. Die Praktiken, die in diesem Zusammen- 

hang von französischer und britischer Seite entwickelt wurden, un- 

terschieden sich davon in Einzelheiten, aber keineswegs im Prinzip. 

Als typisches Beispiel für die Entwicklung der Staatsfrage in den 

Westzonen sei die in der britischen Zone, besonders im Gebiet 

Nordrhein-Westfalen, im Folgenden näher betrachtet. 

Der erste Oberpräsident der Nordrhein-Provinz, Hans Fuchs, 

wurde noch von den Amerikanern eingesetzt, bevor sie sich auf ihre 

Besatzungszone zurückzogen. Sie folgten dabei dem Vorschlag des 

Bischofs von Trier, Bornewasser, eines Mannes, der den Hitlerfa- 

schismus begrüsst hatte. 

Zur gleichen Zeit wollten die Briten für das Amt des Oberpräsi- 

denten der Provinz Westfalen den Bischof von Münster, Clemens 

August Graf von Galen nominieren. Dieser lehnte ab und schlug 

seinerseits Rudolf Amelunxen vor. Der Vorschlag wurde ange- 

nommen. 

Fuchs hatte bereits ausgangs der Weimarer Republik als Oberprä- 

sident des Rheinlandes fungiert, während Amelunxen zur gleichen 

Zeit Regierungspräsident von Münster war. Beide wurden im Zuge 

des Staatsstreiches durch Papen in Preussen ihrer Ämter enthoben. 

1 Lutz Niethammer: Entnazifizierung in Bayern. Säuberung und Rehabilitie-

rung unter amerikanischer Besatzung, Frankfurt am Main 1972, S. 159. 
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Diese Vergangenheit und ihr Charakter als alte «Fachleute» liessen 

sie für die erste Nachkriegszeit als besonders geeignet erscheinen. 

Der weitere Aufbau der Provinzialverwaltungen ging nun so vor 

sich, dass die Militärregierung den Oberpräsidenten «ziemlich freie 

Hand»2 3 bei ihrer Auswahl liess. 

Wenn auch Amelunxen beispielsweise kein Parteigänger Adenau- 

ers war, im Verlauf der weiteren Entwicklung dem Zentrum beitrat 

und oft in ziemlich hitzige Kontroversen mit der CDU-Führung ge- 

riet, so ist das für den Charakter der von ihm aufgebauten Verwal- 

tung ohne Belang. Er griff auf die alten konservativen «Fachleute» 

bei der Besetzung der Schlüsselpositionen zurück, die wiederum 

weitere «Fachleute» heranzogen. Zugleich war es Amelunxens 

Grundsatz, vom Verwaltungsaufbau nichts zu zerschlagen, was sich 

in der Vergangenheit «bewährt» hatte. Es wurde – nach seinen Wor- 

ten – nur dort die Verwaltungsorganisation vorsichtig umgebaut be- 

ziehungsweise angebaut, wo die neuen Verhältnisse und Aufgaben 

es unbedingt erforderlich machten. Auf diese Weise wurde im we- 

sentlichen der alte Staatsapparat im Rahmen der Provinz wieder auf- 

gebaut und erhielt eine personelle Zusammensetzung, die diesen 

Apparat als Hebel für eine antifaschistisch-demokratische Umwäl- 

zung ungeeignet machte. Im Gegenteil, im weiteren Verlauf der 

Entwicklung prägte sich sein antidemokratischer, reaktionärer Cha- 

rakter immer stärker aus. 

Durch die Absetzung Fuchs’ im Oktober 1945 besserte sich in der 

Nordrhein-Provinz nichts. Im Gegenteil, denn er wurde von der 

britischen Militärregierung durch Robert Lehr ersetzt. 

Der Einfluss der Reaktion auf den Verwaltungsapparat der Pro- 

vinzen und Länder erweiterte und festigte sich im Verlauf des Jahres 

1946. Das schloss nicht aus, dass in den Verwaltungen zahlreicher 

Gemeinden und Städte fortschritdiche Kräfte wirkten, zum Teil so- 

gar als Bürgermeister, wie beispielsweise der Kommunist Heinz 

Renner bis Mitte 1946 in Essen. Sie leisteten aufopferungsvolle Ar- 

beit. Ihr politischer Aktionsradius und ihre Verwaltungskompeten- 

zen waren jedoch beschränkt, und der Antikommunismus übte auch 

2 Rudolf Amelunxen: Ehrenmänner und Hexenmeister, Erlebnisse und 
Betrachtungen, München (1960), S. 153. 

3 Ebenda. 
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hier bald seinen antidemokratischen Einfluss aus.4 Auch im Verwal- 

tungsapparat der Provinzen und Länder gab es fortschrittliche Kräf- 

te, aber eindeutig in der Minderzahl. 

Das Bezirksbüro der KPD Niederrhein erklärte in diesem Zu- 

sammenhang im Mai 1946, dass von 100 Beamten bei der Provinzial- 

verwaltung der Nordrhein-Provinz und im Regierungsbezirk Düs- 

seldorf im Durchschnitt wenigstens 80 in oder rechts von der CDU 

stehen, höchstens 19 der SPD und einer der KPD zugerechnet wer- 

den können.5 Ähnliche Feststellungen traf die SPD, die sich benach- 

teiligt fühlte.6 

Noch ungünstiger war die Zusammensetzung der von den Mili- 

tärregierungen gebildeten deutschen Dienststellen auf zonaler und 

später bizonaler Ebene und der hinzugezogenen «Hilfsorgane», wie 

zum Beispiel der Treuhandverwaltung für Eisen- und Stahlindustrie 

unter Heinrich Dinkelbach. Monopolbeauftragte beziehungsweise 

die alte Ministerialbürokratie dominierten eindeutig. Diese reaktio- 

nären Zonenverwaltungen waren keiner deutschen Kontrollmög- 

lichkeit unterworfen. 

Betrachten wir einige von ihnen etwas näher. 

Im Bergbau waren zwar die Bezirksgruppen der faschistischen 

Wirtschaftsgruppe Kohlenbergbau, die unter anderem die Beschaf- 

fung monopolisiert hatten, sowie das berüchtigte Rheinisch-Westfä- 

lische Kohlensyndikat im August 1945 als zentrale Absatzorganisa- 

tion von der britischen Militärregierung aufgelöst worden. An ihre 

Stelle traten jedoch zwei neue Organisationen, die im Wesentlichen 

aus dem Apparat der alten aufgebaut wurden: die Versorgungszen- 

trale des Deutschen Bergbaus sowie das North German Coal Distri- 

bution Office (NGCDO), die dann Ende 1947 als Hauptabteilungen 

in die reaktionäre Monopolorganisation der Deutschen Kohlen- 

bergbau-Leitung unter Heinrich Kost aufgingen. 

Kost führte über diese Zwischenzeit bis zur Gründung der Deut- 

 

4 Zur SPD-Kampagne für die Absetzung Heinz Renners, siehe Der Ta-
gesspiegel, 16. Juni 1946. 

5 Siehe Freiheit, 17. Mai 1946.-Über den reaktionären Verwaltungsap-
parat in Bayern, siehe die Ausführungen des Abgeordneten Schirmer 

(KPD), in: Stenographischer Bericht über die Verhandlungen der Bayeri-

schen Verfassunggebenden Landesversammlung (2. Sitzung vom 13. Au-

gust 1946), 1. Bd., Nr. 2, o. O. u. J., S. 16. 

6 Siehe Rheinische Zeitung, 14. August 1946. 
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sehen Kohlenbergbau-Leitung in seinem Schlussbericht über deren 

Tätigkeit aus, «dass es dem zäh hinhaltenden und klugen Operieren 

der leitenden Persönlichkeiten in dem Kreise der früheren Gemein- 

schaftsorganisation bis zur Errichtung der DKBL gelungen war, 

wenigstens den Apparat selbst im Wesentlichen zusammenzuhalten 

und dadurch zu hindern, dass alliierte Aktionen den Kohlenbergbau 

zum Experimentierfeld . . . machten».7 

Für die Eisen- und Stahlwirtschaft beauftragte die britische Kon- 

trollkommission den Vorsitzenden des einschlägigen Unternehmer- 

verbandes, des Vereins deutscher Eisenhüttenleute, Dr. Otto Peter- 

sen, eine Verwaltung für die Eisenindustrie der britischen Zone auf- 

zubauen. 

Das Verwaltungsamt für Eisen (später Verwaltungsamt für Stahl 

und Eisen) nahm am 1. Oktober 1945 seine Tätigkeit als Nachfolger 

der Reichsstelle für Eisen und Metalle und des Reichsministeriums 

für Rüstungs- und Kriegsproduktion, Amtsgruppe Eisen und Stahl, 

auf. Es wurde aus dem Personal des inzwischen aufgelösten Vereins 

Deutscher Eisenhüttenleute, den Unternehmerverbänden der Ei- 

sen- und Stahlindustrie und den Resten des Reichsministeriums für 

Rüstungs- und Kriegsproduktion aufgebaut. Als «Selbstverwal- 

tungsorgan» der eisenschaffenden Industrie der britischen Zone, das 

heisst vor allem der entsprechenden Konzerne, erfüllte es als Wirt- 

schaftsbehörde auch staadiche Lenkungsaufgaben. 

Das Verwaltungsamt für Stahl und Eisen wurde am 1. Oktober 

1946 unter der neuen Leitung von Max Carl Müller als Abteilung 

Stahl und Eisen in das Zentralamt für Wirtschaft der britischen Zone 

in Minden übernommen und entwickelte sich schliesslich zur Abtei- 

lung für Stahl und Eisender Verwaltung für Wirtschaft des Vereinig- 

ten Wirtschaftsgebietes (Bizone). M. C. Müller war stellvertreten- 

der Vorsitzender des Aufsichtsrates des Henschel-Konzerns, ver- 

fügte über Verbindung zu Krupp, den Vereinigten Stahlwerken und 

anderen Konzernen. Er vertrat dann die westdeutschen Interessen in 

der Marshallplan- und Schumanplanorganisation. 

Im Oktober 1946 entstand die deutsche Treuhandverwaltung für 

 

7 Gerhard Gebhardt: Ruhrbergbau. Geschichte, Aufbau, Verflechtung 
seiner Gesellschaften und Organisationen, Essen 1957, S. 59. 
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die Eisen- und Stahlindustrie im Auftrage der North German Iron 

and Steel Control. Die Bildung dieser Verwaltung ist in ihrer Art ty- 

pisch für das Vorgehen der britischen Militärregierung. In der Ver- 

fügung des britischen Kontrolleurs, W. Harris-Burland, vom 

15. Oktober 1946, die an die Konzernleitungen gerichtet war, hiess 

es: «Ich habe zum Leiter dieser Treuhandverwaltung Herrn Hein- 

rich Dinkelbach bestellt. Herr Dinkelbach wird diese Tätigkeit 

hauptamtlich übernehmen und demzufolge seine bisherigen Ämter 

und Posten in der Wirtschaft niederlegen. Die Treuhandverwaltung 

ist darauf angewiesen, dass die Eisen- und Stahlindustrie erfahrene 

und erste Fachkräfte zur Verfügung stellt. Ich erwarte hierin ihre 

Unterstützung. Der Leiter der Treuhandverwaltung wird Sie alsbald 

auffordern, ihnen geeignete Mitarbeiter vorzuschlagen.»8 Heinrich 

Dinkelbach war einer der Direktoren des grössten Stahlkonzerns, 

der Vereinigten Stahlwerke. Durch dieses Vorgehen war von vorn- 

herein garantiert, dass die Treuhandverwaltung ihrer Zusammenset- 

zung und ihrem Charakter nach ausschliesslich eine Organisation der 

Monopole selbst wurde. Das änderte sich natürlich auch nicht durch 

die im Zuge der «Neuordnung» der Eisen- und Stahlindustrie er- 

folgte Hereinnahme von einigen Treuhändern aus Gewerkschafts- 

kreisen, wie zum Beispiel Heinrich Deist. Abgesehen davon, dass es 

der Monopolbourgeoisie gelang, eine für ihre Interessen ungefährli- 

che Auswahl zu manipulieren, hätte auch ein weniger höriger Treu- 

händer kaum «grösseren Schaden» anrichten können, wäre er doch 

ebenfalls bei seiner ganzen Tätigkeit in Abhängigkeit von diesem 

Verwaltungsapparat, den Fachleuten der Monopole, geraten oder in 

völlige Isolierung gedrängt worden, da die Monopolvertreter 

schliesslich jederzeit ihre Verbindungen zu den britischen bezie- 

hungsweise alliierten Dienststellen spielen lassen konnten. 

Neben dem erwähnten existierten noch eine ganze Reihe weiterer 

zentraler Zonenämter, deren personelle Zusammensetzung ver- 

bürgte, dass Monopolbourgeoisie und Reaktion über sie sowohl die 

Militärregierung und ihre Politik als auch das gesamte Wirtschafts- 

geschehen, in zunehmendem Masse auch die politische Entwicklung 

massgeblich beeinflussen konnten und zu bestimmen vermochten. 

8 Die Ruhr-Montan-Konzerne, a. a. O., S. 7. 
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Eine besondere Bedeutung kam dem Zentralamt für Wirtschaft zu, 

das seit März 1946 aus dem Generalsekretariat des Deutschen Wirt- 

schaftsrates für die britische Zone entstand, welches sich wiederum 

aus den Resten des Reichswirtschaftsministeriums rekrutierte. Der 

Wirtschaftsrat war im Herbst 1945 nach Besprechungen zwischen 

britischen Dienststellen und dem Konzernherrn Abraham Frowein 

errichtet worden. Frowein verfügte – wie nicht anders zu erwarten – 

über gute und weitreichende internationale Verbindungen. Die 

Frowein-Gruppe beherrschte zusammen mit dem holländischen 

AKU-Konzern die I. P. Bemberg AG Wuppertal. Von AKU führ- 

ten Interessenverbindungen zum Vatikan und zur Wallstreet sowie 

über die Vereinigten Glanzstoff-Fabriken AG, Wuppertal, zu dem 

britischen Courtaulds-Konzern usw. Die Bedeutung Froweins, die 

er in Kreisen des internationalen Finanzkapitals hatte, wird noch 

dadurch unterstrichen, dass er als Vizepräsident der Internationalen 

Handelskammer fungierte. Zu seiner Charakterisierung sei noch 

erwähnt, dass er sich an der «Arisierung» der Tietz-Warenhäuser be- 

reichert und unter anderem im Faschismus zeitweise folgende Funk- 

tionen bekleidet hatte: Mitglied des Reichswirtschaftsrates, stellver- 

tretender Vorsitzender des Reichsverbandes der Deutschen Indu- 

strie, Geheimer Berater des Rüstungsministers Speer, Vorsitzender 

beziehungsweise Mitglied zahlreicher Aufsichtsräte deutscher Kon- 

zerne. 

Obwohl Frowein auf Grund von öffentlichen Protesten im Juni 

1946 zurücktrat und die Leitung des Zentralamtes für Wirtschaft 

zeitweise in den Händen von Viktor Agartz (SPD) lag, blieb doch 

die reaktionäre Zusammensetzung des Zentralamtes, die es von An- 

fang an hatte, erhalten. Der alle Wechsel überdauernde Stellvertreter 

des Leiters des Wirtschaftsamtes war Gesandtschaftsrat Karl Werk- 

meister, von 1921 bis 1944 im diplomatischen Dienst. Von den 43 

leitenden Angestellten des Zentralamtes waren 25 wegen ihrer Ver- 

gangenheit schwer belastet. Das Zentralamt für Wirtschaft stellte 

nach der Bildung der Bizone das Hauptkontingent der Kader für das 

Verwaltungsamt für Wirtschaft der Bizone. 

In der amerikanischen Zone entstanden nicht in gleicher Weise 

wie in der britischen Zone von den Ländern unabhängige Zonen- 

verwaltungen. 
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Der in Stuttgart gebildete Länderrat und der Wirtschaftsrat beim 

Länderrat waren ihrem Charakter nach Gemeinschaftseinrichtun- 

gen der Länder. In der französischen Zone gab es ebenfalls keine 

deutschen Zonenverwaltungen und wurde selbst ein Zusammen- 

wirken der Länder bis 1948 nicht gestattet. 

2. Die Torpedierung von Säuberungsmassnahmen 

und Entnazifizierung 

Betrachtet man das Entstehen und die Entwicklung dieser reaktionä- 

ren Provinzial-, Länder- und Zonenverwaltungen, so entsteht die 

Frage, ob denn in den Westzonen überhaupt keine Entnazifizie- 

rungs- und Säuberungsmassnahmen durchgeführt worden sind. 

Es mag vielleicht nach den getroffenen Feststellungen überra- 

schen, zu hören, dass die britische Militärregierung – allerdings nach 

eigenen Angaben – von Mai 1945 bis September 1946 rund 156‘000 

Personen in der britischen Zone aus dem Dienst entlassen und 

70‘000 Personen bis Ende 1945 interniert hatte. 

Dieser Personenkreis rekrutierte sich allerdings nicht nur aus den 

Verwaltungen, sondern umfasste überhaupt Entlassene (auch aus der 

Wirtschaft), wobei unklar bleibt, ob darin auch solche Personen 

enthalten waren, die durch Auflösung ehemaliger Verwaltungsäm- 

ter des Reiches aus ihrem Dienstverhältnis endassen werden muss- 

ten. 

Die Säuberung von Verwaltungen ging in den einzelnen Städten 

und Kreisen keineswegs einheitlich vor sich; denn in den ersten Mo- 

naten der Besetzung befand sich der Verwaltungsapparat der Mili- 

tärregierung noch im Aufbau. Die Handhabung wesentlicher Fra- 

gen unterlag in dieser Zeit in besonderem Masse der Initiative und 

auch dem Gutdünken der örtlichen Kommandanturen der Besat- 

zungsmacht. 

Sucht man einen Gesamtüberblick über die Verfahrensweise bei 

der Säuberung der Verwaltungen am Beispiel Nordrhein-Westfa- 

lens, so wird die Uneinheitlichkeit des Bildes noch dadurch ver- 

stärkt, dass das Ruhrgebiet und der grössere Teil der Nordrhein-Pro- 
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vinz zunächst von amerikanischen Truppen besetzt worden waren. 

Während der amerikanische Kommandant in Köln sofort alle Beam- 

ten, Angestellten und Arbeiter der Stadtverwaltung, welche Mit- 

glieder der NSDAP waren, entliess und der von den Hitlerfaschisten 

immerhin gemassregelte Konrad Adenauer wieder als Oberbürger- 

meister eingesetzt wurde, ernannte sein amerikanischer Kollege in 

Dortmund kurzerhand den bisherigen Stadtrat Dr. Ostrop, der dem 

Nazistaat bis zum Schluss treu gedient hatte, zum Oberbürgermei- 

ster und übertrug ihm den Wiederaufbau der Stadtverwaltung. Al- 

lerdings hatte Ostrop nicht der NSDAP angehört und dem Zentrum 

nahegestanden. Die Entlassung aller ehemaligen Mitglieder der 

NSDAP aus der Stadtverwaltung wie in Köln war keineswegs allge- 

meine Regel. Hinzu kommt, dass sowohl von der Militärregierung 

als auch von reaktionären deutschen Kräften erneut Nazis als unent- 

behrliche «Fachleute» eingeschleust wurden. «Fachleute» wurden 

besonders auch in der Wirtschaft benötigt. «Es war durchaus ver- 

ständlich», kommentiert Michael Balfour diesen Vorgang, «dass die 

Fachleute der Alliierten sich einer rigorosen Entnazifizierung wider- 

setzten, wenn es darum ging, geschulte Leute durch mehr oder we- 

niger unerfahrene Anfänger zu ersetzen.»9 Eine solche Einstellung 

führte unter anderem auch zu der Ansicht, «dass man es angesichts 

der herrschenden Knappheit unmöglich riskieren dürfe, den natio- 

nalsozialistischen Reichsnährstand aufzulösen . . .»10 

Der bereits genannte Chefradakteur des Westberliner «Tagesspie- 

gel», Erik Reger, charakterisierte dieses Vorgehen durchaus tref- 

fend, wenn er schrieb: «Mit dem ‚Fachmann‘ ist in Deutschland 

schon immer Unfug getrieben worden, jetzt aber dient das Argu- 

ment ganz einfach der Restauration. Nicht, dass man den National- 

sozialismus wiederherstellen wollte. Natürlich nicht. Alle diese In- 

dustriellen, diese Syndici, diese Prokuristen, diese Beamten wollen 

die Wiederherstellung ihrer anonymen politischen Macht ... Sie 

sitzen also seit zwei Jahren, erst ohne, dann mit bescheinigtem Frei- 

spruch, auf allen möglichen Posten, in Düsseldorf, in Dortmund, in 

Hagen, in Bielefeld, in Minden, und niemand scheint die Frage auf- 

zuwerfen, warum bei so vielen Fachleuten dennoch nichts in Gang 

 

9 Michael Balfour: Vier-Mächte-Kontrolle . . ., S. 267. 
10 Ebenda. 
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kommt. Niemand denkt: folglich könnte es, ersetzte man sie durch 

unbelastete Nichtfachleute, wohl auch nicht schlimmer stehen . . . 

weshalb registriert man nicht einmal diejenigen, die nun wirklich 

nichts mit der Hitlerei zu tun hatten, weshalb versucht man nicht 

herauszubringen, für welche Posten sie sich eignen, auf welchen Po- 

sten sie sich rasch einarbeiten könnten?»11 

Die Folgen der von den reaktionären «Fachleuten» inszenierten 

Sabotage des wirtschaftlichen und demokratischen Aufbaus in den 

Westzonen dienten ihnen gegenüber Besatzungsmächten und deut- 

scher Öffentlichkeit dazu, ihre Unentbehrlichkeit wirksam zu un- 

terstreichen. 

In den Westzonen erwuchsen einer konsequenten Entnazifizie- 

rung sowohl von Seiten der reaktionären Bourgeoisie und Bürokra- 

tie als auch von Seiten der Besatzungsmächte grosse Schwierigkei-

ten. Trotz der bereits genannten beträchtlichen Zahlen von Entlasse-

nen und Internierten kam die Entnazifizierung nicht voran, begegnete 

man auf Schritt und Tritt Faschisten und Militaristen beziehungs- 

weise stark Belasteten in öffentlichen oder wichtigen privatwirt- 

schaftlichen Ämtern. 

Die Delegiertenkonferenz der KPD, Bezirk Ruhrgebiet-Westfa- 

len, sah sich am 20. Januar 1946 in ihrer Entschliessung genötigt, die 

Hoffnung auszusprechen, «dass die Besatzungsmacht in Zukunft die 

antifaschistisch-demokratischen Kräfte (des) Bezirks nicht hindern 

wird, die Säuberung der Verwaltung, der Wirtschaft und der Schu- 

len von allen Kriegsverbrechern, Kriegsinteressenten und aktiven 

Nazis durchzuführen».12 

Auch nachdem im Frühjahr 1946 auf Veranlassung der Militärre- 

gierung überall örtliche Entnazifizierungsausschüsse gebildet wor- 

den waren – mit nur beratenden Befugnissen! –, konnten nur be- 

scheidene Fortschritte erreicht werden. Die Militärregierung be- 

rücksichtigte die deutschen Empfehlungen nur ungenügend. Dies 

geht zum Beispiel aus einem Schreiben an den Gewerkschaftsbund 

in der britischen Zone hervor: «Die deutschen Entnazifizierungs- 

ausschüsse, in denen selbstverständlich auch die Gewerkschaften 

vertreten sind, sehen sich bei der Ausübung ihrer Pflichten zuweilen 

 

11 Erik Reger: Zwei Jahre nach Hitler . . ., S. 20 f. 
12 Dokumente und Materialien . . .. Reihe III, Bd. 1, S. 439. 
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vor die Tatsache gestellt, dass die von ihnen gemachten Empfehlun- 

gen, die Entfernung oder den Ausschluss gewisser Nazis vom Amte 

betreffend, nicht immer befolgt werden. Bis geeigneter Ersatz ge- 

funden werden kann, werden diese Nazis vorübergehend im Amt 

belassen, da, nach dem Urteil der Militärregierung, ihre Entfernung 

ernsthafte Folgen für lebenswichtige Produktionen nach sich ziehen 

würde.»13 Es werde zugegeben, dass ein solches Verfahren nicht mit 

der Kontrollratsdirektive Nr. 24 übereinstimmt, es seien jedoch 

keine genug geeigneten Fachkräfte vorhanden. Die Gewerkschaften 

sollten diese im Amt Belassenen «überwachen». 

Der Bericht einer Studienkommission des Weltgewerkschafts- 

bundes unterstrich im März 1946 den unbefriedigenden Stand der 

Entnazifizierung in den Westzonen. 

Als im Frühjahr 1946 deutsche Entnazifizierungsausschüsse zur 

Beratung der britischen Public-Safety-Offiziere gebildet wurden, 

sahen sie sich der Tatsache gegenüber, dass die Ämter mit Nazis noch 

überfüllt waren. 

Eine Gesamtbilanz der Säuberung der Verwaltungen in Nord- 

rhein-Westfalen ergibt folgendes Bild nach dem Sund vom 31. Mai 

1947, das sich danach nicht mehr wesentlich verändert haben dürfte: 

Öffentliche Verwaltung in den Regierungsbezirken 

(Stadtkreise, kreisangehörige Gemeinden, Landeskreisverbände) 

 Beschäftigte Entlassene 

(aus politischen Gründen) 

Beamte 26‘677 8‘786 

Angestellte 66‘474 6‘299 

Landesverwaltung Beschäftigte Entlassene 

(aus politischen Gründen) 

Beamte 58‘730 9‘044 

Angestellte 27‘668 2‘648 

13 Zit. in: Freiheit, 12. Juli 1946. 

14 Siehe Statistik der Britischen Besatzungszone. Hrsg, vom Statistischen Amt 
für die Britische Besatzungszone, Bd. 8, Heft 1, Minden (1948), S. 22 f. 
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An die Stelle der Entlassenen traten jedoch in der Regel keines- 

wegs neue, demokratische Kräfte, vor allem nicht in den leitenden 

Stellungen. Oft bedeutet ausserdem eine Entlassung nur einen Orts- 

beziehungsweise Arbeitsplatzwechsel für die Betroffenen. 

Von den 5‘084 Beamten des höheren Dienstes der Gemeinden in 

Nordrhein-Westfalen am gleichen Stichtag waren bereits 4‘408 vor 

Kriegsende im höheren Dienst und weitere 202 im gehobenen Dienst 

tätig.15 In der Land es Verwaltung waren entsprechend von 4‘469 Be- 

amten 3‘914 in höherem Dienst beziehungsweise in gehobenem 

Dienst.16 Insgesamt waren 90 Prozent der Beamten des höheren und 

gehobenen Dienstes bereits vor dem 8. Mai 1945 Beamte.17 

Diese Tatsachen weisen auf ein weiteres Problem hin. Durch die 

aufgelösten Verwaltungsstellen des Reiches sowie durch die Um- 

siedler existierte ein grosses Reservoir an Beamten, die nicht nomi- 

nelle «Pg’s» waren oder deren Vergangenheit schwer nachgeprüft 

werden konnte. 

Bis zum 2. Juli 1949 waren insgesamt in die öffentliche Verwal- 

tung Nordrhein-Westfalens 12‘343 Beamte und 7‘460 Angestellte aus 

Umsiedlerkreisen eingebaut worden.18 «Die Verteilung der Flücht- 

linge auf die einzelnen Beamten- und Angestelltenlaufbahnen zeigt, 

dass bevorzugt qualifizierte Fachkräfte mit besonderen Spezial- 

kenntnissen, d.h. vor allem Beamte und Angestellte des höheren 

und gehobenen Dienstes, zur Einstellung gelangt sind.»19 

Eine Erhebung aus dem Jahre 1950, die den Personenkreis fest- 

stellen sollte, auf den der Artikel 131 des Bonner Grundgesetzes 

anwendbar war, ergab nur noch insgesamt 6‘816 Beamte in Nord- 

rhein-Westfalen, die durch die Entnazifizierung entfernt und noch 

nicht wieder mit ihren vor dem 8. Mai 1945 bestehenden Rechten 

eingestellt worden waren.20 

So war zwar im Zusammenhang mit der Säuberung und Entnazi- 

fizierung eine nicht unerhebliche Fluktuation auf den verschiedenen 

 

15 Ebenda, Bd. 8, Heft 3, Minden (1948), S. 16. 

16 Ebenda, S. 22. 

17 Ebenda. 

18 Statistisches Jahrbuch Nordrhein-Westfalen, 1. Jg. 1949, S. 278. 
19 Statistische Rundschau für das Land Nordrhein-Westfalen, 1949, 

Heft 11/12, S. 214. 

20 Ebenda, 1950, Heft 7, S. 133. 
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Ebenen des Verwaltungsapparates von Nordrhein-Westfalen test- 

zustellen, die leicht den Eindruck grosser, entscheidender Verände- 

rungen hervorrufen konnte; dem Wesen nach hatte sich jedoch sehr 

wenig geändert. Und bedenkt man, dass die Säuberung – wie sie im 

Potsdamer Abkommen vorgesehen war – ja nicht nur darauf hinaus- 

laufen sollte, alle aktiven Nazis zu entfernen, sondern darüber hin- 

aus auch alle Reaktionäre, die den Potsdamer Prinzipien und einer 

demokratischen Entwicklung feindlich gegenüberstanden, so wird 

die Bilanz noch bedeutend schlechter. Die Reaktionäre, die nicht 

«Pg’s» waren, blieben von vornherein. Die entfernten Nazis wurden 

nicht durch Demokraten, sondern zumeist durch andere Reaktio- 

näre ersetzt. Und die in der ersten Zeit spärlich in den Verwaltungs- 

apparat eingetretenen demokratischen Kräfte wurden im Laufe der 

Zeit in zunehmendem Masse wieder ausgebootet. Diese Feststellun- 

gen könnten durch eine grosse Zahl von Einzelfällen illustriert wer- 

den, wie sie besonders durch die unermüdliche Tätigkeit der Kom- 

munistischen Partei 1946/47 ans Tageslicht gebracht wurden, zum 

Beispiel die Bestellung der Nazijuristen Dr. Kesseböhmer und 

Hermsen als Oberstaatsanwalt beziehungsweise Oberlandesge- 

richtspräsident, die nazistische und reaktionäre Verseuchung des 

Gerichtswesens in der britischen Zone überhaupt, das Wirken von 

Nazis in der Strassen- und Verkehrsdirektion Bielefeld usw. 

In der sozialdemokratischen Presse und Publizistik Westdeutsch- 

lands wurden ebenfalls viele Übelstände, die mit dem Vormarsch 

der Reaktion zusammenhingen, aufgezeigt, so die Tatsache, dass 

die Säuberung nicht durchgeführt wurde. 

Die «Rheinische Zeitung» machte unter anderem folgende Fest- 

stellung: «Die deutsche Justiz stellt die Krone dieses Zustandes dar. 

Pg’s über Pg’s sitzen in den hohen Ämtern . . . Die Durchführung 

dieser Säuberung liegt heute dank des gesellschaftlichen Aufbaus in 

einer Geheimräterepublik weitgehend in den Händen derer, die da- 

für verantwortlich sind, dass das deutsche Volk gesäubert werden 

muss . . . Deutschland wird sein Schicksal nicht meistern kön- 

nen . . ., ohne die Schlüsselstellungen der Verwaltung und Regie- 

rung mit Leuten zu besetzen, die nicht leidenschaftliche Vertreter 

des Alten sind.»21 

21 Rheinische Zeitung, 31. Dezember 1947. 
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Kein Wort jedoch davon, welche Kampfmassnahmen man denn zu 

ergreifen gedenke, um das zu ändern und die sich bereits wieder 

deutlich abzeichnende drohende reaktionäre Gefahr zu bannen. 

Nachdem man durch solche Feststellungen den Unmut und die Un- 

zufriedenheit der sozialdemokratischen Mitglieder ventiliert und 

sich gewissermassen ein politisches Alibi des papiernen Protestes 

verschafft hatte, ging man wieder zur opportunistischen Tagespoli- 

tik über. 

Der sozialdemokratische Innenminister in Nordrhein-Westfalen, 

Dr. Walter Menzel, und sein Parteikollege, Wirtschaftsminister 

Prof. Dr. Erich Nölting, unternahmen nichts, um den Wirtschafts- 

und Staatsapparat zu säubern und zu demokratisieren; denn das ge- 

hörte nicht zu ihrem Aufgabenbereich, wie sie ihn auffassten. In- 

nenminister Menzel nannte in einem Presseinterview die Aufgaben, 

die er als vordringlich ansah und auf die er sich besonders konzen- 

trieren werde. Das sollten die Fragen und Probleme der territorialen 

Neueinteilung und des Verwaltungsaufbaus – allerdings nicht unter 

dem Aspekt seiner personellen und strukturellen Demokratisierung 

– in der britischen Zone sein. Die Notwendigkeit eines energischen 

Kampfes um die Säuberung seines Verwaltungsapparates sah er nicht 

beziehungsweise wollte sie nicht sehen, obwohl ihm bekannt war, 

dass in der britischen Zone nicht weniger als 76 Prozent der Staats- 

anwälte und Richter der NSDAP angehört hatten, wie er selbst 

ausführte.22 Die anderen höheren sozialdemokratischen Staatsfunk- 

tionäre verhielten sich durchweg ebenso beziehungsweise richteten 

sich nach solchen «Vorbildern». Während einerseits unter dem Ein- 

fluss der Besatzungsmächte eine Säuberung des Wirtschafts- und 

Verwaltungsapparates in den Westzonen faktisch nicht durchge- 

führt wurde, entfalteten andererseits diese Besatzungsmächte eine 

ausserordentliche Aktivität, um die gesamte Bevölkerung zu «entna- 

zifizieren». 

Formal ausgehend von der Direktive des Kontrollrates Nr. 24 

vom 12. Januar 1946, deren Mangel in der offengelassenen Frage der 

Behandlung der Midäufer und nominellen «Pg’s» bestand, erliess die 

22 Siehe Parlamentarischer Rat. Stenographischer Bericht, Bd. l, Nr. 3, 

Dritte Sitzung vom 9. September 1948 (Bonn 1948), S. 31. 
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US-Militärregierung am 5. März 1946 das «Gesetz zur Befreiung 

vom Nationalsozialismus und Militarismus».23 Am Zustandekom- 

men dieses Gesetzes hatten demokratische Kräfte, wie zum Beispiel 

der bayrische Minister Heinrich Schmitt (KPD), massgeblichen An- 

teil. 

Gegen die Ansätze einer echten und konsequenten Entnazifizie- 

rung mit August Schmitt an der Spitze des «Befreiungs-Ministe- 

riums» entfaltete die CDU-Reaktion, unterstützt von rechten 

SPD-Führern, ein gross angelegtes Kesseltreiben. Schmitt wurde im 

Juni 1946 «verdrängt», und die Entnazifizierung in die Hände von 

CSU-Minister Anton Pfeiffer gelegt, einen der Hauptinitiatoren des 

reaktionären «Ellwanger Kreises». Damit war ihr Schicksal besie- 

gelt. Sie wurde in der Praxis verfälscht, ihre Durchführung sabotiert 

und so auf dem Wege umfangreicher Manöver zum Scheitern ge- 

bracht. 

In der sowjetischen Besatzungszone wurde bereits in Vorberei- 

tung und Durchführung des Volksentscheids in Sachsen vom 30. 

Juni 1946 eine klare Unterscheidung zwischen aktiven und nur no- 

minellen Nazis getroffen. Der Parteivorstand der SED erliess am 20. 

Juni 1946 einen Beschluss «SED und nominellePg’s», indem es hiess: 

«Alle früheren einfachen Mitglieder der Nazipartei, die nicht beson- 

ders belastet sind und sich als aktive Mithelfer an der neuen demo- 

kratischen Ordnung betätigten, sollen als Staatsbürger anerkannt 

und behandelt werden.»24 Die Arbeit in den Entnazifizierungs- 

kommissionen konzentrierte sich auf Kriegsverbrecher und aktive 

Nazis. Ehemalige einfache Mitglieder der NSDAP wurden aller- 

dings in der sowjetischen Besatzungszone zunächst nicht zu allen öf- 

fentlichen Ämtern zugelassen, so zum Beispiel zur Tätigkeit als 

Richter oder Staatsanwalt. Am 16. August 1947 befahl die sowjeti- 

sche Militäradministration den beschleunigten Abschluss der Entna- 

zifizierung in der sowjetischen Besatzungszone. Nicht aktive, no- 

minelle ehemalige Faschisten oder Militaristen erhielten aktives und 

passives Wahlrecht. Innerhalb von drei Monaten sollten die restli- 

chen aktiven Faschisten, Militaristen und Kriegsverbrecher aus allen 

23 Siehe Amtsblatt des Landesbezirkes Baden, 1. Mai 1946, S. 173 ff. 
24 Dokumente der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, Bd. I, Ber-

lin 1951, S. 53. 
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Verwaltungseinrichtungen entfernt und gerichtlich abgeurteilt wer- 

den. Mit dem 26. Februar 1948 wurden die Entnazifizierungskom- 

missionen aufgelöst. 

In der amerikanischen Zone begann demgegenüber eine ins Ufer- 

lose gehende Fragebogenaktion. Von den über 15 Millionen Be- 

wohnern der amerikanischen Zone mussten fast 12 Millionen Frage- 

bogen einreichen, von denen bis Mitte 1947 zwei Drittel als «nicht 

betroffen» eingestuft wurden. Immerhin blieben noch 21 Prozent 

der Bevölkerung übrig, die es nun zu entnazifizieren galt. In den 

bayrischen Spruchskammern, die das Entnazifizierungsverfahren 

durchzuführen hatten, wirkten als Vorsitzende und Ankläger 1947 

906 Personen, von denen nur 6 Prozent der KPD angehörten, 34 

Prozent der SPD, 17 Prozent der CDU und 38 Prozent parteilos wa- 

ren.25 Die Sabotage der Entnazifizierung nahm teilweise derart 

skandalöse Formen an, dass selbst die Militärregierung harte Worte 

fand, wie Clay im November 1946. 

Die britische und die französische Militärregierung folgten im 

grossen und ganzen dem Beispiel der amerikanischen Entnazifizie- 

rungspolitik. 

Der allgemeine politische Aspekt dieser Politik bestand darin, dass 

sie sich mit ihrer ganzen Spitze und Schärfe gerade gegen die Mitläu- 

fer und nominellen «Pg’s» richtete und zu einer Art Massenverfol- 

gung ausartete. Zwischen den verführten Mitläufern und ihren Ver- 

führern, den aktiven Nazis und Kriegsverbrechern, wurde zunächst 

nicht differenziert, und sie wurden auch unterschiedslos solange als 

Verdächtige beziehungsweise Belastete betrachtet, bis sie in einem 

Verfahren ihre Unschuld nachgewiesen hatten – und die Zeit bis da- 

hin war sehr lang. Die Mitläufer, bei denen es sich in der übergrossen 

Mehrheit um einfache Werktätige handelte, wurden durch dieses 

Vorgehen viel stärker betroffen, als die wirklichen Faschisten und 

Kriegsverbrecher, denen sich viele Möglichkeiten des Untertau- 

chens und Unterschlupfs boten. 

Rund 70’000 aktive Nazis und Kriegsverbrecher waren in Inter- 

nierungslager untergebracht worden, wo zunächst gar nichts weiter 

mit ihnen geschah. Von den in der britischen Zone ergriffenen Ent- 

 

25 Nach Justus von Fürstenau: Entnazifizierung, Berlin und Neuwied   
          1969, S. 178. 
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nazifizierungsmassnahmen (Fragebogenaktion, Bildung von Aus- 

schüssen usw.) blieben sie völlig unbehelligt. Waren sie bis Septem- 

ber 1946 ohne Verfahren geblieben, so wurde der grösste Teil nun im 

Schnellverfahren entlassen. Balfour bemerkt dazu kritisch: «Aber es 

kann nicht bezweifelt werden, dass die Arbeit zu schnell vor sich 

ging, um gewissenhaft oder einheitlich durchgeführt werden zu 

können. Eine der Folgen war, dass zu der Zeit, als in Nürnberg die 

Entscheidung fiel, viele nichtprominente Mitglieder der als verbre- 

cherisch angesehenen Organisationen bereits freigelassen worden 

waren.»26 Mit ihrer Entlassung war der Weg in die wirtschaftlichen 

und staatlichen Verwaltungen für sie frei! 

Zur gleichen Zeit mussten die in den Städten und Kreisen seit 

Frühjahr 1946 gebildeten deutschen Entnazifizierungskommissio- 

nen eine ins Riesenhafte angewachsene Aufgabe bewältigen. Ohne 

selbst Entscheidungen treffen und durchführen zu können, mussten 

sie – gemäss dem Fragebogensystem – ein Fünftel der gesamten Be- 

völkerung überprüfen. In Kölnbeispielsweisewaren schliesslich 312 

Unterausschüsse und 62 Ortskomitees entstanden, die viele wert- 

volle Energie und Zeit verschlangen, trotzdem zogen sich die Ver- 

fahren auch hier lange hin. 

Es kann und soll hier nicht auf die weiteren komplizierten Einzel- 

heiten dieses besonders düsteren Kapitels der westdeutschen Nach- 

kriegsgeschichte eingegangen werden, das erst 1949/50 seinem Ende 

zuging. 

Seine verhängnisvollen politischen Auswirkungen spielten aber 

bereits 1946/47 eine nicht zu unterschätzende Rolle. Die von den 

westlichen Militärregierungen inszenierte und mit Hilfe der deut- 

schen Ausschüsse unter der Flagge «Entnazifizierung» durchge- 

führte Massenverfolgung führte gerade dadurch, dass sie sich gegen 

die Masse der verführten «Midäufer» richtete, zu einer ständig zu- 

nehmenden Kritik und Ablehnung, wie das zum Beispiel Stellung- 

nahmen von Kirchenpräsident D. Martin Niemöller und anderen 

beweisen. 

Nicht nur, dass die wirklich Schuldigen in der Masse der «Midäu- 

fer» untertauchten, sie konnten nun auch von der allgemeinen Ab- 

 

26 Michael Balfour: Vier-Mächte-Kontrolle . . ., S. 272. 
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lehnung profitieren, die in Kreisen, die keineswegs als reaktionär 

gelten konnten, zur Passivität gegenüber dieser «Entnazifizierung», 

wenn nicht gar zu ihrer Sabotage führte. 

Die Zurückhaltung immer breiterer Kreise führte ausserdem dazu, 

dass die Reaktion in zunehmendem Masse die ganze Angelegenheit in 

die Hand bekam, ihre Vertreter systematisch die deutschen Entnazi- 

fizierungsausschüsse erobern konnten. Die Kommunistische Partei 

sah sich deshalb Ende 1946/Anfang 1947 veranlasst, ihre Vertreter 

aus diesen Ausschüssen zurückzuziehen, da keine Gewähr mehr da- 

für gegeben war, dass sie – bei ihrer vorwiegend reaktionären Zu- 

sammensetzung – antifaschistisch-demokratische Entscheidungen  

treffen würden. 

Die Entnazifizierungsverfahren nahmen immer mehr den Cha- 

rakter einer grossen Reinwaschung an. Deshalb nahmen sie sich in 

den Augen der ihnen noch immer ausgelieferten «Midäufer» als kei- 

neswegs demokratisch aus. Was mussten diese denken, wenn sie hör- 

ten, dass Hugo Stinnes, Abraham Frowein, Wilhelm Zangen und 

viele andere ihrer Sorte von den Spruchkammern genau wie sie selbst 

freigesprochen wurden. 

Breites berechtigtes Misstrauen in die neue «Demokratie» oder 

besser in das, was für sie ausgegeben wurde und auf dessen Konto 

diese «Entnazifizierung» kam, und dadurch bedingt eine Welle 

kleinbürgerlicher Ressentiments wurden auf diese Weise hervorge- 

rufen und trieben viele Midäufer wieder in die Arme der reaktionä- 

ren Demagogen. 

Die aus der allgemeinen Nachkriegslage, der nachfaschistischen 

Situation erwachsenden Gefahren individualistischer und poli- 

tisch-destruktiver kleinbürgerlicher Verhaltensweise wurden durch 

diese Art und Weise, wie die «Entnazifizierung» durchgeführt wur- 

de, in den Westzonen genährt und ausserordentlich gestärkt. Resi- 

gnierend muss Balfour über das Ergebnis dieser «Entnazifizierung» 

feststellen: «Den meisten Versuchen, bekannte Nazis ihrer Stellung 

in der Gesellschaft zu entkleiden, war keine Dauerhaftigkeit be- 

schieden.»27 

27 Ebenda, S. 389. 
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3. Kompetenzbeschränkung der gewählten Landtage 

In den Westzonen war im ersten Nachkriegsjahr der alte bürokrati- 

sche Verwaltungsapparat-mit einigen unwesentlichen Veränderun- 

gen – neu erstanden. Er widerstand allen Versuchen seiner Entnazi- 

fizierung und Demokratisierung mit Erfolg. Er bildete auch in der 

Folge ein Bollwerk der Reaktion gegen alle antifaschistisch-demo- 

kratischen Bestrebungen, denn der alte bürokratische Verwaltungs- 

apparat ist «durch tausend Fäden mit der Bourgeoisie verbunden 

und durch und durch von verknöcherten Gewohnheiten und Kon- 

servatismus durchsetzt . . .»28 

Man muss Balfour zustimmen, wenn er schreibt: «Aber der deut- 

sche Verwaltungsdienst, der von sich mit einiger Berechtigung be- 

hauptet, der Kitt gewesen zu sein, der den Suat in Sturm und Drang 

zusammenhielt, liess sich (von den westlichen Besatzungsmächten 

– d. V.) ebensowenig zwingen wie überzeugen . . . Und so blieb mehr 

oder weniger alles beim Alten.»29 

Die demokratische Entwicklung verblieb in den Westzonen in- 

nerhalb enger Provinz- und Ländergrenzen und eingeschränkter 

Kompetenzen und Möglichkeiten. 

Die britische Militärregierung legte in der Verordnung Nr. 57 

vom 1. Dezember 194630 die Befugnisse für alle Regierungen und 

gesetzgebenden Körperschaften in der britischen Zone fest. Danach 

stand den Landugen der Form nach die ausschliessliche Gesetzge- 

bung für das Land zu, von der aber die folgenden Angelegenheiten 

ausgenommen waren: 

A. Grundsätzlich ausgenommene Angelegenheiten: 

1. auswärtige Angelegenheiten; 2. Landesverteidigung; 3. Staats- 

zugehörigkeitsfragen; 4. Grenzkontrolle zum Ausland hin; 5. Wäh- 

rungsfragen; 6. Devisenkontrolle; 7. öffentliche Schulden; 8. Zen- 

tralbankwesen; 9. Post- und Telegrafenwesen; 10. Schiffahrt; 11. 

Binnengewässer; 12. Eisenbahnen; 13. Strassenwesen; 14. Urheber- 

recht; 15. Aussenhandel und Handel zwischen den Ländern; 16. 

28 W. I. Lenin: Suat und Revolution. In: Werke, Bd. 25, S. 501. 
29 Michael Balfour: Viermächte-Kontrolle . . ., S. 300. 
30 Amtsblatt der Militärregierung in Deutschland, Britisches Kontrollge-

biet, Nr. 15,5. 344 ff. 
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Wertpapiere; 17. Masse und Gewichte; 18. Steuern und Zölle; 19. 

Strafrecht, bürgerliches Recht, Handelsrecht usw., Grundeigen- 

tumsrecht einschliesslich Enteignung; 20. Leitung der Grundindu- 

strien und Verteilung von Mangelwaren, wie es von Zeit zu Zeit 

durch die Militärregierung bestimmt werde. 

B. Angelegenheiten, in denen die Militärregierung infolge der 

Notlage die Gesetzgebungsbefugnisse ausübe: 

1. Kriegsschulden, Besatzungskosten, Reparationen, Wiederer- 

stattung, Entmilitarisierung, verschleppte Personen; 2. blockiertes 

Eigentum; 3. Preisbildung und Preiskontrolle; 4. Löhne und Lohn- 

gesetzgebung; 5. Arbeitslenkung; 6. Zuerteilung von Vorrechten für 

die Beschaffung von Arbeitskräften; 7. Sozialversicherung ein- 

schliesslich Arbeitslosenversicherung; 8. Registrierung, Einsetzung 

und Beschaffung von Arbeitskräften, Gewerkschaften, Vermittlung 

und Schlichtungsverfahren; 9. Fällung von Nutzhölzern und Holz- 

schnitt; 10. Flüchtlinge. 

C. Angelegenheiten, die auf eine gewisse Zeit von der Gesetzge- 

bung der gesetzgebenden Körperschaften der Länder ausgenommen 

seien: 

1. Bodenreform; 2. Steuern, deren Erträgnisse zum Teil dem 

ehemaligen Reich zuflossen; 3. Versicherungswesen; 4. Industrie- 

normung; 5. Sammlung, Ausgabe, Verarbeitung, Verteilung, Ra- 

tionierung und Einfuhr von Lebensmitteln; 6. Planung der Lebens- 

mittelerzeugung, Zuteilung von Kunstdünger, landwirtschaftlichen 

Maschinen, Saatgut, Insektenbekämpfungsmitteln und Seuchenbe- 

kämpfungsmitteln, Errichtung der für diese Zwecke notwendigen 

Organisationen. 

Hinzu kamen noch in einem weiteren Anhang D acht aufgeführte 

Angelegenheiten «in Bezug auf welche die gesetzgebenden Körper- 

schaften der Länder verpflichtet sind, die von der Militärregierung 

niedergelegten Grundsätze zu befolgen», darunter: 

1. Kirchliche Angelegenheiten, 2. Entwicklung und Eigentums- 

verhältnisse in der Industrie, 4. Lebensmittel und Landwirtschaft, 7. 

Betriebsgesetzgebung, 8. Pressewesen, Vereinswesen und Ver-

sammlungswesen. 

Alle diese Angelegenheiten (Anhang D mit Einschränkungen) 

wurden dem Landtag vorenthalten. Sie blieben wie bisher weiterhin 
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dem keinerlei Kontrolle unterworfenen Wechselspiel der reaktionä- 

ren Zonenzentralämter und ähnlicher Ämter mit den Unternehmer- 

verbänden und den Dienststellen der Militärregierung vorbehalten. 

Die Bestimmungen der Verordnung Nr. 57 standen also mit den In- 

teressen der deutschen Monopolbourgeoisie und Reaktion in gutem 

Einvernehmen. Neben der gleichartigen Regelung in der französi- 

schen Zone verzichtete die amerikanische Militärregierung darauf, 

die vorbehaltenen Sachgebiete einzeln aufzuzählen, sondern machte 

in ihrer Proklamation Nr. 4 nur einen Generalvorbehalt. Einerseits 

übertrug sie formal die Machtbefugnisse des früheren Reiches auf die 

neugegründeten Länder der amerikanischen Besatzungszone, denen 

sie Staatscharakter zuerkannte. Andererseits entzog sie diesen «Staa- 

ten» die Entscheidung über alle Gebiete, die ehemals zur Reichsge- 

setzgebung gehört hatten. Auf diesen Gebieten, in deren Bereich die 

entscheidenden Fragen demokratischer gesellschaftlicher Verände- 

rungen fielen, sollte bis zur Bildung einer neuen deutschen Zentral- 

regierung «nichts geschehen. Es soll ein Stillstand eintreten.»31 

Ein solches Vorgehen der Westmächte, das den restaurativen För- 

deralisierungskonzeptionen der deutschen Reaktion entsprach, 

sollte einerseits nicht zu umgehende demokratische Einrichtungen 

(Wahlrecht, parlamentarisches Regierungssystem) und Verände- 

rungen, die demokratische Kontrolle auf den Länderrahmen be- 

schränken, andererseits die Möglichkeiten für die Durchführung 

grundlegender Reformen auf unbestimmte Zeit hinausschieben. 

Der Aufbau zentraler Instanzen sollte dabei gleichzeitig ohne di- 

rekte demokratische Legitimierung vor sich gehen. 

So wie es zonal durch die Militärregierung erfolgt war, geschah 

dann auch die weitere Entwicklung über der Landesebene ohne par- 

lamentarische Kontrollmöglichkeit. Das wurde zum Beispiel bei der 

Zusammensetzung des zweiten Zonenbeirates deutlich, wenn be- 

stimmt wurde: «Die Mitglieder des Zonenbeirates brauchen nicht 

 

31 Ausführungen des hessischen Staatssekretärs Dr. Brill auf der 3. Sitzung 

des vom Verfassungsausschuss eingesetzten Siebener Ausschusses am 12. 
September 1946. In: Drucksachen der Verfassung beratenden Landesver-

sammlung Gross-Hessen, Abt. III a, Wiesbaden o. J., S. 275. 
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Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaft des Landes zu sein . . 

,»32 

Die Stellung des Landtages wurde auch bei der Bildung des bizo- 

nalen Wirtschaftsrates entwertet. Die Mitglieder des Wirtschaftsra- 

tes, der mit seinen legislativen und exekutiven Organen den Proto- 

typ des zukünftigen westdeutschen Separatstaates darstellt, wurden 

zwar von den Landtagen der Länder gewählt, waren jedoch dem 

Landtag bei der Ausübung ihrer Tätigkeit keine Rechenschaft mehr 

pflichtig. Die Rolle der Landtage (in der britischen Zone) trat auch 

noch hinter die der Landesregierungen zurück, deren Befugnisse – 

wenn sie auf Anweisung zonaler Ämter handelten – sich dann auch 

auf Gebiete erstreckte, die von der Zuständigkeit der Landtage aus- 

genommen waren und demzufolge nicht ihrer Kontrolle unterstan- 

den. 

32 Verordnung Nr. 80 vom 10. Juni 1947. In: Amtsblatt der Militär-

regierung in Deutschland, Britisches Kontrollgebiet, 1947, Nr. 20, S. 

565. 
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VII. Die SPD als «dritte Kraft» 

und die erneute Spaltung der Arbeiterklasse 

1. Rechtssozialdemokratische Positionen 

in der Nachkriegssituation 

Eine Schlüsselfrage für die Entwicklung in den Westzonen war die 

Entscheidung darüber, welche Klassenlinie und welche politischen 

Strömungen bei der Formierung und Profilierung der SPD den ent- 

scheidenden Einfluss auszuüben vermochten, in wessen Hände die 

Parteiführung geriet und was für Funktionäre der SPD staatliche 

Führungsfunktionen ausübten. Unzweifelhaft trat die proletarische 

Klassenlinie in der westzonalen SPD in den Nachkriegsmonaten 

ausserordentlich stark hervor. Das kam in der Hinwendung breiter 

Mitgliederkreise zum Marxismus und zu sozialistischen Zielvorstel- 

lungen, in den Ansätzen und Elementen der Aktionseinheit mit den 

kommunistischen Genossen, in Kämpfen um die Mitbestimmung in 

den Betrieben, in Versammlungen und Kundgebungen eindeutig 

zum Ausdruck. Eine echte demokratische Willensbildung und un- 

behinderte Entwicklung der SPD vorausgesetzt – auch in den West- 

zonen hätte sich die SPD in die Richtung der Zurückdrängung der 

bürgerlichen und der Dominierung der proletarischen Klassenlinie 

entwickeln können. Die politische Quarantäne, die Drosselung der 

organisatorischen Entwicklung der SPD und das Zusammenspiel 

der Besatzungsbehörden und rechten SPD-Führer beeinflussten den 

Prozess der Formierung und Profilierung der SPD im negativen Sin- 

ne. Die Schlüsselpositionen der SPD in den Bezirken gelangten auf 

diese Weise weitgehend in die Hände von Funktionären, die bereits 

vor 1933 führende Positionen innegehabt hatten, die mit der Linie 

des Londoner Exilvorstandes der SPD übereinstimmten, bereit wa- 

ren, eng mit den Westmächten zusammenzuarbeiten und eine anti- 

kommunistische (und antisowjetische) Grundorientierung vertra- 

ten. Sie verfügten über grosse Erfahrungen in der Parteiarbeit und auf 
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kommunalpolitischem Gebiet und waren breiten Mitgliederkreisen 

bekannt. 

Das war bei den Vertretern der proletarischen Klassenlinie nicht 

oder weit weniger der Fall. Hinzu kam, dass die rechten SPD-Füh- 

rer, die im Sinne einer bürgerlichen Klassenlinie der Entwicklung 

der SPD wirkten, in der Lage waren, sich geschickt an die Nach- 

kriegssituation anzupassen bzw. vor allem geschickt vorhandene 

Denk- und Gefühlsweisen auszunutzen. Mit dem Faschismus und 

Militarismus war bei der Mehrheit der Bevölkerung in den Westzo- 

nen die bürgerliche Gesellschaftsordnung, insbesondere die Wirt- 

schaftsstruktur, in Frage gestellt. Die Überzeugung, dass «alles an- 

ders werden muss», war ebenso weit verbreitet wie sie der definitori- 

schen Klarheit ermangelte. Nur ein relativ kleiner Kreis von Kom- 

munisten und klassenbewussten Sozialdemokraten hatte den Bedin- 

gungen und dem Charakter der Epoche gemässe Ziel-Weg-Vorstel- 

lungen. Die Mehrheit sozialdemokratischer Mitglieder verband ihr 

umgestaltendes Wollen mit der traditionellen sozialdemokratischen 

Vorstellungswelt, den Kapitalismus auf dem Wege der Reform, 

ohne revolutionären Massenkampf um die Macht, allmählich zu 

überwinden und in den Sozialismus hineinzuwachsen, wobei über 

die sozialistischen Zielvorstellungen nicht geringe Unklarheiten be- 

standen. Die Wiedererweckung dieser reformistischen Vorstellun- 

gen wurde durch die Nachkriegssituation begünstigt, in der einiges 

darauf hinzudeuten schien, als sei der Kapitalismus bereits zusam- 

mengebrochen und eine echte Gefahr der Restauration nicht gege- 

ben. Die rechten SPD-Führer setzten an diesem Punkte an, bestärk- 

ten solche Illusionen. «Es ist der Kapitalismus in Deutschland, der 

mit dem Zusammenbruch seiner Methoden und politischen Parteien 

selbst zusammengebrochen ist», erklärte Kurt Schumacher im 

Sommer 1945 in seiner Arbeit «Konsequenzen deutscher Politik».1 

Und im Juli 1945 hatte er in einem Aufruf festgestellt: «Aber wer ist 

denn heute die herrschende Klasse? Ein zerschlagener und zer- 

trümmerter Haufen, der innen- und aussenpolitisch bankrott ge- 

macht hat.»2 

1 Siehe Turmwächter der Demokratie. Ein Lebensbild von Kurt 

Schumacher. Bd. 2: 
Reden und Schriften, hrsg.von Arno Scholz u. Walter G.Gschilewski, 

Berlin ( 1953),S. 37. 

2 Zit. in Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 6, S. 365. 
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Die Wirkung solcher Erklärungen konnte es nur sein, die Einsicht 

in die Notwendigkeit revolutionärer Aktionen zu blockieren und 

die Bereitschaft dazu zu lähmen. Die Grundlinie der politisch-ideo- 

logischen Wirksamkeit der rechten Führer zielte nicht darauf ab, das 

Klassenbewusstsein zu stärken, sondern es weiter zu schwächen, di- 

rekt oder indirekt kleinbürgerliche Denk- und Verhaltensweisen zu 

fördern, den Klassenkampf einzudämmen und Gedanken der So- 

zialpartnerschaft zu verbreiten. Die rechten SPD-Führer gaben vor, 

aus der Vergangenheit Lehren gezogen zu haben, gaben sich radikal 

und formulierten die Losung vom «Sozialismus als Tagesaufgabe». 

Auf diese Weise errangen sie sich wieder das Vertrauen breiter Mit- 

gliederkreise der SPD. 

Ausserdem nutzten sie weitverbreitete parlamentarische Illusio- 

nen sowie Unklarheiten über Wesen und Ziele der Deutschland- und 

Besatzungspolitik der Westmächte aus. Ihre radikal anmutende Ka- 

pitalismuskritik richtete sich jedoch nicht gegen den Kapitalismus 

als System, sondern gegen Erscheinungsformen des deutschen Kapi- 

talismus, denen der reformierte und angeblich demokratische Kapi- 

talismus vom Labour-»Sozialismus» bis zum «New Deal» als Alter- 

native gegenübergestellt wurde. 

Schumacher schrieb in einem Manuskript vom 26. März 1946: 

«Es handelt sich nicht um einen Gegensatz zwischen Sozialismus im 

Osten und Kapitalismus im Westen. Auch im Westen besteht kein 

reiner Privatkapitalismus mehr. Grosse Teile dieses Kapitalismus 

sind gelenkt, und die demokratische und parlamentarische Erobe- 

rung der Macht durch die Labour-Regierung ändert das Bild im We- 

sten grundsätzlich, umgekehrt erleben wir im Osten keinerlei Sozia- 

lismus, weder in Russland, noch in Polen, am allerwenigsten in 

Deutschland selbst.»3 

Und weiter: «Gesichert ist die Demokratie nur in den Ländern der 

alten Demokratie.»4 

Im Grunde ging es den rechten SPD-Führern darum, die partei- 

politische Führungsrolle im bürgerlichen Staat zu erlangen und den 

staatsmonopolistischen Kapitalismus in neuen, effektiveren For- 

 

3 Kurt Schumacher in einem Manuskript an Funktionäre zum Gebrauch in 

der Diskussion. Archiv der Bibliothek des ZK der SED, Mappe 541, S. 8. 

4 Ebenda, S. 11. 
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men, bei Nationalisierung von Industriezweigen, der Einführung 

von Planungselementen und von solchen der Mitbestimmung zu re- 

staurieren. Auf diesem Wege strebten sie einen besseren staatsmo- 

nopolistischen Kapitalismus an, der die Gebrechen der Vergangen- 

heit überwinden könne, mit einer stärker ausgebauten sozialen 

Komponente. Das hielten sie für notwendig, um die Werktätigen, 

insbesondere die Arbeiterklasse, gegen die Revolution zu immuni- 

sieren und fest in die bürgerliche Staats- und Gesellschaftsordnung 

zu integrieren. 

Die rechten SPD-Führer setzten dabei darauf, dass sich ähnliche 

Bestrebungen in Grossbritannien und anderen westeuropäischen 

Ländern durchsetzen, dass sie von daher Unterstützung finden wür- 

den. Auf diesem Wege sollte sich sowohl innenpolitisch wie auch 

international eine «dritte Kraft» herausbilden bzw. sollte ein «dritter 

Weg» zwischen Kapitalismus und Kommunismus beschritten wer- 

den. Mit diesen Vorstellungen übten sie einen beträchtlichen Ein- 

fluss auf die Bewusstseinsbildung innerhalb der westzonalen Sozial- 

demokratie und darüber hinaus aus, wobei jedoch die Mehrzahl der 

Beeinflussten damit reformistische Vorstellungen von der Überwin- 

dung des Kapitalismus verband. In Wirklichkeit befanden sich 

Konzeption und Politik rechter SPD-Führer nicht gleichermassen im 

Gegensatz zu Kapitalismus und Kommunismus. Unüberbrückbar 

war lediglich der Gegensatz zwischen ihrer bürgerlichen Klassenli- 

nie und der revolutionären Arbeiterbewegung bzw. dem real existie- 

renden Sozialismus, gegen die sie deshalb auch den politischen 

Hauptstoss richteten und die Hauptkräfte konzentrierten. Die Ge- 

gensätze zur grossbürgerlichen Hauptlinie restaurativer Nach- 

kriegspolitik reduzierten sich demgegenüber auf unterschiedliche 

Restaurationsvarianten, wenn darüber auch zum Teil noch so erbit- 

tert mit den bürgerlichen Parteien gestritten wurde. Das ergab sich 

nicht zuletzt aus der Tatsache, dass die rechten SPD-Führer in stär- 

kerem Masse als z.B. die grossbürgerlichen Führungskräfte in der 

CDU Konzessionen an proletarische Bestrebungen zur Überwin- 

dung des Kapitalismus machen mussten, was sich besonders in ihrer 

verbalen teilweisen Anerkennung des Marxismus und in der Pro- 

blematik der Überführung von Industriezweigen in Gemeindeei- 

gentum und einer qualitativen Mitbestimmung niederschlug. Hier 
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waren fliessende Grenzen in Richtung einer wirklich antimonopoli- 

stisch-demokratischen Politik und auch – wie sich zeigte – in den 

folgenden Jahren noch Ansatzpunkte, z.B. für ein Zusammenge- 

hen von KPD und SPD in den Landtagen gegen die bürgerlichen 

Parteien. Die von den rechten SPD-Führern angestrebte gemässigte 

kapitalistische Nationalisierung konnte durch die Dialektik des 

Klassenkampfes über den von ihnen gesteckten Rahmen hinausge- 

hen, ihrer Kontrolle entgleiten. Insofern lagen den Auseinanderset- 

zungen, die insbesondere zwischen SPD- und CDU-Führern in die- 

sen Fragen geführt wurden, durchaus gegensätzliche Auffassungen 

zugrunde. Sie betrafen die Methoden, nicht das Ziel. 

Während alle politischen Kräfte und Mächte, die die Spielregeln 

der «westlichen», d.h. bürgerlichen, Demokratie anerkannten über 

alle Klassengegensätze hinweg in einem Boot sassen, bestanden nach 

Auffassung der rechten SPD-Führer unüberwindliche politische 

Gegensätze zwischen diesen «demokratischen» und den angeblich 

«totalitären» Kräften. «Der Kampf gegen den Totalitarismus in jeder 

Form ist die Voraussetzung für das Gedeihen der Demokratie auf 

deutschem Boden», schrieb Kurt Schumacher.5 

Angesichts des heroischen und opferreichen Widerstandskampfes 

der KPD gegen den Faschismus und der Hauptrolle der Sowjetunion 

im antifaschistischen Befreiungskampf war es eine besondere Perfi- 

die bürgerlicher und rechtssozialdemokratischer Kräfte, die bürger- 

liche Totalitarismus-Doktrin zu rezipieren, nach der Faschismus 

und Kommunismus angeblich wesensverwandt seien. Diese Dok- 

trin war die entscheidende theoretische Grundlage, von der aus die 

rechten SPD-Führer gegen Aktionsvereinbarungen zwischen So- 

zialdemokraten und Kommunisten vorgingen und die SPD in anti- 

kommunistische Frontstellung zu manövrieren suchten. 

Nach Auffassung rechter SPD-Führer gab es keine bürgerliche 

oder proletarische Diktatur bzw. Demokratie, sondern nur die Dik- 

tatur sowie die Demokratie an sich. 

Sie leugneten den Klassencharakter des Staates und betrachteten 

den Staat im idealistischen Sinne als über den Klassen stehenden 

Ordnungsfaktor. Eine geschichtliche Lehre war es, die SPD nicht 

 

5 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1946 (Göttin-
gen 1947), S. V. 
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wieder aus dem Staat hinausdrängen zu lassen, sondern sie fest in der 

parlamentarischen bürgerlichen Demokratie zu integrieren. Von ih- 

rer Klassenposition einer grundsätzlichen Bejahung der bürgerli- 

chen Suats- und Gesellschaftsordnung stemmten sich die rechten 

SPD- und Gewerkschaftsführer gegen revolutionäre Umwälzungen 

und revolutionäre oder demokratische Initiativen und Massenkämp- 

fe, traten sie für Reformen im Rahmen der bürgerlichen Demokratie 

ein. Diese Kräfte wirkten auch in der sowjetischen Besatzungszone. 

Während ihr Einfluss in der SPD jedoch hier Schritt für Schritt von 

den Kräften zurückgedrängt wurde, die sich zu den Positionen des 

revolutionären Marxismus durchgerungen hatten, konnten die rech- 

ten SPD-Politiker in den Westzonen Deutschlands ihren Einfluss auf 

 
die Entwicklung der SPD immer mehr ausdehnen. Das geschah 

nicht zuletzt mit Hilfe von Einwirkungen der Besatzungsbehörden 

auf die Entwicklung der Arbeiterbewegung und auf dem Wege des 

Ausschlusses von revolutionären Kräften aus der SPD in grossem 

Umfange. Von ihrer Klassenposition aus bestimmte sich der politi- 

sche Standort der rechten SPD- und Gewerkschaftsführer in den 

 
Klassenauseinandersetzungen, ihr Verhältnis zu den Besatzungs- 

mächten und anderen politischen Kräften, ihre Strategie und Taktik 

in den politischen Grundfragen. Daraus ergab sich ihr prinzipieller 

Antikommunismus und Antisowjetismus. 

Zum Hauptexponenten der rechten SPD-und Gewerkschaftsfüh- 

rer avancierte Kurt Schumacher. Wer war dieser Mann? 

Der kriegsversehrte, einarmige Sozialdemokrat und Staatsrechtler 

Dr. Kurt Schumacher, Sohn eines grossbürgerlichen Kaufmanns, 

schwärmte in den zwanziger Jahren für die Lyrik Heinrich Heines, 

verehrte auf seine Weise Karl Marx und verabscheute Lenin. Im 

Reichstag raste er dann gegen die Kommunisten, stiess massive Dro- 

hungen gegen sie aus, verunglimpfte sie als «Putschisten» und «Zer- 

störer der Demokratie». Mit gekonnter Rhetorik warnte er gleich- 

zeitig vor dem Heraufziehen der faschistischen Barbarei. Die Nazis 

rächten sich an ihm. Für die Dauer von zehn Jahren verschwand er in 

Zuchthäusern und Konzentrationslagern. In Dachau wurde er schwer 

misshandelt. Sozialdemokratische und kommunistische Häftlinge, die 

mit ihm über ein künftiges Zusammengehen von KPD und SPD disku-

tierten, stiess er jedoch brüsk von sich. 
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Schumacher konnte mit Unterstützung der britischen Besat- 

zungsmacht im Frühsommer 1945 in Hannover ein Büro errichten, 

von dem aus er den organisatorischen Wiederaufbau der SPD in der 

britischen Besatzungszone und darüber hinaus betrieb. 

Es war ein Charakteristikum der von Schumacher vertretenen 

bürgerlichen Linie in der SPD, dass sie sich von Anfang an mit dem 

blindwütigsten Antikommunismus verband, der dem Antikommu- 

nismus der Nazis in nichts nachstand. 

Die antikommunistische Stossrichtung wurde zum Angelpunkt 

der Schumacherschen Konzeption sozialdemokratischer Politik. Er 

behauptete, die KPD könne in Deutschland keine Massenbasis mehr 

finden, sie wolle deshalb über eine Vereinigung die SPD als Blut- 

spender missbrauchen.6 Schumacher erklärte die KPD in Deutsch- 

land für überflüssig und kritisierte sie wegen ihrer Orientierung auf 

ein «nur» antifaschistisch-demokratisches, statt eines «sozialisti- 

schen» Sofortprogramms.7 

Schumacher verkündete: «1. Die russische Besatzungszone ist zu 

weit nach Westen gerückt ... 2. Die deutsche Ostgrenze ist zum 

Zwecke der Bildung eines neuen Polens sehr viel zu weit westlich 

gelegt . . .»8 

Die Kommunistische Partei wurde von Schumacher als russische 

Staatspartei, als sowohl antinational als auch antieuropäisch – das 

bedeutete antidemokratisch-disqualifiziert und zusammen mit dem 

Hitlerfaschismus unter den Begriff eines antieuropäischen Totalita- 

rismus subsumiert, dessen angebliches Wesen es sei, humanisti- 

sches, liberal-demokratisches Gedankengut der westeuropäischen 

bürgerlichen Revolution zu ignorieren. 

Schumacher vertrat hinsichtlich des Potsdamer Abkommens eine 

so feindselige Position wie Adenauer und andere bürgerliche Politi- 

6 Siehe Programmatische Erklärung auf der Konferenz in Hannover am 5. 
10.1945. Nach einem unveröffentlichten Schreibmaschinenmanuskript im Ar-

chiv von Frau Annemarie Renger, MdB. In: Dr. Dr. Ossip K. Flechtheim: Do-

kumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 1945, Pro-

grammatik der deutschen Parteien, 3. Bd., 2. Teil, (West-)Berlin 1963, S. 5/6. 

7 Siehe Fried Wesemann: Kurt Schumacher. Ein Leben für Deutschland, 

Frankfurt/M. 1952, S. 87. 

8 Richtlinie «Sozialismus und Demokratie» vom August 1945. In: Kurt-

Schumacher: Nach dem Zusammenbruch, Hamburg 1948, S. 1 ff. 
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ker. Er verband wie diese seine bürgerliche Grundeinstellung mit ei- 

ner prononciert antisowjetischen Haltung. Er spekulierte von An- 

fang an auf den Zusammenbruch der alliierten Vier-Mächte-Verwal- 

tung Deutschlands und auf eine einseitige Regelung der deutschen 

Frage durch die Westmächte, auf das Hinausdrängen der Sowjet- 

union aus Deutschland bzw. die Eliminierung ihres Einflusses. Eine 

solche politische Linie widersprach völlig den Erfordernissen der 

Schaffung eines einheitlichen deutschen demokratischen Staates, in 

dem die für Faschismus und Krieg verantwortlichen Kräfte und ihre 

gesellschaftlichen Machtgrundlagen beseitigt waren und das Volk 

auf alle gesellschaflichen und politischen Bereiche den entscheiden- 

den Einfluss ausübt. 

Seine Westorientierung verband Scnumacher zunächst mit der 

Hoffnung darauf, dass die SPD in den Westzonen die stärkste Partei 

werden würde und ihre stärker sozialreformistische Variante der 

Wiedererrichtung des staatsmonopolistischen Kapitalismus durch- 

setzen könnte. Schumacher hoffte dabei besonders auf die Unter- 

stützung durch die Besatzungs- und Deutschlandpolitik der La- 

bourregierung. Ein Symptom für den zutiefst opportunistischen 

Charakter der Schumacherpolitik war die Tatsache, dass sie sich spä- 

ter, als die Dominanz der USA eindeutig zutage trat, ohne Weiteres 

auf die Politik des USA-Imperialismus orientierte. 

Schumacher einte mit Adenauer und anderen bürgerlichen Politi- 

kern auch die starke Herausstellung der Losung von den Vereinigten 

Staaten von Europa, in deren Rahmen die deutsche Frage am besten 

zu lösen sei. 

Die Europakonzeption der rechten SPD-Führer um Kurt Schu- 

macher, die einer demokratischen Friedensregelung durch Verwirk- 

lichung des Potsdamer Abkommens entgegengestellt wurde, passte 

sich an die Europakonzeption imperialistischer Kreise der West- 

mächte und der deutschen Grossbourgeoisie an. Sie besass mit diesen 

imperialistischen Konzeptionen eine gemeinsame Grundlage. 

Durch die Behauptung, es gäbe nur eine Demokratie und durch die 

Reduzierung des Imperialismus auf eine spezifische Form der Poli- 

tik wurde eine internationale antisowjetische «abendländische» 

Frontstellung begründet. 

Obwohl Schumacher ganz richtig von der Antinomie der Demo- 
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kratie in Deutschland von 1945 sprach, hielt er daran fest, die Le- 

bensfragen des deutschen Volkes ausschliesslich und vorausset- 

zungslos über den Weg des Stimmzettels und des (bürgerlichen) Par- 

lamentarismus lösen zu wollen. Die SPD sollte sich in der Demokra- 

tie, und das bedeutete, wie Schumacher behauptete, über die Wahl- 

urne, durchsetzen. 

Die bürgerliche Grundposition Schumachers und der anderen 

rechten SPD- und auch Gewerkschaftsführer kam deutlich in der 

Staatsfrage zum Ausdruck. Wenn sie nicht nur einen reformierten 

Kapitalismus, sondern seine Überwindung angestrebt hätten, hätten 

sie sich nicht auf den Boden der vollendeten reaktionären Tatsachen 

in der Staatsfrage stellen dürfen, wie sie in den Westzonen geschaffen 

wurden, sondern einen energischen Kampf um die Säuberung und 

Demokratisierung des Staatsapparates führen müssen. Das taten sie 

jedoch nicht, kritisierten die staatliche Entwicklung lediglich unter 

dem Aspekt der Benachteiligung der SPD und arbeiteten ansonsten 

aktiv und loyal an der Entwicklung der bürgerlichen Staatsorganisa- 

tion in den Westzonen auf allen Ebenen mit. In ihrer Praxis trugen 

sie auf diese Weise dazu bei, die Machtfrage zugunsten der Bour- 

geoisie zu entscheiden und mitzuwirken an dem Aufbau der Unter- 

drückungsinstrumente gegenüber den Bestrebungen nach grundle- 

genden gesellschaftspolitischen Veränderungen. Parallel hierzu 

wirkten sie darauf hin, politische Massenkämpfe zu unterbinden 

bzw. einzudämmen, die politischen Auseinandersetzungen auf 

Wahlpropaganda und Parlamentsdebatten zu beschränken. 

Eine erfolgreiche Politik antifaschistisch-demokratischer Umge- 

staltungen konnte in den Westzonen ebensowenig wie in der sowje- 

tischen Besatzungszone in Reduzierung auf den bürgerlichen Par- 

lamentarismus durchgeführt werden. Sie bedurfte des Massen- 

kampfes, der Mobilisierung der in Aktionseinheit handelnden Ar- 

beiterklasse in den Betrieben und Kommunen zu demokratischen 

Kundgebungen und Aktionen, zur Durchsetzung von Volksent- 

scheiden über die politischen Lebensfragen, wofür das Potsdamer 

Abkommen eine wichtige Rechtsgrundlage auch gegenüber den Be- 

satzungsmächten bot. 

Dazu bedurfte es der Einheit der Arbeiterklasse und einer richti- 

gen Bündnispolitik, vor allem gegenüber der werktätigen Bauern- 
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schaft. Schumacher negierte Ziel und Weg einer demokratischen 

Bodenreform und eine neue Agrarpolitik, wie sie in der sowjetischen 

Besatzungszone mit Erfolg verwirklicht wurden. Ohne Bodenre- 

form mussten die Landgemeinden in den Westzonen jedoch Domä- 

nen des Grossgrundbesitzes und der politischen Reaktion bleiben. 

Anstelle eines Programms zur Eingliederung der Umsiedler verkün- 

dete Schumacher schon Anfang Oktober 1945 die Nichtanerken- 

nung der Oder-Neisse-Grenze und den Kampf «um jeden Quadrat- 

meter deutschen Bodens . . .»9 

Der Appell an nationalistische Gefühle und der Versuch, die 

CDU/CSU damit rechts zu überholen, war ein weiteres Kennzei- 

chen der Politik Schumachers. Das war politisch verantwortungslos 

und konnte sich für einen demokratischen Neuaufbau und eine de- 

mokratische Regelung der deutschen Frage nur negativ auswirken. 

Im Antikommunismus, in der Staatsfrage, im Revanchismus und 

Nationalismus trat die bürgerliche Klassenlinie Schumachers am 

deutlichsten hervor. Ansonsten enthielten seine Reden und Schrif- 

ten oft eine Reihe widersprüchliche Elemente und die bürgerliche 

Klassenlinie wurde durch einen zur Schau getragenen Radikalismus, 

der teilweise mit marxistischen Phrasen drapiert war, überdeckt. Die 

eindeutig antikommunistische Ausrichtung seiner Politik ergänzte 

Schumacher durch demagogische Angriffe auch gegen die West- 

mächte, gegen die CDU, die Bourgeoisie usw. In der politischen 

Praxis, dem entscheidenden Kriterium, dominierte jedoch eindeutig 

der Antikommunismus einerseits, die Linie der Zusammenarbeit 

mit Westmächten, Bourgeoisie und bürgerlichen Parteien anderer- 

seits. Im Grunde war die Schumachersche Politik eine typisch op- 

portunistische Politik entsprechend den widersprüchlichen Gege- 

benheiten der Nachkriegsperiode in den Westzonen. 

Der antikommunistische Schumacher-Kurs musste nicht nur, wie 

beabsichtigt, die KPD, sondern vor allem auch die westzonale SPD 

selbst sowie die westdeutsche Arbeiterklasse überhaupt wesentlich 

schwächen, ihre politische Führungsrolle infrage stellen. Die Schu- 

macher-Gruppe trug zur Verbreitung beziehungsweise Bestärkung 

kleinbürgerlicher Vorstellungen über einen kampflosen Weg zur 

 

9 Zit. in: Fried Wesemann: Kurt Schumacher, S. 111. 
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Bewältigung der Vergangenheit bei. Solche Illusionen waren weit 

verbreitet. «Nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches er- 

schien es zunächst möglich, eine neue wirtschaftsdemokratische 

Ordnung ohne harten Kampf zu verwirklichen.»10 Die neue Taktik 

der deutschen imperialistischen Bourgeoisie, die Zurschaustellung 

antinazistischer demokratischer und sozialer Gesinnung, die Offe- 

\ rierung zahlreicher sozialer und materieller Zugeständnisse begün- 

stigten solche Vorstellungen. Die Kompromittierung und die politi- 

sche Schwäche der imperialistischen deutschen Bourgeoisie erschie- 

nen vielen grösser, ihre realen Machtpositionen geringer, als es der 

Wirklichkeit entsprach. Die antifaschistisch-demokratischen For- 

derungen stiessen zunächst in den Westzonen auf keinen offenen, di- 

rekten und prinzipiellen Widerstand. Alle, einschliesslich der westli- 

chen Besatzungsmächte, schienen für eine antifaschistisch-demo- 

kratische Entwicklung zu sein, und es gab anscheinend nur Mei- 

nungsverschiedenheiten über den Weg und die Methoden sowie die 

Auslegung der Ziele. 

Die Gefahr, dass der Kampf um die antifaschistisch-demokrati- 

sche Umwälzung in den Westzonen gerade deshalb, durch die damit 

hervorgerufene Desorientierung und Schwächung der Kampfkraft, 

verlorengehen könnte, wurde durch den Schumacher-Kurs ausser- 

ordentlich vergrössert. Die Ablehnung der Aktionseinheit mit der 

KPD verband Schumacher mit der grundsätzlichen Bereitschaft der 

Zusammenarbeit mit dem Zentrum beziehungsweise der an seiner 

Stelle entstehenden CDU/CSU. «Die Zusammenarbeit der Sozial- 

demokratie mit dem Zentrum ist für die Zukunft von entscheidender 

Bedeutung für Deutschland»,11 schrieb Schumacher im Sommer 

1945. 

2. Gegen die Aktionseinheit und die Gründung der SED 

Von seinen Klassenpositionen aus bekämpfte Schumacher die Ak- 

tionseinheit von KPD und SPD und setzte alle Mittel ein, um in den 

10 Zehn Jahre Arbeit. Zehn Jahre Aufstieg. Zehn Jahre neue deutsche Ge-
werkschaftsbewegung, 1945 bis 1956. Hrsg, vom Bund-Verlag, Köln 1956, 

S. 34. 

11 Fried Wesemann, a. a. O., S. 86. 
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Westzonen eine Vereinigung von KPD und SPD auf marxistischer 

Grundlage zu verhindern. Schumacher unternahm alles, um den 

Einfluss des Zentralausschusses der SPD in Berlin auf die sozialde- 

mokratische Entwicklung zurückzudrängen und die SPD in den 

Westzonen gesondert zusammenzufassen. Diese Auffassung konnte 

er auf Konferenzen ausgesuchter sozialdemokratischer Funktionäre 

aus den drei Westzonen in Wennigsen und in Hannover, die am 5. 

und 6. Oktober stattfanden und an denen auch Vertreter des Berli- 

ner Zentralausschusses teilnahmen, durchsetzen. Schumacher wurde 

als politischer Beauftragter für die drei Westzonen akklamiert. 

Die Schumacher-Gruppe setzte dem Dezemberbeschluss 1945 des 

Zentralkomitees der KPD und des Zentralausschusses der SPD über 

die Vorbereitung der Vereinigung beider Parteien einen erbitterten 

Widerstand entgegen. Es gelang ihr, Anfang Januar 1946 auf soge- 

nannten Bezirksleiterkonferenzen in der britischen und amerikani- 

schen Zone einen Beschluss durchzusetzen, in dem die Vereinigung 

mit der KPD grundsätzlich abgelehnt wurde, und in den ersten Mo- 

naten des Jahres 1946 diesen Beschluss gegen grosse Widerstände 

Schritt für Schritt von oben nach unten durchzusetzen. Ferner ge- 

lang es ihr mit Unterstützung der westlichen Besatzungsmächte, ei- 

nen gesamtdeutschen Parteitag der SPD, dessen Einberufung Schu- 

macher im Herbst 1945 ursprünglich zugestimmt hatte, zu verhin- 

dern. 

In Berlin spitzte sich der Kampf um die Vorbereitung der Grün- 

dung der SED besonders zu. Mit Unterstützung der westlichen Be- 

satzungsbehörden und der West-Berliner Presse gelang es einer star- 

ken Spalterfraktion in der Berliner Parteiorganisation der SPD 

schliesslich, am 31. März 1946 in West-Berlin eine satzungswidrige 

Urabstimmung durchzuführen. Von 66‘300 Mitgliedern der SPD in 

Berlin, davon 39‘716 in West-Berlin, nahmen nur 23‘019 an der Ur- 

abstimmung teil. Von den gültigen Stimmen sprachen sich 2‘731 für 

und 18‘951 gegen eine sofortige Vereinigung mit der KPD, jedoch 

gleichzeitig 14‘146 für und nur 5‘707 Mitglieder gegen ein enges 

Bündnis der beiden Parteien und die Beendigung des Bruderkampfes 

aus. Die Spalterfraktion konnte nur dadurch, dass sie die Ablehnung 

der sofortigen Vereinigung mit dem geheuchelten Bekenntnis zur 
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engen Zusammenarbeit verband, die Unterstützung eines grossen 

Teils der Westberliner SPD-Mitglieder erlangen. 

Doch dadurch konnte die Vereinigung von KPD und SPD, die auf 

der zweiten Sechzigerkonferenz von KPD und SPD am 26. Februar 

1946 beschlossen wurde, nicht auigehalten werden. 

Am 21. und 22. April 1946 vereinigten sich die Sozialdemokrati- 

sche Partei Deutschlands und die Kommunistische Partei Deutsch- 

lands in Berlin zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. 

Trotz des Kurses der Führung der westzonalen Sozialdemokratie 

griff die Bewegung zur Gründung der SED in den Westzonen eben- 

falls um sich, örtliche Einheitskomitees veranstalteten Grosskund- 

gebungen, die eindrucksvolle Demonstrationen für die Einheit der 

deutschen Arbeiterbewegung waren. Im Juli sprachen auf solchen 

KundgebungenWilhelm Pieck, Otto Grotewohl und Walter Ulbricht. 

Doch schliesslich kamen die westlichen Besatzungsmächte den in 

die Enge geratenen SPD-Funktionären Schumacherscher Richtung 

erneut zu Hilfe. Bereits nach der Gründung der SED hatten sie die in 

den Parteivorstand der SED gewählten Arbeiterfunktionäre aus den 

westlichen Besatzungszonen vor die Alternative gestellt, entweder 

auszuscheiden, da die SED in den Westzonen nicht existiere, oder 

der KPD beizutreten. Nun wurden örtliche Gründungen der SED in 

den Westzonen offen verboten. Mit Hilfe der Westmächte gelang es 

der Schumacher-Gruppe auch, einheits willige SPD-Funktionäre aus 

Verwaltungsfunktionen hinauszudrängen, wie zum Beispiel im Juli 

1946 den hessischen Innenminister Hans Venedey. 

Die rechten SPD-Führer steigerten ihre antikommunistische Ak- 

tivität im Zusammenhang mit ihrem Wirken und ihrer Hetze gegen 

die angebliche «Zwangsvereinigung» von SPD und KPD als SED. 

Damit verbanden sie eine sich ständig steigernde Verleumdung der 

antifaschistisch-demokratischen Umwälzungen in der sowjetischen 

Besatzungszone. Auf diesem Gebiet stachen sie sogar die bürgerli- 

chen Parteien aus. 

Damit untergruben die rechten SPD-Führer gleichermassen die 

Chancen einer wirklich demokratischen Neuordnung in den West- 

zonen und der Herstellung eines einheitlichen demokratischen deut- 

schen Staates, förderten und begünstigten die Restauration in den 

Westzonen und die Spaltung Deutschlands. 
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«Obwohl erst fünf Monate seit Kriegsende vergangen waren und 

zu diesem Zeitpunkt ausser den Franzosen keine Besatzungsmacht 

die Einheit Deutschlands in Frage stellten, obwohl der Alliierte 

Kontrollrat voll in Funktion war. . . ging Kurt Schumacher von der 

Teilung Deutschlands aus. Er machte keinen ernsthaften Versuch, 

die gefährdete Einheit zu retten. Er war beherrscht von dem einzigen 

Ziel, die Kommunistische Partei und die’Russen aus den Westzonen 

fernzuhalten», wird in diesem Zusammenhang auch in einer neueren 

Publikation bürgerlicher Provinienz konstatiert.12 Solcher Art sind 

die Traditionen der Führer der Sozialdemokratie der BRD, die nun 

heute – in konterrevolutionärer Absicht – plötzlich ihr Herz für die 

«Einheit der Nation» entdecken, die sie selbst bzw. ihre Vorgänger 

zielstrebig zerstören halfen. 

Der erste Parteitag der westzonalen SPD, der vom 9. bis 11. Mai 

1946 in Hannover stattfand, widerspiegelte die Existenz der zwei 

Klassenlinien in der Partei und unterschiedlicher politischer Strö- 

mungen. Er wies aber vor allem aus, dass es der Schumacher-Gruppe 

weitgehend gelungen war, die unbestrittene Führung der SPD zu er- 

reichen und entscheidenden Einfluss auf ihren politischen Kurs aus- 

zuüben. Zweifellos gelang das nur mit einer Reihe taktierender 

Kompromisse. Die Tatsache fand auch in der Entschliessung des Par- 

teitages,13 in der Leitsätze sozialdemokratischer Politik entwickelt 

wurden, ihren Niederschlag. Ihre gesellschaftspolitische Stossrich- 

tung ging eindeutig gegen den Kapitalismus in Richtung einer weit- 

gehenden «Sozialisierung» der wirtschaftlichen Grundlagen der Ge- 

sellschaft zur Abschaffung der kapitalistischen Ausbeutung. Die 

«Dritte-Weg»-Konzeption war damit abgeschwächt. Die politische 

Frontstellung gegen den Kommunismus und die Sowjetunion kam 

ebenfalls nicht so prononciert zum Ausdruck, wie das bei Schuma- 

cher üblich war. In der Staats- und Machtfrage hingegen hatte sich 

der Schumachersche Standpunkt vollständig durchgesetzt. Nach- 

folgend einige Zitate aus dieser Entschliessung, die von heutiger 

Sicht recht interessant sind. In der Präambel hiess es: 

12  Heinrich Jaenecke: 30 Jahre und ein Tag. Die Geschichte der deut-
schen Teilung, Düsseldorf, Wien 1974, S. 120. 

13  Sozialismus. Eine Gegenwartsaufgabe (Berlin), 1946, S. 23-28. 
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«In der Periode zwischen zwei Weltkriegen haben überall die 

Kräfte des Finanzkapitals und der Reaktion versucht, den sozialisti- 

schen Konsequenzen der Demokratie zu entgehen. In Deutschland 

ist ihnen dies auf Grund der ökonomischen, historischen und gei- 

stesgeschichtlichen Bedingungen gelungen . . . Die Sozialdemokra- 

tische Partei siehtdemgegenüber ihre Aufgabe darin, alle demokrati- 

schen Kräfte Deutschlands im Zeichen des Sozialismus zu sammeln. 

Nicht nur die politischen Machtverhältnisse, sondern auch ihre 

ökonomischen Grundlagen müssen geändert werden. Nur eine völ- 

lige Umgestaltung gibt dem deutschen Volk die wirtschaftlichen und 

sozialen Lebensmöglichkeiten und sichert die Freiheit und den Frie- 

den.» 

Im Wirtschaftsteil hiess es: «DieSozialisierung hat zu beginnen 

bei den Bodenschätzen und den Grundstoffindustrien. Alle Betriebe 

des Bergbaus, der Eisen- und Stahlerzeugung und -bearbeitung bis 

zum Halbzeug, der grösste Teil der chemischen Industrie und die 

synthetischen Industrien, die Grossbetriebe überhaupt, jede Form 

von Versorgungswirtschaft und alle Teile der verarbeitenden Indu- 

strie, die zur Grossunternehmung drängen, sind in das Eigentum der 

Allgemeinheit zu überführen.» 

«Eine grundlegende Agrar- und Bodenreform ist unter Enteig- 

nung der Grossgrundbesitzer sofort einzuleiten.» 

Zur Frage der Demokratie wurde ausgeführt: «Der Weg zu die- 

sem Ziel kann nur eine starke und kampfbereite Demokratie sein. Es 

gibt nur eine Demokratie. Es gibt keine bürgerliche und keine prole- 

tarische Demokratie, ebensowenig es für die heutige Sozialdemo- 

kratie einen reformistischen oder revolutionären Sozialismus gibt. 

Jeder Sozialismus ist revolutionär, wenn er vorwärtsdrängend und 

neugestaltend ist . . . Wie der Sozialismus ohne Demokratie nicht 

möglich ist, so ist umgekehrt eine wirkliche Demokratie im Kapita- 

lismus in steter Gefahr. Auf Grund der besonderen geschichtlichen 

Gegebenheiten und Eigenarten der geistigen Entwicklung in 

Deutschland braucht die deutsche Demokratie den Sozialismus. Die 

deutsche Demokratie muss sozialistisch sein oder die gegenrevolu- 

tionären Kräfte werden sie wieder zerstören.» 

Und aussenpolitisch hiess es in Orientierung auf die «demokrati- 

schen Nationen» : «Die deutsche Sozialdemokratie erstrebt die Ver- 
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einigten Staaten von Europa, eine demokratische und sozialistische 

Föderation europäischer Staaten. Sie will ein sozialistisches 

Deutschland in einem sozialistischen Europa. Nur so kann Europa 

zur Solidarität mit den Völkern aller Kontinente gelangen.» 

Die Leitsätze waren von der Sicht der rechten SPD-Führer im 

Sinne ihrer politischen Linie anwendbar und «entwicklungsfähig», 

aber sie konnten auch von den Kräften im Sinne ihrer Vorstellungen 

interpretiert werden, die eine Überwindung des Kapitalismus auf 

dem Wege der Reform erstrebten. Darüber hinaus enthielten sie 

noch einige «revolutionäre» Floskeln, die im Sinne eines konse-

quenten Kampfes der Arbeiterklasse interpretiert werden konnten. 

Ein entscheidender Sieg der rechten SPD-Führer um Kurt Schuma-

cher und damit der bürgerlichen Klassenlinie waren die auf dem Par-

teitag gefassten Beschlüsse gegen die Aktionseinheit von Sozialde-

mokraten und Kommunisten bzw. gegen die Verschmelzung von 

SPD und KPD. Dem zuwiderlaufende Aktivitäten wurden mit dem 

Ausschluss aus der SPD bedroht, eine Drohung, die in den folgenden 

Monaten zahlreich verwirklicht wurde. 

Auch auf die auf der Länderbasis entstehenden Gewerkschaftsor- 

ganisationen übte die Schumacherpolitik wesentlichen Einfluss aus, 

da die Mehrzahl der führenden Funktionäre, die über das Lizensie- 

rungssystem der Militärregierungen in ihre Positionen gelangt wa- 

ren, der SPD angehörten oder ihr nahestanden bzw. selbst zur 

SPD-Führung gehörten. Bei diesen Funktionären handelte es sich 

fast ausnahmslos um solche, die schon vor 1933 gewerkschaftliche 

Spitzenfunktionen eingenommen hatten und die kleinbürgerlich-re- 

formistische Linie einer sogenannten Wirtschaftsdemokratie vertra- 

ten. Ähnlich wie die rechten SPD-Führer sahen sie sich allerdings 

veranlasst, ihre Positionen zu «radikalisieren», aber nur verbal. 

3. Die Schwächung der westzonalen Arbeiterbewegung 

Während sich Gewerkschaften und Arbeiterparteien in Ost- 

deutschland nach der Befreiung 1945 schnell organisatorisch entfal- 

ten und – als die entscheidenden demokratischen Kräfte auf vielfäl- 
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tige Weise durch Massnahmen der Besatzungsmacht gefördert – ein- 

heitlich entwickeln konnten, stiess ihre Entwicklung in den Westzo- 

nen auf grosse Schwierigkeiten und Hemmnisse. 

Nach den gegen die Entwicklung der KPD und ihrer Aktionsein- 

heit mit Sozialdemokraten gerichteten Verboten vom Sommer 1945 

erfolgte seit August/September 1945 in Städten und Gemeinden eine 

nur schrittweise Zulassung von Gewerkschaften und Parteien. Da- 

bei unterlag diese Entwicklung örtlich grossen Unterschieden, und 

die Zulassung verzögerte sich mancherorts bis weit in das Jahr 1946 

hinein. Der organisatorische Aufbau wurde noch dadurch er- 

schwert, dass das von den Faschisten geraubte Eigentum zunächst 

nicht zurückgegeben wurde (Häuser, Druckereien und anderes 

mehr) und es an wichtigen materiellen Mitteln fehlte (Fahrzeuge, 

Benzin, Papier usw.). Ein Vergleich der Mitgliederbewegung der 

Gewerkschaften und Arbeiterparteien in den Westzonen mit der in 

der sowjetischen Besatzungszone zeigt das deutliche Zurückbleiben 

in Westdeutschland. 

Der Mitgliederstand des FDGB in der sowjetischen Besatzungs- 

zone (einschliesslich Gross-Berlin) erreichte bereits im Juni 1946 

3‘195‘022 und im Dezember 1946 3,7 Millionen Gewerkschafter. 

Damit waren hier über die Hälfte aller Arbeitnehmer bereits 1946 in 

der Einheitsgewerkschaft organisiert. 

Die Zahlen, die für den Zeitpunkt der Gründung der Länderge- 

werkschaften in der amerikanischen und französischen Besatzungs- 

zone und der Zonengewerkschaft in der britischen Zone für August 

1946 bis Mai 1947 vorliegen, lauten: DGB britische Zone 2‘105‘695 

(April 1947); Hessen 269‘000 (August 1946); Württemberg-Baden 

300‘000 (August 1946); Bayern über 400‘000 (März 1947); Süd- 

Württemberg-Hohenzollern 35‘000 (Februar 1947); Baden 60‘000 

(März 1947); Rheinland-Pfalz 167‘565 (Mai 1947). Mit rund 3,4 Mil-

lionen Mitgliedern bei einer Gesamtbevölkerung von über 45 Millio-

nen Einwohnern blieben alle westzonalen Gewerkschaften zusam-

mengenommen noch unter dem Entwicklungsstand des FDGB der 

sowjetischen Besatzungszone vom Dezember 1946 bei 17,3 Millionen 

Einwohnern (zuzüglich 3,1 Millionen Einwohner Gross-Berlins). 

Für das in unserem Zusammenhang besonders interessierende er- 
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ste Nachkriegsjahr sei hervorgehoben, dass die Gewerkschaften in 

der britischen Zone Mitte 1946 erst rund 1,2 Millionen und die in 

der amerikanischen Zone rund 1 Million Mitglieder besassen. 

Ein ähnliches Zurückbleiben war in der organisatorischen Ent- 

wicklung der beiden Arbeiterparteien in den Westzonen zu ver- 

zeichnen. Allerdings liegt für die westdeutsche Sozialdemokratie 

erst für den 30. September 1946 eine parteioffizielle Gesamtangabe 

von 633‘000 Mitgliedern vor. In der sowjetischen Besatzungszone 

lag der Mitgliederstand der SPD bei der Vereinigung mit der KPD 

bereits im April 1946 über dem westdeutschen Stand vom Septem- 

ber. 

Im Gegensatz zu Ostdeutschland blieb die KPD in ihrer organisa- 

torischen Entwicklung in den Westzonen weit hinter der Sozialde- 

mokratie zurück, woraus in erster Linie die entscheidende Schwäche 

der westdeutschen Arbeiterbewegung erwuchs. Neben den aus den 

charakterisierten Umständen in den Westzonen sich ergebenden all- 

gemeinen Ursachen war dieses Zurückbleiben vor allem auf vielfäl- 

tige politische und ideologische Erscheinungen des Antikommu- 

nismus, einschliesslich der Behinderung und Benachteiligung der 

KPD durch die westlichen Besatzungsmächte, zurückzuführen. 

Der unzureichende organisatorische Aufbau, die antikommuni- 

stische Hetze und politischer Terror, besonders in den Landge- 

meinden, bewirkten, dass die KPD zum Beispiel bei den Gemeinde- 

wahlen vom Herbst 1946 im Gebiet des Parteibezirks Ruhrgebiet- 

Westfalen nur in 368 von 1‘140 Gemeinden Kandidaten aufstellen 

konnte. 

Der Mitgliederbestand der Kommunistischen Partei belief sich 

z.B. am 1. März 1946 im Bezirk Ruhrgebiet-Westfalen auf 24‘371 

und erreichte am 31. Dezember 1946 50‘596 Mitglieder. Demge- 

genüber konnten sich die von der Militärregierung geförderten Par- 

teien wie SPD und CDU auch in dieser Hinsicht schneller entwi-

ckeln. 

Als besonders negativ musste sich auch die Benachteiligung der 

KPD auf dem Gebiet der Information und des Pressewesens auswir- 

ken. Die amerikanische Militärregierung gestattete nicht die Grün- 

dung von Parteizeitungen, sondern ordnete die Herausgabe von 

«überparteilichen» Zeitungen an, deren Lizenzträger sich aus allen 
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Klassen und Schichten sowie zugelassenen parteipolitischen Rich- 

tungen zusammensetzten. Ihre Lizenzträger sollten zur legalen Zu- 

sammenarbeit mit anderen demokratischen Richtungen bereit sein. 

Seit Ende 1945 erschien zum Beispiel die «Frankfurter Rundschau», 

deren Herausgeberkollegium sich aus 3 Mitgliedern der SPD (Setz- 

korn, Knothe, Rodemann), 2 Mitgliedern der KPD (Emil Carle- 

bach, Arno Rudert), W. K. Gerst (früher Zentrum) und Grossmann 

(parteilos) zusammensetzte. Trotz der in diesem Fall nicht ungün- 

stigen Zusammensetzung konnten die «Frankfurter Rundschau» 

und andere Zeitungen nicht das Fehlen einer kommunistischen Par- 

teipresse ersetzen. 

Die scheinbare Förderung einer demokratischen Einheitsfront 

durch gemeinsame Zeitungen wirkte sich vor allem dahingehend 

aus, dass die KPD gehindert wurde, ihr Programm in die Massen zu 

tragen und den antikommunistischen Umtrieben wirksam zu be- 

gegnen. Bald ging ausserdem die amerikanische Militärregierung ge- 

genüber fortschrittlichen Kräften, die sich gegen die Tendenzen des 

Bruchs des Potsdamer Abkommens wandten, zu Lizenzentzug und 

anderen Massnahmen über, wodurch der Charakter dieser «überpar- 

teilichen» Zeitungen negativ beeinflusst wurde. In den Herausgeber- 

kollegien der 21 Zeitungen, die in Bayern bestanden, wirkte im 

Frühsommer 1947 nur noch 1 Mitglied der KPD von insgesamt 

44 Lizenzträgern. 

Die britische und die französische Militärregierung gestatteten 

zwar keine direkten Parteizeitungen, die von den Leitungen der Par- 

teien herausgegeben wurden, orientierten jedoch auf sogenannte 

Parteirichtungszeitungen. Die Lizenzträger gehörten nur je einer 

Partei an beziehungsweise standen ihr nahe. In der britischen Zone 

erschienen jedoch erst seit März 1946 kommunistische Zeitungen 

mit ausserordentlich geringer Auflagenhöhe, die vor den Gemein- 

dewahlen im Herbst 1946 allein in Nordrhein-Westfalen um 200‘000 

Exemplare zugunsten der CDU gekürzt wurde. Zu dieser Zeit ver- 

fügte die CDU in diesem Gebiet über 6 Zeitungen mit 889‘000, die 

SPD über 6 Zeitungen mit 974‘000, die KPD über 4 Zeitungen mit 

568‘000, Zentrum und FDP über je eine Zeitung mit 94‘000 bezie- 

hungsweise 96‘000 Exemplaren. Die Zeitungen erschienen im 

Durchschnitt dreimal wöchentlich mit 4 bis 6 Druckseiten Umfang. 
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Durch eigene Zeitungen vermochte die KPD somit nur einen kleinen 

Teil der Bevölkerung zu erreichen und das auch erst seit Frühjahr 

1946 – als der Antikommunismus bereits erneut wieder auf breitere 

Kreise Einfluss erlangt hatte – und auch nur in der britischen und 

französischen Zone. Ausserdem wirkte sich bei den kommunisti- 

schen Zeitungen die westalliierte Pressezensur besonders einschnei- 

dend aus, je weiter sich die Westmächte von den Potsdamer Prinzi- 

pien und Zielen entfernten, desto mehr. Befristete Erscheinungsver- 

bote und Entzug von Lizenzen waren die Antwort auf fundierte Kri- 

tik an imperialistischen beziehungsweise reaktionären Umtrieben. 

Andere Agitationsmittel standen der KPD ebenfalls nur beschränkt 

zur Verfügung beziehungsweise konnten nur einen kleinen Teil der 

Bevölkerung erreichen. 

Es verhielt sich durchaus nicht so, wie Max Gustav Lange behaup- 

tete: «Die Anziehungskraft der KPD war jedoch überschätzt wor- 

den. «14 Noch unverfrorener setzt sich in diesem Zusammenhang ein 

offizielles Dokument des US-State Department über die historische 

Wahrheit hinweg, wenn darin behauptet wird: «Alle nichtnazisti- 

schen Parteien und Kandidaten, einschliesslich der Kommunisten, 

durften sich unter gleichen Bedingungen für alle politischen Ämter 

bewerben. Trotz ungehinderter Betätigungsfreiheit hatten die 

Kommunisten in westdeutschen Wahlen so wenig Erfolg, dass sie 

schliesslich nicht einmal mehr 5 Prozent der Wählerstimmen erhiel- 

ten, die für eine Partei notwendig sind, um in das Parlament einzie- 

hen zu können.»15 

Die KPD konnte in den Westzonen nicht unter gleichen Bedin- 

gungen mit den anderen Parteien konkurrieren, wie wir gesehen ha- 

ben. Noch weniger stimmt es, dass ihr Programm keine Anzie- 

hungskraft besass. Ihr Programm befand sich in einer solchen Über- 

einstimmung mit den Wünschen der Massen, war so «anziehend», 

dass die anderen Parteien in den Westzonen, zumindest SPD, Zen- 

trum und CDU/CSU, wesentliche Forderungen des KPD-Pro- 

gramms in bestimmter Form übernahmen: von der Beseitigung der 

Monopole und des Grossgrundbesitzes, der Bestrafung der Kriegs- 

14 Parteien in der Bundesrepublik, Stuttgart und Düsseldorf 1955, S. 497. 

15 «Berlin – 1961.» Berlin-Broschüre des amerikanischen Aussenminis-

teriums (Amerika-Dienst US Feature Service, 1961, Nr. 31, Anhang) S. 8. 
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und Naziverbrecher, der volkswirtschaftlichen Planung und Mitbe- 

stimmung der Werktätigen bis zur Errichtung einer antifaschi- 

stisch-demokratischen, parlamentarischen Republik. Die Mehrheit 

der Wähler gaben CDU/CSU und SPD ihre Stimme für ein antifa- 

schistisch-demokratisches Programm, das vorgab, die Forderungen 

der KPD noch weitgehender und besser zu erfüllen. 

Neben dem Antikommunismus, der den Kommunisten vorwarf, 

sie meinten es weder ehrlich mit ihren Forderungen vom 11. Juni 

1945 noch wollten sie sie auf «freiheitlich-demokratischem» Wege 

verwirklichen, waren es vor allem jene Versprechungen, die die 

Wähler gewannen und den Einfluss der KPD zurückdrängten. Alte 

und neue antikommunistische Vorbehalte hielten breite Kreise in 

Westdeutschland davon ab, der KPD ihre Stimme zu geben. Anti- 

kommunistische Vorurteile und Verblendung liessen sie die War- 

nungen der KPD vor den antinational-restaurativen Gefahren im- 

mer wieder überhören, die aus den reaktionären Machenschaften, 

den Unterlassungen und sozialdemokratischen Irrwegen erwuch- 

sen. Am schwerwiegendsten wirkte sich der Antikommunismus für 

die westdeutsche Arbeiterklasse aus, der dadurch der Weg verbaut 

wurde, zur führenden politischen Kraft zu werden. 

Die KPD hatte gegen einen antikommunistischen Block anzu- 

kämpfen, der von den Besatzungsbehörden über reaktionäre bür- 

gerliche Parteiführungen bis hin zu den rechten Führern der west- 

deutschen Sozialdemokratie und der Gewerkschaften reichte. 

Die rechten SPD-Führer um Kurt Schumacher konnten Mitte 

1946 als Ergebnis ihrer Politik verbuchen: die erneute Spaltung der 

Arbeiterklasse und Entfachung des Bruderkampfes zwischen SPD 

und KPD und das Umsichgreifen antikommunistischer und antiso- 

wjetischer Denk- und Verhaltensweisen, verbunden mit einer west- 

zonalen Separierung der Entwicklung der Sozialdemokratie und ei- 

ner offenen Frontstellung gegen die SED und die antifaschistisch- 

demokratische Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone, 

die immer ungezwungener diffamiert wurde. 

Die Schumacher-Politik bildet in der «staatstragenden» Ge- 

schichtsschreibung der BRD einen unentbehrlichen Stützpfeiler für 

die in der Auseinandersetzung mit Systemgegnern bzw. dem real 

existierenden Sozialismus strapazierte These der angeblichen Legi- 
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timität des Weges vom Deutschen Reich zur BRD und seines demo- 

kratischen Charakters. «Schlechthin entscheidend war die antiso- 

wjetische Orientierung der westdeutschen Sozialdemokratie schon 

1945» schreibt Schwarz:16 «Die SPD machte 1945 bis 1947 Nach- 

kriegsgeschichte, indem sie die freiheitliche Demokratie höher 

stellte als die Einheit der Sozialisten . . . Sogesehen, war die frühzei- 

tige klare Stellungnahme der SPD gegen jede Volksfront-Strategie 

ein echter Glücksfall für den späteren westdeutschen Staat.»17 

Und Löwenthal stellt im gleichen Sinne fest, dass die Entwicklung 

zur BRD ohne den «Kampf Schumachers» sowie eine «breite anti- 

kommunistische und antisowjetische Grundströmung» nicht zu- 

stande gekommen wäre.18 

Über das Zustandekommen dieser «Grundströmung», den gesell- 

schaftspolitischen Inhalt dieses «Glücksfalls» sowie seine Folgen, 

schweigen sich die Verfasser wohlweislich aus. Denn dann müssten 

sie eingestehen, dass die Masse der sozialdemokratischen Mitglieder 

antikommunistisch manipuliert und durch den «Sozialismus als Ta- 

gesaufgabe» mit gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen ge-

täuscht worden sind, die keineswegs dem restaurativen Weg zur 

BRD entsprachen. 

Die verhängnisvollen Erfolge der Schumachergruppe bei der poli- 

tischen Ausrichtung der westzonalen Sozialdemokratie bedeuteten 

natürlich nicht die Aufhebung der in der SPD wirkenden zwei Klas- 

senlinien bzw. unterschiedlichen politischen Strömungen. Dieser 

Tatsache musste die Schumachergruppe stets Rechnung tragen. Aber 

der Schumachergruppe gelang es, Markierungen in den meisten poli- 

tischen Grundfragen in ihrem Sinne zu setzen und insbesondere 

immer eindeutiger die praktische sozialdemokratische Politik in 

Ländern und Zonen zu dominieren. 

16 Hans-Peter Schwarz: Die aussenpolitischen Grundlagen des west-

deutschen Staates. In: Die zweite Republik, a. a. O. 

17 Ebenda, S. 48, 59. 

18 Richard Löwenthal: Vom Kalten Krieg zur Ostpolitik. In: Die 

zweite Republik, a. a. O., S. 609. 
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VIII. Die parteipolitische Taktik 

der grossbürgerlichen Reaktion 

1. Die Rolle reaktionärer Führungskräfte 

in den bürgerlichen Parteien 

Die politisch-ideologischen und organisatorischen Schwächen der 

Arbeiterbewegung in den Westzonen übten – in Wechselwirkung 

mit anderen Faktoren – auch einen negativen Einfluss auf die Ent- 

wicklung des Kleinbürgertums und des demokratischen Bürgertums 

aus. Reaktionäre Kreise witterten Morgenluft und versuchten an 

verschiedenen Orten, traditionelle Rechtsparteien wieder ins Leben 

zu rufen. In Wuppertal gründete der ehemalige Landtagsabgeord- 

nete der DNVP, Wilhelm Jaeger, im November 1945 eine «Deut- 

sche Konservative Partei». Bedeutungsvoller wurde die im Sommer 

1945 erfolgte Gründung der Niedersächsischen Landespartei, die 

welfische Traditionen fortzusetzen suchte und deren erster Vorsit- 

zender Heinrich Hellwege war. Sie vertrat einen betont privatkapi- 

talistischen Standpunkt und föderalistische beziehungsweise separa- 

tistische Bestrebungen bis hin zu einer engen Verbindung des gefor- 

derten Landes Hannover mit dem britischen Imperium. Separatisti- 

sche Bestrebungen traten ferner sehr stark im Rheinland und in Bay- 

ern hervor. 

Im Saargebiet waren bürgerliche Kreise bereit, den annexionisti- 

schen Plänen Frankreichs entgegenzukommen. 

Doch erwies sich auch weiterhin der Masseneinfluss aller offen re- 

aktionären Parteien und Bestrebungen als sehr begrenzt. Es war 

schon bald ersichtlich, dass die «christlichen» Sammlungsparteien als 

einzige bürgerliche Parteien in den Westzonen eine Massenbasis er- 

langten. Deshalb begann die reaktionäre Grossbourgeoisie bereits im 

Spätsommer 1945 die CDU/CSU als ihre Hauptstütze zu betrach- 

ten, sich darauf zu konzentrieren, sie unter ihren Einfluss zu bringen 

und ihren Zielen dienstbar zu machen. 
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Ehemals führende Politiker des rechten Zentrumsflügels und der 

Weimarer Rechtsparteien wandten sich den christlich-demokrati- 

schen Sammelparteien zu und lancierten sich gegenseitig in führende 

Positionen. Die Öffnung nach rechts führte der westdeutschen 

CDU und CSU auch einen bedeutenden Anteil von ehemaligen An- 

gehörigen der NSDAP zu. Von den ersten 1‘000 eingeschriebenen 

Mitgliedern des Landesverbandes Hamburg der CDU waren 528 

früher politisch gebunden gewesen, davon allein 254 in der NSDAP. 

Die wirklich demokratischen Kräfte, vor allem aus den Kreisen 

christlicher Werktätiger, in den westdeutschen CDU- und CSU- 

Gründungen erwiesen sich bereits 1945 als nicht stark, einheitlich 

und zielstrebig genug, um beim organisatorischen Aufbau die ent- 

scheidenden Positionen zu erlangen und auszubauen. Zum Teil 

fehlte ihnen auch die genügende politische beziehungsweise partei- 

politische Erfahrung. Sie waren den alten Parteipolitikern nicht ge- 

wachsen. Die Linksintellektuellen des Frankfurter Gründerkreises 

spielten im Prozess der CDU-Gründung im Landesmassstab keine 

nennenswerte Rolle mehr, und auch demokratische Kräfte aus den 

Kölner, Düsseldorfer, Wattenscheider und anderen Gründerkreisen 

wurden bei den Parteigründungen im Landesmassstab zurückge- 

setzt. 

In Reaktion auf die Öffnung der «christlichen» Sammelparteien 

nach rechts erfolgte die Wiedergründung des Zentrums als bürgerli- 

che Partei der sogenannten Mitte und des sozialen Ausgleichs, wie es 

im Soester Programm vom 14. Oktober 19451 hiess. Es lehnte – ne- 

ben der von Faschisten und Militaristen – auch die Mitgliedschaft al- 

ler derjenigen, die zum Untergang der Weimarer Republik und zum 

Aufkommen der NSDAP beigetragen haben, beziehungsweise die 

Zusammenarbeit mit ihnen ausdrücklich ab. Das Programm for- 

derte im Rahmen einer bürgerlich-demokratischen Grundkonzep- 

tion die «Auflösung der grosskapitalistischen Trust-, Kartell- und 

Monopolbildungen», hielt jedoch insgesamt-besonders in der Kul- 

turpolitik weitgehend an traditionellen Zentrumsforderungen fest. 

Die Rivalität zur entstehenden CDU, die durch die Orientierung auf 

eine weitgehend kongruente Mitglieder- und Wählerbasis von An- 

 

1 Siehe Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 

1945, Bd. 2, S. 244 f. 
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fang angegeben war, führte, besonders in Westfalen, zu erbitterten 

Auseinandersetzungen. Zentrumsführer wie Wilhelm Hamacher, 

Johannes Brockmann und Helene Wessel griffen dabei ausserordent- 

lich scharf und schonungslos die reaktionären Führungskräfte in der 

CDU an, entlarvten deren reaktionäre Ziele. So heisst es in einem 

Leitartikel der «Rhein-Ruhr-Zeitung», Essen, vom 3. September 

1946: «So wurde aber die CDU zum Sammelbecken der Reaktion. 

Die Demokraten in der Führung der CDU geben sich der trügeri- 

schen Hoffnung hin, sie könnten aus diesen Reaktionären über- 

zeugte und gesinnungstreue Demokraten machen . . . Diese 

Rechtsparteiler von gestern, die sich in den CDU-Vorständen sprei- 

zen, zitterten im Frühjahr 1945 noch um Leben und Besitz . . .» 

Das Zentrum verfügte im Gebiet Nordrhein Westfalens jedoch erst 

seit Mai 1946 über diese einzige Zeitung, so dass sein Aktionsradius 

ausserordentlich beschränkt blieb. 

Der durch die Mehrheit des Klerus und Kirchenapparates sowie 

grosskapitalistischer Kreise auch organisatorisch unterstützten 

CDU war die Zentrumspartei nicht gewachsen. Im Wesentlichen auf 

Gebiete Nordrhein-Westfalens und Niedersachsens beschränkt, 

blieb ihr Einfluss begrenzt. 

Auch in den westzonalen liberalen Landesverbänden waren in- 

zwischen demokratische und patriotische Vertreter des Bürgertums 

aus den liberalen Spitzengremien weitgehend ausgebootet worden, 

wie zum Beispiel der ehemalige erste Vorsitzende der LDP in Hes- 

sen, Dr. Fertsch, der die Forderung eines organisatorischen An- 

schlusses an die Reichsleitung in Berlin vertreten hatte. An seine 

Stelle war August Martin Euler getreten, der zu Beginn des Zweiten 

Weltkrieges bevollmächtigter Vertragsjurist beim IG-Farben-Kon- 

zern geworden und als Organisator für die Deportation von 

Zwangsarbeitern aus den besetzten Ostgebieten eingesetzt gewesen 

war. Auch nach 1945 waren seine Verbindungen zum IG-Farben- 

Konzern nicht abgerissen. Euler fungierte als zweiter Vorsitzender 

der am 28. und 29. September 1946 in Frankfurt am Main gegründe- 

ten Dachorganisation der liberalen Landesverbände der amerikani- 

schen Zone, deren erster Vorsitzender der spätere Bundespräsident 

Theodor Heuss und deren dritter Vorsitzender Thomas Dehler war. 

In der britischen Zone übten bereits 1946 solche reaktionären, mehr 
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zu einem nationalistischen als zu einem «kosmopolitischen» Kurs 

tendierenden grossbürgerlichen Interessenvertreter wie Franz Blü- 

cher, erster Vorsitzender der FDP der britischen Zone, und Friedrich 

Middelhauve, Landesvorsitzender der FDP im Rheinland, massgeb- 

lichen Einfluss auf den Kurs der Partei aus. Mit Hilfe einer sozialen 

Demagogie, die der vorhandenen gesellschaftlichen Psychologie 

Rechnung trug, suchten sie die Beseitigung der Monopolvereini- 

gungen und die Entmachtung des Monopolkapitals zu verhindern, 

verfolgten sie ebenso wie die Euler und Dehler sowie die Heuss, 

Reinhold Maier und Ernst Mayer, die an der Spitze der Demokrati- 

schen Volkspartei (DVP) in Baden-Württemberg standen, einen ge- 

gen eine antifaschistisch-demokratische Umwälzung gerichteten, 

sozialreaktionären und restaurativen Kurs. Gleiches muss von den 

liberalen Parteiführungen in der französischen Besatzungszone ge- 

sagt werden. 

Die parteipolitische Taktik der grossbürgerlichen Reaktion fand in 

Konrad Adenauer ihren profiliertesten Vertreter. Adenauer erlangte 

nicht nur kraft seiner früheren Stellung als bedeutender Zentrums- 

führer, Oberbürgermeister von Köln und Präsident des Preussischen 

Staatsrates führenden Einfluss. Er verstand es vielmehr, sich am be- 

sten von allen in Frage kommenden reaktionären bürgerlichen Poli- 

tikern auf die gegebene Situation einzustellen. 

In der Situation der ersten Nachkriegsjahre, wo der Akzent so 

vorrangig bei den Fragen des wirtschaftlichen und sozialen Neuauf- 

baus, der Umgestaltung der gesellschaftspolitischen Verhältnisse 

lag, kam Adenauer sein intensives Studium der päpstlichen Sozial- 

enzyklika Quadragesimo anno (1931) und der katholischen Sozial- 

lehre zustatten, das er 1934, bei einer Zuflucht im Kloster Maria 

Laach, betrieben hatte. Während Adenauer sich nicht an den Partei- 

gründungen beteiligt und parteipolitisch zurückgehalten hatte, kon- 

zentrierte er sich seit Herbst 1945 auf die Arbeit in der Christlich- 

Demokratischen Partei. 

Er begann, vor allem in Anlehnung an die katholische Soziallehre 

und neoliberale Gedankengänge Wilhelm Röpkes,2 ein ganzes Sy- 

 

2 Einflussreich war vor allem das Buch von Wilhelm Röpke «Die deut-

sche Frage». Erlenbach-Zürich 1945. Adenauer bekannte sich z.B. in einer 

Landtagsrede zu den Vorstellungen Röpkes. (Siehe Landtag Nordrhein-

Westfalen. Stenographischer Bericht 
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stem wirtschafts- und sozialpolitischer Vorstellungen zu entwi-

ckeln, die er mit seinen politischen Maximen verknüpfte. Durch die 

betont «soziale» Komponente seiner politischen Konzeption gelang 

es ihm zu einem grossen Teil, das Odium des politischen Reaktio- 

närs, das ihm seit der Weimarer Republik besonders in Kreisen der 

Werktätigen anhaftete, zu entkräften oder doch abzumildern – in 

besonderem Masse natürlich innerhalb der CDU. 

Die reaktionären Führungskräfte drosselten, trotz reichlich vor- 

handener Geldmittel, auf den Provinz- und Länderebenen den Aus- 

bau des Organisationsgefüges der Christlich-Demokratischen Par- 

teien. Sie waren an einem solchen Ausbau, an einer geregelten Ein- 

wirkung der unteren Einheiten, an Delegiertenwahlen und Parteita- 

gen wenig interessiert. Der erste Parteitag der CDU des Rheinlandes 

fand im Dezember 1946, der erste Zonenparteitag gar erst im Spät- 

sommer 1947 statt, wobei von demokratischen Delegiert en wählen 

keine Rede war. Demgegenüber zogen es die Adenauer, Lehr, 

Pferdmenges und ihresgleichen vor, das Organisationsgefüge nur 

lose zu knüpfen, dafür autoritäre Spitzengremien zu schaffen, die 

die Parteilinie ohne demokratische Kontrolle festlegten und von 

oben nach unten durchdrückten. Solche Gremien waren vor allem 

der Zonenausschuss der CDU der britischen Zone, der Zonenver- 

bindungsausschuss, der sogenannte Ellwanger Kreis, der führende 

CDU-Politiker der amerikanischen und französischen Zone zeit- 

weise zusammenfasste, sowie die Vorstände der Landtagsfraktionen 

unter Hinzuziehung der CDU/CSU-Minister. Der lose und unde- 

mokratische Organisationsaufbau trug dazu bei, den Einfluss der 

christlichen Werktätigen innerhalb der Partei wesentlich zu be- 

schränken. «Das politische Gesicht der CDU einschliesslich ihrer 

Struktur wurde mehr und mehr durch das regelmässige Zusammen- 

treffen der Landesverbandsvorsitzenden mit anderen . . . wesentli- 

chen Kräften ... – hauptsächlich Ministern und Parlamentariern – 

geformt.3 Da es – abgesehen von der sowjetischen Besatzungszone- 

über die zweite Vollsitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 

12. und 13. November 1946 zu Düsseldorf, o. O. u. J., S. 17.) 

 
3 Rudolf Wildenmann: Partei und Fraktion. Ein Beitrag zur Analyse 

der politischen Willensbildung und des Parteiensystems in der Bundesrepublik 

(Schriftenreihe der Vereinigung für die Wissenschaft von der Politik. Hrsg, von 
Dolf Sternberger, Bd. 2), Meisenheim 1954, S. 47. 
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nur in der britischen Zone zu einer zonalen Zusammenfassung der 

Landesverbände der «christlichen» Sammelparteien kam, wurde die 

durch wirtschaftliche Faktoren und Mitgliederzahl untermauerte 

Führungsrolle des CDU-Zonenausschusses für die Westzonen noch 

wesentlich gestärkt. 

Auf der Tagung des Zonenausschusses in Neheim-Hüsten, die 

vom 26. Februar bis 1. März stattfand, wurde Adenauer endgültig 

zum Vorsitzenden gewählt, nachdem er bereits am 5. Februar 1946 

erster Vorsitzender des Landesverbandes Rheinland geworden war. 

Gestützt auf das Kölner Zonensekretariat der CDU konnte Ade- 

nauer von diesen Positionen aus und als späterer Fraktionsvorsit- 

zender im Landtag von Nordrhein-Westfalen wesentlichen, tenden- 

ziell zunehmenden Einfluss auf die «christliche» Politik in den 

Westzonen und auf deren politische Entwicklung ausüben. 

2. Westzonenseparatismus und restaurativer Föderalismus 

Unter dem Einfluss Adenauers kam es zu keiner wirksamen Zusam- 

menarbeit mit der CDU der sowjetischen Besatzungszone, wurde 

der Rahmen der CDU-Tätigkeit immer ausschliesslicher auf die 

Westzonen und damit auf deren Separatentwicklung beschränkt. 

Zunächst schien es allerdings, als ob die Berliner CDU mit ihrer 

Orientierung auf ein ganz Deutschland umfassendes Föderativsy- 

stem einen dominierenden Einfluss auf die Entwicklung der CDU 

ausüben würde. So hatte sich die 1. Reichstagung der CDU, die vom 

14. bis 16. Dezember 1945 in Bad Godesberg tagte, dazu bekannt: 

«Die Einheit des Reiches ist unser unabänderlicher Grundsatz; sie 

zu bewahren unsere Pflicht.»4 

Demgegenüber hatte sich Adenauer – wie wir sahen – bereits am 

5. Oktober 1945 für die baldige Bildung eines westzonalen Bundes- 

staates ausgesprochen. Er hatte die sowjetische Besatzungszone be- 

reits abgeschrieben und richtete sein Hauptaugenmerk darauf, alle 

 

4 Karl Zimmermann: Erste Reichstagung der Christlich-Demokrati-
schen Union in Godesberg am 14., 15. und 16. Dezember 1945, Schrif-
tenreihe der CDU des Rheinlandes, Heft 3, Köln (1946), S. 14. 
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Einflüsse von dort, auch von der dortigen CDU, auf die Westzonen 

abzublocken. Am 31. Oktober präzisierte Adenauer seine Lagebe- 

urteilung in einem Brief an den Oberbürgermeister von Duisburg, 

Weitz, folgendermassen: 

«. . . Russland hat in Händen: die östliche Hälfte Deutschlands, 

Polen, den Balkan, anscheinend Ungarn, einen Teil Österreichs. 

Russland entzieht sich immer mehr der Zusammenarbeit mit den an- 

deren Grossmächten und schaltet in den von ihm beherrschten Ge- 

bieten völlig nach eigenem Gutdünken. In den von ihm beherrschten 

Ländern herrschen schon jetzt ganz andere wirtschaftliche und poli- 

tische Grundsätze als in dem übrigen Teil Europas. Damit ist die 

Trennung in Osteuropa, das russische Gebiet, und Westeuropa eine 

Tatsache . . . Zum staatsrechtlichen Gefüge des nicht von Russland 

besetzten Teiles Deutschlands: Ein vernünftiges staatsrechtliches 

Gefüge besteht zurzeit überhaupt nicht, es muss wiederhergestellt 

werden. Die Schaffung eines zentralisierten Einheitsstaates wird 

nicht möglich, auch nicht wünschenswert sein, der staatsrechtliche 

Zusammenhang kann lockerer sein als früher, etwa in der Form eines 

bundesstaatlichen Verhältnisses.»5 

Mitte Mai 1946 plädierte auch der ehemalige pommersche Junker 

Hans Schlange-Schöningen als Leiter des Zentralamtes für Ernäh- 

rung und Landwirtschaft in der britischen Zone in einer Denkschrift 

an die britische Militärregierung für die sofortige staatliche Zusam- 

menfassung der drei Westzonen. In dieser Denkschrift, die er kurz 

nach seiner Rückkehr von einer Dienstreise nach Thüringen verfasst 

hatte, schrieb er, es sei jetzt «notwendig, die drei Westzonen im 

Sinne einer zielklaren Westpolitik unter einer deutschen Zentralre- 

gierung mit Exekutivgewalt zu organisieren und damit einen wirt- 

schaftlich gesunden und politisch gefestigten Block gegen die russi- 

schen Bestrebungen zu schaffen, der einen festen Anschluss an die 

westeuropäische Politik und Kultur findet».6 Schlange-Schöningen 

hatte in der Regierung Brüning den Posten eines Reichskommissars 

für die Osthilfe innegehabt, hatte auf der von Goerdeler vorbereite- 

 

5 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 39/40. 
6 Im Schatten des Hungers. Dokumentarisches zur Ernährungspolitik 

und Ernährungswirtschaft in den Jahren 1945-1949. Hrsg, von Hans 

Schlange-Schöningen, bearb. v. Justus Rohrbach, Hamburg und (West-)  

Berlin (1955), S. 97 f. 
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ten Ministerliste gestanden und war ein Mitbegründer der CDU in 

Schleswig-Holstein. 

Am 3. April fand in Stuttgart eine Besprechung zwischen führen- 

den christlich-demokratischen beziehungsweise christlich-sozialen 

Politikern der Westzonen statt. An ihr nahmen für die britische 

Zone der Vorsitzende des CDU-Zonenausschusses, Konrad Ade- 

nauer, sowie der schleswig-holsteinische Oberpräsident Theodor 

Steltzer, der hessische Ministerpräsident Werner Hilpert, der stell- 

vertretende Ministerpräsicent von Nord-Baden, Heinrich Köhler, 

für die bayrische CSU Josef Müller und der ehemalige Botschafter 

Friedrich von Prittwitz und Gaffron, für die CDU Nord-Württem- 

bergs Wirtschaftsminister Joseph Andree, Josef Ersing und Wilhelm 

Simpfendörfer teil. 

In einer Aktennotiz Konrad Adenauers vom 6. April 1946, die 

den Landesverbänden der CDU beziehungsweise CSU zur Kennt- 

nis gegeben wurde, heisst es über die Ergebnisse dieser Besprechung: 

«Nach eingehender Aussprache über die Prinzipien und die grund- 

legenden Forderungen der verschiedenen Parteien wurde Folgendes 

beschlossen: 

Die Christlich-Soziale Partei Bayern, die CDU Württemberg, 

Nordbaden, Gross-Hessen vereinigen sich zu einer Partei, die den 

Namen «Christliche Union’ führen wird. Die CDU der britischen 

Zone wird ebenso wie die Christliche Union der amerikanischen 

Zone bei den entsprechenden militärischen Stellen die Zustimmung 

dazu nachsuchen, dass sie sich zu einer Partei zusammenschliessen. 

Alle Anwesenden waren sich darin einig, dass alles geschehen soll, 

damit die CDU Berlins und der russischen Zone ebenfalls sich mit 

den Parteien der übrigen Zone zusammenschliessen solle, dass aber 

der Sitz der künftigen Parteileitung nicht Berlin oder ein Ort der rus- 

sischen Zone sein dürfte. Man war sich auch darüber einig, dass trotz 

der grossen Bedeutung, die eine Lösung der Ostfrage in einer für 

Deutschland erträglichen Weise hat, Berlin auch dann nicht Sitz der 

Parteileitung für ganz Deutschland sein würde, wenn Berlin nicht 

von den Russen usw. besetzt wäre. Man war sich weiter darin einig, 

dass man danach streben müsse, einen Ort zum Sitz der Parteileitung 

zu machen, der etwa in der Mainlinie liege. Da Dr. Adenauer mit- 

teilte, dass Herr Jakob Kaiser, Berlin, ihn vor seiner Rückkehr nach 
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Berlin aufsuchen würde, wurde er ersucht, Herrn Kaiser die obigen 

Beschlüsse mitzuteilen. Er wurde weiter ersucht, Herrn Jakob Kai- 

ser mitzuteilen, dass trotz der grössten Hochachtung vor seiner Per- 

son und der Mannhaftigkeit, mit der er auf seinem schweren Posten 

ausharre, die Anwesenden sich nicht einverstanden erklären könn- 

ten mit verschiedenen Sätzen, die Herr Kaiser in der letzten Zeit in 

öffentlichen Reden programmatisch ausgesprochen habe oder die in 

dem von der CDU-Leitung Berlin herausgegebenen Material enthal- 

ten seien. Es wurden insbesondere in dieser Hinsicht folgende Aus- 

führungen angeführt, mit denen man nicht einverstanden sei: 

1. auf deutschem Boden beziehungsweise in Berlin müsse eine 

          Synthese zwischen Ost und West erfolgen, 

2. die bürgerliche Epoche sei zu Ende, 

3. das Kommunistische Manifest sei eine Grosstat. 

Dr. Adenauer wurde weiter ersucht, Herrn Jakob Kaiser als ein- 

stimmige Ansicht der Versammelten mitzuteilen, dass Ausführun- 

gen wie: ‚Wir sind Sozialisten’ oder ‚Christlicher Sozialismus’ nicht 

am Platze seien. Es handele sich dabei nach der Ansicht der Anwe- 

senden um Schlagworte ohne besonderen Inhalt, die aber geeignet 

seien, Verwirrung und tiefgehende Meinungsverschiedenheiten un- 

ter den Anhängern der CDU beziehungsweise der Bayrischen Christ-

lich-Sozialen Union hervorzurufen . . . 

Herr Dr. Adenauer wurde weiter von allen Anwesenden beauf- 

tragt, Herrn Jakob Kaiser mitzuteilen, dass eine Beschickung des 

von der CDU Berlin für die nächste Zeit vorgesehenen Parteitages 

durch Vertreter der CDU in den anderen Teilen Deutschlands für 

unerwünscht gehalten werde, weil man sich nicht der Gefahr ausset- 

zen dürfe, in der Atmosphäre der russischen Zone zu Beschlüssen zu 

kommen, die vom Standpunkt der Parteien der übrigen Zonen aus 

unerwünscht seien, und weil man auch nicht den Schein hervorrufen 

dürfe, als ob in der russischen Zone ein für sämtliche Parteien mass- 

gebender Tag abgehalten würde.»7 

Adenauer interpretierte am 8. April 1946 die Stuttgarter Abspra- 

chen in einem Bericht über seine Besprechung mit Kaiser, den er an 

dieselben Adressaten richtete, noch folgendermassen: «Ich habe 

 

7 Siehe Historisches Archiv der Parteileitung der CDU, Berlin, Akte Nr. 80: be-

treffend Konrad Adenauer. 
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Herrn Kaiser ausdrücklich erklärt, dass es für den Westen wie für den 

Süden Deutschlands ganz ausgeschlossen sei, dass nach einer Wie- 

dererrichtung Deutschlands die politische Zentrale des neuen 

Deutschlands in Berlin ihren Sitz finde. Dabei sei es ganz gleichgül- 

tig, ob und von wem Berlin und der Osten besetzt seien . . .»8 Im 

November 1946 präzisierte Adenauer diese Ansicht dahingehend, 

dass die zukünftige deutsche Hauptstadt an der Mainlinie liegen 

müsse. 

Selbst wenn man in Rechnung stellt, dass es sich hier um subjektiv 

gefärbte Aktennotizen Adenauers handelt, werden doch wichtige 

Grundpositionen deutlich, die von den führenden westzonalen 

CDU- und CSU-Politikern bezogen wurden: Eine eindeutige 

Orientierung auf die Westzonen; eine Frontstellung gegen die Ent- 

wicklung in der sowjetischen Besatzungszone und damit gegen 

Geist und Buchstaben des Potsdamer Abkommens, in der keinerlei 

Bereitschaft enthalten war, im Interesse der Herstellung eines ge- 

samtdeutschen Staates Kompromisse einzvgehen; die unbedingte 

Abschirmung der Westzonen von Einflüssen der antifaschistisch- 

demokratischen Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone. 

Obwohl viele CDU- und CSU-Politiker sich damals noch scheuten, 

die von Adenauer bereits gezogenen Konsequenzen in Richtung ei- 

nes separaten Westzonenstaates zu ziehen, lief ihre politische, re- 

staurative Grundposition faktisch ebenfalls darauf hinaus; denn in 

ihren Vorstellungen hatte nur ein solcher deutscher Staatenbund 

oder Bundesstaat Platz, der unter Bruch des Potsdamer Abkom- 

mens eindeutig von der restaurativen Entwicklung in den Westzo- 

nen dominiert wurde und insgesamt antikommunistisch und anti- 

sowjetisch, «prowestlich» orientiert war. 

Ein Grundelement der politischen Konzeption der führenden 

CDU- und CSU-Politiker war der Gedanke des Föderalismus. In 

Anknüpfung an bestimmte länderpartikularistische Traditionen, die 

zum Teil aus Reaktionen auf den Prozess der Verpreussung Deutsch- 

lands genährt worden waren, fand das föderalistische Prinzip nach 

dem Zweiten Weltkrieg in bestimmten bürgerlichen Kreisen West- 

und Süddeutschlands eine zeitweilige Aufwertung. 

8 Hans Georg Wieck: Christliche und Freie Demokraten . . ., S. 193. 
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Die Kräfte der politischen Reaktion nutzten die vor allem in den 

meisten westzonalen christlich-demokratischen beziehungsweise 

christlich-sozialen Gründungsprogrammen enthaltenen föderalisti- 

schen Bekenntnisse für ihre Zwecke aus. 

Führende CDU/CSU-Politiker erklärten 1946 offen: «Wir sind 

gegen den Einheitsstaat, weil bei ihm alle Macht an einer Stelle zu- 

sammengeballt ist und dies dem Grundsatz der Machtverteilung wi- 

derspricht. Es kommt hinzu, dass wir noch nicht mitSicherheit sagen 

können, welches die innerpolitische Zukunft Deutschlands sein 

wird. Unter solchen Umständen alle Macht an einer einzigen Stelle 

zu konzentrieren, kann sich besonders dann als Leichtsinn erweisen, 

wenn diese einzige Stelle in die Gewalt antifreiheitlicher Kräfte ge-

raten sollte.»9 

Extrem föderalistische, partikularistische Bestrebungen traten be- 

sonders in Bayern stark hervor. Sie zeigten sich auch in sozialdemo- 

kratischen Kreisen um Wilhelm Hoegner, der in einer Denkschrift 

vom April 1945 forderte, Bayern müsse als Gliedstaat eines Deut- 

schen Bundes ein souveräner Staat mit eigenen Hoheitsrechten wer- 

den. 

Die um die sogenannten christlichen Sammelparteien in den 

Westzonen gruppierten Hauptkräfte der deutschen Reaktion ver- 

banden die Propagierung des föderalistischen Prinzips einerseits mit 

ihren antisowjetischen westeuropäischen Vereinigungsbestrebun- 

gen (Errichtung eines europäischen Föderativsystems, andererseits 

mit dem Gedanken, westzonale Länderstaaten als eine Art restaura- 

tive «Ordnungszellen» zu errichten, von denen aus dann ein deut- 

sches Föderativsystem beherrscht werden könnte. Vor allem konnte 

auf diesem Wege der direkten Errichtung einer deutschen Zentralre- 

gierung durch das deutsche Volk zugunsten eines indirekten Weges 

vorgebeugt und deren Kompetenzen ganz nach den Umständen aus- 

geweitet oder eingeschränkt werden. Neben der bayrischen war es 

vor allem eine nordrhein-westfälische «Ordnungszelle», auf die sich 

die Bestrebungen der CDU/CSU konzentrierten. 

Konrad Adenauer erklärte auf dem ersten Landesparteitag der 

 

9 Manfred Luda: Die CDU und ihr föderalistisches Programm, Rechts- 

und staatswiss. Diss., Köln 1955, S. 70. 
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rheinländischen CDU am 10. Dezember 1946, dass die Entschei- 

dung über die Zukunft Deutschlands, das heisst Westdeutschlands, 

in der britischen Zone falle – und hier falle sie in Nordrhein-Westfa- 

len als dem Schwerpunkt und der Hochburg der deutschen Mono- 

polwirtschaft. 

Die reaktionäre Bourgeoisie konzentrierte sich ganz besonders 

darauf, ihre Macht in diesem Gebiet wiederherzustellen und ihm den 

Charakter und die Funktion einer restaurativen Ordnungszelle zu 

geben. 

Die Exponenten und Hintermänner der «christlichen Politik» wa- 

ren deshalb auch die massgeblichen Initiatoren für die Bildung des 

Landes Nordrhein-Westfalen, die am 17. Juli 1946 von der briti- 

schen Militärregierung verkündet wurde. Der Plan für die Bildung 

Nordrhein-Westfalens war über den damaligen Oberpräsidenten 

der Nordrhein-Provinz, Robert Lehr, der britischen Militärregie- 

rung unterbreitet und durchgesetzt worden, nachdem er die Zu- 

stimmung von massgeblichen Kreisen in London und Unternehme- 

rorganisationen in der britischen Zone gefunden hatte. 

Zunächst sei die Begründung zitiert, die Konrad Adenauer im 

Sommer 1946 vor dem Zonenausschuss der CDU in der britischen 

Zone zur Bejahung der Bildung Nordrhein-Westfalens gab. In der 

Adenauer-Biographie von Paul Weymar heisst es dazu: «Ironisch 

stellte er fest, ein neues Land, das nur die industriellen Bezirke an der 

Ruhr umfasst hätte, wäre zweifellos von der SPD begrüsst worden. 

Denn damit wäre das Ruhrrevier, das von jeher eine Domäne der so- 

zialistischen Parteien war, zu einem Exerziergelände für marxisti- 

sche Ideologien geworden . . . durch die Einbeziehung des Rhein- 

landes mit seiner überwiegenden konservativ gerichteten Bevölke- 

rung in den neuen Staat ( !) sei die Möglichkeit gegeben, die Vorherr- 

schaft der sozialistischen Parteien im Industrierevier zu brechen.»10 

10 Paul Weymar: Konrad Adenauer, S. 326 f. – Die CDU-Politiker stütz-

ten sich dabei auf wahlstatistische Analysen aus der Zeit der Weimarer 

Republik. Berechnet man die Reichstagswahlergebnisse für das Gebiet 

Nordrhein-Westfalens, so gelangten die Arbeiterparteien, die im Ruhrge-

biet dominierten, im gesamten Gebiet niemals über 36 Prozent der gülti-

gen Stimmen. Insbesondere in den nordrheinischen Wahlkreisen 
Köln-Aachen und Düsseldorf-West wurde bürgerlich gewählt, vor allem 

die Zentrumspanei, deren gesamter Stimmenanteil im Gebiet Nordrhein-

Westfalens allerdings von 40,6 Prozent, 1919, bis auf 30,3 Prozent, Juli 
1932, zurückging.  184 



Der unter föderalistischer Flagge betriebene Länderpartikularis- 

mus behinderte die Herausbildung einheitlicher demokratischer 

Organisationen, schwächte und zersplitterte gewerkschaftliche und 

andere demokratische Bewegungen.11 Gleichzeitig bot er die beste 

Grundlage für einen den restaurativen Interessen dienenden Aufbau 

eines reaktionären Verwaltungsapparates über den Ländern, da ge- 

wählte Vertretungskörperschaften auf die Länder beschränkt blie- 

ben. Die Entwicklung über die Länder hinaus konnte weitgehend 

der direkten demokratischen Kontrolle entzogen, hinter dem Rücken 

des Volkes durch eine Art föderalen Restaurationsmechanismus 

vorangetrieben werden. Diese Konzeptionen verbargen sich hinter 

der von der politischen Reaktion überall propagierten Losung des 

Föderalismus, die in den Westzonen in allen bürgerlichen Parteipro- 

grammen ihren Niederschlag fand. Sie wurde dabei als die angeblich 

einzige staatsorganisatorische Antithese zum hitlerfaschistischen 

Einheitsstaat demokratisch und antifaschistisch interpretiert, was 

breite Wählerkreise nicht unbeeinflusst liess. 

3. Losungen und Leitlinien «christlicher» Politik 

in der ersten Nachkriegsetappe 

Die politisch-ideologische Linie der Entwicklung der CDU der bri- 

tischen Zone wurde seit Anfang 1946 wesentlich von Konrad Ade- 

nauer beeinflusst. Anknüpfend an die verschiedenen 1945 aufgestell- 

ten programmatischen Leitsätze entwickelte er – unter Verstärkung 

reaktionärer Elemente beziehungsweise Hervorkehrung reaktionä- 

rer Ansatzpunkte – die Grundzüge einer politischen Restaurations- 

ideologie für die Nachkriegsperiode. Die wesentlichen Dokumente, 

in denen diese Konzeption entwickelt wurde, waren Adenauers 

mehrstündige Rede in der Aula der Kölner Universität am 24. März 

1946, die als Broschüre und teilweise über den Rundfunk weite Ver- 

breitung fand, seine Essener Leitsätze zur Wirtschaftspolitik vom 

11 In der amerikanischen und französischen Besatzungszone blieb die Ge-

werkschaftsentwicklung bis 1949 auf den Rahmen der Länder beschränkt. 
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August 1946 sowie seine Reden zu den Herbstwahlen in der briti- 

schen Zone. Die in diesen Reden entwickelten Grundgedanken be- 

stimmten die vorherrschende Linie der politischen Propaganda der 

CDU der britischen Zone und darüber hinaus. 

Die «christlichen» Politiker nutzten in ihrer Propaganda den Ein- 

druck des wirtschaftlichen Zusammenbruchs nach 1945, die chaoti- 

schen Verhältnisse aus und erklärten, der Kapitalismus sei tot, es 

gebe auch keine Grosskapitalisten mehr, damit keine Klassen und 

keinen Klassenkampf. An die Stelle des überholten Klassenkampfes 

könne daher ohne Weiteres und müsse nun die «Sozialpartnerschaft» 

treten. In diesem Rahmen sollten die Werktätigen das Recht der 

«Mitwirkung» im Betrieb und im Wirtschaftsgeschehen erhalten 

und irgendeine «Beteiligung der Arbeiterschaft am Ertrag». 

Durch Verwendung eines demagogischen Kapitalismusbegriffs, 

der eine bestimmte historische Form des Kapitalismus beziehungs- 

weise nur die kapitalistischen «Auswüchse» eines «einseitigen Ge- 

winn- und Machtstrebens» darunter verstand, kam diese CDU- 

Propaganda den vielerorts vorhandenen antikapitalistischen Stim- 

mungen – eine der Formen, in denen die antifaschistisch-demokrati- 

schen Bestrebungen zum Ausdruck kamen – in Worten entgegen. 

Mit der Verdammung des alten «liberalen» Kapitalismus bezie- 

hungsweise seiner Verfälschung und Totsagung sollte vor allem der 

Sozialismus getroffen werden. Adenauer und seinesgleichen schluss- 

folgerten demagogisch, dass, wenn der Kapitalismus tot sei, nun die 

Existenzberechtigung des Sozialismus als Negation des Kapitalis- 

mus ebenfalls nicht mehr vorhanden sei. Er sei damit nicht nur eine 

zu bekämpfende Alternative, sondern historisch bereits überholt. 

«. . . der Kapitalismus und Sozialismus und ebenso der liberale In- 

dividualismus gehörten ein und derselben Zeitepoche an»,12 be- 

hauptete Adenauer zur Begründung der Essener wirtschaftspoliti- 

schen Leitsätze der CDU in der britischen Zone. In ihnen suchte 

Adenauer die Frage der Enteignung der Monopolherren zu umge- 

hen und eine «Neuordnung» der Grundstoffindustrien durch ge- 

mischt-wirtschaftliche und genossenschaftliche Betriebsformen zu 

 

12  Rheinische Post, 28. August 1946. 
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propagieren.13 Dabei war sein Hauptanliegen, eine Überführung 

dieser Betriebe in die öffentliche Hand zu verhindern: denn in 

Deutschland bestanden andere Bedingungen als in England. Selbst 

eine kapitalistische Nationalisierung der gesamten Grundstoff- und 

Schwerindustrie war unter dem Einfluss der Entwicklung in der so- 

wjetischen Besatzungszone für die westdeutsche Monopolbour- 

geoisie untragbar und undurchführbar, konnte einen ihnen gefährli- 

chen Charakter annehmen. Die westdeutsche Monopolbourgeoisie 

konnte sich auf wirtschaftliche «Experimente» dieser Art nicht ein- 

lassen.14 

Grosssprecherisch verkündete die CDU-Propaganda, dass der von 

der CDU gewiesene Weg über den Marxismus hinausgehe15. Ein so- 

genanntes «machtverteilendes Prinzip» bildete das theoretische 

Kernstück der «christlichen Politik» in den ersten Nachkriegsjah- 

ren. «Unserer Arbeit liegt die Durchführung des machtverteilenden 

Prinzips zugrunde. Dieses machtverteilende Prinzip wird sowohl 

auf wirtschaftlichem Gebiet wie im politischen Leben das ausschlag- 

gebende Prinzip der neuen Ordnung werden müssen»,16 verkündete 

Konrad Adenauer. 

Das «machtverteilende Prinzip» sollte eine Entmachtung der Mo- 

nopolherren vortäuschen, in Wirklichkeit ihrer Enteignung vorbeu- 

gen. Das «machtverteilende Prinzip» wurde von den Exponenten 

der reaktionären CDU-Politik in dem Sinne angewandt, dass sie eine 

13 Das geht deutlich aus den Ausführungen Adenauers auf der Tagung 

des Zonenausschusses der CDU der britischen Zone am 18. Dezember 1946 
in Lippstadt hervor: «In Deutschland ist die gemischt-wirtschaftliche Be-

triebsform seit Jahrzehnten erprobt und angewandt, während man sie in 

England kaum kennt. In der gemischt- wirtschaftlichen Betriebsart arbeiten 
die Kapitalisten von Körperschaften des öffentlichen Rechts mit privatem 

Kapital zusammen, wobei die Körperschaften des öffentlichen Rechts 

durch mehrfaches Stimmrecht ausschlaggebend sind.» (Kölnische Rund-

schau, 20. Dezember 1946.) 

14 Dazu Adenauer: «. . . wir dürfen unter keinen Umständen die geballte 
wirtschaftliche Macht, die im Bergbau und in den Grundstoffindustrien 

liegt, dem Staat übertragen. . . Denn: Wer Herr des Staates heute ist, weiss 

man, wer später einmal Herr des Staates sein wird oder welche Gesinnung 
die Männer haben werden, die später einmal die Geschicke des Staates lei-

ten, das weiss man nicht.» (Erster Parteitag der CDU der britischen Zone 

am 14. und 15. August 1947. Hrsg, vom Zonensekretariat der CDU, Heft 

1, Recklinghausen o. J., S. 6. 

15 Über den Marxismus hinaus. In: Rheinische Post, 22. Februar 1947. 

16 Erster Parteitag der CDU der britischen Zone am 14. und 15. August 

1947, Recklinghausen. Hrsg, vom Zonensekretariat der CDU, H. 1, o. O. j. 
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Verstaatlichung der Grundstoffindustrien mit dem Argument ab- 

lehnten und bekämpften, es würde dann zu einer ungeheuren, ein- 

seitigen Machtzusammenballung beim Staat kommen. Dieser Staat 

werde zwangsläufig zu einem Leviathan, der seine eigenen Kinder 

verschlinge. «Derartige Machtzusammenballungen sind», so er- 

klärte Adenauer im nordrhein-westfälischen Landtag, «gleich ge- 

fährlich für einen Staat und ein Volk, wo sie auch immer entstehen 

mögen, sei es bei Privaten, sei es bei einer Gewerkschaft, sei es beim 

Staat.»17 Deswegen käme nur eine gemischt-wirtschaftliche Be- 

triebsform, eine Gemeinwirtschaft in Frage. Die Föderalisierung, 

die in Vorbereitung befindliche Entflechtung und andere Massnah- 

men wurden als Verwirklichung des «machtverteilenden Prinzips» 

ausgegeben. Im Zusammenhang mit dem «machtverteilenden Prin- 

zip» sollten besonders im Kleinbürgertum Illusionen geweckt wer- 

den. «Mässiger Besitz möglichst vieler ist eine wesentliche Sicherung 

des demokratischen Staates. Der Erwerb mässigen Besitzes ist daher 

nach Möglichkeit zu fördern»,18 erklärte Konrad Adenauer. Die 

Tatsachen sprechen allerdings eine andere Sprache: Seit 1949 verlo- 

ren Hunderttausende Bauern und Handwerker in der Bundesrepu- 

blik ihre Existenz – auf der anderen Seite erfolgte eine privatwirt- 

schaftliche Konzentration grössten Ausmasses. 

Adenauer bezeichnete 1946 die Gewinnung der Mittelschichten 

als eine entscheidende Aufgabe für die CDU, wobei dieser unbe- 

stimmte Begriff in einem ausserordentlich umfassenden Sinne inter- 

pretiert und auch der Arbeiter mit «Eigenheim» dazu gerechnet 

wurde. Die CDU rechnete raffiniert mit einer Kleineigentümerideo- 

logie, die durch die erwähnten gesellschaflichen Kriegs- und Nach- 

kriegsauswirkungen Auftrieb erhielt. 

Es versteht sich von selbst, dass unter den Bedingungen der ersten 

Nachkriegsjahre die christlichen Ideen der Friedensliebe besonders 

ausgenutzt wurden. Ein Beispiel aus unzähligen, das die zweckbe- 

 

17 Landtag Nordrhein-Westfalen. Stenographischer Bericht über die 

fünfte Vollsitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen vom 4. und 6. 
März 1947 zu Düsseldorf, S. 21. 

18 Rede des ersten Vorsitzenden der CDU der britischen Zone, Ober-

bürgermeister a. D., Dr. Konrad Adenauer, in der Aula der Kölner Uni-
versität am 24. März 1946 (Schriftenreihe der «Christlich-Demokrati-
schen Union des Rheinlandes», H. 8, Köln o. J.» S. 10). 
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dingte Demagogie treffend enthüllt, sei zitiert: «Das deutsche Volk 

weiss, dass seine nächste Zukunft schwer sein wird, aber es muss auf 

bessere Zeiten hoffen dürfen. Es will keinen Krieg mehr und ist zu 

dauernder Abrüstung bereit, es wird sogar zu einer dauernden völ- 

kerrechtlichen Neutralisierung bereit sein . . ,»19 verkündete kein 

anderer als Konrad Adenauer, als Bundeskanzler wütendster Feind 

jeder Abrüstung und Neutralisierung Deutschlands. 

Nicht nur zum Stimmenfang und zu Tarnungszwecken wurde die 

Friedens- und Nächstenliebe zu dieser Zeit so strapaziert. Sie bildete 

einen wichtigen Bestandteil der reaktionären Gemeinschaftsbemü- 

hungen, der Propagierung des «sozialen Friedens»,20 der «Sozial- 

partnerschaft». Auf diesem Wege wurde die Entlastung der Nazi- 

und Kriegsverbrecher praktiziert. Ihnen gegenüber sollte «christli- 

che Verzeihung» geübt werden.21 

Der in den ersten Nachkriegsjahren auch von den reaktionären 

«christlichen» Politikern hervorgekehrte Antimilitarismus war zu- 

gleich Bestandteil einer apologetischen Geschichtskonstruktion zu- 

gunsten des deutschen Monopolkapitals. CDU-Politiker nutzten 

das traditionelle westdeutsche Antipreussentum dazu aus, den deut- 

schen Militarismus auf das ostelbische Junkertum einzuschränken 

und ihm die Hauptschuld für die verhängnisvolle deutsche Vergan- 

genheit aufzubürden. Das Grosskapital, das angeblich sowieso in 

Deutschland nicht mehr vorhanden war, wurde zwar nicht völlig 

freigesprochen, aber doch wesentlich entlastet, antimonopolistische 

Massnahmen wurden für die Westzonen als weniger dringlich hinge- 

stellt. 

Im Mittelpunkt der propagandistischen Linie der «christlichen 

Politik» stand jedoch der Antikommunismus, der sich nach Chur- 

chills berüchtigter antisowjetischer Rede in Fulton vom 5. März 

1946 des Rückhalts bei den Westmächten gewiss war und mächtigen 

Auftrieb erhielt. 

     Der Antikommunismus bildete zugleich Grundlage, Ausgangs- 

 

19 Westfalen-Zeitung, 31. Dezember 1946. 
20 Siehe «Mich erbarmt des Volkes!» Kundgebung der deutschen Bi-

schöfe. In: Kirchenzeitung für das Erzbistum Köln, 1947, Nr. 18, S. 120 f. 

21 Siehe Kundgebung des Katholikenkomitees der Erzdiözese Köln. In: 

Ebenda, 1947, Nr. 7, S. 43.  
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punkt und Stossrichtung für die Ideologie des «christlichen» Weges, 

der über Kapitalismus und Sozialismus hinausführen sollte. Der 

ideologisch-politische Antikommunismus ergänzte den organisato- 

risch-politischen, der die Kommunistische Partei behinderte und 

isolieren sollte. 

Der Antikommunismus stellte die wesentliche und allgemeinste 

ideologische Form der Massenbeeinflussung für die Interessen der 

Monopolbourgeoisie dar, vor allem auch zu der Zeit, als deren poli- 

tische Macht am Boden lag und sich nur langsam restaurierte. Der 

christlich motivierte Antikommunismus diente der reaktionären 

deutschen Bourgeoisie in Westdeutschland nach 1945 als Haupt- 

waffe zur Vertiefung der Spaltung der Arbeiterklasse in den West- 

zonen, zur Isolierung der KPD als der konsequenten antiimperiali- 

stischen Führungskraft und damit zur entscheidenden Schwächung 

der Kampfkraft der antifaschistisch-demokratischen Massenbewe- 

gung; zur Desorientierung und Desorganisierung der Front des anti- 

faschistisch-demokratischen Kampfes der Werktätigen; zur Samm- 

lung und Ausrichtung aller reaktionären und opportunistischen 

Kräfte. Er richtete sich nicht nur gegen die KPD, sondern auch ge- 

gen SPD und Gewerkschaften beziehungsweise gegen eine selbstän- 

dige Arbeiterpolitik in ihnen sowie gegen eine selbständige bürger- 

lich-demokratische Politik antimonopolistischer Zielstellung. 

Der Antikommunismus der reaktionären CDU-Politiker wurde 

historisch-weltanschaulich begründet und stand zugleich mit der 

Propagierung des angeblichen politischen Allheilmittels der «christ- 

lichen Politik» in wechselseitigem Zusammenhang. In der Präambel 

des am 1. März 1946 in Neheim-Hüsten unter der Federführung 

Konrad Adenauers verabschiedeten Programms der CDU der briti- 

schen Zone hiess es dazu: «Die CDU will ein neues, ein anderes 

Deutschland aufbauen. Die Epoche, in der die materialistische 

Weltanschauung in Deutschland die geistige Grundlage wurde, 

Staat, Wirtschaft und Kultur beherrschte, soll zu Ende sein. Auch 

der Nationalsozialismus wurzelt in dieser Weltanschauung, er 

führte die ihr entstammenden Grundsätze.bis zur äussersten Konse- 

quenz durch . . . Nur eine weltanschauliche Änderung des Volkes 

kann eine Besserung bringen . . . An die Stelle der materialistischen 

muss wieder die christliche Weltanschauung treten, an die Stelle der 
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sich aus dem Materialismus ergebenden Grundsätze die Grundsätze 

der christlichen Ethik. Sie müssen bestimmend werden für den Wie- 

deraufbau des Staates und die Abgrenzung seiner Macht, für die 

Rechte und Pflichten der Einzelperson, für das wirtschaftliche und 

soziale Leben, für unsere Kultur, für das Verhältnis der Völker zu- 

einander.»22 

Gegenüber den Kölner Leitsätzen wird die antikommunistische 

Stossrichtung durch den Begriff «materialistische Weltanschauung» 

viel stärker und eindeutiger hervorgehoben, desgleichen der demo- 

kratische Aufbau in Deutschland als eine angeblich weltanschauliche 

Frage – verbunden mit Führungsanspruch beziehungsweise Füh- 

rungsmonopol für die CDU. Gegenüber den Kölner antimonopoli- 

stischen Bekenntnissen und Forderungen heisst es lediglich: «Die 

sich aufdrängende Frage der Vergesellschaftung von Teilen der 

Wirtschaft ist zurzeit nicht praktisch, da die deutsche Wirtschaft 

nicht frei ist.23 

Und in seiner Rede vom 24. März 1946 in der Kölner Universität 

präzisierte Adenauer die Rangfolge der politischen Aufgaben, wobei 

die hintergründigen Absichten zum Vorschein kamen: «Wir wollen 

die Grundsätze des christlichen Naturrechtes wiederherstellen . . . 

Wie weit das gelingt, ist heute die Schicksalsfrage unseres Volkes 

und nicht etwa die Frage, wie viele und welche der wenigen uns noch 

verbleibenden Betriebe sozialisiert oder wieviel Hektar Land ent- 

eignet werden sollen.»24 

Die Haupdosung, mit der die westdeutsche CDU unter dem Ein- 

fluss der reaktionären Führungskräfte die Kreis-, Stadt- und Ge- 

meindewahlen von September/Oktober 1946 in der britischen Zone 

bestritt, lautete: «Für Christentum – gegen Marxismus!»25 und in 

abgewandelten Formen: «Marxismus heisst Zwangsstaat. Darum 

wählt CDU.»26 

In einem «letzten Appell an die Wähler» rief Adenauer auf: «In 

 

22 Das Programm der Christlich-Demokratischen Union der britischen 
Zone, Rhöndorf o. J. – Hervorhebungen – d. V.  

23 Ebenda. 

24 Rede des ersten Vorsitzenden der CDU der britischen Zone, Oberbürger-

meister a. D., Dr. Konrad Adenauer . . ., S. 6. 

25 Kölnische Rundschau, 11. Oktober 1946. 

26 Aachener Volkszeitung, 7. September 1946. 
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unserer Zeit wird es sich entscheiden, ob der Marxismus in Deutsch- 

land zur Herrschaft gelangt oder nicht. In der britischen Zone wird 

diese Entscheidung fallen. Zeigt durch eure Stimmabgabe, dass ihr 

die Herrschaft des Marxismus ablehnt.»27 

In den Wahlen sollten die Wähler nicht über wirtschaftliche und 

politische Programme, sondern über ihre Weltanschauung abstim- 

men. 

Diese Desorientierung wurde vom hohen Klerus unterstützt, der 

die Wähler aufrief, «die Kandidaten zu wählen, die eine Neufor- 

mung der sozialen Ordnung nach den Grundsätzen des Naturrechts 

und der christlichen Offenbarung anstreben»,28 wie es in einem Hir- 

tenbrief Kardinal Frings’ hiess. 

Es war für die kompromittierte deutsche Monopolbourgeoisie 

und Reaktion in ihrer labilen politischen Situation besonders wich- 

tig, ihre Gegensätze zu breiten Kreisen des Volkes, zu den christ- 

lich-demokratischen Werktätigen durch eine neue Gemeinschafts- 

ideologie abzumildern, zu verschleiern und zu überbrücken. Die 

Gemeinschaft in der christlichen Weltanschauung – dem angebli- 

chen Allheilmittel für alle Übel der deutschen Geschichte – sollte 

diese Gegensätze überbrücken. Zugleich suchte man in bewährter 

Weise durch Beschwörung eines äusseren Feindes, der dieses All- 

heilmittel gefährdet und bedroht, diese Gemeinschaft zusammenzu- 

schweissen, ihre inneren Widersprüche als Machinationen des äusse- 

ren Feindes darzustellen. Dieser äussere Feind sollten die Sowjet- 

union und die kommunistischen «Handlanger Moskaus» in Deutsch-

land sein. 

«Wir sind das vorgeschobene Bollwerk, an dem sich die Weltan- 

schauungen scheiden. Würden wir vom Kollektivismus überrannt, 

dann wäre Europa preisgegeben. Wenn die abendländische Welt sich 

ihren Lebensraum sichern will, dann muss sie Deutschland mitsi- 

chern, denn wir sind auf Gedeih und Verderb mit der Welt des 

Abendlandes verbunden.»29 

Die Demagogie der äusseren Bedrohung wurde durch die der «äus- 

seren Rettung» ergänzt. Entsprechend der Aussenpolitik sollte im 

 

27 Rheinische Post, 12. Oktober 1946. 

28 Ebenda. 

29 Maria Sevenich in Köln. In: Kölnische Rundschau, 1. Oktober 1946. 
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Begriff des christlichen Abendlandes und der damit verbundenen 

Losung von den Vereinigten Staaten von Europa den Massen erneut 

suggeriert werden, dass schnellste und wirksamste Hilfe über gün- 

stige internationale und aussenpolitische Entwicklungen möglich sei. 

Eine auf diesem Wege vollzogene Angleichung an den westeuropä- 

ischen Lebensstandard erschien vielen als ein schneller und mühelo- 

ser Weg aus dem deutschen Chaos sehr anziehend. Damit im Zu- 

sammenhang stand auch die (spätere) Propagierung der Notwendig- 

keit ausländischer Kredite und amerikanischer «Hilfe». Auf diese 

Weise sollte Unglauben in die eigene Kraft gesät, eine Abwertung 

der inneren Probleme, des Klassenkampfes erreicht und die antina- 

tionale Spaltungs- und Restaurationspolitikpsychologisch vorberei- 

tet und ideologisch begründet werden. In Übereinstimmung mit 

diesem antikommunistischen «Primat der Aussenpolitik» wurde die 

Ernährungskrise und -sabotage zu einer chauvinistischen und revan- 

chistischen Hetze gegen die Oder-Neisse-Grenze ausgenutzt, 

Deutschland sei ohne die Gebiete jenseits von Oder und Neisse nicht 

lebensfähig. 

Der Zonenausschuss der CDU der britischen Zone erklärte am 

6. August 1946 in einer Entschliessung: «Die CDU ist sich darüber 

klar, dass eine endgültige und befriedigende Bereinigung des Flücht- 

lingsproblems nur dadurch möglich ist, dass man den Vertriebenen 

ihre Heimat zurückgibt. Die CDU wird deshalb immer wieder mit 

Nachdruck die Forderung auf Rückgabe der Ostprovinzen erheben, 

ohne die das deutsche Volk nicht leben kann.»30 

Und in einer Entschliessung der Landesflüchtlingsausschüsse der 

CDU/CSU aus der britischen und der amerikanischen Zone wurde 

bekräftigt: «Die in München am 18. und 19. Juli 1947 zu ihrer ersten 

Arbeitstagung versammelten Delegierten der Landesflüchtlingsaus- 

schüsse der CDU/CSU der britischen und amerikanischen Zone ha- 

ben einstimmig folgende Entschliessung gefasst: Die Vertreibung 

von mehr als 14 Millionen Deutscher aus ihrer angestammten Hei-

mat widerspricht jedem Natur- und Völkerrecht. Sie hat die verzwei-

felte Lage des deutschen Volkes in unerträglicher Weise verschärft.  

30 Zit. nach Linus Kather: Die Entmachtung der Vertriebenen, erster 

Band, München-Wien (1964), S. 54. 
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Es gibt deshalb nur eine befriedigende Lösung: die Rückgabe der 

Heimat . . .»31 

Die Wirkung dieser Argumente auf die Kreise der Ostumsiedler 

wurde durch die Bestrebungen zur organisatorischen Zusammenfas- 

sung der Umsiedler in «Flüchtlings»- und «Vertriebenen»-Organi- 

sationen verstärkt, die 1946/47 begannen. Dabei spielte auch der 

hohe Klerus eine massgebliche Rolle. So wurden zum Beispiel am 

23. März 1947 2‘300 katholische Priester aus den ehemaligen deut- 

schen Ostgebieten zu einer Tagung in Königstein im Taunus zu- 

sammengetrommelt. Sie forderten den Zusammenschluss aller «Ver- 

triebenen» und nahmen einen Aufruf zur Revision der Ostgrenzen 

Deutschlands an. 

In den westzonalen Kirchenzeitungen wurde die Hetze gegen die 

Oder-Neisse-Grenze ebenfalls massiv unterstützt. Die «Ostgebiete» 

seien angeblich für die deutsche Ernährung unentbehrlich,32 den 

«Vertriebenen» müsse ihre «Heimat» und ihr «Besitz» wiedergege- 

ben werden.33 

Wie die Nachkriegsentwicklung eindeutig bewies, entbehrten die 

Argumente von der Unentbehrlichkeit der früheren deutschen Ge- 

biete jenseits von Oder und Neisse für die Ernährung jeder sachli- 

chen Grundlage. Die CDU/CSU-Politiker benutzten die Umsied- 

lerproblematik skrupellos für ihre reaktionären politischen Ziele. Sie 

suchten auch aus dem Grunde eine demokratische Bodenreform zu 

torpedieren, um den in der Unzufriedenheit von Millionen nichtan- 

gegliederter Umsiedler vorhandenen Nährstoff für eine revanchisti- 

sche Politik zu erhalten. 

Besonders der spätere Bundespräsident, Heinrich Lübke, betä- 

tigte sich damals als Agrarexperte der CDU gegen jede demokrati- 

sche Bodenreform. In Heft 1 der Schriftenreihe «Politik aus christli- 

cher Verantwortung» setzte er 1946 den Forderungen nach demo- 

kratischer Bodenreform einen ausgeklügelten «Siedlungsplan» ent- 

gegen. Er verwandte viel Mühe, um einen Beweis für die Möglich- 

 

31 Zit. nach Linus Kather: Die Entmachtung der Vetriebenen, erster 

Band, München-Wien (1964), S. 55/56. 

32 Wort der Provinzialsynode. In: Der Weg. Evangelisches Kirchenblatt 

der Nordrhein-Provinz (Wuppenal), 1. Jg., Nr. 13, 22. Dezember 1946. 

33 Kirchenzeitung des Erzbistums Köln, 5. Juni 1947. 
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keit des Unmöglichen anzutreten, wie nämlich die Agrarfrage ohne 

Enteignungen zu lösen sei. Seine Patentrezepte waren z.B. das 

«Ansetzen von Heuerlingen», «Ansetzen eines nachgeborenen Bau- 

ernsohnes auf einem Teil der Hoffläche», Teilverpachtungen, wobei 

die Pächter auf dem Hofe des Verpächters leben usw. Natürlich 

könnten auch Neubauernstellen entstehen, vor allem durch Urbar- 

machung von Ödland, die Aufteilung von Exerzierplätzen usw. 

Ferner hatte Lübke in seinen Plänen noch den Mut, auch den Boden 

der Grossgrundbesitzer nicht gänzlich auszuklammern. Er meinte, 

Boden über 150 ha könne man im Rahmen eines Lastenausgleiches 

in dem Masse heranziehen, wie jeder Deutsche zur Vermögensab- 

gabe für die «Beseitigung der Kriegsfolgen» verpflichtet sei! 

Nachdem der Ruf der Bauern, insbesondere aus Umsiedlerkrei- 

sen, nach Land immer stärker wurde, modifizierte Lübke seine Vor- 

stellungen und sprach sich am 7. September 1946 in einer Wahlver- 

sammlung im Kreise Bielefeld für eine «gesunde Bodenreform» aus. 

Vor allem den «vertriebenen Bauern» müsse sofort geholfen werden, 

560’000 ha Ödland in Westfalen und Hannover müssten urbar ge- 

macht werden. Ausserdem sollte jeder Bauer über 20 ha 2 bis 3 Pro- 

zent seines Bodens abgeben. Also, Bodenreform auf Kosten der ein- 

heimischen Bauern!34 

Im Übrigen waren diese und andere Vorschläge gar nicht so ernst- 

haft gemeint, wie sie offeriert wurden. Sie sollten lediglich politisch 

zu Buche schlagen. Ernst gemeint war vielmehr etwas anderes, was 

Lübke den «vertriebenen Bauern» sagte: «Gebt die Hoffnung auf die 

Rückgewinnung der Ostgebiete nicht auf!» Darin bestand die an- 

gebliche Patentlösung der Agrarfrage und auch der Ernährungspro- 

bleme, wie die CDU/CSU-Führer den westdeutschen Bauern in 

skrupellosem Anknüpfen an die «Volk-ohne-Raum»-Propaganda 

der Nazis seit 1946 mit verhängnisvollen Auswirkungen ständig ein- 

hämmerten. 

Nachdem mit der Hetze gegen die Grenzregelung im Osten der 

Anfang gemacht und der Keim des Misstrauens in die Richtigkeit der 

in Potsdam durch die Alliierten beschlossenen Massnahmen gesät 

worden war, ging man dazu über, überhaupt das ganze Potsdamer 

 

34 Siehe Westfalen-Zeitung, 10. September 1946. 
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Abkommen zu disqualifizieren. So erklärte Adenauer im November 

1946 unumwunden: «Das Potsdamer Abkommen, das kann man 

nicht entschieden genug betonen, ist in seiner ganzen Grundlage die 

Ursache für die Not und das Elend, in das Deutschland versinkt, für 

die Hungersnot und die Notlage der Wirtschaft.»35 

Die ganze politische Skrupellosigkeit der reaktionären Exponen- 

ten einer «christlichen Politik» kam in der raffiniert in die Wege ge- 

leiteten, grundsätzlichen Gleichsetzung von Hitlerfaschismus und 

Marxismus beziehungsweise Kommunismus zum Ausdruck. Die 

materialistische Weltanschauung, der Marxismus und Kommunis- 

mus, wurde von Adenauer für den Klassenkampf verantwortlich 

gemacht, der Staatsallmacht und Entchristlichung heraufbeschwo- 

ren hätte. Der Materialismus und seine historischen Auswirkungen 

führten angeblich zum Hitlerfaschismus, der somit nicht nur ideo- 

logisch in engster Beziehung zum Marxismus stände: «Aus dem Ma- 

terialismus stammt der Kapitalismus, stammt der Sozialismus und 

stammt der Nationalsozialismus. Deshalb wollen wir heute die 

Rückkehr zu christlichem Denken.»36 

Die Diktatur des Proletariats wurde – daran anknüpfend – mit der 

«Einparteiendiktatur» des Hitlerfaschismus aüf eine Stufe gestellt, 

ebenso der demokratische Zentralismus in der Sowjetunion mit dem 

«Totalitarismus» des Nazistaates. Die nazistische Zwangskartelli- 

sierung und die staatliche Wirtschaftsorganisation zugunsten und in 

den Händen der Monopole, die Kriegszwangswirtschaft wurde mit 

der sozialistischen Planwirtschaft gleichgesetzt, wie überhaupt der 

vorgebliche «nationale Sozialismus» der Hitlerfaschisten als Sozia- 

lismus dargestellt wurde, um damit den wirklichen Sozialismus zu 

diffamieren. Auf diese Weise wurde die Kommunistische Partei und 

ihre Weltanschauung aufs Schwerste verleumdet. Die Gefährlichkeit 

und Tücke dieser Form des Antikommunismus bestand gerade in 

dem Bezug auf den Hitlerfaschismus, der nach 1945 zutiefst verhasst 

und kompromittiert war. 

35 Landtag Nordrhein-Westfalen. Stenographischer Bericht über die 

zweite Vollsitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 12. und 13. 
November 1946 zu Düsseldorf, S. 17. – Hervorhebung – d. V. 

36 Schicksal Deutschlands: Schicksal Europas. Adenauer auf Wahl-
kundgebung in Bielefeld. In: Westfalen-Zeitung, 1. April 1947. 
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Unter den in Westdeutschland herrschenden besonderen nachfa- 

schistischen Bedingungen, dem vielerorts niedrigen politischen Be- 

wusstseinsstand und einem mehr sozial psychologisch geprägten an- 

tifaschistischen Demokratismus, vor allem dem Fehlen der bewusst- 

seinsverändernden Kraft revolutionärer Praxis, konnten von dieser 

Propaganda zweifellos weitreichende emotionale Reaktionen her- 

vorgerufen werden. Auch in der damit im Zusammenhang stehen- 

den, stark in den Vordergrund gerückten, «antifaschistisch» aufge- 

zäumten Freiheitsdemagogie wurde eine antikommunistische Be- 

ziehung zwischen Hitlerfaschismus und Kommunismus bezie- 

hungsweise Marxismus hergestellt. 

In einer Wahlrede erklärte Adenauer, wie es in einem Pressebe- 

richt hiess, «die materialistische Weltanschauung des Marxismus 

führe zum Staatssozialismus und sei abzulehnen, da sie zum Tode 

der Freiheit des Einzelnen werde».37 

Dieser Weltanschauungskreuzzug wurde mit einer vielfältigen 

Verunglimpfung der Entwicklung in der sowjetischen Besatzungs- 

zone in Beziehung gebracht, die sich bis zu einer masslosen Greuel- 

propaganda verstieg. 

4. «Christlicher Sozialismus»? 

Bei anscheinend wesentlicher Übereinstimmung in der propagandi- 

stischen Linie gab es doch auch zwischen den Führungskräften der 

CDU der britischen Zone Meinungsverschiedenheiten. Sie entzün- 

deten sich 1946 zwischen der führenden Adenauer-Gruppe und den 

Führern ehemaliger christlicher Gewerkschaften und Arbeiterver- 

eine beziehungsweise den CDU-Sozialausschüssen um Karl Ar- 

nold, Johannes Albers, Heinrich Strunk in der Frage der Losung 

vom «christlichen Sozialismus» beziehungsweise «Sozialismus aus 

christlicher Verantwortung».38 

37 Westfalen-Zeitung, 1. Oktober 1946. 

38 Der Terminus «christlicher Sozialismus» war in die Kölner Leitsätze aufge-

nommen worden, erschien jedoch im Programm der CDU der britischen Zone 

nicht mehr. Karl Arnold propagierte demgegenüber in einer programmatischen 

Rede auf der ersten «Tagung der christlichen Arbeiterbewegung» des Rheinlandes 

am 16. Februar 1946 die 
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Soweit es sich lediglich um einen demagogischen Gebrauch des 

Begriffs «Sozialismus» für die Zwecke «christlicher Politik» handel- 

te, wie es sicher zum Teil der Fall war, handelte es sich um lediglich 

taktische Meinungsverschiedenheiten. In diesem Sinne suchte sie 

Adenauer zu interpretieren, indem er argumentierte, die politischen 

Nachteile, die daraus erwachsen könnten, dass breite Kreise durch 

den Terminus «christlicher Sozialismus» im Sozialismus schlechthin 

etwas Tragbares sehen würden, überwögen bei weitem die sich dar- 

aus eventuell ergebenden Vorteile. 

Insofern und insoweit jedoch in der Losung von einem Sozialis- 

mus antimonopolistische Zielstellungen bürgerlichen oder klein- 

bürgerlichen Charakters zum Ausdruck gebracht wurden, lagen die- 

sen Meinungsverschiedenheiten unterschiedliche Klassenpositionen 

in der Monopolfrage zugrunde.39 Dabei traten diese antimonopoli- 

stischen Zielsetzungen in einer breiten Skala unterschiedlicher An- 

schauungen und mit unterschiedlicher Konsequenz auf, wie sie sich 

zwangsläufig aus den unterschiedlichen Positionen von christlichen 

Arbeiterkreisen bis zu Führern christlicher Verbände ergaben. 

Adenauer hatte erkannt, welche grosse Bedeutung dem sogenann- 

ten linken oder Gewerkschaftsflügel in der CDU unter den gegebe- 

nen Bedingungen zukam. Er unternahm deshalb grosse Anstrengun- 

gen, um die Unterstützung der Gruppe der ehemaligen christlichen 

Gewerkschaftsführer beziehungsweise führenden Funktionäre ka- 

tholischer und evangelischer Arbeitervereine, wie Johannes Albers, 

Heinrich Strunk, Karl Arnold, Joseph Gockeln, Theodor Blank und 

andere, zu gewinnen, die Meinungsverschiedenheiten zu überbrü-

cken. An einige von ihnen wandte er sich zum Beispiel brieflich, um 

seine Wahl zum Vorsitzenden des Zonenausschusses der CDU si- 

cherzustellen. 

CDU als «Fackelträger eines neuerwachten christlichen Sozialismus» (Aachener 

Volkszeitung, 22. Februar 1946). Im Juni 1946 verbreitete Johannes Albers ein 
befürworten- des Diskussionsmaterial zum Thema «Christlicher Sozialismus». 

Die «Rheinische Post» eröffnete am 13. Juli 1946 eine öffentliche Diskussion 

überden «christlichen Sozialismus», die sich bis Jahresende hinzog. 
39 Solche kleinbürgerlich-antimonopolistischen Zielsetzungen kamen z.B. in-

nerhalb der «Arbeitsgemeinschaft für Christentum und Sozialismus» zum Aus-

druck, die im September 1946 in Nordrhein-Westfalen gegründet worden war. 

(Siehe Situation und Entscheidung. Zeitbuch für Politik und Kultur. Hrsg, von 

Dr. Walter Rest. Erste Folge u. zweite Folge, Warendorf/Westfalen 1947 und 

1948. 
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Obwohl viele der Betreffenden ihrer sozialen Lage nach als Füh-

rer von grossen Verbänden sowie als Inhaber verschiedener Ämter, 

zum Beispiel als Bürgermeister, zum gehobenen Bürgertum gerech-

net werden konnten, war doch unter ihnen eine kleinbürgerliche 

Denkweise als Kompromiss zwischen ihrer eigenen Lage und den 

Interessen der von ihnen organisatorisch vertretenen werktätigen 

Schichten nicht selten anzutreffen. Die Stufe der Funktionärshierar- 

chie innerhalb der sogenannten christlichen Arbeiterbewegung, die 

der Einzelne erklommen hatte, spielte dabei natürlich auch eine we- 

sentliche Rolle. In den Spitzenpositionen entwickelten sich auch 

enge Verbindungen zu Kreisen der Monopolbourgeoisie. Die politi- 

schen Positionen der «christlichen» Gewerkschaftsführer und ähnli- 

cher Funktionäre wurden von dem Bemühen diktiert, unter Ableh- 

nung des Klassenkampfes auf dem Wege von Reformen die Wider- 

sprüche zwischen Kapital und Arbeit abzumildern und zu versöh- 

nen, das Proletariat als solches durch gerechten Lohn und soziale 

Verbesserungen «abzuschaffen», die Arbeiter zu gleichberechtigten 

Mitbürgern in der bestehenden Gesellschaftsordnung zu machen. 

Die von ihnen eingenommenen bürgerlich-kapitalistischen Positio- 

nen sozialer Reform schlossen antimonopolistische Zielsetzungen 

nicht aus – im Unterschied zur bloss apologetischen Monopolkritik 

Adenauers. Allerdings konnten sie keinesfalls als prinzipielle und 

erbitterte Gegner des Monopolkapitals um jeden Preis betrachtet 

werden. Sie standen jedoch unter dem besonderen Druck der anti- 

monopolistischen Forderungen der christlichen Werktätigen, wie 

zum Beispiel Johannes Albers, der Vorsitzende der zur Zusammen- 

fassung der Arbeitermitglieder in der CDU gegründeten Sozialaus- 

schüsse. 

In einem «Aufruf des sozialen Ausschusses der CDU» vom 5.  

September 1946 heisst es zum Beispiel: «Durch den Zusammen- 

bruch des Nationalsozialismus muss auch die Herrschaft der kapita- 

listischen Wirtschaftsmacht das verdiente Ende finden. Die Stunde 

für eine durchgreifende wirtschafts- und gesellschaftspolitische 

Neuordnung ist gekommen. Wir fordern daher die Aufhebung der 

Truste und Konzerne, die Herbeiführung der vollen Gleichberech- 

tigung der Arbeitnehmer in den Betrieben, in der Wirtschaft, in den 

öffentlich-rechtlichen Berufen und Wirtschaftsvertretungen und 
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damit eine gerechte Verteilung des Wirtschaftsertrages an alle 

schaffenden Volksglieder! . . . Der Militarismus, der Nationalsozia-

lismus und die Kräfte des eigensüchtigen Kapitalismus sind die ewi-

gen Wegbereiter neuer Kriege. Diesen Kräften gilt unser erbitterter 

Kampf ... In der CDU sieht das christliche werktätige Volk die 

grosse politische Gemeinsamkeit, in welcher die christlich-sozialen 

Kräfte zum Ausdruck kommen.»40 

Am 11. November 1946 fand in Herne eine Tagung der Sozialaus- 

schüsse der CDU von Nordrhein-Westfalen statt, die ebenfalls von 

demokratischen und antikapitalistisch akzentuierten Forderungen 

nach einer wirtschaftlichen Neuordnung beherrscht wurde. Diese 

Forderungen richteten sich mit ihrer Spitze gegen die Monopole und 

standen in Übereinstimmung mit dem bereits zitierten Aufruf vom 

5. September. In einer abschliessenden Resolution heisst es unmiss- 

verständlich: «Der Überführung des Bergbaus und der Grossindu- 

strie in den Gemeinbesitz des Volkes stimmen sie (die Sozialaus- 

schüsse – d. V.) zu.»41 

Die christlichen Gewerkschafts- und Arbeitervereinsführer er- 

wiesen sich als unentbehrlich, um den Einfluss der CDU/CSU in 

Kreisen christlicher Werktätiger zu verbreiten und ihren Anspruch 

zu sichern, eine «Volkspartei» zu sein. Dieser Anspruch der CDU 

beziehungsweise ihr Ziel wurde ständig hervorgehoben. So hiess es 

im Wahlaufruf der CDU für Westfalen und Lippe zu den Kreistags- 

und Stadtratswahlen vom 13. Oktober 1946 unter der Schlagzeile 

«Habt Vertrauen zur CDU»: «Die Union ist die Volksbewegung, 

die mit aller Entschiedenheit und grösstem sittlichen Ernst eine Er- 

neuerung unseres staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Le- 

bens aus christlicher Verantwortung, in demokratischem Geist und 

sozialer Gerechtigkeit erstrebt, eine neue Partei, die nicht rückwärts, 

sondern vorwärts strebt . . .»42 

In einem demagogischen Wahlaufruf Konrad Adenauers an die 

Westfalen wandte er sich in folgender bezeichnender Weise an die 

 

40 Westfalen-Zeitung, 10. September 1946. – Kölnische Rundschau, 

10. September 1946. 

41 Kölnische Rundschau, 12. November 1946; Rheinische Post, 16. 

November 1946. 

42 Westfalen-Zeitung, 11. Oktober 1946. 
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christlichen Werktätigen: «Ich wende mich an die christliche Arbei- 

terschaft, Arbeiter und Angestellte in den Betrieben! Eure alten 

Führer aus der christlichen Gewerkschaftsbewegung, die ihr alle 

kennt, stehen an politisch führender Stelle überall in der Union. Jo- 

hannes Albers und Karl Arnold sind meine engsten politischen Mit- 

arbeiter . . . Wir sind Feinde jedweden Monopols, wir lehnen den 

ausbeuterischen Kapitalismus ebenso ab wie den bürokratischen 

Staatssozialismus . . . Westfalen! Wählt am 13. Oktober die christ- 

liche Partei des sozialen Fortschritts . . .»43 

Erst gegen Jahresende 1946 wurde die Adenauer-Linie der Ableh- 

nung des Begriffs «christlicher Sozialismus» in der westdeutschen 

CDU vorherrschend. Es gelang Adenauer jedoch das ganze Jahr 

1946 hindurch, die bestehenden Gegensätze in den Führungsgre- 

mien immer wieder zu überbrücken und seine Stellung zu festigen. 

Zur politischen Bedeutung gelangten die hinter dieser Meinungsver- 

schiedenheit verborgenen Gegensätze 1946 in der Politik der hessi- 

schen CDU, die mit der Linie eines «christlichen Sozialismus» auf 

eine Koalition mit der SPD zusteuerte, wobei sie einen Kompromiss 

in der Nationalisierungsfrage eingehen musste.44 

5. Rolle und Einfluss der CDU/CSU 

Es gelang den «christlichen» Sammelparteien im Laufe des Jahres 

1946 in den Westzonen, massgebliche grossbürgerliche Kreise der 

Wirtschaft, vor allem der Grossindustrie und Landwirtschaft, der 

Spitzen der Verwaltung, der Politik und der Kirchen, die früher in 

unterschiedlichen Lagern standen, parteipolitisch zu vereinen und 

breite Kreise der werktätigen Bevölkerung zu gewinnen bezie- 

hungsweise zu beeinflussen. Nach Zählungen aus dem Rheinland 

 

43 Ebenda. 

44 Rechtfertigend erklärte 1950 der hessische CDU-Landesvorsitzende 

und Finanzminister, Dr. Werner Hilpert, über die Zusammenarbeit der hes-

sischen CDU mit der SPD 1946 bis 1948, «dass es die Hauptaufgabe der 
CDU-Fraktion gewesen sei, zu verhindern, dass das Land Hessen zur Ge-

burtsstätte einer westdeutschen SED würde». (CDU-Landesparteitag in 

Hessen. In: Union in Deutschland, Frankfurt am Main, 4. November 1950, 

S. 2). 
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vom Ende des Jahres 1946 ergab sich folgende soziale Gliederung 

der Mitgliedschaft: Arbeiter 27,2, Angestellte 13,3, Handwerker 7.5, 

Kaufleute 9,9, freie Berufe 2,6, Beamte 4,5, Bauern 8,2, Rentner 8,6, 

Hausfrauen 18,9 Prozent der Mitglieder. 

In anderen Gebieten war der Arbeiteranteil wesentlich geringer, 

so dass insgesamt eine relativ gleichmässige Vertretung der aufge-

führten Berufsgruppen zu verzeichnen war. 

Die Mitgliederzahl der CDU/CSU erreichte in den Westzonen 

1946/47 ungefähr beträchtliche 400‘000, eventuell sogar noch mehr. 

Die CDU beziehungsweise CSU lagen nach den Wahlen zu den ver- 

fassunggebenden Versammlungen am 30. Juni 1946 in der amerika- 

nischen Zone und am 15. November 1946 in der französischen Zone 

in Bayern, Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern, Rhein-

land-Pfalz und Baden an erster, in Hessen und Bremen an zweiter 

Stelle der Parteien, wobei jeweils die beiden Parteien CDU bezie-

hungsweise CSU oder SPD mit Abstand gegenüber den anderen Par-

teien führten. Bei den Gemeinde-, Landkreis- und Stadtkreiswahlen 

in der britischen Zone im September und Oktober 1946 gelang der 

CDU in Nordrhein-Westfalen mit 49,1 und 46,0 Prozent Stimmenan-

teil ein bedeutender Erfolg gegenüber der SPD mit 30,2 und 33,4; der 

KPD mit 6,7 und 9,4; dem Zentrum mit 5,3 und 6,4 und der FDP mit 

2,3 und 4,3 Prozent der Stimmen. In Niedersachsen lag bei den Land-

kreis- und Stadtkreiswahlen die SPD mit 42,0 Prozent Stimmenanteil 

vor der CDU mit 22,5; der Niedersächsischen Landespartei mit 19,8; 

der FDP mit 7,6 und der KPD mit 5,1 Prozent der Stimmen. In Schles-

wig-Holstein lautete bei den gleichen Wahlen der Stimmenanteil: 

SPD 42,0; CDU 37,7; FDP 6,1; KPD 5,1 Prozent. 

Hans-Peter Schwarz sucht diese Wahlergebnisse dahingehend zu 

interpretieren, dass sie ein eindeutiges Votum der Mehrheit der west- 

zonalen Bevölkerung für den Weg vom Reich zur BRD und gegen 

eine – vor allem von den Kommunisten vertretene – antiimperiali- 

stisch-demokratische Entwicklung gewesen sei.45 Angesichts der 

Tatsache, dass nicht nur die SPD, sondern auch CDU/CSU bei die- 

 

45 Hans-Peter Schwarz: Die aussenpolitischen Grundlagen ... In: Die 
zweite Republik, a. a. O., S. 48 ff. 
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sen Wahlen als antifaschistisch-demokratische Parteien mit antika- 

pitalistischer Ausrichtung vor die Wähler traten, ist das eine pseu- 

dowissenschafliche Argumentation. 

Der politische Erfolg der Reaktion in (und zugleich auch mit) 

der entstehenden westzonalen CDU/CSU hatte also seine Grenzen. 

Er schaffte die politische Ächtung der Monopolbourgeoisie, die an- 

tifaschistisch-demokratischen Bestrebungen in der Mehrheit der 

westdeutschen Bevölkerung, auch inderder CDU-Mitglieder, nicht 

aus der Welt. Darin bestand jedoch auch nicht das taktische Ziel, 

das die grossbürgerliche Reaktion in dieser Situation parteipolitisch 

verfolgte. Es ging ihr vielmehr darum, sich mit allen Mitteln über 

den Stimmzettel eine starke Position, nach Möglichkeit die Mehrheit 

in den Vertretungskörperschaften zu sichern, dabei die antifaschi- 

stisch-demokratische Front aufzuspalten, Verwirrung zu stiften, 

demokratische Aktionen zu untergraben, soziale Illusionen zu ver- 

breiten, die Massen zu beruhigen, hinzuhalten und von den Lebens- 

fragen abzulenken. Das erforderte keine offene und direkte Vertei- 

digung des Monopolkapitalismus, keine offene Frontstellung gegen 

antifaschistisch-demokratische Zielstellungen. Scheinbar stellte man 

sich sogar an die Spitze antifaschistisch-demokratischer Bestrebun- 

gen, entschärfte und verfälschte diese, dann jene Forderung, propa- 

gierte untaugliche Mittel und alleinseligmachende Wege, um politi- 

sche Frontstellungen aufzureissen und einen Zusammenschluss des 

Volkes zu vereiteln. Man stellte wirkliche oder scheinbare Hinder- 

nisse heraus, die einer Verwirklichung von Programmforderungen 

entgegenstanden und produzierte Schwierigkeiten. Obwohl die 

grossbürgerlichen Interessenvertreter alles taten, um demokratische 

Forderungen schon in den Programmen und Leitsätzen zu verfäl- 

schen, konnten sie auch dann ihre Zustimmung geben, wenn sie 

nicht durchdrangen. «Adenauer . . . wusste, wie schnell das Leben 

über Programme hinwegschreitet und dass nur der Erfolg, nicht die 

Versprechungen wiegen, mit denen er erzielt wurde.»46 Im Übrigen 

vertraute man auf die sich mit der Zeit verändernden Verhältnisse, 

auf die imperialistische Interventionspolitik der Besatzungsmächte 

 

46 Kurt Pritzkoleit: Das kommandierte Wunder. Deutschlands Weg im 
zwanzigsten Jahrhundert, Wien-München-Basel (1959), S. 745. 
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und auf eigene, bewährte antidemokratische Mittel und Methoden. 

Zugleich suchte man im Rahmen dieser Manöver die Grundelemente 

und Linien einer neuen sozialen und politischen Mythologie für die 

Zeit nach der erfolgreichen Restauration zu entwickeln, um eine 

Entwicklungskontinuität vortäuschen zu können. 

Die KPD charakterisierte die Entwicklung in der CDU auf ihrem 

Bezirks part ei tag im Ruhrgebiet im Februar 1947 folgendermassen: 

«Die CDU, welche im Bewusstsein der Massen als demokratische 

Partei aufgebaut wurde, geriet im Verlaufe des Jahres 1946 immer 

offener in die Hände der Reaktion. In ihrer Führung konzentrieren 

sich heute alle jene Kräfte, welche die alte Verwaltung in Staat und 

Wirtschaft wieder aufrichten wollen. Mit dieser Partei kann es kein 

Paktieren geben. Es ist unsere Aufgabe, die Führung der CDU vor 

den Massen als die Interessenvertretung der grosskapitalistischen 

Kreise zu entlarven.» Und an anderer Stelle: «Die CDU bildet. . . 

eine, wenn auch unsichere und schwankende, Massenbasis für die 

Reaktion . . .47 

Die in den Westzonen vorhandenen Bedingungen verschafften 

den reaktionären Politikern – anders als in der sowjetischen Besat- 

zungszone – einen grossen Spielraum, um ihre Manöver durchzufüh- 

ren, sich dem Kriterium der Praxis zu entziehen. Damit hing zu- 

sammen, dass die objektive Rolle der Parteien in den Westzonen sich 

von der in der sowjetischen Besatzungszone durch die beschränkten 

Kompetenzen und damit offiziell beschränkte politische Verant- 

wortlichkeit nicht unwesentlich unterschied. 

Insgesamt muss festgestellt werden, dass es der politischen Reak- 

tion in den Westzonen zweifellos bis zum Herbst 1946 gelungen 

war, in der Verfolgung ihrer parteipolitischen Ziele ein beträchtli- 

ches Stück voranzukommen, während die demokratischen Kräfte 

viel Boden verloren hatten. Doch die restaurative Neuordnung war 

noch nicht in ihr entscheidendes Stadium getreten. 

47 Aus dem Volk – Für das Volk, S. 79 und 41. 
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IX. Anglo-amerikanischer Kurswechsel, Bizone 

und Machtfrage 

1. Anglo-amerikanischer Kurswechsel 

In der amerikanischen und englischen Aussenpolitik war der im 

Spätsommer und Herbst 1945 eingeleitete Kurswechsel in Richtung 

einer verständigungsfeindlichen Politik gegenüber der Sowjetunion 

mit dem Ziel weiter fortgesetzt worden, Voraussetzungen zu schaf- 

fen, um die gemeinsamen alliierten Vereinbarungen und die Ergeb- 

nisse des Zweiten Weltkrieges zu revidieren. Mit Churchills Rede in 

Fulton am 5. März 1946, die in Anwesenheit und Absprache mit 

USA-Präsident Harry S. Truman gehalten wurde, kündigte sich 

eine Forcierung dieses Kurswechsels an, der schliesslich auch in der 

französischen Aussenpolitik seinen Niederschlag fand. In den USA 

begannen im Frühjahr 1946 die grossen Meinungsbildungsmonopole 

zur Verbreitung einer antisowjetischen beziehungsweise antikom- 

munistischen Kreuzzugstimmung überzugehen. Die Sowjetunion 

wurde offen verleumdet, sich auf die gewaltsame Ausbreitung des 

Sowjetsystems über die ganze Welt vorzubereiten, das heisst die 

«freie Welt» mit Krieg zu bedrohen. Dieser Drohung gelte es nun 

sich mit allen Mitteln zu erwehren. So argumentierte zum Beispiel 

John Foster Dulles am 3. Juni 1946 in einem vielbeachteten Artikel 

in der Zeitschrift «Life». Diejenigen Kräfte, die den Roosevelt-Kurs 

einer Zusammenarbeit mit der Sowjetunion fortsetzen wollten, 

wurden in den Hintergrund gedrängt. Handelsminister Henry 

A. Wallace, der über die in den USA erzeugte Kriegspsychose ent- 

setzt war und für eine Verständigung mit der Sowjetunion eintrat, 

wurde in die Enge getrieben und schliesslich im September 1946 

zum Rücktritt gezwungen. 

Auch in Grossbritannien griff die antisowjetische Kreuzzugsideo- 

logie um sich. Die einflussreiche Londoner «Times» zum Beispiel 
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forderte am 19. Mai 1946 eine offene Abkehr vom Potsdamer Ab- 

kommen und die Bildung einer westdeutschen Föderation. Auf der 

Konferenz des Rates der Aussenminister, die vom 25. April bis 

15. Mai und vom 15. Juni bis 12. Juli 1946 in Paris stattfand, traten 

die Westmächte, insbesondere Grossbritannien und die USA, mit 

Plänen für eine imperialistische Friedensregelung mit Bulgarien, 

Finnland, Italien, Rumänien und Ungarn hervor und suchten sie mit 

allen Mitteln durchzusetzen, um ihren Einfluss in diesen Ländern zu 

sichern beziehungsweise zu verstärken. 

Der tote Punkt, der infolge des Vorgehens der Westmächte in der 

ersten Konferenzphase erreicht wurde und die Gefahr des Abschlus- 

ses separater Friedensverträge heraufbeschwor, konnte jedoch 

durch die konstruktive Politik der Sowjetunion überwunden wer- 

den. Der damit verbundene Erfolg für die demokratische Linie in 

bezug auf die Friedensregelungen wurde nicht zuletzt durch die Er- 

gebnisse der volksdemokratischen Umwälzungen in Bulgarien, 

Rumänien und Ungarn ermöglicht. Die sich verändernden Realitä- 

ten entzogen den imperialistischen konterrevolutionären Bestre- 

bungen den Boden. Unter diesen Umständen konnten die Friedens- 

verträge mit Bulgarien, Finnland, Italien, Rumänien und Ungarn auf 

dem weiteren Wege über eine Konferenz von 21 Nationen, die vom 

29. Juli 1946 bis zum 15. Oktober 1946 in Paris stattfand, und die 

Konferenz des Rates der Aussenminister in New York vom 4. No- 

vember bis 11. Dezember 1946 schliesslich am 10. Februar 1947 un- 

terzeichnet werden. 

Die USA suchten ihre Linie einer imperialistischen Regelung der 

deutschen Frage auf der Pariser Konferenz mittels zweier Projekte 

zu realisieren. Zunächst unterbreitete der amerikanische Aussenmi- 

nister Byrnes am 29. April 1946 den Entwurf eines 25-Jahre-Vertra- 

ges über die Entmilitarisierung und Kontrolle Deutschlands. Byrnes 

war bekannt, dass dieser Plan, der bereits im Dezember 1945 in Mos- 

kau vorgelegt worden war, nicht die Billigung der sowjetischen Re- 

gierung gefunden hatte. Obwohl kein ausdrücklicher Bezug zum 

Potsdamer Abkommen gemacht wurde, bedeutete der Byrnes-Plan 

seine faktische Preisgabe. Er reduzierte die Frage der Entmilitarisie- 

rung Deutschlands auf seine blosse Entwaffnung, ignorierte die 

Potsdamer Forderungen nach konsequenter Entmilitarisierung, 
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Entnazifizierung und Demokratisierung des gesellschaftlichen und 

politischen Lebens in Deutschland. Die Besatzungsmächte sollten 

Deutschland nach einer bestimmten Frist verlassen, unabhängig da- 

von, ob sie die im Potsdamer Abkommen festgelegten Aufgaben 

durchgeführt hatten, also ohne durch Demokratisierung und Entna- 

zifizierung feste Garantien geschaffen zu haben, dass Deutschland 

wirklich ein friedliebender Staat ist und bleibt, der seine Nachbar- 

völker nicht mehr mit Krieg bedroht. Der Byrnes-Plan enthielt auch 

keine Garantien für die Erfüllung der Wiedergutmachungsverpflich- 

tungen durch Deutschland. Seine Annahme hätte bedeutet, die 

Nichtdurchführung der Potsdamer Beschlüsse, den Status quo in 

den Westzonen zu sanktionieren, der unvereinbar war mit der Auf- 

gabe, die Einheit Deutschlands auf demokratischer Grundlage her- 

zustellen. Eine offizielle Preisgabe der weiteren Durchführung des 

Potsdamer Abkommens beziehungsweise seiner Durchführung in 

den Westzonen überhaupt sollte es westlichen imperialistischen 

Kreisen ermöglichen, einen deutschen Staatenbund oder Bundes- 

staat unter ihrem Einfluss zu schaffen und ihn in ihre antisowjeti- 

schen Blockpläne einzubeziehen. Denn die mit dem Byrnes-Plan 

verbundene Konzeption der Zwangsföderalisierung Deutschlands 

hätte ein Übergewicht der westzonalen Länder beziehungsweise 

Staaten, deren Entwicklung in ihren Grundlinien nicht von der 

Durchführung des Potsdamer Abkommens bestimmt worden war, 

geschaffen. Abgesichert gegenüber demokratischen Einflüssen von 

der Ostzone beziehungsweise von Zentralinstanzen durch die fö- 

deralistische Zergliederung, hätte die grossbürgerliche Reaktion ihre 

Machtpositionen in den Westzonen mit der Verstärkung autoritärer 

Methoden weiter ausbauen können, um die Länder Ostdeutschlands 

in einem deutschen Föderativsystem zu majorisieren. 

Im Grunde sollte eine wirkliche politische Einheit Deutschlands 

dem deutschen Volk zugunsten einer losen Vereinigung von deut- 

schen Staaten verwehrt werden. Das wurde am 30. September 1946 

in einer Direktive der amerikanischen Militärregierung unterstri- 

chen, in der die Beziehungen zwischen der amerikanischen Militär- 

regierung und den deutschen Zivilregierungen umrissen wurde. 

Dort hiess es in Bezug auf die Herstellung der staatlichen Einheit 

Deutschlands: «Die deutsche Regierungsstruktur soll föderalen 
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Charakter tragen (Bundesstaat) und die konstituierenden Einheiten 

sollen deshalb Staaten (Staaten, nicht Länder) sein.»1 Auf diese 

Weise sollte ausserdem die Lösung der Frage der staatlichen Einheit 

Deutschlands ausschliesslich in die Hände von Ministerpräsidenten 

und Verwaltungsbeamten gelegt werden, die in ihrer westzonalen 

Mehrheit von den Militärregierungen eingesetzt worden waren be- 

ziehungsweise die die traditionelle reaktionäre deutsche Verwal- 

tungsbürokratie repräsentierten. 

Neben den USA benutzte auch die französische Regierung die 

Gelegenheit der Pariser Aussenministerkonferenz, um ihre Forde- 

rungen nach Losreissung des Rhein- und Ruhrgebietes von Deutsch- 

land und seiner Internationalisierung sowie nach Einbeziehung des 

Saargebietes in den französischen Zollverband vorzutragen. 

Auch hier war es der sowjetische Aussenminister, der diese Pläne 

zurückwies und unmissverständlich erklärte, dass Deutschland ohne 

das Ruhrgebiet nicht lebensfähig sei. Die Sowjetunion schlug ihrer- 

seits die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung, die Demokrati- 

sierung Deutschlands, eine Viermächtekontrolle über die Ruhrindu- 

strie und die Vorbereitung des Abschlusses eines Friedensvertrages 

auf der Grundlage des Potsdamer Abkommens vor. Der sowjetische 

Aussenminister wandte sich gegen alle Pläne der Zwangsföderalisie- 

rung Deutschlands sowie auch gegen eine Abtrennung des Ruhrge- 

bietes, da «Deutschland ohne das Ruhrgebiet nicht als selbständiger 

und lebensfähiger Staat existieren kann».2 

Nachdem die USA mit ihrem Plan – wie zu erwarten – nicht 

durchgekommen waren, starteten sie am letzten Tag der Pariser 

Konferenz, am 12. Juli 1946, ein neues, aber lange vorbereitetes Ma- 

növer. Unter Ausnutzung der erwähnten, in der britischen und ame- 

rikanischen Zone entstandenen, Differenz zwischen Export und 

Import und des von anglo-amerikanischer Seite mit der Sowjetunion 

provozierten Streites um die Reparationsfrage, schlug Aussenmini- 

ster Byrnes eine unmittelbare wirtschaftliche «Vereinigung» der an- 

deren Besatzungszonen mit der amerikanischen Zone vor, da die 

 

1 Germany 1947-1949. The Story in Documents, hrsg. vom State Depart-

ment, Washington (1950), S. 156.  

2 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. 1, S. 19. 
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französische Haltung die Durchführung der Potsdamer Einheitsbe- 

schlüsse unmöglich mache. 

Es war den Initiatoren von vornherein klar, dass dieser Vorschlag 

zur wirtschaftlichen Vereinigung für die Sowjetunion nicht an- 

nehmbar war. Dabei ging es nicht nur darum, dass die sowjetische 

Besatzungszone in die von den anglo-amerikanischen Besatzungs- 

mächten verschuldete Defizitwirtschaft hineingezogen worden 

wäre, ohne dass den berechtigten sowjetischen Reparationsforde- 

rungen Rechnung getragen wurde; denn Reparationen aus der lau- 

fenden Produktion sollten erst möglich sein, wenn für alle Besat- 

zungszonen insgesamt ein Exportüberschuss erreicht wurde. Der 

entscheidende Grund für die Ablehnung des amerikanischen Vor- 

schlages bestand vor allem darin, dass mit dem Zusammenschluss 

weder Garantien noch Zielsetzungen für einen demokratischen 

Wirtschaftsaufbau verbunden wurden und damit die aktive Mitwir- 

kung der demokratischen Kräfte des deutschen Volks an dieser 

«Vereinigung» ausgeschlossen wurde. Denn nicht die formale Auf- 

hebung der Zonengrenzen bildete das Kardinalproblem für die wirt- 

schafliche Entwicklung Deutschlands, sondern die Demokratisie- 

rung der deutschen Wirtschaft, die es dem deutschen Volk ermög- 

licht hätte, alle Potenzen mit grösstem wirtschaftlichen Nutzeffekt 

zusammenzufassen, eine zielstrebige Wirtschaftsplanung für den 

Wiederaufbau durchzuführen. Nur auf diesem mit den Potsdamer 

Prinzipien übereinstimmenden Wege konnten die deutschen Wirt- 

schaftsprobleme aus eigener Kraft im Interesse von Friedenssiche- 

rung und Demokratie erfolgreich gelöst werden. Das wurde durch 

die Anfänge des demokratischen Wirtschaftsaufbaus in der sowjeti- 

schen Besatzungszone, trotz der grossen Schwierigkeiten und Bela- 

stungen, unter denen er vor sich gehen musste, bestätigt. 

Das amerikanische «Angebot», das am 20. Juli 1946 von General 

McNarney im Kontrollrat unterbreitet wurde, erfolgte nicht auf der 

Grundlage der Potsdamer Prinzipien und im Interesse ihrer Ver- 

wirklichung. Der Anschluss der sowjetischen Besatzungszone hätte 

unter den Bedingungen, wie sie vorgeschlagen wurden, eine faktische 

Preisgabe der Weiterführung des demokratischen Wirtschaftsauf- 

baus beziehungsweise seine Preisgabe überhaupt bedeutet. Und ge- 

nau darin bestand eines der wesentlichen Ziele des amerikanischen 
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Vorschlages einer formalen Zonenvereinigung. Wie erwartet, 

stimmte nur Grossbritannien diesem Vorschlag zu. 

2. Die Bildung der Bizone und ihre Konsequenzen 

Bis zum Herbst 1946 hatte sich die Lage in Deutschland gegenüber 

der Ausgangssituation vom Mai 1945 wesentlich verändert. Die ge- 

gensätzliche Entwicklung in Ost- und Westdeutschland war mit ei- 

ner Polarisierung des Kräfteverhältnisses der Klassen verbun- 

den.Die in Übereinstimmung mit dem Potsdamer Abkommen er- 

folgende Entwicklung in der sowjetischen Besatzungszone hatte zu 

einem Sieg der antifaschistisch-demokratischen Kräfte geführt, wo- 

bei die Arbeiterklasse zur gesellschaftlich und politisch führenden 

Kraft geworden war. Die entscheidenden gesellschaftlichen Grund- 

lagen von Faschismus und Militarismus, Grossgrundbesitz und Mo- 

nopolvereinigungen, waren im Wesentlichen beseitigt worden. Die 

Kräfte der imperialistischen Reaktion wurden mit Erfolg zurückge- 

drängt und immer mehr isoliert. Durch den Volksentscheid in Sach- 

sen vom 30. Juni 1946, bei dem sich mehr als drei Viertel der Wähler 

für die entschädigungslose Enteignung von Nazi- und Kriegsverbre- 

chern ausgesprochen hatten, war die Entmachtung des Monopolkapi- 

tals und die Schaffung eines volkseigenen Sektors in der Wirtschaft 

eingeleitet worden. Damit erhielt der demokratische Aufbau ein fe- 

stes Fundament. Die antifaschistisch-demokratischen Kräfte konn- 

ten in Ostdeutschland ihre Position bis zum Herbst 1946 entschei- 

dend festigen, wie die Ergebnisse der Gemeinde-, Kreis- und Land- 

tagswahlen in der sowjetischen Besatzungszone im September und 

Oktober 1946 zeigten. 

Demgegenüber war die westzonale Entwicklung im Verlaufe des 

Jahres 1946 – trotz des aufopferungsvollen Kampfes der fortschritt- 

lichen demokratischen Kräfte und von ihnen errungener Teilerfolge 

– immer stärker von reaktionären und restaurativen Tendenzen be- 

stimmt worden. 

Auf der Grundlage der ökonomischen Machtstellung der Mono- 

pole war in den Westzonen im Verlauf des Jahres 1946 zwischen Un- 
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ternehmerorganisationen, Militärregierungen und Landes- bezie- 

hungsweise Zonenverwaltungen ein besonderes System realer reak- 

tionärer Machtausübung entstanden. Die Monopolbourgeoisie 

hatte damit bis Herbst 1946 in der – nach der Kapitulation zunächst 

offenen – Machtfrage in den Westzonen eine Vorentscheidung zu 

ihren Gunsten durchsetzen können. 

Die Bildung der Bizone führte zu einer weiteren Stärkung der re- 

staurativen Entwicklung in den Westzonen, indem die bisherigen 

Erfolge der bürgerlichen Reaktion gleichsam zentralisiert und damit 

potenziert wurden. Die Bildung der Bizone, das heisst die separate 

Zusammenlegung der amerikanischen und der britischen Besat- 

zungszone, wurde durch ein Abkommen zwischen den beiden 

Oberbefehlshabern in diesen Zonen am 5. September 1946 und 

durch anschliessende Übereinkommen zwischen den Verwaltungen 

der britischen Zone und denen der Länder der amerikanischen Zone 

eingeleitet. Das endgültige «Abkommen über die Zusammenlegung 

der britischen und der amerikanischen Besatzungszone»3 wurde am 

2. Dezember 1946 in New York unterzeichnet und trat am 1. Januar 

1947 in Kraft. Es regelte die Fragen der «Zusammenfassung der 

wirtschaftlichen Hilfsquellen», der Errichtung deutscher bizonaler 

Verwaltungsbehörden, eines gemeinsamen britisch-amerikanischen 

Aussenhandelsamtes für die Bizone, die Aufbringung der «Kosten 

für die Einfuhren». 

Dazu stellte Marschall Sokolowski am 22. Februar 1947 vor dçm 

Kontrollrat in Berlin fest: «Das Abkommen über die Vereinigung 

der britischen und amerikanischen Zonen sieht weder direkt noch 

indirekt als unmittelbares oder nebensächliches Ziel die Erfüllung 

der Entscheidungen der Berliner Konferenz in der britischen und 

amerikanischen Zone bezüglich der Liquidierung des Kriegsindu- 

striepotentials, der Reparationslieferungen an Länder, die unter der 

Invasion Hitlers zu leiden hatten, und der Beseitigung der wirt- 

schaftlichen Grundlagen des Faschismus in Westdeutschland vor, 

welcher durch Monopole und Grossgrundbesitz vertreten wird.»4 

Es handele sich dabei um ein Gebiet, «wo drei Viertel der Kohlen- 

3 Abgedruckt in: Wilhelm Cornides/Hermann Volle: Um den Frieden mit 
Deutschland, S. 95 f. 

4 Dokumente der Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 30. 
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und Hüttenindustrie Deutschlands konzentriert sind, wo sich die 

grössten Maschinenbau-, chemischen, metallverarbeitenden und 

Motorenbaubetriebe befinden, die eine Grundlage der deutschen 

Industrie und Rüstungskraft darstellen. Wie kann man versichern, 

dass man die Wirtschaftseinheit Deutschlands anstrebt, wenn man 

praktisch die wichtigsten industriellen Reichtümer Deutschlands 

vom übrigen Deutschland lostrennt?»5 

Die deutschen Zweizonenverwaltungsräte (Wirtschaft, Verkehr, 

Ernährung und Landwirtschaft, Post- und Fernmeldewesen, Finan- 

zen), die sich jeweils aus den entsprechenden Fachministern der 

Länder der amerikanischen Zone und drei Vertretern der britischen 

Zone zusammensetzten, entstanden im September 1946 auf der 

Grundlage von Verträgen zwischen den Fachministern der Länder- 

regierungen der amerikanischen und Vertretern der Zonen- und 

Provinzialverwaltungen der britischen Zone. 

Die Vorsitzenden der Zweizonenverwaltungsräte leiteten auch 

die diesen beigeordneten entsprechenden Verwaltungsämter, deren 

Schlüsselpositionen fest in den Händen von Interessenvertretern des 

deutschen Monopolkapitals und mit ihnen eng verbundener Spit- 

zenvertreter der Bürokratie lagen. 

Die Mehrzahl der leitenden Angestellten des Verwaltungsamtes 

für Wirtschaft war aufgrund ihrer Tätigkeit während der Zeit der 

Nazidiktatur schwer belastet. Nur ein Teil vor ihnen war vor seinem 

Amtsantritt entnazifiziert worden. Die Regelung von Ernährung 

und Landwirtschaft zum Beispiel lag in den Händen solcher Interes- 

senvertreter des Grossgrundbesitzes und erklärter Feinde einer de- 

mokratischen Bodenreform wie des ehemaligen Reichswirtschafts- 

und Reichsfinanzministers Hermann Dietrich, Hans Schlange- 

Schöningens und Heinrich Lübkes. 

Die Zusammensetzung der Zweizonenverwaltungsämter war 

gleichsam der konzentrierte Ausdruck des Zustandes, wie er auch in 

den Verwaltungen auf der Ebene von Ländern und Regierungsbe- 

zirken herrschte. 

Angesichts dieser Tatsachen sah sich der Vorstand der SPD genö- 

tigt, am 25. September 1946 in einer Entschliessung festzustellen: 

 

5 Ebenda, S. 32. 
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«In Politik, Wirtschaft und Verwaltung herrschen wieder die glei- 

chen Kräfte, die uns zu den heutigen Zuständen geführt haben. So 

sind bei der Vereinigung der britischen und amerikanischen Besat- 

zungszonen sämtliche Zentralbehörden Vertretern kapitalistischer 

Auffassungen übertragen worden. Die deutsche Sozialdemokratie 

hat diese Entwicklung seit langem mit grösster Sorge verfolgt. Ihre 

wiederholten Vorschläge und Mahnungen haben jedoch zu keiner 

entscheidenden Änderung dieser Politik geführt. Sie ist nicht wil- 

lens, die politische Verantwortung für die Zustände zu tragen, die 

ihr aufgezwungen werden. Sie macht daher ihre politische Mitarbeit 

von verbindlichen Zusagen abhängig, dass ein gerechter Lastenaus- 

gleich erfolgt, der die Sachwerte im gleichen Umfange heranzieht 

wie den Geldbesitz; dass die Sozialisierung der Grundstoff-Industri- 

en, der Energiewirtschaft, der Verkehrsunternehmen, der Banken 

und der Versicherungsgesellschaften und eine durchgreifende und 

produktionsfördernde Agrarreform durchgeführt werden; dass die 

deutsche Wirtschaftsverwaltung an der über die Kohlewirtschaft 

und Eisenindustrie verhängten Kontrolle massgebend beteiligt 

wird. «6 Die SPD-Führung zog jedoch keine praktischen politischen 

Konsequenzen. 

Mit der Bildung der Bizone hatten die anglo-amerikanischen 

Westmächte einen folgenschweren Schritt getan, um ihre Besat- 

zungszonen aus dem System der Viermächteverwaltung herauszulö- 

sen und sie noch stärker ihren imperialistischen Separatzielen unter- 

zuordnen. Mit der Bizone sollten die antidemokratischen Verhält- 

nisse in Westdeutschland konsolidiert und zugleich ein Fundament 

geschaffen werden, um eine imperialistische Regelung der deutschen 

Frage durchführen zu können. 

Die Bildung der Bizone stärkte die restaurativen Entwicklungs- 

tendenzen und die Macht der Kräfte der grossbürgerlichen Reaktion 

in Westdeutschland. Das bedeutete, dass dadurch der Prozess der ge- 

gensätzlichen Entwicklung zwischen Ost- und Westdeutschland, 

der die Gefahr der Spaltung Deutschlands heraufbeschwor, eine 

neue Stufe erreichte und die Schaffung eines demokratischen deut- 

schen Staates noch mehr erschwert wurde. 

6 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1946, S. 77. 
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Der gegen die Schaffung eines demokratischen deutschen Staates 

gerichtete Charakter der Bizonenbildung wurde durch die Stuttgar- 

ter Rede des amerikanischen Aussenministers Byrnes vom 6. Sep- 

tember 1946, die die deutsche Reaktion mit grosser Genugtuung auf- 

nahm, unterstrichen. Zu ihrem Inhalt bekannte sich am 22. Oktober 

1946 der britische Aussenminister Bevin vor dem Unterhaus. Ein 

formales Lippenbekenntnis zur Einheit Deutschlands, aber auch nur 

in Form einer Zwangsföderalisierung in Form von «Vereinigten 

Staaten von Deutschland», stand in dieser Rede ganz im Schatten ei- 

nes offen angekündigten Kurswechsels der Deutschlandpolitik der 

USA. Das Abrücken von den Potsdamer Vereinbarungen hinsicht- 

lich der Oder-Neisse-Linie als deutscher Ostgrenze gab den revan- 

chistischen Umtrieben in den Westzonen Deutschlands grossen Auf- 

trieb und stärkte die politisch-ideologischen Positionen der Reak- 

tion. 

Gleiche Wirkung hatte die Rede, die der britische Oppositions- 

führer Churchill am 19. September 1946 in Zürich hielt. Im Zu- 

sammenhang mit einer antisowjetisch begründeten Losung von den 

Vereinigten Staaten von Europa propagierte Churchill eine «Einbe- 

ziehung der früheren Staaten Deutschlands»7 in eine europäische 

Föderation auf der Grundlage einer Verständigung von Frankreich 

und Deutschland. Unter den gegebenen Umständen war klar, dass 

eine Integration deutscher Staaten beziehungsweise Länder – ganz 

gleich in welcher Form – in Organisationen, die einseitig von westli- 

chen Grossmächten und noch dazu mit Stossrichtung gegen die So- 

wjetunion geschaffen werden sollten, nur auf der Grundlage der Tei- 

lung Deutschlands möglich sein beziehungsweise diese Teilung er- 

wirken würde. Trotzdem – oder gerade deswegen – wurde Chur- 

chills Rede von den Exponenten der westdeutschen Reaktion begei- 

stert begrüsst. 

Am 19. Januar 1947 sprach John Foster Dulles im grossen Ballsaal 

des Hotels Waldorf-Astoria in New York über Amerikas Interesse 

an der «Einigung Europas». Foster Dulles sprach mit voller Autori- 

tät – nicht nur für die republikanische Partei, dessen aussenpoliti- 

scher Experte er war, sondern für die Regierung und den Kongress. 

 

7 Wilhelm Cornides: Die Weltmächte und Deutschland, S. 144. 
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Der Text seiner Rede hatte vorher den Senatoren Robert A. Taft und 

Arthur H. Vandenberg vorgelegen. Dulles erklärte in diesem Zu- 

sammenhang eindeutig, dass die imperialistischen Mächte bei einem 

westeuropäischen Zusammenschluss nicht bereit sein könnten, auf 

eine unmittelbare Einbeziehung der deutschen Wirtschaftskraft, das 

heisst in erster Linie auf die des Ruhrgebietes, zu verzichten. Er sag- 

te: «Das wird sich jedoch kaum errreichen lassen, wenn durch den 

deutschen Friedensvertrag nur Deutschland wieder zur Wirtschafts- 

einheit gemacht wird, unter ausschliesslich deutscher politischer 

Kontrolle, die zwar ursprünglich dezentralisiert ist, aber doch wie- 

der zu einer starken Zentralisation kommen könnte. « Die westeuro- 

päische Föderation erfordere, dass «das Industriepotential West- 

deutschlands . . . sicher in die Wirtschaft Westeuropas eingebaut wer-

den kann».8 

Am 25. Januar 1947 ergänzte Dulles diese Ausführungen durch 

den Vorschlag, das Rheinbecken unter die Kontrolle einer westeu- 

ropäischen Behörde zu stellen. 

Die herrschenden Kreise der imperialistischen Westmächte, ins- 

besondere der USA, verfolgten in ihrer Aussenpolitik immer offener 

einen Kurs, der auf den Zusammenschluss eines aggressiven antiso- 

wjetischen Blockes mit weltumfassender konterrevolutionärer Ziel- 

setzung gerichtet war. Die Einbeziehung ganz Deutschlands oder 

zumindest seines westlichen Teiles in diese Blockbildung hielten die 

Verfechter dieser imperialistischen Politik aus wirtschaftlichen, po- 

litischen und schliesslich auch militärischen Gründen für unumgäng- 

lich. Solche Ziele waren jedoch mit den Beschlüssen des Potsdamer 

Abkommens und den Statuten der Viermächteverwaltung Deutsch- 

lands unvereinbar. Deshalb betrachteten es insbesondere die herr- 

schenden Kreise der USA und Grossbritanniens als eine vordringli- 

che Aufgabe, das Potsdamer Abkommen und das Grundprinzip der 

Viermächteverwaltung, die erforderliche Einstimmigkeit bei allen 

Beschlüssen, zu revidieren, und damit die entscheidenden Voraus- 

setzungen für eine imperialistische Regelung der deutschen Frage zu 

schaffen. 

     Die SPD zog-entgegen ihrer Ankündigung in der Kölner Resolu- 

 

8 Europa-Archiv, Erstes Jahr, Juli 1946 bis Juni 1947, 5. 564. 
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tion vom 25. September 1946 – keine praktischen Schlussfolgerun- 

gen. Obwohl sich Parteivorstand und Parteiausschuss am 11. Januar 

1947 in einer Entschliessung zur Lage auch auf die Kölner Resolution 

beriefen, werteten sie nun die Bildung der Bizone als angeblich «er- 

sten Schritt zur Überwindung der Zonengrenzen» und sprachen sich 

dafür aus, «dass auch die anderen Zonen in dieses Abkommen einbe- 

zogen werden sollten».9 Es musste sich nicht nur für die politisch- 

staadiche Einheit Deutschlands, sondern auch für die Sache der De- 

mokratie in den Westzonen verhängnisvoll auswirken, dass sich die 

Führung der Sozialdemokratie – bei aller Kritik – grundsätzlich auf 

die Plattform der Bizonenentwicklung stellte. Zwangsläufig ver- 

schoben sich mit der Entwicklung dieser selbstgewählten Plattform 

auch die Grundlagen der sozial-demokratischen Politik immer wei- 

ter nach rechts. Die sozialdemokratische Führungsgruppe um Kurt 

Schumacher missachtete die Ausnutzung der gesamtdeutschen wie 

auch der westzonalen Möglichkeiten, der antinational-restaurativen 

Entwicklung in den Westzonen Einhalt zu tun. Sie griff nicht den 

von der SED gemachten Vorschlag nach einem Volksentscheid über 

die deutsche Einheit auf und lehnte jede Zusammenarbeit mit der 

Arbeitsgemeinschaft SED/KPD sowie einen gemeinsamen Kampf 

mit der KPD in den Ländern der Westzonen ab. So war es zum Bei- 

spiel nach den Dezemberwahlen 1946 im hessischen Landtag, als 

SPD und KPD über eine Mehrheit von sechs Sitzen gegenüber allen 

anderen Parteien verfügten, die hessische SPD-Führung jedoch 

trotzdem eine grosse Koalition mit der CDU einging, nachdem die 

Bildung eines Vierparteienkabinetts am Widerstand der LDP ge- 

scheitert war. 

Mit der Bildung der Bizone und ihrem Ausbau war ein entschei- 

dender Schritt zum Wiederaufbau einer bürgerlich-bürokratischen 

Zentralgewalt in den Westzonen und damit zur Sicherung der Re- 

stauration des staatsmonopolistischen Kapitalismus und zur Ab- 

wehr und Unterdrückung der antifaschistisch-demokratischen Be- 

strebungen erfolgt. Die reaktionäre Bourgeoisie hatte einen wichti- 

gen Erfolg bei der Entscheidung der Frage der Macht, der Staats- 

macht errungen. 

9 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1947, hrsg. vom Par-

teivorstand (Göttingen), o. J., S. 19. 
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X. Umfang und Bedeutung der demokratischen 

Massenbewegung 1946/47 

1. Der Aufschwung des demokratischen Massenkampfes 

Im Herbst 1946 spitzte sich die Lage in den Westzonen zu. Die von 

der politischen Reaktion erreichte Vorentscheidung in der Macht- 

frage und ihre Taktik des Zeitgewinnens in allen wesentlichen gesell- 

schaftspolitischen Fragen riefen immer grössere politische Unzufrie- 

denheit hervor. Hinzu kam, dass sich die vielfältigen reaktionären 

Manöver immer fühlbarer in einer allgemeinen Verschlechterung der 

Lebenslage breiter Kreise der Bevölkerung auswirkten, während die 

umgestaltende demokratische Entwicklung in der Ostzone von be- 

scheidenen, aber ständigen Verbesserungen der Ernährungs- und 

Versorgungslage begleitet war. Im Ruhrgebiet und anderen west- 

deutschen Industriegebieten begannen sich im Herbst 1946 Hun- 

gerkrisen zu entwickeln. Nach einer gewissen Stagnation der demo- 

kratischen Bewegung im Frühjahr und Sommer 1946, deren Ursa- 

chen bereits genannt wurden, kamen die westdeutschen Bergleute 

im Kampf gegen zusätzliche Sonderschichten zur Steigerung des von 

den Westmächten betriebenen Kohlenzwangsexports in Bewegung. 

In einer Urabstimmung sprachen sie sich am 16. November 1946 zu 

86,9 Prozent gegen Sonderschichten aus, obwohl die Mehrzahl der 

Gewerkschaftsführer sie – entsprechend den Forderungen der Mili- 

tärregierungen – zur Zustimmung aufgefordert hatte. Sie folgten 

damit den Aufforderungen fortschrittlicher Gewerkschaftsführer. 

Ende November 1946 rief der Betriebsrat der Firma «Bode-Pan- 

zer» inHannover zu einem Streik auf, nachdem die Betriebsleitung 

sich geweigert hatte, Mitbestimmungsrechte einzuräumen. Nach 

23tägiger Dauer endete der Streik mit einem vollen Erfolg. In der 

schriftlich formulierten Vereinbarung wurden den Arbeitern weit- 

gehende Mitbestimmungsrechte eingeräumt. Sie beschränkten sich 
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nicht nur auf Personal- und Sozialfragen, sondern betrafen auch 

Fragen des Produktionsprogramms und der Kontrolle der Produk- 

tion. 

Die Vorbereitung und Durchführung der Volksabstimmungen 

über die Verfassungen der Länder der amerikanischen Zone, die am 

24. November 1946 in Württemberg-Baden und am 1. Dezember 

1946 in Hessen und Bayern stattfanden, brachte einen weiteren Auf- 

schwung der antifaschistisch-demokratischen Bestrebungen. Die 

hohe Beteiligung an diesen Volksabstimmungen und den damit ver- 

bundenen Landtagswahlen unterstrich diese Tatsache. Einen beson- 

deren Erfolg bildete die Annahme der demokratischen Verfassung 

Hessens. Für sie wurden 76,7 Prozent der gültigen Stimmen abgege- 

ben. USA-Militärgouverneur Lucius D. Clay hatte dabei eine ge- 

sonderte Abstimmung über den Gemeineigentumsartikel 41 der 

hessischen Verfassung, den er besonders missbilligte, angeordnet. 

Doch die mit diesem Manöver der Militärregierung verknüpften 

Hoffnungen der deutschen Reaktion schlugen völlig fehl. Von den 

gültigen Stimmen sprachen sich 72 Prozent für den Artikel 41 aus. 

Das Ergebnis der gesonderten Abstimmung über diesen Artikel 

machte deutlich, dass auch in Hessen, wobei dieses Land stellvertre- 

tend für alle Länder der Westzonen stand, eine entscheidende Mehr- 

heit der Bevölkerung die Beseitigung der Monopole und die Ent- 

machtung der Monopolherren wollte. Wenn bei den gleichzeitigen 

Landtagswahlen die hessische CDU – neben 42,7 Prozent Stimmen 

für die SPD und 10,7 Prozent für die KPD – einen Stimmenanteil 

von 30,9 Prozent erhielt, so deshalb, weil die Mehrheit der Wähler 

den antifaschistisch-demokratischen Versprechungen der hessi- 

schen CDU, die unter der Losung von einem «christlichen Sozialis- 

mus» angetreten war, Glauben schenkte. 

Auch in den Ländern der britischen Zone erreichte das politische 

Leben im Herbst 1946 mit der Einsetzung von Landtagen in den 

neugebildeten Ländern eine höhere Stufe. Besonders die Fraktionen 

der Kommunistischen Partei entwickelten eine grosse Aktivität, 

brachten fortschrittliche Gesetzesvorlagen ein, zwangen die bürger- 

lichen Parteien zu Stellungnahmen. 

So brachte die KPD im November 1946 im Landtag Nordrhein- 

Westfalen einen Gesetzentwurf für die entschädigungslose Enteig- 
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nung aller Bergbaubetriebe des Landes ein1. Nach Ablehnung der 

Beratung dieses Gesetzentwurfes durch die bürgerliche Mehrheit 

beschloss das Landessekretariat der KPD, «beim Landtag die Durch- 

führung eines Volksentscheides über die Verstaatlichung der Schlüs- 

selindustrien im Ruhrgebiet zu beantragen».2 DieSPD-Fraktion sah 

sich unter den gegebenen Umständen veranlasst, ihrerseits in der 

Frage der Überführung des Ruhrbergbaus in Gemeineigentum aktiv 

zu werden.3 

In der Resolution ihres Bezirksparteitages legte die KPD-Ruhr- 

gebiet am 9. Februar 1947 als Taktik fest: «In der Agitation unter 

den Massen kommt es darauf an, den notwendigen politischen 

Druck zu erzeugen, um die ersten Schritte zur Entmachtung der 

Monopolisten durch Übereignung der Betriebe in die öffentliche 

Hand zu tun. Wir wollen diese konkreten Schritte gemeinsam mit 

der Sozialdemokratischen Partei, den Gewerkschaften und den fort- 

schrittlichen Kräften des Bürgertums, die dazu bereit sind, tun . . . 

Die Überführung des Bergbaus in die öffentliche Hand muss jetzt im 

Mittelpunkt unserer Politik stehen.»4 

Die Kommunistische Partei setzte alle ihre Kräfte ein, um den 

Aufschwung der Kämpfe der Werktätigen, der seit Herbst 1946 zu 

verzeichnen war, zu fördern, in die Massenbewegungen politische 

Zielstrebigkeit hineinzutragen. 

Dieser Aufschwung der Kämpfe und Demonstrationen der Werk- 

tätigen richtete sich gegen unzureichende Erfassung und Versor- 

gung, gegen die Form der Entnazifizierung in den Westzonen, gegen 

die reaktionären Umtriebe zur Sabotage der demokratischen Ent- 

wicklung. Sie forderten Volkskontrolle über die Nahrungsmittel, 

demokratische Entnazifizierung und entscheidende Säuberung der 

Betriebsleitungen und Verwaltungen, Enteignung der Kriegsverbre- 

cher und Konzernherren, volles Mitbestimmungsrecht für Betriebs- 

räte und Gewerkschaften, Überführung von Grund- und Schlüssel- 

industrien in Gemeineigentum. 

1 Landtag Nordhrein-Westfalen, Ernennungsperiode, Landtags-

drucksache I-97, o. O. u. J. 

2 Max Reimann, Entscheidungen 1945-1956, Frankfurt/M. 1974,  
S. 87. 

3 Alle Gesetzentwürfe von KPD und SPD wurden am 6. März 1947 

von der bürgerlichen Landtagsmehrheit abgelehnt. 

4 Aus dem Volk – Mit dem Volk – Für das Volk, S. 86. 
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Die durch ihre oft betriebliche oder örtliche Begrenztheit so viel- 

fältigen Aktionen, die sich während des ganzen Jahres 1946 in allen 

Ländern der Westzonen entwickelten und gegen Jahresende steiger- 

ten, können hier im Einzelnen nicht nachgezeichnet werden. 

Das Zentrum der westdeutschen Monopolwirtschaft an Rhein 

und Ruhr bildete für die gewerkschaftlichen Aktionen und Massen- 

bewegungen einen besonderen Konzentrationspunkt. 

So forderten zum Beispiel die Betriebsräte von sechs Ruhrmon- 

tankonzernen im Dezember 1946 die Säuberung der Aufsichtsräte 

und Konzernleitungen, volles Mitbestimmungsrecht, Beseitigung 

der Monopole und Demokratisierung der Wirtschaft. 

Aus Anlass des 15. Jahrestages der berüchtigten Industriellenta- 

gung in Düsseldorf, auf der am 27. Januar 1932 der Pakt zwischen 

Monopolherren und Hitler geschlossen worden war, führten die 

Gewerkschaften im Düsseldorfer Raum gegen die erneuten reaktio- 

nären Umtriebe Protestversammlungen und Arbeitsniederlegungen 

durch. 1947 verstärkte sich die Aktivität fortschrittlicher Betriebs- 

räte und Gewerkschaften bei der Durchführung von Protestver- 

sammlungen und Betriebsabstimmungen über die Forderung nach 

Entmachtung der Monopolherren. In den Gruben des Ruhrgebietes 

wurden durch ihre Initiative geheime Abstimmungen über die Ent- 

eignung der Grubenbarone durchgeführt. 

In einer Vielzahl von Betrieben und Zechen des Ruhrgebietes er- 

hoben die Belegschaften in Entschliessungen und anderen Kundge- 

bungen verstärkt ihre Forderungen nach Beseitigung und Vernich- 

tung der monopolkapitalistischen Feinde des deutschen Volkes, der 

Zechenherren und Konzerngewaltigen und nach einer demokrati- 

schen Neuordnung der Wirtschaft. 

In den sich steigernden Aktionen traten die antifaschistisch-de- 

mokratischen Arbeiterforderungen immer stärker in den Vorder- 

grund, wie zum Beispiel auf einer Konferenz sämtlicher Betriebsräte 

aus dem Gross-Essener Gebiet. In ihrer mit überwältigender Mehr- 

heit angenommenen Entschliessung forderten die Betriebsräte vor 

allem die Absetzung des für die Versorgungskatastrophe verant-

wortlichen Junkers Schlange-Schöningen, Säuberung der Verwal-

tungen von allen faschistischen reaktionären Elementen, Verstaatli-

chung der Bergbaubetriebe und der Schlüsselindustrien. 
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95 Delegationen, die über 100‘000 Bergarbeiter und -angestellte 

vertraten, erschienen Anfang März 1947 zur Sitzung des Landtages 

Nordrhein-Westfalen, in der unter anderem über die Anträge der 

KPD auf Enteignung der Kohlenbarone und einen Volksentscheid 

über die Überführung der Kohlengruben in Gemeineigentum bera- 

ten wurde. Die Delegationen, die durch Beschluss der Mehrheit des 

Landtages nicht angehört wurden, überbrachten die Forderung nach 

entschädigungsloser Enteignung der kriegsverbrecherischen Koh- 

lenbarone an Rhein und Ruhr. In weiteren Kundgebungen und 

Streiks bekräftigte die überwiegende Mehrheit der westdeutschen 

Werktätigen ihre Forderungen. Ende März legten Arbeiter zahlrei- 

cher Betriebe in Essen die Arbeit nieder. Auch in vielen anderen 

Städten des Ruhrgebietes gaben die Arbeiter ihrem Willen in der 

gleichen Art kund, so am 28. März 80‘000 Arbeiter in Düsseldorf 

und am 25. März 35‘000 Arbeiter in Wuppertal. 

2. Der Generalstreik der Ruhrbergarbeiter 

Den Höhepunkt der demokratischen Massenaktionen bildeten die 

Arbeitsniederlegungen, Proteststreiks und -demonstrationen von 

334‘000 Ruhrkumpels am 3. April 1947. Die Bergarbeiter traten mit 

der Hauptlosung hervor: «Die Gruben in des Volkes Hand! – 

Schlange-Schöningen muss gehen!» Viele Arbeiter der grossen 

Konzerne und anderer Betriebe schlossen sich den Bergarbeitern an 

und brachten ihre Forderung nach Enteignung der Konzerne zum 

Ausdruck. 12‘000 bis 14‘000 Bergarbeiter des Aachener Reviers 

schlossen sich ebenfalls an. 

Bei der Vorbereitung dieses gewaltigen 24stündigen Streiks der 

Ruhrkumpels waren die politischen Zielsetzungen ausschlaggebend. 

Eine Ruhrrevierkonferenz des Industrieverbandes Bergbau hatte am 

2. April 1947 auf Initiative des stellvertretenden Vorsitzenden Willi 

Agatz (KPD) und gegen den Widerstand des Vorsitzenden August 

Schmidt sechs Forderungen gegen die Hungerpolitik und ihre tiefe- 

ren Ursachen, für die Entmachtung der Kohlenbarone sowie für 

Kampfmassnahmen zur Verwirklichung dieser Forderungen be- 

 

221 



schlossen. In der Resolution des Industrieverbandes Bergbau wur- 

den wesentliche politische Erkenntnisse formuliert beziehungsweise 

bekräftigt: die den Interessen von Arbeiterklasse und Nation ent- 

springende Notwendigkeit der Entmachtung des kriegsverbrecheri- 

schen deutschen Monopolkapitals; Säuberung und Demokratisie- 

rung von Wirtschaft und Verwaltungen; die entscheidende Rolle 

von Arbeiterklasse und Gewerkschaften für eine demokratische 

Entwicklung in Deutschland; die Forderung nach umfassender de- 

mokratischer Mitbestimmung der Gewerkschaften.5 

Dieser Streik bildete nicht nur in Bezug auf Breite und Ausdeh- 

nung, sondern vor allem auch in Bezug auf Organisation und Koor- 

dination den Höhepunkt der antifaschistisch-demokratischen Mas- 

senbewegungen. Seine Organisatoren waren nicht mehr nur Be- 

triebsräte und örtliche Gewerkschaftsausschüsse. Vielmehr wurde 

er von dem Vorstand einer Industriegewerkschaft der britischen 

Zone, dem Industrieverband Bergbau geleitet. 

Der Massenstreik der Ruhrbergarbeiter brachte deutlich die Ten- 

denz der qualitativen Entwicklung zum Ausdruck, die in den Ak- 

tionen und Massenbewegungen seit Ende 1946 in den Westzonen 

wirksam wurde. 

Ohne Zweifel war der unmittelbare Anlass für die Protestdemon- 

strationen breiter Kreise in den Auswirkungen der Hungerpolitik 

und Ernährungssabotage zu suchen. Die Proteste dagegen und For- 

derungen nach Verbesserung der Lebenslage standen im Vorder- 

grund. Aber unverkennbar war, dass in diesen Bewegungen – unter 

dem Einfluss kommunistischer und anderer fortschrittlicher Be- 

triebsräte und Gewerkschafter – in steigendem Masse Tendenzen 

nach weitergehenden politischen Zielsetzungen sichtbar wurden be- 

ziehungsweise die Forderungen nach wesentlichen politischen Ver- 

änderungen immer grösseren Raum einzunehmen begannen. 

Der Widerhall dieses Streiks auch in anderen westdeutschen Län- 

5 Siehe Volks-Echo für Westfalen und Lippe, 5. April 1947 – Typisch 

für die Haltung des Vorsitzenden des IV Bergbau, August Schmidt, ist es, 

dass er diesen Streik und die anderen Kämpfe der Bergarbeiter in seinen 

Memoiren übergeht und auch indem von ihm herausgegebenen Jahrbuch 
1947 des IV Bergbau kaum berücksichtigt. (Siehe August Schmidt: Lang 

war der Weg, Bochum [1958]. Jahrbuch 1947. Hrsg, vom Hauptvorstand 

des IV Bergbau. 
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dern sowie die dort ebenfalls erfolgenden Kundgebungen und Ak- 

tionen veranlassten die westlichen Besatzungsmächte, die um den 

Erfolg ihrer Politik fürchten mussten, rigoros einzugreifen. In Aus- 

nutzung einiger Übergriffe jugendlicher, unbesonnener Elemente 

bei einigen Demonstrationen verboten die britischen, amerikani- 

schen und französischen Militärbefehlshaber weitere Proteststreiks 

und Demonstrationen. In Hessen zum Beispiel wurde am 14. April 

1947 ein Befehl über das Streikverbot erlassen. Über den Rundfunk 

drohte US-Gouverneur Oberst Newman dazu am 16. Mai 1947 

strengste Strafen bis zur Todesstrafe bei Fortsetzung der Streiks und 

anderer «Umtriebe gegen die Politik der Militärregierung» an. 

In diesen Massenbewegungen und Aktionen wurden die auch in 

den Westzonen vorhandenen grossen demokratischen Potenzen 

sichtbar, die erfolgreich gegen die separatistisch-restaurativen Pläne 

mobilisiert werden konnten, wenn die Arbeiterklasse ihre Kampf- 

kraft und Aktionseinheit, die hier von unten verwirklicht wurde, in 

die Waagschale warf. 

Die Verbindung von organisierten demokratischen Massenaktio- 

nen mit antifaschistisch-demokratischen Aktivitäten in den Landta- 

gen war der 1946/47 von der KPD richtig gewiesene Weg, der die 

Entwicklung der Westzonen aus dem Prokrustesbett der Restaura- 

tion noch hätte herauslösen können. Dieser Weg konnte in dem 

Masse beschritten werden – auch trotz der Gegenmassnahmen der 

westlichen Militärregierungen – wie es gelang, die Linie der Ak- 

tionseinheit der Arbeiterklasse zu verwirklichen. Trotz des Wider- 

standes der Mehrheit der SPD- und Gewerkschaftsführer war das in 

den beschriebenen Massenbewegungen weitgehend erfolgreich ge- 

lungen. Es zeigte sich jedoch, dass die rechten SPD- und Gewerk- 

schaftsführer ihren Einfluss auf die Mehrheit der Arbeiterklasse der 

Westzonen geltend machen konnten, wobei sie sowohl den von den 

Besatzungsbehörden angewandten Druck als auch sozial-politische 

Versprechungen und Massnahmen zur Verbesserung der Versorgung 

geschickt ausnutzten. Die rechten SPD- und Gewerkschaftsführer 

wandten sich öffentlich entschieden gegen weitere Streiks, wobei sie 

demagogisch behaupteten, durch weitere Streiks werde sich ernäh- 

rungsmässig nichts bessern, sondern nur verschlechtern. Die Ruhr- 

bergarbeiter erlebten das auf ihre Weise, indem ihnen für April 1947 
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die Vergünstigungen des Punktsystems gestrichen wurden. Es ge- 

lang den rechten SPD- und Gewerkschaftsführern, ihre Stillhaltepo- 

litik bei der Mehrheit der Arbeiterklasse durchzudrücken. Die Be- 

reitschaft für ausserparlamentarische Massenaktionen liess nach, die 

Möglichkeiten für eine revolutionäre Politik, die in den Westzonen 

eine Wende hätte herbeiführen können, wurden erneut einge- 

schränkt und waren schliesslich seit Sommer 1947 nicht mehr gege- 

ben. Die Wirkungstiefe und politische Dimension der antifaschi- 

stisch-demokratischen Kämpfe wurde eingeschränkt, die restaura- 

tive Linie dominierte als Resultante einer Vielzahl von internationa- 

len und inneren Faktoren immer eindeutiger. In einer Publikation 

aus der in ihrer ultralinken Tendenz bekannten Rotbuchreihe wird 

die Politik der KPD im Frühjahr 1947 verleumdet. Da die KPD nicht 

zu weiteren Massenstreiks aufgerufen hat, hätte sie den Drohungen 

der Besatzungsmächte nachgegeben und kapituliert.6 Eine solche 

Behauptung entbehrt jeder Grundlage, ist Ausdruck mangelhaften 

dialektischen Denkens und ungenügender konkret-historischer 

Analyse. Sie kann ausserdem nur von Leuten aufgestellt werden, die 

den Putsch um jeden Preis anbeten und ihn mit der proletarischen 

Revolution verwechseln. Die Politik der KPD beruhte auf einer völ- 

lig richtigen Einschätzung der Lage und ihrer Möglichkeiten. Auf- 

rufen zum Massenstreik durch die KPD wäre nur eine Minderheit 

der Arbeiterklasse gefolgt, die KPD hätte sich isoliert und hätte den 

antikommunistischen Zielen der Besatzungsmächte, der Bourgeoi- 

sie und rechter SPD- und Gewerkschaftsführer Vorschub geleistet. 

Ausserdem war die Entwicklung der Westzonen im Frühjahr 1947 

weder eindeutig festgelegt noch vorauszusehen. Es ging nach wie 

vor darum, den Masseneinfluss der KPD zu festigen und ihn nicht 

preiszugeben und stetig den Kampf um die Schaffung solcher Vor- 

aussetzungen weiterzuführen, die es ermöglichten, zum gegebenen 

Zeitpunkt den ausserparlamentarischen Kampf auf der Grundlage 

der Aktionseinheit erneut zu entfachen. Wenn diese Möglichkeit 

später nicht realisiert werden konnte, so war das ein Ergebnis der re- 

alen Entwicklung des Kräfteverhältnisses und des Klassenkampfes 

 

6 Siehe Ute Schmidt, Tilman Fichter: Der erzwungene Kapitalis-

mus. Klassenkämpfe in den Westzonen 1945 – 1948, S. 42 ff. 
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und nicht einer falschen oder gar kapitulantenhaften Politik der 

KPD. 

Trotz des eingeschränkten Rahmens der geschilderten demokrati- 

schen Massenaktionen waren ihre Auswirkungen bedeutsam. Wenn 

diese Aktionen auch nicht zum Erfolg führten, wenn weder die re- 

staurative noch die separatistische Entwicklung der Westzonen ver- 

hindert werden konnten und die Arbeiterklasse sich nicht die ent- 

scheidenden gesellschaftlich-politischen Positionen eroberte, so ist 

ihr Einfluss auf die westdeutsche Entwicklung dennoch kaum zu 

überschätzen. 

Die Massenaktionen verliehen den Arbeiter- und Gewerkschafts- 

forderungen in den westdeutschen Ländern einen solchen Nach- 

druck, dass diese Forderungen nicht einfach ignoriert werden konn- 

ten. Diese Aktionen bildeten eine entscheidende Grundlage für die 

von den westdeutschen Werktätigen in der ersten Nachkriegspe- 

riode errungenen sozialpolitischen Erfolge und politischen Rechte 

und Freiheiten, die nicht nur in Verfassungen der westdeutschen 

Länder, sondern auch in einem nicht unbeträchtlichen Gesetzge- 

bungswerk zur Demokratisierung der Wirtschaft verankert wurden, 

so zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, 

Württemberg-Baden und Bayern. Allerdings wurde die Wirksam- 

keit der Gesetze über die Überführung von Grund- oder Schlüssel- 

industrien in Gemeineigentum und eine weitergehende Mitbestim- 

mung durch Interventionen der westlichen Militärregierung unter- 

bunden. 

Die von Betriebsräten und Gewerkschaftskomitees 1945/1946 or- 

ganisierten Kundgebungen und Aktionen, die 1947 Massencharak- 

ter annahmen, übten einen entscheidenden Einfluss auf die Entwick- 

lung der westdeutschen Gewerkschaften in der ersten Nachkriegs- 

periode aus. 

Die Gewerkschaftseinheit konnte in Form der in einem Bund ver- 

einigten Industriegewerkschaften endgültig gefestigt und dauerhaft 

verankert werden. Das war ein grosser Fortschritt gegenüber der 

Zersplitterung in der Weimarer Republik. Die einheitlichen Kämpfe 

und Forderungen der Werktätigen beeinflussten auch das Grund- 

satzprogramm der westzonalen Gewerkschaften. Dieses Programm 

nahm auf den verschiedenen Kongressen der Industrie- und Bun- 
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desgewerkschaften auf Länder- und Zonenebene, die seit 1946 

durchgeführt wurden, Schritt für Schritt Gestalt an. Es wurde von 

antimonopolistischen, demokratischen Gesichtspunkten geprägt, 

wenn auch der Verlauf dieser Kongresse durch ihre Zusammenset- 

zung und die Regie rechtsopportunistischer Gewerkschaftsführer 

oft wesentlich im opportunistischen Sinne beeinflusst werden konn- 

te.7 

Auf der zentralen Gewerkschaftskonferenz der britischen Zone 

vom 21. bis 23. August 1946 in Bielefeld wurde von 320 Teilneh- 

mern bei zwei Gegenstimmen eine «Entschliessung zur Beseitigung 

der Monopole» angenommen, in der eine Verstaatlichung der Kar- 

telle, Trusts und Konzerne bei «gleichzeitigem Aufbau einer staatli- 

chen Planung» gefordert wurde. In der Entschliessung wurde diese 

Massnahme eindeutig mit der «unheilvollen Rolle, welche die priva- 

ten Monopole in der Vergangenheit gespielt haben», begründet.8 

Auch auf dem ersten Kongress des Gewerkschaftsbundes Würt- 

temberg-Baden vom 29. August bis 1. September 1946 in Korn- 

westheim herrschte die einstimmige Auffassung, dass das monopol- 

kapitalistische Wirtschaftssystem als Hauptursache für die nationale 

Katastrophe beseitigt werden müsse. In der Wirtschaftsentschlies- 

sung wurde klargestellt, dass die Gewerkschaften weitgehende ge- 

sellschaftspolitische Aufgaben zu erfüllen haben und sich nicht auf 

Verhandlungen über Löhne und Arbeitsbedingungen beschränken 

dürfen, dass sie die volle Mitbestimmung fordern müssen. 

Die gleichen Gedanken wurden auf dem Kongress der Landesge- 

werkschaften Bayern vom 27. bis 29. März 1947 in München fixiert. 

Als besonders bemerkenswert sei folgende Feststellung aus der Ent- 

schliessung über Entnazifizierung und Entmilitarisierung zitiert: 

7 Von ihnen wurden die Referenten bestellt, desgleichen durch die Ge-

schäftsordnung die Redezeit begrenzt und Zusatzfragen erschwert. Der 

Gründungskongress des DGB für die britische Zone wurde so angesetzt, 
dass er fast mit den Landtagswahlen zusammenfiel, als viele Tausende 

fortschrittlicher Gewerkschaftsfunktionäre vom Wahlkampf in Anspruch 

genommen waren. Ferner vollzogen sich die Vorbereitungen zum Kon-
gress fast unter Ausschluss der Öffentlichkeit. (Siehe Brennpunkt: trieb. 

Rede des Genossen Rudi Wascher auf dem Landesparteitag der KPD 

Nordrhein-Westfalen in Solingen, Mai 1947.Hrsg, von der Landesleitung 
der KPD Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, o. J., S. 3/4. [Als Manuskript 

gedruckt].) 

8 Protokoll der Gewerkschaftskonferenz der britischen Zone vom 21. 
bis 23. August 1946 in Bielefeld, S. 23. 
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«Die wirksamste Bereinigung des öffentlichen Lebens und der Wirt- 

schaft von Nationalsozialismus und Militarismus im Wege der Re- 

volution ist durch die Art und Weise des Zusammenbruchs der na- 

tionalsozialistischen Herrschaft leider unterblieben.»9 Es wurden 

nicht nur strenge Bestrafung der Kriegsverbrecher und aktiven Na- 

zis gefordert, sondern vor allem Massnahmen, um allen schuldigen 

Kräften ihren gesellschaflichen Einfluss zu nehmen. Auch auf den 

anderen Gewerkschaftskonferenzen standen solche Forderungen im 

Mittelpunkt, besonders auf dem Gründungskongress des DGB der 

britischen Zone im April 1947. 

Entgegen den fast einstimmig angenommenen Entschliessungen 

offenbarten die Diskussionen für einen aufmerksamen Zuhörer, dass 

jedoch unterschiedliche Vorstellungen und Konzeptionen vorhan- 

den waren, die zum Teil entgegengesetzte Klassenpositionen reprä- 

sentierten, was jedoch von den führenden Gewerkschaftsfunktionä- 

ren nach Möglichkeit – und nicht ohne Erfolg – vertuscht wurde. 

Es war schwer, die Gegensätze aufzudecken, da sie in den anti- 

monopolistischen Bekenntnissen nicht offen zutage traten. Gewerk- 

schaftsfunktionäre wie Hans Böckler, Markus Schleicher, Franz 

Böhm und andere bekannten sich zu einer von Fritz Tarnow entwi-

ckelten «Sozialismus»-Konzeption, die verkündete, dass die Uhr des 

privatkapitalistischen Systems abgelaufen sei und eine sozialistische 

Planwirtschaft an ihre Stelle treten müsse. Die Überwindung des 

Kapitalismus sollte jedoch nicht unbedingt durch Veränderung der 

Eigentumsverhältnisse erfolgen. «Die Frage des Eigentums ist von 

sekundärer Bedeutung gegenüber der Frage des Verfügungsrechts 

über das wirtschaftliche Eigentum»,10 erklärte Tarnow. Seine Kon- 

zeption, die radikal anmutete und scheinbar noch linker war als die 

«blossen» Forderungen nach Enteignung und Entmachtung des Mo- 

nopolkapitals, war in Wirklichkeit nicht gegen das Monopolkapital 

gerichtet und wies keinen gangbaren Weg für seine Überwindung, 

wie die weitere Entwicklung bestätigte. Dazu trugen vor allem auch 

die mit dieser Konzeption einhergehenden Tendenzen bei, die poli- 

 

9 Erster ordentlicher Kongress der Landesgewerkschaften in Bayern, Pro-

tokoll, Erster Bundestag des Bayrischen Gewerkschaftsbundes. München, 
27., 28. und 29. März 1947, o. O. u. J., S. 162. 

10 Ebenda, S. 93. 
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tische Rolle der Gewerkschaften einzuschränken, Parteiensystem 

und Parlamentarismus zu verabsolutieren und den ausserparlamen- 

tarischen politischen Kampf der Gewerkschaften abzulehnen.11 

Ausserdem versuchten die gleichen Gewerkschaftsführer, Rolle und 

Verdienste der Betriebsräte und der örtlichen Gewerkschaftskomi- 

tees herabzumindern, ihre Befugnisse zu beschneiden. 

Nicht ohne Grund entzündeten sich gerade an diesen beiden Fra- 

genkomplexen Diskussionen;12 denn hier stand das entscheidende 

Problem der Mittel und Methoden, des Weges zur Durchsetzung 

der demokratischen Forderungen der Gewerkschaften zur Debatte. 

Rechtsopportunistische Gewerkschaftsführer konnten zwar nicht 

programmatisch, jedoch schliesslich praktisch – mit der Kapitula-

tion vor den politischen Konsequenzen des Marshall-Plans – die 

Stillhaltetaktik in Bezug auf die antimonopolistischen Forderungen 

der Gewerkschaften durchsetzen. 

11 Markus Schleicher argumentiert, dass die Verfassung Württem-

berg-Badens die Legislative «ausschliesslich dem Parlament» übertrage 
und damit «auch die Verantwortung für das wirtschaftliche und politi-

sche Leben» (Protokoll der Verhandlungen des 2. Bundestages des Ge-

werkschaftsbundes Württemberg-Baden vom 3. bis 5. Oktober 1947 in 

Kornwestheim, o. O. u. J., S. 44). 

12 Siehe Protokoll Gründungskongress des DGB/1. Bundeskongress 

des DGB für die britische Zone vom 22. bis 25. April 1947 in Bielefeld, 

Bielefeld o. J.,S. 29,30,45, 47, 48, 63, 66, 79, 80. 
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XI. Die Politik gezielter Zugeständnisse und 

das Ahlener Programm 

1. Entflechtung und Mitbestimmung 

Westliche Besatzungskreise und die Führungskräfte der grossbür- 

gerlichen Reaktion erkannten, dass die Ende 1946 erwachsenen de- 

mokratischen Bewegungen nur durch die Inangriffnahme einer Poli- 

tik von gezielten Zugeständnissen an die demokratischen und sozia- 

len Forderungen der Werktätigen aufgehalten werden konnten. Al- 

lerdings konnten sich noch nicht alle Konzernkreise zu solchen 

Massnahmen durchringen. Auch eine Geheimkonferenz zwischen 

Stahltreuhänder Dinkelbach, führenden Vertretern von Wirt- 

schaftsverwaltungen und Konzernherren, die Anfang Dezember 

1946 im Weinhaus Bettermann in Düsseldorf stattfand, brachte noch 

keine völlige Einigung. 

Dinkelbach stellte zu der Ende 1946 entstandenen Situation rück- 

blickend fest: «Die Treuhandverwaltung hat durch die Ausgliede- 

rung der Werke gehandelt. Das war den Konzernen unbequem. Es 

war die allgemeine Auffassung, durch Abwarten würden sich man- 

che Dinge von selbst regeln. Man wollte Zeit gewinnen. In dem be- 

stehenden grossen Durcheinander darf man aber keine Zeit verlie- 

ren.»1 

Es ging darum, die Monopolwirtschaft in ihren Grundlagen und 

damit die wirtschaftliche Macht der Monopolherren in den Westzo- 

nen zu erhalten, dabei aber – um die demokratische Forderungen 

abzufangen – solche Zugeständnisse zu machen und Manöver 

durchzuführen, die der tatsächlich vor sich gehenden Restauration 

den Schein einer antimonopolistischen Neuordnung verliehen. Die 

Notwendigkeiten des wirtschaftlichen Aufbaus vergrösserten dabei 

 

1 Die Neuordnung der Eisen-und Stahlindustrie . . ., S. 553. 
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die Möglichkeiten, zu manövrieren und die Restauration als «Neu-

ordnung» durchzuführen. 

Die massgebenden Kreise des deutschen und internationalen Fi- 

nanzkapitals sahen sich, um dem demokratischen Druck auszuwei- 

chen, veranlasst, den Weg der verkündeten demokratischen und so- 

zialen Reform auf ihre Weise zu beschreiten. Dieser Weg war wäh- 

rend des Jahres 1946 zwischen führenden Exponenten der westdeut- 

schen Monopolherren, imperialistischen Vertretern der angloame- 

rikanischen Militärregierungen, «christlichen» Politikern, reaktio- 

nären Vertretern von Zonen- und Länderverwaltungen-unter gele- 

gentlicher Hinzuziehung rechter Gewerkschaftsführer mit Hans 

Böckler an der Spitze – sondiert und in den Grundzügen ausgearbei- 

tet worden. Er fand in abschliessenden Besprechungen beim Vize- 

präsidenten der Nordrhein-Provinz, Robert Lehr, der zugleich im 

vierköpfigen Vorstand der CDU-Rheinland sass, im Dezember 1946 

und Februar 1947 seine endgültige, weitere Zugeständnisse ma- 

chende Konzipierung. Forderungen, die die Konzernherren Ende 

1945 noch strikt abgelehnt hatten, mussten sie nun zum grossen Teil 

akzeptieren. Das Kölner Zonensekretariat der Gewerkschaften un- 

ter Leitung Hans Böcklers gab seine-allerdings geheimgehaltene- 

prinzipielle Zustimmung zu dem von Dinkelbach unterbreiteten 

Vorschlag paritätischer Mitbestimmung und erklärte seine Bereit- 

schaft zur Mitarbeit. 

In einer offiziellen Presseverlautbarung der britischen Kontroll- 

behörde vom 17. Januar 1947 heisst es zu den Entflechtungsplänen: 

«Die North German Iron and Steel Control hat entsprechend der 

von den alliierten Regierungen festgestellten Politik einen Plan aus- 

gearbeitet, der die unerwünschte wirtschaftliche Machtkonzentra- 

tion in Deutschland beseitigt. Die grossen Eisen- und Stahlwerke der 

britischen Zone werden von den Konzernen gelöst, die diese Werke 

bisher in Besitz hatten und verwalteten. Aufgrund des aufgestellten 

Planes werden die Industriewerke eine kaufmännische und eine 

technische Leitung erhalten, die von erfahrenen Kräften besetzt ist 

und in der die Arbeitnehmerschaft unmittelbar vertreten sein wird. 

Es wird eine völlige Trennung von den bisherigen Konzernen, 

von den früheren Industriemagnaten und von allen sonstigen Orga- 

nisationen durchgeführt. Eine wesentliche Aufgabe der künftigen 
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Leitung wird darin bestehen, die Produktion zu fördern, losgelöst von 

allen Bindungen und Belastungen, die bisher die Bewegungsfreiheit 

und die Leistungsmöglichkeiten behindert haben. 

Die Durchführung des Planes hat bereits bei vier der grössten Eisen- 

und Stahlwerke des Ruhrgebietes begonnen. 

Naturgemäss müssen noch zahlreiche andere Probleme gelöst 

werden, wie beispielsweise die Regelung der Besitzverhältnisse, die 

Befriedigung der Gläubiger und anderer Interessen und schliesslich 

wird auch die endgültige Organisationsfrage später geklärt werden 

müssen. Vorerst muss die Behandlung dieser Probleme zurückgestellt 

werden. 

Um auch äusserlich die Trennung der neuen Werke zu kennzeich- 

nen, werden die bisherigen Firmennamen nicht weitergeführt. Die 

durchgeführten Massnahmen werden in keiner Weise die Schritte 

vorwegnehmen oder behindern, die jetzt unternommen werden, um 

in Übereinstimmung mit der von der britischen Regierung verfolg- 

ten Politik unter anderen Industrien auch die Eisen- und Stahlindu- 

strie in Gemeinbesitz zu überführen.»2 

Diese Entflechtungspläne wurden durch Verordnungen beziehungs-

weise Gesetze der westlichen Militärregierungen auf alle westlichen 

Besatzungszonen und alle Monopolvereinigungen ausgedehnt. 

In der britischen Verordnung Nr. 78 hiess es einleitend: «Diese Ver-

ordnung wird erlassen gemäss Ziffer 12 des Potsdamer Abkommens; 

I. um zu verhindern, dass Deutschland die Sicherheit seiner Nach-

barn gefährdet und den internationalen Frieden von Neuem bedroht; 

II. um Deutschlands wirtschaftliche Fähigkeit, Krieg zu füh-

ren, zu zerstören; 

III. um sicherzustellen, dass die für den Wiederaufbau 

Deutschlands ergriffenen Massnahmen mit friedlichen und demokra-

tischen Zielen in Einklang stehen; 

IV. um die Grundlage für den Aufbau einer gesunden und de-

mokratischen deutschen Wirtschaft zu schaffen. 

2 Die Ruhr-Montan-Konzerne, S. 3. 
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Um dieses Ziel zu erreichen, ist es wünschenswert, die deutsche 

Wirtschaft zu reorganisieren und Konzentrationen der Wirtschafts- 

kraft – wie sie insbesondere Kartelle, Syndikate, Truste, Interessen- 

gemeinschaften und sonstige Typen von monopolistischen oder be- 

schränkenden Abkommen darstellen, die von Deutschland als poli- 

tische oder wirtschaftliche Angriffswerkzeuge benutzt werden 

könnten – so bald wie möglich zu beseitigen. Es ist gleichzeitig wün- 

schenswert, Deutschland daran zu hindern, sich internationale Kar- 

telle und ähnliche internationale Abmachungen in derselben Weise 

nutzbar zu machen.»3 

Die Bestimmungen der Verordnung blieben allerdings hinter die- 

sen angekündigten Zielsetzungen weit zurück. Sie beinhalteten 

keine Beseitigung der Monopolvereinigungen, sondern nur ihre Be- 

schränkung zur Unterbindung marktbeherrschender Stellungen. Es 

handelte sich um ein allgemeines Konzentrationsverbot, das weite- 

rer Durchführungsbestimmungen bedurfte. Zunächst wurde nur 

bestimmt, dass Eigentümer beziehungsweise Verwalter von Betrie- 

ben, die unter diese Verordnungen beziehungsweise Gesetze fielen, 

Unterlagen an die Militärregierungen einzureichen hatten. Dabei 

blieb es schliesslich. Das Gesetz Nr. 56 der amerikanischen und die 

Verordnung Nr. 78 der britischen Militärregierung wurden erst im 

November 1948 und nur für Kohle und Stahl in einige praktische 

Massnahmen umgesetzt. 

Doch im Februar 1947 erfüllten sie zweifellos die wichtige Funk- 

tion, politische Illusionen zu erwecken. 

Auch die Vertreter einiger Konzerne wurden Anfang 1947 ausser- 

ordentlich aktiv. Reusch (Gutehoffnungshütte), Jarres (Klöck- 

ner-Werke) und Hehemann (Otto Wolff) erklärten in einem Schrei- 

ben an den damaligen Leiter des Verwaltungsrates für Wirtschaft, 

Viktor Agartz, vom 21. Januar 1947 – neben zahlreichen Einwen- 

dungen und Vorbehalten – ihr grundsätzliches Einverständnis mit 

einer «vernünftigen» Entflechtung, da bei den Trust- und Konzern- 

bildungen oft optimale «Grenzen der Arrondierung» überschritten 

wurden und die «Konzernentwicklung bereits in den Jahren vor 

 

3 Amtsblatt der Militärregierung in Deutschland, Britisches Kontrollge-

biet, 1947, Nr. 16, S. 412. 
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dem Kriege deutliche Ansätze zu einer Rückbildung» zeigte. Ferner 

schlugen die Bevollmächtigten dieser drei Konzerne vor, die durch 

Entflechtung auf «optimal bemessene Betriebseinheiten» verkleiner- 

ten Konzerne in «gemischtwirtschaftlichen Besitz – gegebenenfalls 

unter kapitalmässiger Beteiligung auch der Gewerkschaften» – zu 

überführen. Weiterhin erklärten sie ihre «aufrichtige Bereitschaft, 

den Belegschaften und den Gewerkschaften volle Mitwirkungs- 

rechte einzuräumen» und stimmten «einer Beteiligung auch der Ar- 

beitnehmerschaft an der Planung und Lenkung sowie an den Auf- 

sichtsorganen» zu. Die Gründe liessen sie zum Schluss durchblicken. 

«Dabei erfüllt uns die Hoffnung, dass die Verwirklichung unserer 

aus der allgemeinen Not geborenen Vorschläge eine neue und si- 

chere Vertrauensgrundlage für die Zusammenarbeit zwischen den 

Werkleitungen und den berufenen Werksvertretern der Arbeitneh- 

mer und der Allgemeinheit schafft, dass es damit gelingt, unsere für 

die Gesamt wirtschaft so ungemein wichtige Schlüsselindustrie end- 

lich von einem politischen Odium zu befreien . . ,»4 

Diese Zeilen sprechen für sich. Und auch von bürgerlicher Seite 

muss zum Dinkelbach-Plan der Mitbestimmung zugegeben werden: 

«Dass ein führender Arbeitgeber ein so weitgehendes Entgegen- 

kommen zeigte, war wohl teils zu verstehen als Massnahme, um dem 

Misstrauen der Besatzungsmacht zu begegnen, teils wohl auch zu- 

rückzuführen auf das Bemühen der Unternehmer, die Sozialisie- 

rungsbestrebungen aufzuhalten.»5 

Bei der Konzipierung der Entflechtungspläne spielten zahlreiche 

nationale und internationale Einflüsse und Aspekte, sehr verschie- 

denartige Motive eine Rolle, vonseiten westlicher, besonders fran- 

zösischer Imperialisten zum Beispiel auch das Motiv einer Diskri- 

minierung und Benachteiligung der deutschen Konkurrenz. Vonsei- 

ten der deutschen imperialistischen Bourgeoisie stellte die Entflech- 

tung vor allem ein Manöver dar, um die antimonopolistischen For- 

derungen durch Zugeständnisse abzufangen, eine Verstaatlichung 

der Grundstoffindustrie und der Banken zu verhindern. Zugleich 

 

4 Die Neuordnung der Eisen-und Stahlindustrie . . .,S. 610 f. 

5 Adolf Weber: Der Kampf zwischen Kapital und Arbeit, Gewerkschaften 

und Arbeitgeberverbände in Deutschland, Tübingen 1954, S. 347. 
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verkörperte die Entflechtung den von den Nachkriegsbedingungen 

bestimmten Weg zur Reorganisation der Monopol wirtschaft und 

bahnte nach aussen die Zusammenarbeit mit den Westmächten zur 

Wiedererlangung der imperialistischen Gleichberechtigung an. 

«Entflechtung» und (paritätische) «Mitbestimmung» bildeten den 

gesellschaftspolitischen Kern der Manöver der westdeutschen 

Grossbourgeoisie zur Verhinderung einer geschichtlichen Wende, 

für die Durchführung ihrer antinationalen Restaurationspläne. Die 

Strategie und Taktik der Nachkriegspolitik der reaktionären Gross- 

bourgeoisie kommt hier am konzentriertesten zum Ausdruck: 

Grundlegende Veränderungen bis zur Beseitigung der Monopole 

und Entmachtung der Monopolherren werden versprochen und an- 

scheinend in einer bestimmten Form in Angriff genommen. Da 

«alle» dafür sind, kann der Weg der Klassenzusammenarbeit und der 

bürokratischen Reform beschritten werden – unter Führung der 

Monopolherren selbst, mit Unterstützung der gesamten politischen 

Reaktion. Damit wird den weitverbreiteten kleinbürgerlich-anti- 

monopolistischen Tendenzen die Spitze abgebrochen. 

Die Entflechtungs- und Mitbestimmungspläne kamen den Illu- 

sionen eines bestimmten kleinbürgerlichen Antimonopolismus, der 

einen Kapitalismus ohne Monopole erstrebte, entgegen. Indem die 

reaktionäre Grossbourgeoisie solchen Vorstellungen und Bestre- 

bungen Raum gab, kalkulierte sie deren antimonopolistische Un- 

wirksamkeit ein. Viele kleinbürgerliche Verfechter von Entflech- 

tung und Mitbestimmung in den bürgerlichen Parteien und an- 

derswo waren ehrlich von antimonopolistischen Bestrebungen er- 

füllt, trugen gerade dadurch aber zur antimonopolistischen Tarnung 

der Restaurationspolitik, zur Verbreiterung ihrer Massenbasis bei. 

Es gelang zwar der Entflechtungs- und Mitbestimmungstaktik der 

reaktionären Grossbourgeoisie nicht, die Mehrheit der westdeut- 

schen Werktätigen zur Aufgabe ihrer Forderungen nach Überfüh- 

rung der Grundstoff- und Schlüsselindustrien in Gemeineigentum, 

echter Mitbestimmung und Demokratisierung zu bringen, wie die 

Entschliessungen der westdeutschen Gewerkschaften 1948 bis 1950 

unübersehbar dokumentieren. Die sozialen und politischen Zuge- 

ständnisse stärkten jedoch demokratische Illusionen und den Re- 

formismus in der Arbeiterklasse – und damit auch die Stellung der 
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opportunistischen DGB- und SPD-Führer. Allerdings sah sich zum 

Beispiel Hans Böckler auf dem Gründungskongress des DGB in der 

britischen Zone im April 1947 nicht unbeträchtlicher Kritik ausge- 

setzt. Es gelang nicht, die gewerkschaftlichen Forderungen auf 

«konsequente» Entflechtung, Planung und paritätische Mitbestim- 

mung zu reduzieren, wie der angenommene Antrag auf Sozialisie- 

rung der Grossindustrien zeigt.6 

Trotzdem blieben die Entflechtungs- und Mitbestimmungsma- 

növer, die Zugeständnisse der Monopolherren und das Eingehen der 

rechten Gewerkschaftsführer auf sie nicht ohne Einfluss auf eine 

Mehrheit der Gewerkschafter im Sinne einer Ablenkung von weite- 

ren energischen Kampfaktionen und der schliesslichen Hinnahme 

oder Tolerierung der Unterordnung der westdeutschen Gewerk- 

schaftsbewegung unter die politischen Bedingungen des Marshall- 

plans. 

Die Entflechtung begann am 1. März 1947 mit der Herauslösung 

der ersten von insgesamt 25 Hüttenwerken aus den Montankonzer- 

nen praktische Gestalt anzunehmen. Damit zogen die ersten SPD- 

und DGB-Führer wie Böckler, Henssler und andere in Konzernlei- 

tungen ein. Der Prozess der unmittelbaren Interessenverbindung 

zwischen rechten SPD- und Gewerkschaftsführern und Monopolen 

nahm seinen Anfang und untermauerte die politisch-ideologischen 

Gründe für Stillhalte- und Sozialpartnerschaftspolitik. 

Die Entflechtung entsprach genausowenig den Forderungen des 

Potsdamer Abkommens wie die eingeräumte Mitbestimmung den 

Forderungen nach wirklicher demokratischer Mitbestimmung, wie 

sie in der sowjetischen Besatzungszone verwirklicht wurde. Das 

Potsdamer Abkommen sah bekanntlich eine Beseitigung von Mo- 

nopolorganisationen, ihre völlige Zerschlagung, vor, während die 

Entflechtung die betroffenen Monopole lediglich verkleinerte, sie 

nicht beseitigte und eine Rekonzentration von vornherein nicht aus- 

schloss. Ausserdem blieben die alten Konzernleitungen und damit die 

Macht des Monopolkapitals grundsätzlich erhalten. Die Eigentums- 

frage wurde angeblich durch die Entflechtung nicht berührt, in der 

 

6 Siehe Protokoll des Gründungs-Kongresses des DGB/1. Bundeskon-

gress des Deutschen Gewerkschaftsbundes für die britische Zone . . .,  

S. 44 ff u. 70 f. 
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Praxis aber die Blockierung einer demokratischen Eigentumsrege- 

lung verstärkt. Das eingeräumte paritätische Mitbestimmungsrecht 

in den Aufsichtsräten entzog die «Arbeitnehmervertreter» demo- 

kratischer Kontrolle, unterwarf sie der Schweigepflicht und anderen 

Beschränkungen. Obwohl diese Mitbestimmung Ansätze bot, um 

wirklich demokratische Mitbestimmungsrechte durchzusetzen, trat 

1947/48 ihre antidemokratisch-restaurative Funktion eindeutig in 

den Vordergrund. Die «gleichberechtigte» Zusammenarbeit mit den 

kompromittierten Monopolherren wertete deren politische Positio- 

nen enorm auf und untermauerte die konterrevolutionäre Sozial- 

partnerschaftstheorie. Die Konzernideologie wurde im Interesse der 

Erhaltung der Konzerne gestärkt. Offenherzig erklärte Dinkelbach 

dazu: «Ich habe diese Form der Beteiligung der Arbeiter gewählt, er- 

stens, damit man ihnen sagen kann, dass es ihre Werke sind und sie 

dieselben verteidigen müssen, und zweitens, weil dadurch die Mög- 

lichkeit besteht, die Arbeiter gegen die Sozialisierung in Bewegung 

zu bringen.»7 

Für die reaktionäre westdeutsche Grossbourgeoisie waren Ent- 

flechtung und damit im Zusammenhang gemachte sozialdemagogi- 

sche Versprechungen zweckdienliche, durch die Umstände not- 

wendig gewordene Manöver. In ihnen kam keineswegs eine Gesin- 

nungsänderung der grosskapitalistischen Ausbeuter und Kriegsin- 

teressenten zum Ausdruck oder gar eine wirkliche und dauerhafte 

Reform der monopolkapitalistischen Vorkriegswirtschaft. Sie be- 

trachteten ihre Manöver und Zugeständnisse keineswegs als endgül- 

tig. Bereits 1947/48 versuchten sie immer wieder die Verwirklichung 

der Entflechtungsmassnahmen zu verschleppen beziehungsweise 

immer mehr einzuschränken. Sie traten zwar zunächst nicht offen 

gegen die von den Besatzungsbehörden in den herausgelösten Ge- 

sellschaften eingeführte paritätische Mitbestimmung auf. Die Ar- 

beitgeberverbände, denen die von der Entflechtung betroffenen 

Konzerne aus taktischen Gründen in den ersten Nachkriegsjahren 

fernblieben, lehnten eine paritätische Mitbestimmung jedoch bereits 

zu dieser Zeit offen ab. 

7 Zit. in: Neues Deutschland (B), 23. März 1947. 
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2. Das Ahlener Programm 

Die reaktionären Führungskreise der CDU, die Ende 1946 dem 

Druck der demokratischen Bewegungen besonders ausgesetzt wa- 

ren, machten ebenfalls verstärkte sozialpolitische Anstrengungen. 

Über Dinkelbach und Lehr waren sie an der Ausarbeitung der Ent- 

flechtungspläne massgeblich beteiligt. Die parteipolitische Aufgabe 

der CDU sollte es nun sein, diese Pläne zu idealisieren, mit weitge- 

henden Sozi al utopisch en Versprechungen zu verbinden und in 

breite Bevölkerungskreise zu tragen, um einer drohenden Isolierung 

der CDU als einer reaktionären Partei vorzubeugen. Das musste in 

einer solchen Weise geschehen, dass antimonopolistische bezie- 

hungsweise antikapitalistische Vorstellungen und Bestrebungen in- 

nerhalb der CDU gleichsam «integriert», die Führungspositionen 

der reaktionären Kräfte gefestigt wurden. Adenauer und seine Ge- 

folgsleute mussten unter dem demokratischen Druck Anfang 1947 

hinter die im Sommer 1946 eingenommenen wirtschafts- und sozial- 

politischen Positionen einige Schritte zurückgehen, um sich nicht 

die weiteren Möglichkeiten für ein restauratives Vorwärtsschreiten 

zu verbauen. Unter Federführung von Bankier Robert Pferdmenges 

entstand Anfang 1947 ein Wirtschafts- und Sozialprogramm der 

CDU der britischen Zone, das auf der Tagung ihres Zonenausschus- 

ses vom 1. bis 3. Februar 1947 in Ahlen unter Vorsitz von Konrad 

Adenauer verabschiedet wurde. Das Ahlener Programm8 beginnt 

mit der bemerkenswerten Feststellung: «Das kapitalistische Wirt- 

schaftssystem ist den staatlichen und sozialen Lebensinteressen des 

 

8 Was will die CDU? Hrsg, von H. Schreiber, Köln 1948, S. 7 ff. – Alle fol-
genden Zitate aus dem Ahlener Programm entstafnmen dieser Quelle, die als 

authentisch gelten kann. Sie stimmt mit der Fassung in Wilhelm Mommsen: 

Deutsche Parteiprogramme (Deutsches Handbuch für Politik, Bd. 1), München 
(1960), S. 576 ff, überein, die Mommsen unmittelbar und offiziell von der Bun-

desgeschäftsstelle der CDU übermittelt wurde. Allerdings ist in der Wiedergabe 

Mommsens im zweiten Absatz ein gravierender Fehler enthalten, wo das Ziel in 
der Herstellung einer «gemeinschaftlichen Ordnung», statt «gemeinwirtschaft-

lichen Ordnung» formuliert wird. Der Abdruck des Ahlener Programms im Po-

litischen Jahrbuch der CDU/CSU 1950, Frankfurt/M. 1950, S. 226 ff, enthält 
gegenüber vorliegender Fassung eine Reihe orthographischer Abweichungen 

sowie auch einen sinnentstellenden Fehler im ersten Abschnitt, wo es statt 

«Die Zeit vor 1933 hat. . .» heisst: «Die Zeit von 1933 ab hat . . .» (– Hervorhe-
bungen – d. V.) 
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deutschen Volkes nicht gerecht geworden. Nach dem furchtbaren 

politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammenburch als 

Folge einer verbrecherischen Machtpolitik kann nur eine Neuord- 

nung von Grund aus erfolgen. Inhalt und Ziel dieser sozialen und 

wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das kapitalistische 

Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohlergehen unseres 

Volkes sein. Durch eine gemeinwirtschaftliche Ordnung soll das 

deutsche Volk eine Wittschafts- uhd Sozialverfassung erhalten, die 

dem Recht und der Würde des Menschen entspricht, dem geistigen 

und materiellen Aufbau unseres Volkes dient und den inneren und 

äusseren Frieden sichert.» 

Und zurückblickend heisst es durchaus treffend: «Die Zeit vor 

1933 hat zu grosse Zusammenballungen industrieller Unternehmun- 

gen gebracht. Diese bekamen dadurch einen monopolartigen Cha- 

rakter. Sie wurden für die Öffentlichkeit undurchsichtig und unkon- 

trollierbar. Wenn der Aktienbesitz der grossen industriellen Unter- 

nehmungen, abgesehen von wenigen Ausnahmen, wie z.B. Krupp, 

auch stark gestreut war, so wurde doch die Zusammensetzung des 

Aufsichtsrates und Vorstandes infolge der Vertretung der zahlrei- 

chen Aktionäre durch wenige Banken von einem verhältnismässig 

kleinen Kreis von Personen bestimmt. Die zu dem engen Kreis der 

Vertreter der Grossbanken und der grossen industriellen Unterneh- 

mungen gehörigen Personen hatten infolgedessen eine zu grosse 

wirtschaftliche und damit zu grosse politische Macht.» 

In der Einleitung und an anderen Stellen des Ahlener Programms 

fanden soziale Forderungen und Prinzipien, wie sie von christlich- 

demokratischen Friedenskräften vertreten wurden, ihren Nieder- 

schlag, worauf der Erfolg dieses Programms beruhte: so der Grund- 

satz der Entmachtung beziehungsweise Zurückdrängung der Macht 

der Monopole, um Demokratie und Frieden zu sichern; die Er- 

kenntnis, dass wirtschaftliche Macht politische Macht verleiht und 

dass die Monopole in der Vergangenheit diese Macht missbraucht 

haben; die Idee, durch Beseitigung der unumschränkten Herrschaft 

der Monopole die Mittelschichten wirtschaflich zu schützen; das 

Prinzip der Demokratisierung der Wirtschaft durch Mitbestimmung 

der Werktätigen und Ausbau des Genossenschaftswesens; der Ge- 

danke, dass die Wirtschaft der Bedarfsdeckung des Volkes zu dienen 
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hat und deshalb eine gewisse Planung und Lenkung durch einen de- 

mokratischen Staat unerlässlich sind, wodurch ausserdem grössere 

soziale Sicherheit erreicht werden kann; die Idee einer gerechten 

Verteilung des Sozialproduktes. 

Aber unter der Federführung grossbürgerlicher Kreise wurden 

diese Forderungen und Prinzipien ausgehöhlt und verfälscht, in re- 

staurative Konzeptionen eingeordnet beziehungsweise ihnen unter- 

geordnet. Die eigentlichen Programmpunkte nehmen zwar nicht of- 

fen für die Monopole Partei, wohl aber für die von ihnen verfolgte 

Restaurationspolitik. 

Das Ahlener Programm sah für die Behandlung der Konzerne un- 

ter II, 1 bis 4, Folgendes vor: 

1. Die «nicht technisch, sozial oder wirtschaftlich absolut» 

notwendigen Konzerne seien «zu entflechten und in selbständige 

Einzelunternehmungen zu überführen». – Eine Änderung der Eigen- 

tums- und Besitzverhältnisse wurde hier überhaupt nicht ange- 

strebt! 

2. «Technisch, wirtschaftlich und sozial» abolsut notwendige 

Konzerne, überschritten sie nicht eine bestimmte Grösse, seien bei- 

zubehalten. – Auch hier bleibt es bei den bisherigen Eigentumsver- 

hältnissen. 

3. Lediglich die dritte Gruppe, Unternehmungen monopolarti- 

gen Charakters, «die eine bestimmte Grösse überschreiten müssen», 

sollte durch Anwendung eines «machtverteilenden Prinzips» «ver- 

gesellschaftet» werden. Fernersollten Kartellgesetze erlassen wer-

den. 

Die propagierte «Vergesellschaftung» durch das «machtvertei- 

lende Prinzip» beinhaltet nach dem Ahlener Programm folgende 

Massnahmen: 

Es sollten, wie es unter II, 2 heisst, zu diesem Zweck «öffentliche 

Körperschaften wie Staat, Land, Gemeinde, Gemeindeverbände, 

ferner Genossenschaften und die im Betrieb tätigen Arbeitnehmer 

an diesen Unternehmungen beteiligt werden, der dringend notwen- 

digen Unternehmerinitiative . . . der erforderliche Spielraum» be- 

lassen werden. Weiter sollte «bei solchen Unternehmungen der pri- 

vate Aktienbesitz, der in einer Hand dem Eigentum oder dem 

Stimmrecht nach vereinigt ist, in der Höhe gesetzlich begrenzt wer- 

den.» 
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Unter der Voraussetzung des Weiterbestehens der Konzerne (!) – 

mit einigen formalen Änderungen entsprechend II, 1 bis 4 – wurde 

den Arbeitnehmern unter III ein «Mitbestimmungsrecht» «an den 

grundlegenden Fragen der wirtschaftlichen Planung und sozialen 

Gestaltung» versprochen. Das sollte durch Beteiligung von Be- 

triebsangehörigen am Aufsichtsrat und an den Vorständen der Kon- 

zerne, durch Mitwirkung des Betriebsrates in allen sozialen Fragen 

und durch sein Recht, einen monatlichen Bericht durch die Betriebs- 

leitung über die Lage des Unternehmens entgegenzunehmen, er- 

reicht werden. Ferner wurde «den Arbeitnehmern eine Beteiligung 

am Ertrage» versprochen. \ 

Nach dem Ahlener Programm sollte also eine Reihe Monopole ent- 

flochten, der private Aktienbesitz begrenzt und durch Beteiligung 

von Gemeinden, Genossenschaften und anderen Körperschaften 

gemischt-wirtschaftliche Unternehmungen geschaffen werden. 

Diese Massnahmen wurde mit dem Begriff Vergesellschaftung be- 

zeichnet. Kartellgesetzgebung, Mitbestimmungsrecht der Arbeit- 

nehmer durch Beteiligung an den Aufsichtsräten sowie eine Beteili- 

gung am Ertrage wurden in Aussicht gestellt. Hauptanliegen war es 

dabei, eine Verstaatlichung beziehungsweise demokratische Natio- 

nalisierung der Monopole zu verhindern. Durch die Rückenstär- 

kung vonseiten der westlichen Besatzungsmächte, in deren Verfü- 

gungsgewalt sich die betreffenden Gruben und Konzerne befanden, 

waren die grossbürgerlichen Interessenvertreter in der CDU-Füh- 

rung in der Lage, durch das Ahlener Programm die Spannungen in 

der CDU auszugleichen, ihre Führungspositionen zu festigen und 

breite Wählermassen zu beeinflussen. Unter diesen Umständen 

konnte die CDU-Führung auch wagen, das Ahlener Programm in 

Form von Gesetzesanträgen im Landtag von Nordrhein-Westfalen 

einzubringen. Es waren dies im Einzelnen folgende Gesetzesanträge: 

«Antrag 110 der CDU betr. Entflechtung von Bergbau, eisenschaf- 

fender und chemischer Grossindustrie» ; «Antrag 111 der CDU betr. 

Änderung der Besitz- und Machtverhältnisse in der Wirtschaft»; 

«Antrag 112 der CDU betr. Neuordnung des Verhältnisses zwi- 

schen Arbeitgeber und -nehmer»; «Antrag 113 der CDU betr. Pla- 

nung und Lenkung der Wirtschaft». Diese Anträge wurden gemein- 

sam mit zwei Anträgen der FDP (Anträge 117 und 118) in dem zu- 
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sammenfassenden Antrag 1-127 vereinigt, in dem es einleitend 

hiess: dass die «industrielle Wirtschaft des Landes Nordrhein-West-

falen auf ihrer Grundlage neu geordnet werde».9 

Dieser Antrag 1-127 wurde am 5. März 1947 im Landtag von 

Nordrhein-Westfalen bei gleichzeitiger Ablehnung von Nationali- 

sierungsanträgen der KPD und der SPD durch die CDU/FDP- 

Mehrheit zur Annahme gebracht. 

Das Ahlener Programm wurde mit grossen Mitteln vielfältig pro- 

pagiert und in den Mittelpunkt des Wahlkampfes der CDU der briti- 

schen Zone, vor allem in Nordrhein-Westfalen, gestellt. Es wurde 

den Wählern als «Sozialisierung im Sinne der CDU»10 beziehungs-

weise unter der Losung «CDU überwindet Sozialismus und Kapita-

lismus»11 unterbreitet. 

Angesichts des Aufschwunges des demokratischen Kampfes in 

den Westzonen war es für die Interessen der Restauration entschei- 

dend, dass die um die CDU/CSU gruppierte politische Reaktion 

nicht isoliert wurde beziehungsweise nicht ihre Massenbasis verlor. 

Deshalb war es zu dieser Zeit die Hauptaufgabe, das antifaschisti- 

sche und demokratische Ansehen dieser Partei, die Glaubwürdigkeit 

ihrer sozialen Reformbestrebungen mit allen Mitteln zu untermau- 

ern und die Unterschiede nach links zu verwischen, damit die Masse 

der CDU-Wähler sich nicht diesen Parteien zuwandte. Diesem 

Zweck dienten das Ahlener Programm und die darauf basierenden 

Landtagsanträge. Die damit bezweckten politischen Absichten 

wurden durch sogenannte Burgfriedensangebote ergänzt, die Ade- 

nauer im März und April 1947 den anderen Parteien für die Zeit 

nach den Landtagswahlen unterbreitete. 

Konrad Adenauer stellte nach den Wahlen auf einer Vorstandssit- 

zung der Arbeitsgemeinsachaft der CDU/CSU Deutschlands, die 

am 22./23. April 1947 in Köln stattfand, fest, dass die Wahlen in der 

9 Landtag Nordrhein-Westfalen, Ernennungsperiode, Landtagsdrucksa-

chen 1-127, o. O. u. J. 

10 Rheinische Post, 8. März 1947. 

11 So lautete der Titel einer Wahlbroschüre der CDU-Rheinland. Siehe Pro-

tokoll der Vorstandssitzung. In: Historisches Archiv der Parteileitung der 

CDU, Berlin, Akte Nr. 75. Die Landtagswahlen in der französischen Zone am 
18. Mai 1947 brachten der CDU 50,0; der SPD 29,0; der LDP 10,2 und der 

KPD 8,3 Prozent Stimmenanteil. (Siehe ebenda.) 241 



britischen Zone für die CDU wegen der trotz allem noch nicht ge- 

nügenden Auswertung des Ahlener Programms unbefriedigend ver- 

laufen seien.12 

Auch in Nordrhein-Westfalen erreichte die CDU bei den Land- 

tagswahlen vom 20. April 1947 die gesteckten Ziele nicht. 

Adenauer hatte auf dem rheinischen Landesparteitag der CDU im 

Dezember 1946 das Ziel dahingehend formuliert, dass die CDU bei 

den Landtagswahlen eine eindeutige Mehrheit erlangen müsse. Das 

Wahlergebnis aber lautete nach der Stimmenverteilung: CDU 37,5; 

SPD 32; KPD 14; Zentrum 9,8; FDP 5,9 Prozent. Für die CDU be- 

deutete dieses Wahlergebnis zweifellos einen Rückschlag. Bei die-

sen Gemeindewahlen vom Herbst 1946 hatte sie 49,1 Prozent und 

bei den Stadt- und Landkreiswahlen am 13. Oktober 1946 46 Prozent 

der Stimmen und 66,3 Prozent der gewählten Vertreter erreicht. In 

der gesamten britischen Zone erreichte sie einen Stimmanteil von 

30,7 Prozent gegenüber 38,4 von SPD; 10,5 von KPD; 9,5 von FDP 

und 5,2 des Zentrums. 

Die CDU beziehungsweise CSU ging zwar nicht in der britischen 

Zone, wohl aber in Nordrhein-Westfalen und in der amerikanischen 

und französischen Zone als parlamentarisch stärkste Partei aus den 

Landtagswahlen 1946/47 hervor.13 Sie behauptete nicht zuletzt mit 

dem Ahlener Programm die Stellung der bürgerlichen Haupt- und 

Sammelpartei in den Westzonen. Gelang es ihr auch nicht, die abso- 

lute Mehrheit zu bekommen, so reichten doch ihre Wahlerfolge aus, 

um zusammen mit DP und FDP eine reaktionäre Mehrheit im bizo- 

nalen Wirtschaftsrat zu erlangen. 

Während die Mehrzahl ihrer Mitglieder, Wähler und auch der un- 

teren und mittleren Funktionäre die sozialen und politischen Be- 

kenntnisse in der CDU-Programmatik ernst nahmen und daran 

glaubten, waren sie für die reaktionären Führungskräfte nur zweck- 

bedingte Demagogie und ideologische Verbrämung des Überganges 

zu einer restaurativen Neuordnung. Sie hatten keineswegs die Ab- 

 

12 Siehe Protokoll der Vorstandssitzung. In: Historisches Archiv der 

Parteileitung der CDU, Berlin, Akte Nr. 75. 

13 Die Landtagswahlen in der französischen Zone am 18. Mai 1947 

brachten der CDU 50,0; der SPD 29,0; der LDP 10,2 und der KPD 8,3 

Prozent Stimmenanteil. (Siehe ebenda.) 
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sicht, das Ahlener Programm in die Tat umzusetzen. Ihr Bestreben 

ging dahin, dieses Programm, in das durch die Umstände soviel so- 

zialer Sprengstoff hineingeraten war, nachdem es seine Schuldigkeit 

getan hatte, möglichst schnell in die Versenkung verschwinden zu 

lassen und es durch ein neues zu ersetzen. 

Doch in den Länderparlamenten und innerhalb der CDU gelang 

die Abkehr vom Ahlener Programm nicht so glatt und reibungslos. 

Die CDU stand nach wie vor unter grossem politischen Druck de- 

mokratischer Kräfte und innerparteilicher Spannungen. Das zeigte 

sich auch bei der Regierungsbildung in Nordrhein-Westfalen im 

Juni 1947. Indem es die KPD ablehnte, sich auf der Grundlage des 

Ahlener Programms an einem Allparteienkabinett zu beteiligen, er- 

reichte sie, dass der als Regierungschef vorgesehene CDU-Politiker 

Karl Arnold ein Regierungsprogramm aufstellen musste, das in we- 

sentlichen Punkten die Ahlener Grundlage überschritt. In der Re- 

gierungserklärung Karl Arnolds hiess es zum Beispiel: «Das deutsche 

Volk und insbesondere die Menschen an Rhein und Ruhr sind ent-

schlossen, eine öffentliche Ordnung aufzubauen, die der Wohlfahrt 

des Volkes und dem Frieden dient. Das gilt besonders für die 

Neuordnung unserer Wirtschaft . . . Die bisherigen einseitigen 

Machtgebilde in der Grosswirtschaft werden beseitigt, und Neubil- 

dungen in der Zukunft werden dadurch verhindert, dass die deutsche 

Grundstoffindustrie (Kohlewirtschaft, die stahl- und eisenerzeu- 

gende Industrie sowie die den Markt monopolistisch beherrschende 

Grosschemie) in Gemeinschaft überführt werden. Eine Beteiligung 

des privaten Grosskapitals in den vorgenannten Betriebs- und Indu- 

striezweigen wird ausgeschlossen . . . Kriegs- und Naziverbrecher 

werden entschädigungslos enteignet . . ,»14 

Adenauer missbilligte die Regierungsbildung auf dieser Grundla- 

ge, konnte sich jedoch nicht durchsetzen.15 Doch das erwies sich in- 

 

14  Landtag Nordrhein-Westfalen, Erste Wahlperiode, Stenographischer 

Bericht von der fünften Sitzung des Landtages Nordrhein-Westfalen am 17. 
Juni 1947 zu Düsseldorf, o. O. u. J., S. 11 f. 

15 Siehe Telegramm Adenauer an Arnold, 28. Mai 1947; Adenauer an 

Josef Müller, 31. Mai 1947. In: Historisches Archiv der Parteileitung der 

CDU, Berlin, Akte Nr. 80. Rückblickend erklärte Adenauer vor dem nord-

rhein-westfälischen Landtag: «Ich gestehe offen, meine Damen und Her-
ren, dass er mit seiner Regierungserklärung über das, was ich für richtig 
halte, hinausgegangen ist. Ich bin bei der Abgabe der Regierungser- 
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folge der eingeschränkten Kompetenz der Länder und des Wirkens 

des föderalen Restaurationsmechanismus als nicht ausschlaggebend. 

Die auf bizonaler Ebene vorherrschende Grundlinie restaurativer 

Politik wurde weder von den antimonopolistischen Elementen des 

Ahlener Programms noch der Regierungserklärung Arnolds beein- 

flusst. Die soziale Demagogie und die Politk gezielter Zugeständ- 

nisse trug wesentlich dazu bei, die Stillhaltepolitik rechter SPD- und 

Gewerkschaftsführer zu ermöglichen und die restaurative Weichen- 

stellung zu verstärken. 

klärung nicht anwesend gewesen.» (Landtag Nordrhein-Westfalen, Erste Wahlperio-

de, Stenographischer Bericht über die 56. bis 59. Sitzung des Landtages Nordrhein-
Westfalen am 5. und 6. August 1948 zu Düsseldorf, o. O. u. J., S. 979.) 
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XII. Der Übergang zu einer zielstrebigen Politik 

der Abspaltung der Westzonen und ihre restaurative  

Ausgestaltung 

1. Der kalte Krieg, der Marshallplan und Deutschland 

Die Entwicklung des internationalen Kräfteverhältnisses hatte sich 

seit Herbst 1946 weiter zu Gunsten der Kräfte des Friedens, der 

Demokratie, der nationalen Befreiungsbewegungen und des Fort- 

schritts und zu Ungunsten des Weltimperialismus gestaltet. In Al- 

banien, Bulgarien, Jugoslawien, Polen und Ungarn waren unter der 

Führung der Parteien der Arbeiterklasse Volksrepubliken entstan- 

den, die sich – ebenso wie Rumänien – erfolgreich in einer antikapi- 

talistischen Richtung entwickelten. Am 19. Januar 1947 errang bei 

den Sejmwahlen in Polen der Demokratische Block einen bedeutsa- 

men Sieg. Der Exponent der in- und ausländischen Reaktion, Stanis- 

law Mikolajczyk, flüchtete ins Ausland. In Griechenland gründeten 

die fortschrittlichen Kräfte im Kampf gegen den gesetzlosen Terror 

der Regierung Tsaldaris im Oktober 1946 die Demokratische Armee 

Griechenlands, die über einen starken Rückhalt im griechischen 

Volk verfügte. Von wesentlicher Bedeutung waren vor allem die Er- 

folge der nationalen Befreiungsbewegungen in Asien. Der im Juli 

1946 von der Guomindang-Clique in China gegen die demokrati- 

schen Kräfte unter Führung der Kommunistischen Partei Chinas 

entfesselte Bürgerkrieg verlief, trotz verzweifelter Anstrengungen 

der USA, für die Aggressoren immer ungünstiger. In dem von ihnen 

besetzten Gebiet, das durch ein Abkommen der Guomindang-Re- 

gierung mit der amerikanischen Regierung der wirtschaftlichen Ex- 

pansion des USA-Imperialismus ausgeliefert worden war, kam es 

zu politischen Demonstrationen und Streiks, die das Regime immer 

mehr erschütterten. Schon 1947 begann sich der unaufhaltsame Nie- 

dergang des Guomindang-Regimes und damit eine Veränderung in 

Asien abzuzeichnen, der welthistorische Bedeutung zukam. In Ko- 
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rea und Vietnam sahen sich die imperialistischen Mächte in die De- 

fensive gedrängt. Auch in Europa und Amerika verstärkte sich 

1946/47 der Kampf demokratischer Volksbewegungen. Den in die- 

ser Entwicklung enthaltenen «Gefahren» einer antiimperialistischen 

Veränderung des internationalen Kräfteverhältnisses suchte die 

amerikanische Regierung, Exekutivorgan des Zentrums des Welt- 

imperialismus, ausgangs des Winters 1947 mit der Wendung zu einer 

systematischen, weltweiten imperialistischen Offensive zu begeg- 

nen. Am 12. März 1947 verkündete der amerikanische Präsident 

Harry S. Truman in einer Rede vor dem Kongress der USA, in der er 

Mittel für die wirtschaftliche und vor allem militärischeStützung der 

reaktionären Regimes in Griechenland und der Türkei gegenüber 

den demokratischen Bewegungen in diesen Ländern verlangte, 

Grundsätze und Ziele einer neuen Aussenpolitik der USA-Regierung. 

Mit der Verkündung der «Truman-Doktrin» fand der Prozess des 

Kurswechsels der USA von der Politik der Anti-Hitler-Koalition zu 

einer aggressiven, antisowjetischen Atombomben-»Politik der Stär-

ke» einen deutlichen Abschluss. Der kalte Krieg nahm seinen Anfang. 

Unter der heuchlerischen Losung einer «containment»-Politik, 

das heisst, einer Politik der Eindämmung eines angeblichen sowjeti- 

schen oder kommunistischen Expansionismus, nahmen die aggres- 

siven Kreise des amerikanischen Imperialismus nunmehr offen und 

direkt Kurs, einen konterrevolutionären Kreuzzug gegen die Sow- 

jetunion und die volksdemokratischen Länder zu organisieren und 

gleichzeitig die demokratischen Bewegungen und nationalen Befrei- 

ungsbewegungen zu unterdrücken. Zugleich traten mit der Entfes- 

selung eines kalten Krieges gegen die Sowjetunion die Hegemonial- 

bestrebungen des amerikanischen Imperialismus in Europa und in 

der Welt in ein neues Stadium ein. 

Das Entscheidende an dem neuen politischen Kurs der USA war 

nicht nur die konzentrierte Zielstellung auf eine Revision der inter- 

nationalen Nachkriegsordnung zugunsten des USA-Imperialismus, 

sondern vor allem die Orientierung auf eine aggressive Politik der 

Stärke. Die mit der Entfesselung des kalten Krieges einhergehenden 

verstärkten Bemühungen um westliche Blockbildungen erhielten 

unter diesen Umständen eine ausgeprägte militärisch-konterrevolu- 

tionäre Ausrichtung. 
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Nach der Methode «Haltet den Dieb» bemühten sich die Initiato- 

ren des kalten Krieges, sekundiert von opportunistischen Führern 

der Arbeiterbewegung, die Politik des «Containment» und damit 

den kalten Krieg auf angeblich von der Sowjetunion drohende Ge- 

fahren der Eroberung Westeuropas und anderer Länder zurückzu- 

führen. Ähnlich, wenn auch meist differenzierter, geschieht es in der 

systemkonformen Geschichtsschreibung und Publizistik der BRD 

und anderer Länder. Hans-Peter Schwarz z.B. stellt in diesem Zu- 

sammenhang fest: «Vieles nötigt zur Annahme, dass insgeheim Un- 

terwerfung und Sowjetisierung angestrebt wurden. Letzte Klarheit 

kann in diesem Punkt nicht gewonnen werden. «1 Das hindert ihn je- 

doch nicht daran, letzten Endes doch der Sowjetunion die Haupt- 

schuld für das Nichtzustandekommen einer Viermächteregelung der 

deutschen Frage und für den kalten Krieg zuzuschieben und die 

Entwicklung vom Reich zur Bundesrepublik zu verteidigen. 

Insbesondere in einem Teil der umfangreichen Literatur über den 

kalten Krieg, die in den USA erschienen ist (insbesondere der 

«Neuen Linken»), werden demgegenüber die in den Interessen und 

der Politik des USA-Imperialismus wurzelnden Ursachen des kalten 

Krieges nachgewiesen und die These von der angeblichen drohenden 

Gefahr einer sowjetischen Aggression durch umfangreiches Material 

widerlegt. Danach steht fest, dass keiner der massgebenden Politiker 

des Imperialismus bei der Entfesselung des kalten Krieges an eine 

solche unmittelbar vorhandene Gefahr glaubte.2 Diese Untersu- 

chungen, in denen allerdings die Einschätzungen der sowjetischen 

Politik und der Entwicklungen, die zur Entstehung des sozialisti- 

schen Weltsystems führten, hinter den Imperialismus-Analysen 

deutlich Zurückbleiben, bekräftigten die eingangs dargelegten Zu- 

sammenhänge, Ursachen und Motive des kalten Krieges.3 

Als Medium für die Verwirklichung der aggressiven Westblock- 

politik der Stärke und zur Untermauerung ihres Führungsanspruchs 

entwickelte der amerikanische Imperialismus ein sogenanntes wirt- 

schaftliches Hilfsprogramm für Europa (ERP). Er baute dabei be- 

 

1 Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundesrepublik, S. 221. 

2 Siehe David Horowitz, Kalter Krieg, Bd. 1, Westberlin 1969, S. 68 ff. 

3 Siehe Big Business und kalter Krieg, hsrg. von David Horowitz, Frank-

furt/Main 1971. 
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sonders auf die Ausnutzung der durch den harten Winter 1946/47 in 

den meisten europäischen Ländern entstandenen Verschärfung der 

wirtschaftlichen Nachkriegsschwierigkeiten. Dieses Programm 

wurde vom amerikanischen Aussenminister Georg C. Marshall in 

seiner Rede in der Havard-Universität am 5. Juni 1947 dargelegt. 

Mit dem Marshallplan setzten die USA nicht einfach die Linie ih- 

rer imperialistischen Politik fort, die darauf abzielte, ihre ökonomi- 

sche Stärke als Mittel für die Erlangung von Weltherrschaftspositio- 

nen einzusetzen. Es ging auch nicht nur darum, die wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten des kapitalistischen Weltsystems bei gleichzeitiger 

Festigung und Stärkung des staatsmonopolistischen Kapitalismus 

unter Zurückdrängung der antimonopolistischen und demokrati- 

schen Bewegungen zu überwinden. Es handelte sich vor allem um 

den Versuch, die Überwindung der wirtschaftlichen Schwierigkei- 

ten in den kapitalistischen Ländern durch einen solchen Zusam- 

menschluss beziehungsweise durch ein solches System wirtschaftli- 

cher Zusammenarbeit zu erreichen, die zugleich wesentliche Grund- 

lagen für die Errichtung eines aggressiven Militärblocks entstehen 

liessen. Der Marshallplan stand somit in untrennbarem Zusammen- 

hang mit der Truman-Doktrin und diente der Durchsetzung reak- 

tionärer und konterrevolutionärer politischer sowie aggressiver mi- 

litärischer Ziele. Mit dem Marshallplansystem entstand ein solches 

System wirtschaftlicher Abhängigkeit der einbezogenen kapitalisti- 

schen Länder vom USA-Imperialismus, das gleichsam zwangsläufig 

ihre politische und militärische Gleichschaltung auf den reaktionä- 

ren und aggressiven Kurs der USA-Politik nach sich zog. Er übte in 

den Westzonen Deutschlands und den anderen einbezogenen Län- 

dern eine eindeutig konterrevolutionäre Funktion aus. 

Der Marshallplan negierte somit die Möglichkeiten der schnellen 

Überwindung der Kriegsfolgen in Europa und des wirtschaftlichen 

Wiederaufbaus durch eine koordinierte, unabhängige Politik der eu- 

ropäischen Staaten auf der Grundlage friedlicher Koexistenz. Die 

USA hätten eine solche wirklich freie, zum allseitigen Nutzen und 

gegenseitigen Vorteil erfolgende europäische Zusammenarbeit 

durch die Gewährung von Krediten ohne unbillige wirtschaftliche 

und interventionistische Bedingungen wirksam unterstützen kön- 

nen. Die herrschenden Kreise des amerikanischen Imperialismus 
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waren jedoch zur Gewährung solcher Wirtschaftshilfen nicht bereit. 

Die Bedingungen des Marshallplanes unterbanden die Verwirkli- 

chung der Möglichkeiten eines gesamteuropäischen Wiederaufbaus 

gleichberechtigter Nationen; denn eine Beteiligung der Sowjetunion 

und der volksdemokratischen Länder an diesem imperialistischen 

«Wiederaufbauprogramm» war nicht möglich, ohne den demokrati- 

schen und sozialistischen Wirtschaftsaufbau in ihren Ländern preis- 

zugeben und ihre Länder dem Import der Konterrevolution zu öff- 

nen. Vor der Ankündigung seines Vorschlages hatte Aussenminister 

Marshall seinem Planungsstab die Frage zur Beantwortung vorge- 

legt: «Was wird geschehen, wenn die Sowjets beschliessen mitzuma- 

chen?»4 Und erst nach der befriedigenden Antwort auf diese Frage, 

dass das für die Sowjetunion unter den vorgeschlagenen Bedingun- 

gen nicht möglich sei, richtete Aussenminister Marshall sein Ange- 

bot «grosszügig» an alle europäischen Nationen. In Wirklichkeit 

richtete es sich also von Anfang an gegen die Sowjetunion und die 

volksdemokratischen Länder. Das wurde durch den Verlauf der 

Konferenz der Aussenminister der Sowjetunion, Grossbritanniens 

und Frankreichs, die zur Beratung der Marshallplanvorschläge vom 

27. Juni bis 2. Juli 1947 in Paris stattfand, deutlich. Die beiden Au- 

ssenminister der imperialistischen Mächte lehnten es dort brüsk ab, 

die von W. M. Molotow entwickelten konstruktiven Vorschläge für 

ein europäisches Wiederaufbauprogramm zu unterstützen. 

Die Durchführung des Marshallplanes bedeutete die Schaffung 

eines westeuropäischen Wirtschaftsblocks, der einseitig auf die 

«westliche Hemisphäre» und gegen die osteuropäischen Länder und 

die Sowjetunion ausgerichtet wurde, und damit die wirtschaftliche 

Zerreissung Europas. Der Marshallplan schuf gleichzeitig wesentli- 

che Grundlagen für die Durchführung der Politik des kalten Krie- 

ges, die schliesslich zur Entstehung von zwei einander feindlich ge- 

genüberstehenden Lagern in der Welt führte: das antidemokrati- 

sche, imperialistische Lager der Aggression und das demokratische, 

sozialistische Lager des Friedens. Die Trennungslinie zwischen die- 

sen beiden, im Entstehen begriffenen Lagern führte mitten durch 

Deutschland. 

4 Zit. in: Wilhelm Cornides: Die Weltmächte und Deutschland, S. 173. 
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Mit der Entfesselung des kalten Krieges begann sich die objektive 

Stellung Deutschlands in den internationalen Beziehungen zu ver- 

ändern. Und dementsprechend veränderte sich die Deutschlandpo- 

litik der imperialistischen Westmächte. Die Initiative ging hierbei 

ebenfalls von der Regierung der USA aus, die ihre führende Rolle in 

der Politik der imperialistischen Mächte gegenüber Deutschland 

immer mehr festigte. 

Die Labourregierung, die noch Anfang 1947 eine Unterstützung 

der deutschen Bestrebungen nach Verstaatlichung der deutschen 

Grundstoff- und Schwerindustrien zugesagt hatte, ordnete sich dem 

amerikanischen Kurs stillschweigend unter, denn unter dem Druck 

der britischen Finanzkrise orientierte sie sich vorbehaltlos auf den 

Marshallplan. Auf der Ruhrkohlenkonferenz in Washington, die 

vom 12. August bis 10. September dauerte, gab sie den amerikani- 

schen Forderungen in fast allen Punkten nach, woraufhin eine Deut- 

sche Kohlenbergbauleitung (DKBL) unter Heinrich Kost die Ver- 

waltung der deutschen Kohlengruben übertragen bekam und die 

Amerikaner an der Kontrolle der Ruhrindustrie beteiligt wurden. 

Mit der Revision des Bizonenabkommens am 17. Dezember 1947 

wurde die Bizone – als Gegenleistung für die Übernahme des gröss- 

ten Teils der britischen Verpflichtungen durch die USA – in den 

Dollarbereich einbezogen. Damit sicherten sich die USA endgültig 

ihre führende Position. 

Die Symptome des kalten Krieges fanden auch in der französi- 

schen Aussen- und Innenpolitik ihren Niederschlag. In Vietnam 

führte die französische Regierung einen schmutzigen Krieg um die 

Aufrechterhaltung der französischen Kolonialherrschaft, und im 

März 1947 unterdrückte sie auf Madagaskar einen Aufstand in einem 

blutigen Massaker. Im Mai 1947 schloss Ministerpräsident Paul Ra- 

madier die seinem Kabinett angehörenden kommunistischen Mini- 

ster aus der Regierung aus. 

In der französischen Deutschlandpolitik zeigten sich zunächst 

auch weiterhin noch eine Reihe Unterschiede gegenüber der der an- 

glo-amerikanischen Mächte. Während die französische Militärregie- 

rung in Bezug auf die Beeinflussung der inneren Entwicklung ihrer 

Besatzungszone mit den antidemokratischen Massnahmen der briti- 

schen und amerikanischen Militärregierung konform ging, wider- 
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strebte die französische Regierung auch 1947 weiterhin den Mass- 

nahmen für eine gesamtdeutsche beziehungsweise für eine westzo- 

nale Zentralisierung. Diese Haltung verhinderte vorerst die von den 

anglo-amerikanischen Mächten gewünschte Entwicklung der Bi- 

zone zur Trizone. Die Rückwirkungen der Beteiligung Frankreichs 

am Marshallplan und an den imperialistischen Westblockbildungen 

führte jedoch schliesslich auch in dieser Frage zu einer Gleichschal- 

tung der französischen Politik mit der des amerikanischen Imperia- 

lismus. Die imperialistische Politik der Bildung einer «dritten Kraft» 

zwischen den beiden Weltmächten Sowjetunion und USA, wie sie 

von den herrschenden Kreisen Grossbritanniens und Frankreichs 

und auch von rechtsopportunistischen Führern der westeuropä- 

ischen Sozialdemokratie für die Nachriegszeit ins Auge gefasst wor- 

den war, erwies sich im Verlauf des Jahres 1947 – angesichts der 

überlegenen ökonomischen und militärischen Stärke des USA-Im- 

perialismus in der «westlichen Welt» – vollends als eine Illusion. 

Vom 12. Juli bis 22. September 1947 tagte in Paris eine Wirt- 

schaftskonferenz von 16 Staaten (Marshallplankonferenz). Daran 

beteiligten sich Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 

Grossbritannien, Irland, Island, Italien, Luxemburg, die Niederlan- 

de, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, die Schweiz und 

die Türkei. Die Konferenz hatte die Aufgabe, zum Marshallplanan- 

gebot Stellung zu nehmen und Vorschläge für seine Durchführung 

zu erarbeiten. Die Zustimmung der Regierungen dieser Länder 

wurde in dem Schlussbericht der Konferenz mit der Forderung nach 

Einbeziehung der Westzonen Deutschlands verbunden.5 

Die Einbeziehung des Wirtschaftspotentials des Ruhrgebietes, 

insbesondere der Ruhrkohle – bei verstärkten Anstrengungen zur 

Förderungssteigerung – wurde zu einer wesentlichen Voraussetzung 

für die Verwirklichung des Marshallplanes erklärt. Das bedeutete 

faktisch die Orientierung auf eine wirtschaftliche Zerreissung 

Deutschlands, der die endgültige Preisgabe seiner Viermächtever- 

waltung und einer gesamtdeutschen Regelung der deutschen Frage 

zwangsläufig folgen musste. 

5 Siehe Die Wiedergesundung Europas, Schlussbericht der Pariser Wirt-
schaftskonferenz der sechzehn Nationen, Teil I (Dokumente und Berichte des 
Europa-Archivs, Bd. 4), Oberursel (Taunus) 1948, S. 30 f. 
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Mit der Entfesselung des kalten Krieges und den Vorbereitungen 

für den Marshallplan begann der Prozess der Restauration in den 

Westzonen und der Spaltung Deutschlands in ein neues Stadium zu 

treten. Als Ergebnis der Sabotage des Potsdamer Abkommens durch 

die westlichen Besatzungsmächte und der Wirksamkeit der Kräfte 

der deutschen Anti-Potsdam-Fronde waren in den westlichen Be- 

satzungszonen bis 1947 wesentliche reaktionäre und restaurative 

Grundlagen und Elemente einer Ost-West-Spaltung Deutschlands 

entstanden. 

Mit der Entfesselung des kalten Krieges gingen die USA zielstre- 

big zu einer Politik der Beseitigung des Systems der Viermächtever- 

waltung in Deutschland, der Herauslösung der Westzonen und ihrer 

Einbeziehung in ein Westblocksystem über, und die beiden anderen 

imperialistischen Besatzungsmächte taten, mehr oder weniger 

schnell, ein Gleiches. Anders gesagt: Mit der Entfesselung des kal-

ten Krieges erfolgte der Übergang von einer einseitigen, Grundlagen 

und Elemente einer Ost-West-Spaltung Deutschlands erzeugenden 

westlichen Besatzungspolitik zu einer zielstrebigen Spaltungspoli- 

tik; denn die Spaltung Deutschlands – und damit die uneinge- 

schränkte Verfügungsgewalt über Westdeutschland – wurde zu ei- 

ner Voraussetzung für die Durchführung einer «Politik der Stärke» 

gegenüber der Sowjetunion. 

2. Die Konferenz des Rates der Aussenminister in Moskau 

Der Übergang zum kalten Krieg war auch der Hauptgrund für das 

Nichtzustandekommen von Viermächtevereinbarungen über die Re-

gelung der deutschen Frage auf der Konferenz des Rates der Aussen- 

minister, die vom 10. März bis 24. April 1947 in Moskau stattfand. 

Die grundsätzlich unterschiedlichen Konzeptionen der Sowjet- 

union und der Westmächte in der Deutschlandfrage kamen am deut- 

lichsten in den Anträgen des sowjetischen Aussenministers Molotow 

vom 22. März 1947 «Über Form und Umfang der zeitweiligen poli- 

tischen Organisation Deutschlands»6 und «Über den Staatsaufbau 

6 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. 1, S. 76 ff. 
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Deutschlands»7 und in den vom britischen Aussenminister Bevin 

vorgelegten «Ergänzenden Richtlinien für die Behandlung Deutsch- 

lands (Bevin-Plan)»8 vom 31. März 1947 zum Ausdruck. 

Der sowjetische Antrag «Über Form und Umfang der zeitweili- 

gen politischen Organisation Deutschlands» legte dar, dass die poli- 

tische Struktur Deutschlands einen demokratischen Charakter ha- 

ben, die Machtorgane durch demokratische Wahlen geschaffen, die 

hitlerische Zentralisierung der Staatsverwaltung liquidiert, die De- 

zentralisierung der Verwaltung, wie sie in der Weimarer Zeit be- 

standen hatte, wiederhergestellt werden sollte und eine provisori- 

sche Regierung geschaffen werden musste, welche in der Lage war, 

die politische und wirtschaftliche Einheit Deutschlands sicherzu- 

stellen und gleichzeitig die Verantwortung dafür zu übernehmen, 

dass Deutschland seinen Verpflichtungen den alliierten Staaten ge- 

genüber nachkommt. 

Aus diesem Grunde wurde beantragt, als ersten Schritt deutsche 

Zentralverwaltungen zu gründen; den Kontrollrat zu beauftragen, 

unter Hinzuziehung der demokratischen Parteien, der freien Ge- 

werkschaften und anderer antinazistischer Organisationen sowie 

von Ländervertretern eine zeitweilige demokratische Verfassung 

auszuarbeiten; Wahlen durchzuführen und eine provisorische deut- 

sche Regierung zu bilden; dieser Regierung gemäss den Potsdamer 

Beschlüssen als Hauptaufgabe «die Ausrottung der Überreste des 

deutschen Militarismus und Faschismus, die Durchführung der all- 

seitigen Demokratisierung Deutschlands und die Verwirklichung 

von Massnahmen zur Wiederherstellung der deutschen Wirtschaft 

sowie die unbedingte Erfüllung der Verpflichtungen gegenüber den 

verbündeten Staaten» zu übertragen; die Ständige Verfassung 

Deutschlands dem deutschen Volk zur Bestätigung vorzulegen. 

Im gleichen Sinne ging der Achtpunkteantrag «Über den Staats- 

aufbau Deutschlands» von der vollen Verantwortung und Selbstbe- 

stimmung des deutschen Volkes aus: «Deutschland wird als einheit- 

licher friedliebender Staat, als demokratische Republik mit einem 

gesamtdeutschen Parlament mit zwei Kammern und einer deutschen 

7 Ebenda. 

8 Wilhelm Cornides/Hermann Volle: Um den Frieden mit Deutschland, 

S. 97 ff. 
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Zentralregierung wiederhergestellt, wobei die verfassungsmässigen 

Rechte der zum deutschen Staat gehörenden Länder zu sichern 

sind.» 

Die Vertreter der USA, Grossbritanniens und Frankreichs wand- 

ten sich mit unterschiedlichen Argumenten gegen die Bildung einer 

deutschen Zentralregierung und die Bildung eines gesamtdeutschen 

Parlaments auf der Grundlage allgemeiner Wahlen. Sie befürchte- 

ten, wie der westdeutsche Publizist Paul Sethe einräumt, «eine ge- 

samtdeutsche Regierung werde gegen sie eine feindliche Haltung 

einnehmen»,9 d.h. die imperialistischen Pläne gegenüber Deutsch- 

land würden dadurch gefährdet. 

Der britische Aussenminister Bevin stellte den sowjetischen Vor- 

schlägen einen Plan entgegen, der zunächst von den USA, später – 

auf der Londoner Aussenministerkonferenz Ende 1947 – auch von 

der französischen Delegation unterstützt wurde – den sogenannten 

Bevin-Plan. Obwohl in Bevins «Richtlinien» einleitend die Bestäti- 

gung der Potsdamer Grundsätze ausgesprochen wurde, stellten sie 

praktisch den Versuch ihrer Revidierung, wenn nicht gar völligen 

Liquidierung dar. Denn sie sahen ausdrücklich vor: «Sollten sich je- 

doch Unterschiede zwischen den Richtlinien, die im Potsdamer Ab- 

kommen enthalten sind, und denen, die in der jetzigen Denkschrift 

angeführt werden, herausstellen, so soll nach letzteren verfahren 

werden.» Die dahinter verborgene Absicht kam im Inhalt der Richt- 

linien deudich zum Ausdruck. Sie propagierten die formelle Her- 

stellung der «Einheit» Deutschlands durch Zwangsföderalisierung 

unter Umgehung des entscheidenden Problems seiner Demokrati- 

sierung. Als Ziel der Kontrollmächte sollte danach die Errichtung 

einer Verfassung gelten, die «eine Teilung der Gewalten zwischen 

den einzelnen Staaten oder Ländern und der Zentralregierung vor- 

sieht», wobei alle «Gewalt bei den Ländern liegen» sollte, «mit Aus- 

nahme der Vollmachten, die besonders auf die Zentralregierung 

übertragen werden». Diese Vollmachten sollten hauptsächlich inder 

Wahrung der politischen und wirtschaftlichen Einheitlichkeit beste- 

hen, den Ländern aber sollte, «wo immer möglich, die Durchfüh- 

rung von Gesetzen, die von der Zentralregierung . . . erlassen wer- 

 

9 Paul Sethe: Zwischen Bonn und Moskau, Frankfurt am Main 1956, S. 18. 
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den, innerhalb ihrer Ländergrenzen vorbehalten sein. Im besonde- 

ren soll es den Ländern obliegen, die zur Durchführung internatio- 

naler Verträge notwendigen Gesetze zu erlassen, soweit sie sich auf 

Angelegenheiten beziehen, die in den Zuständigkeitsbereich der 

Länder fallen». Dieser Zuständigkeitsbereich der Länder wurde sehr 

weit gefasst. Ausserdem sollte in diesem Zusammenhang die Länder- 

kammer «das Recht eines absoluten Vetos für internationale Ver- 

träge und verfassungsmässige Angelegenheiten» erhalten. 

Anstelle einer endgültigen demokratischen Regelung der deut- 

schen Frage, des Abschlusses eines Friedensvertrages und des Ab- 

zugs der Besatzungstruppen wurde in den Richtlinien lediglich eine 

«zweite Phase der Kontrollperiode» gefordert, und sie sahen vor, 

auf unbestimmte Zeit «in Deutschland ausreichende Besatzungs- 

streitkräfte zu belassen, um sicherzustellen, dass Deutschland ent- 

waffnet und entmilitarisiert ist und bleibt». Die Pläne zur Zwangs- 

föderalisierung Deutschlands gaben sich den Anschein, dass auf ih- 

rem Wege die Einheit Deutschlands hergestellt werden könnte, in 

Wirklichkeit hätte ihre Verwirklichung seine Zersplitterung bedeu- 

tet. 

Nach Bevins Richtlinien sollte nicht nur eine deutsche Zentralre- 

gierung zugunsten der Länder weitgehend entmachtet werden, son- 

dern gleichzeitig das Kontrollrecht über die Länderregierungen dem 

Kontrollrat entzogen und den Zonenbefehlshabern allein zugestan- 

den werden. Auf diese Weise hätten sich die Westmächte weiterhin 

Möglichkeiten geschaffen, ihre Separatpolitik in den Westzonen 

fortzusetzen, die Einbeziehung ihres Besatzungsgebietes in ihre im- 

perialistischen Europapläne zu realisieren, die Entwaffnung einsei- 

tig aufzuheben. 

Grundsätzlich muss jedoch bei der Einschätzung des Bevin-Planes 

festgestellt werden, dass ihm ganz offensichtlich nicht die Absicht 

zugrunde lag, mit der Sowjetunion zu einer Verständigung zu gelan- 

gen. Er ignorierte alle bisherigen sowjetischen Vorschläge, enthielt 

keinerlei Bereitschaft für Verständigungskompromisse und stellte 

gegenüber der Sowjetunion ausserdem erpresserische Forderungen 

auf. Es wurde darin nicht weniger als die Einstellung jeglicher «Re- 

parationslieferungen aus der laufenden Produktion oder aus den Be- 

ständen» bis zur Erreichung einer ausgeglichenen Wirtschaft ver- 
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langt. Die bisherigen Reparationseinnahmen der Sowjetunion soll- 

ten gegen die bisherigen Einfuhrschulden in den westlichen Zonen 

aufgerechnet werden, das heisst, die Sowjetunion sollte nicht nur 

keine Reparationen mehr erhalten, sondern auch noch das Import- 

defizit der Bizone finanzieren. Ausserdem wurde die Beseitigung der 

SAG-Betriebe gefordert. 

Infolge der beharrlichen und konstruktiven Politik der Sowjet- 

union kam es trotzdem auf der Moskauer Konferenz noch nicht zu 

einer völligen Zerstörung der Viermächtegrundlage der Behandlung 

Deutschlands. Die Stellvertreter der Aussenminister wurden ange- 

wiesen, die Arbeit zur Lösung der deutschen Frage in Vorbereitung 

einer weiteren Konferenz, die Ende 1947 in London stattfinden soll- 

te, fortzusetzen. Eine Reihe begrenzter Vereinbarungen der Au- 

ssenminister wurden in Empfehlungen an den Kontrollrat niederge- 

legt. Sie betrafen die verstärkte Fortsetzung und den Abschluss der 

Massnahmen zur Entmilitarisierung Deutschlands bis zum 31. De- 

zember 1948, die beschleunigte Entnazifizierung, die Durchführung 

einer Bodenreform in ganz Deutschland noch im Jahre 1947 und den 

freien Austausch von demokratischen Druckerzeugnissen zwischen 

den Zonen. Ausserdem sollte beim Kontrollrat ein deutscher Beirat 

gebildet werden. Über diesen hiess es in einem Beschluss vom 

7. April 1947: «Der Konsultivrat wird im Rahmen der vom Kon- 

trollrat aufgestellten allgemeinen Grundsätze die Einzelheiten der 

provisorischen Verfassung ausarbeiten. «10 Diese Festlegung stützte, 

trotz aller Beschränktheit und Unbestimmtheit, zweifellos die Be- 

strebungen des deutschen Volkes nach einem einheitlichen demo- 

kratischen deutschen Staat. 

Die entscheidende Ursache für das Scheitern der Moskauer Kon- 

ferenz des Rates der Aussenminister war in der Entfesselung des kal- 

ten Krieges durch die aggressiven Kreise des amerikanischen Impe- 

rialismus zu suchen. 

Clays langjähriger poltischer Berater in Deutschalnd, Robert D. 

Murphy, bestätigte später, dass dies nach der Moskauer Konferenz 

die eindeutige Orientierung der offiziellen amerikanischen Politik in 

Deutschland war. Er erklärte am 26. Januar 1959 in seiner Eigen- 

 

10  Europa-Archiv, Zweites Jahr, Juli-Dezember 1947, S. 716. 
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schaft als Stellvertretender Aussenminister der USA rückblickend: 

«Als unsere Delegation Moskau nach dem Fehlschlagen der 

Deutschlandkonferenz von 1947 verliess, vereinbarten die drei 

Westmächte mit den Westdeutschen die Errichtung der deutschen 

Bundesrepublik.»11 

Die Durchführung dieser Vereinbarung bedurfte allerdings noch 

einer Vorbereitungs- beziehungsweise Übergangsperiode. Da die 

USA nicht als Spalter Deutschlands erscheinen mochten, konnte die 

offene Hinwendung zur politisch-staadichen Zusammenfassung 

nicht vor der Londoner Konferenz des Rates der Aussenminister er- 

folgen. Ausserdem mussten detaillierte Pläne ausgearbeitet, verschie- 

dene Varianten gegeneinander abgewogen sowie die amerikanische 

beziehungsweise «westliche» Öffentlichkeit richtig darauf vorberei- 

tet werden. Angesichts der komplizierten internationalen Lage 

durfte nichts überstürzt werden. Einen Fehlschlag, ein Scheitern der 

Pläne infolge von Widerstand in den Ländern der Westmächte oder 

auch in Westdeutschland selbst konnte man sich ohne schwere Er- 

schütterungen des gesamten imperialistischen Systems nicht leisten. 

3. Hoover-Bericht und Direktive JCS 1067 

Die Ersetzung der amerikanischen Direktive JCS 1067 durch die Di- 

rektive JCS 1779 vom 17. Juli 1947 war ein Symptom endgültiger 

Änderung der offiziellen USA-Politik gegenüber Deutschland. Die 

neuen «Richtlinien der amerikanischen Regierung an den Komman- 

dierenden General der Besatzungsstreitkräfte der Vereinigten Staa- 

ten in Deutschland, General Lucius D. Clay» (Direktive JCS 

1779)12 erteilten Militärgouverneur Clay grosse Vollmachten: «Ihre 

Autorität als Militärgouverneur wird weit gefasst und ermächtigt Sie, 

in Übereinstimmung mit internationalen Abkommen, der allgemei- 

nen Aussenpolitik unserer Regierung und mit der vorliegenden Di- 

 

11 Europa-Archiv, 14. Jg., 1959, Teil II, Folge 5, S. 89. 

12 Wilhelm Cornides/Hermann Volle: Um den Frieden mit Deutschland, 
S. 100 ff. (Sämtliche folgenden Zitate entstammen dieser Quelle.) 

257 



rektive so zu handeln, wie es angemessen oder wünschenswert ist, 

um die Ziele unserer Regierung in Deutschland zu erreichen oder 

militärischen Erfordernissen Rechnung zu tragen.» 

Dem zukünftigen deutschen beziehungsweise westdeutschen 

Staat sollte eine föderalistische Struktur auferlegt werden. «Alle Be- 

fugnisse mit Ausnahme derer, die ausdrücklich der Zentralregierung 

vorbehalten bleiben, sollen den Ländern übertragen werden.» Clay 

wurde ferner angewiesen, «dem deutschen Volke die Möglichkeit zu 

geben, die Grundsätze und Vorteile einer freien Wirtschaft kennen- 

zulernen . . . Bis zu einer endgültigen Entscheidung über die Form 

und die Rechte der deutschen Zentralregierung dürfen Sie keine 

Massnahmen in Bezug auf ein öffentliches Besitzrecht billigen . . .» 

Militärgouverneur Clay befolgte diese Anweisung umgehend. 

Auf einer Pressekonferenz in Frankfurt am Main wandte er sich am 

15. August 1947 gegen die Ausführung des Artikels 41 der hessi- 

schen Verfassung, wobei er argumentierte, diese bedeutsame Frage 

müsse so lange aufgeschoben werden, bis das ganze deutsche Volk 

darüber entscheiden könne. Ausserdem beständen gegenwärtig so 

schwierige Verhältnisse in der deutschen Industrie, dass man keine 

neuen Methoden ausprobieren, sondern sich lediglich auf den Wie- 

deraufbau konzentrieren und sich nicht so sehr um die Entscheidung 

politischer Fragen bemühen solle. Die amerikanische Militärregie- 

rung wolle selbstverständlich Deutschland nicht ihren Willen auf- 

zwingen. «Aber in einer Zeit, in der die USA so viel Geld aus eigener 

Tasche zahlen, um Deutschland zu unterstützen, haben sie auch das 

Recht, ihre Meinung auszudrücken und Experimente nicht zuzulas- 

sen.»13 

In der Übergangsphase zwischen der Moskauer und der Londo- 

ner Konferenz des Rates der Aussenminister zeigte die westliche 

Spaltungspolitik vor allem in der verstärkten Unterstützung der re- 

staurativen Entwicklungstendenzen in den Westzonen und dem 

damit zusammenhängenden Ausbau der bizonalen Verwaltungsor- 

ganisation sichtbare Auswirkungen. 

Hierbei suchte und fand diese Spaltungspolitik die aktive Unter- 

stützung massgebender wirtschaftlicher, politischer und staatlicher 

 

13 Neue Ruhrzeitung (Essen), 16. August 1947. 
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Exponenten der (westdeutschen Bourgeoisie. Auch im westlichen 

Ausland lebende Interessenvertreter des deutschen Monopolkapi- 

tals übten einen nicht geringen Einfluss auf die Neuorientierung be- 

sonders der amerikanischen Politik aus. Gustav Stolper, vor 1933 

einflussreicher Herausgeber des Industriellenorgans «Volkswirt- 

schaft», begleitete den amerikanischen Expräsidenten und Reprä- 

sentanten reaktionärer Kreise des USA-Imperialismus, Herbert C. 

Hoover, als wichtigster Berater auf einer Reise durch die Westzonen 

Deutschlands, die dieser im Januar/Februar 1947 im Auftrag von 

Präsident Truman unternahm. Hoovers Berichte über Deutschland, 

die in bedeutenden Partien von den Anschauungen Stolpers inspi- 

riert wurden, bildeten eine wesentliche Grundlage für die Neuorien- 

tierung der amerikanischen Deutschlandspolitik in der bereits cha- 

rakterisierten Richtung. Stolper, der in engem brieflichen Kontakt 

zu zahlreichen westdeutschen Persönlichkeiten des reaktionären 

Lagers stand, hatte bereits am 8. Juni 1946 in einem Brief an Theo- 

dor und Elly Heuss die staatliche Zusammenfassung der drei West- 

zonen ernsthaft in Erwägung gezogen.14 1947 trat er entschieden für 

eine separate Westzonen»lösung» der deutschen Frage ein. 

Im Mai 1947 wurde ein Brief Hoovers veröffentlicht, den er an 

den Vorsitzenden des «Committees on Appropriations» gerichtet 

hatte und in dem er sich für die Bildung einer Westzonenregierung 

aussprach. Schwarz schreibt in diesem Zusammenhang: «Der Kon- 

gress reagierte darauf sehr positiv. Einige Wochen vor der Londoner 

Konferenz mit Molotow waren die Zeitungen voll von Berichten 

über diesbezügliche Pläne der Militärregierung. Nach dem mit Ge- 

wissheit erwarteten Scheitern der Konferenz, so meinte man, wür- 

den die Westmächte zur Gründung eines westdeutschen Staates 

schreiten.»15 

Nachdem die Hoover-Berichte den Auftakt für eine systemati- 

sche Spaltungspolitik gegeben und wesentliche Grundlagen hierfür 

ausgearbeitet hatten, die in die Direktive JCS 1779 eingegangen wa- 

ren, fanden die einzuschlagenden Wege und anzuwendenden Me- 

 

14 Siehe Toni Stolper: Ein Leben in Brennpunkten unserer Zeit, Gustav 
Stolper 1888-1947, Tübingen (1960), S. 463 f. 

15  Hans-Peter Schwarz: Vom Reich zur Bundesrepublik, S. 138. 
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thoden in vielen weiteren Dokumenten massgebender Kreise der 

USA ihre definitive Fixierung. 

Besonders eindeutig geschah das in dem Bericht des amerikani- 

schen Finanzmanns Lewis H. Brown, der im Auftrag des State De- 

partment die Bizone bereist hatte. Sein bereits früher abgefasster Be- 

richt wurde am 27. Oktober 1947 veröffentlicht. Er enthielt unter 

anderem folgende Vorschläge für eine «Umkehr» der amerikani-

schen Deutschlandpolitik: 

Aufgabe der Abkommen von Jalta und Potsdam; Zusammenle- 

gung der amerikanischen, der britischen und der französischen Zone 

zu einem einheitlichen Westdeutschland; Beendigung der Demon- 

tagen für Reparationszwecke; Festsetzung eines endgültigen Ab- 

schlusstermins für die Entnazifizierung; bestimmte Garantien gegen 

eine Sozialisierung der entkartellisierten Industrien; Aufgabe aller 

Kontrollen und Wiederherstellung eines ‚freien Marktes’; Beteili- 

gung Deutschlands an den Besprechungen zum Marshallplan; Er- 

richtung einer deutschen Zentralregierung für Westdeutschland; 

Vorbereitung der westdeutschen Verteidigungsanlagen gegen eine 

Invasion; Auflockerung der Kompensations- und Währungsbe- 

stimmungen als Anreiz für den deutschen Export; Errichtung einer 

Zentralbank für die Ausgabe einer neuen Währung. 

Diese Vorschläge, die für die amerikanische Deutschlandpolitik 

massgebend wurden, fanden auch in nichtamerikanischen Kreisen 

Resonanz. Die Internationale Handelskammer verlangte etwa zur 

gleichen Zeit in einem Bericht über Deutschland, der für die Londo- 

ner Konferenz des Rates der Aussenminister abgefasst wurde, die 

westdeutsche Schwerindustrie ihren alten Privateigentümern zu- 

rückzugeben und die Anlage neuer ausländischer Kapitalien zu or- 

ganisieren. Und der Beratungsausschuss des amerikanischen Präsi- 

denten für die Auslandshilfe, das Harriman-Committee, stellte in 

seiner Stellungnahme zu dem Schlussbericht der Pariser Wirtschafts- 

konferenz der 16 Staaten am 7. November 1947 fest: «Alle Beobach- 

ter haben festgestellt, dass Deutschland nicht weiterleben kann, 

wenn nicht in irgendeiner Form eine deutsche Regierung errichtet 

wird ... Vor zwei Jahren wäre es noch höchst wünschenswert ge- 

wesen, die Bildung einer föderativen Regierung anzustreben, die die 

russische sowohl als auch die britische, französische und amerikani- 

260 



sehe Zone umfasste. Im Augenblick erscheint das fast unmöglich. 

Die Verzögerung ist zu kostspielig. Wir müssen im Westen mit dem, 

was wir haben, einen Anfang machen.»16 

Diese Ausführungen waren typisch für die Art und Weise, wie die 

amerikanische Politik der Spaltung Deutschlands von ihren Verfech- 

tern hochtrabend und scheinheilig verteidigt und gleichzeitig ver- 

schleiert wurde. Die Spaltung wurde als eine Zwangsläufigkeit, die 

Spaltungspolitik als eine Politik des Wiederaufbaus dargestellt. Die- 

ser Wiederaufbau, dessen restaurativer und antinationaler Charakter 

übergangen wird, werde durch die Umstände zunächst nur auf die 

Bizone beziehungsweise die Westzonen Deutschlands beschränkt 

sein, schliesslich aber auch die Länder der sowjetischen Besatzungs- 

zone einbeziehen. Das Wesen dieser Politik war jedoch gänzlich an- 

ders, und die historische Erfahrung hat die Haltlosigkeit ihrer an- 

geblich auf ganz Deutschland gerichteten Zielstellung längst erwie- 

sen. In ähnlicher Weise wird jedoch heute in den meisten Büchern 

von Autoren aus westlichen Ländern, die diese Phase der deutschen 

Nachkriegsentwicklung darstellen, über die westliche Spaltungspo- 

litik und ihre aktive Untersützung durch die verantwortlichen west- 

zonalen deutschen Politiker geschrieben – mit blossen Unterschie- 

den im Detail. 

4. Die Bildung des bizonalen Wirtschaftsrates 

Kalter Krieg, Marshallplan, antisowjetische Westblockpolitik und 

Kurs auf eine separate «Westlösung der deutschen Frage» entspra- 

chen den Wünschen und Bestrebungen der imperialistischen deut- 

schen Reaktion. Es waren nicht einfach nur die Folgen ihrer West- 

orientierung und ihrer Abhängigkeit vom System westlicher Militär- 

regierungen, die die Gesamtheit dieser Kreise im Frühjahr 1947 

ebenfalls aktiv Kurs nehmen liess auf die Vorbereitung einer westzo- 

nalen politisch-staatlichen Separatregelung. Dies geschah auch unter 

dem Eindruck des Aufschwunges der demokratischen Bewegungen 

 

16 Wilhelm Cornidcs: Die Weltmächte und Deutschland, S. 176 f. 
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in den Westzonen, die im politischen Streik der Ruhrbergarbeiter 

vom 3. April 1947 ihren Höhepunkt erreicht hatten; der Festigung 

der antifaschistisch-demokratischen Ordnung in Ostdeutschland 

sowie des Einflusses ihrer Repräsentanten auf den Interzonenkonfe- 

renzen der Gewerkschaften und in interzonalen Ausschüssen bür- 

gerlicher Parteien. Durch gesamtdeutsche Initiativen und Vor- 

schläge und andere «alarmierende» Erscheinungen gab es hinrei- 

chend innerdeutsche Gründe für einen solchen Separatkurs. Die In- 

teressen der Restauration des staatsmonopolistischen Kapitalismus 

drängten seit Frühjahr 1947 aus internationalen und innerdeutschen 

Gründen auf eine westzonale politisch-staatliche Separatregelung, 

auf die verstärkte Abschirmung des Restaurationsprozesses gegen- 

über der antifaschistisch-demokratischen Entwicklung in Ost- 

deutschland und den Verzicht auf gesamtdeutsche «Experimente». 

Die Preisgabe der staatlichen Einheit Deutschlands, die im Wider- 

spruch zu den Wünschen des deutschen Volkes stand, bedurfte na- 

türlich vorsorglicher Tarnung und eines schrittweisen Vorgehens. 

Mehr noch als die anglo-amerikanischen Westmächte durch die be- 

vorstehende Londoner Konferenz des Rates der Aussenminister wa- 

ren die Kräfte der deutschen Reaktion in ihrem Aktionsradius durch 

das vielfältige Drängen nach gesamtdeutscher Verständigung be- 

schränkt. Ausserdem bedurfte es zu diesem Zeitpunkt noch einer 

gewissen Zeit, bis sich die Erkenntnis von der Notwendigkeit, sich 

im Interesse der Restauration des staatsmonopolistischen Kapita- 

lismus eindeutig auf eine westzonaleSeparatregelung zu konzentrie- 

ren, in den Reihen der verschiedenen Kreise und Fraktionen der re- 

aktionären westdeutschen Bourgeoisie vollständig durchgesetzt hat- 

te. 

Die Vorbereitungen der anglo-amerikanischen Besatzungsmächte 

auf die Bildung eines westzonalen Separatstaates, die von massge- 

benden reaktionären deutschen Kreisen aktiv unterstützt wurden, 

kamen zunächst vor alllem in den Massnahmen zum verwaltungs-

mässigen Ausbau der Bizone zum Ausdruck. Am 29. Mai 1947 er-

liessen die amerikanische Militärregierung die Proklamation Nr. 5 

und die britische Militärregierung die gleichlautende Verordnung 

Nr. 88 «Wirtschaftsrat». 

Entsprechend diesen Anordnungen wurde am 25. Juni 1947 ein 
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bizonaler Wirtschaftsrat gebildet, der sich aus 54 Mitgliedern zu- 

sammensetzte. Diese wurden von den Landtagen der Länder der Bi- 

zone entsprechend dem Stärkeverhältnis der Parteien gewählt, und 

zwar ein Mitglied für je 750‘000 Einwohner: Ausserdem wurde ein 

Exekutivausschuss aus je einem Vertreter der acht Länder geschaf- 

fen, der von den Länderregierungen ernannt wurde. Der Exekutiv- 

ausschuss sollte die Tätigkeit der bizonalen Verwaliungsämter koor- 

dinieren, hatte aber gegenüber ihren Direktoren kein erzwingbares 

Weisungsrecht. Träger der eigentlichen Exekutive wurden die Di- 

rektoren der fünf Verwaltungsämter (Wirtschaft, Ernährung, Land-

wirtschaft und Forsten, Finanzen, Verkehr, Post- und Fernmeldewe-

sen), die von der reaktionären Bürokratie beherrscht wurden. Die Stel-

lung dieser Direktoren charakterisierte diese Einrichtung eindeutig als 

Vorform einer Regierung. Nur aus politischen Gründen sah man von 

der Bezeichnung Minister oder Staatssekretär ab. 

Die anglo-amerikanischen Militärgouverneure versuchten in ver- 

schiedenen Erklärungen Charakter und Bedeutung der Massnahmen 

vom 29. Mai 1947 zu verschleiern. «Noch immer wünschten wir den 

Eindruck zu vermeiden, dass wir eine Regierung schufen und eine 

westdeutsche Hauptstadt (in Frankfurt am Main-d. Verf.) errichte- 

ten.»17 So erklärte Robertson am Tage der Unterzeichnung des Ab- 

kommens, dass dieses «keinen Versuch dar(stellt), Deutschland zu 

teilen . . . Der Wirtschaftsrat ist auch kein Schattenkabinett, er ist 

nur dazu da, um die Besatzungsbehörden bei der wirtschaftlichen 

Wiederherstellung und der besseren Verflechung der beiden Zonen 

zu unterstützen.»18 

Aber Clay gesteht demgegenüber in seinen Memoiren, dass die an- 

glo-amerikanischen Militärgouverneure schon zum damaligen Zeit- 

punkt ihren Regierungen Vorstellungen dahin gehend machten, 

«dass die neue Organisation nicht eher voll aktionsfähig sein könne, 

bis man aus ihr so etwas wie eine Regierung machte, – wenn man sie 

so auch nicht zu nennen und ihr Souveränitätsrechte nicht zu über- 

tragen brauchte».19 Mit dem bizonalen Wirtschaftsrat entstand – in 

 

17 Lucius D. Clay: Entscheidung in Deutschland, S. 201. 

18 Europa-Archiv, Zweites Jahr, Juli-Dezember 1947, S. 786. 

19 Lucius D. Clay: Entscheidung in Deutschland, S. 202. 
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Fortsetzung der bisher bestehenden reaktionären Einrichtungen 

und vorherrschenden Entwicklungstendenzen – ein autoritäres bi- 

zonales Verwaltungsorgan ohne parlamentarische Kontrolle. Sämtli- 

che Direktorenposten der fünf Verwaltungsämter des Wirtschaftsra- 

tes besetzte – mit Hilfe der Stimmenmehrheit der bürgerlichen Par- 

teien – die CDU, während die SPD in «konstruktive Opposition» 

ging. Es wurden als Direktoren der Verwältungsämter gewählt: 

Wirtschaft – Johannes Semier; Finanzen – Otto Schniewind; Ernäh- 

rung – Hans Schlange-Schöningen; Verkehr – Heinrich Fischer und 

Post – Hans Schuberth. Und auch im Wirtschaftsrat selbst gaben in 

der bürgerlichen Mehrheit die Vertreter der imperialistischen Reak- 

tion wie Robert Pferdmenges, Günter Henle, August Martin Euler 

und andere den Ton an. Präsident des Wirtschaftsrates wurde Erich 

Köhler. 

Das, was die SPD bereits im Herbst 1946 bei der Bildung der er- 

sten bizonalen Verwaltungen feststellen musste, traf auf den Wirt- 

schaftsrat und seine Exekutivorgane in verstärktem Masse zu. Rück- 

blickend sah sich die SPD-Führung auch diesmal gezwungen, eine 

ähnliche Feststellung wie damals zu treffen: Der Politik der CDU im 

Wirtschaftsrat habe eine antisozialistische Konzeption zugrunde ge- 

legen. «Im Laufe der ersten acht Monate der Tätigkeit des Wirt- 

schaftsrates schälte sich diese Konzeption immer klarer heraus. In 

allen entscheidenden Fragen der Wirtschaftspolitik vertrat die CDU 

die Linie der kapitalistischen Restauration ... Im Übrigen ging die 

Absicht der CDU darauf hinaus, in Fällen, wo sie einer gesetzlichen 

Festlegung progressiver Gedanken aus propagandistischen Gründen 

nicht widerstehen konnte, zu verschleppen, wobei die von ihr kon- 

trollierten Verwaltungen nach Kräften halfen.»20 

Die ArbeitsgemeinschaftSED/KPD enthüllte am 12. Juni 1947 in 

einer Erklärung das Wesen der Bildung des bizonalen Wirtschaftsra- 

tes. In ihr wurde nachgewiesen, dass diese Massnahme ein weiterer 

«Schritt zur Zerreissung Deutschlands» war, bei dem «es nicht um 

die Lösung wirtschaftlicher Probleme, sondern um politische 

Machtfragen» ging.21 Sie erklärte, dass die Bildung des bizonalen 

 

20 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 

1947, S. 13 f. 21 Dokumente der SED, Bd. I, S. 204 und 205. 
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Wirtschaftsrates die Schaffung eines autoritären Organs aus der re- 

aktionären Wirtschafts- und Staatsbürokratie bedeutete, welches 

das Gesetzgebungsrecht der gewählten Landtage ausschaltete; in 

seiner Aufgabenstellung fehlten die in den Westzonen nicht ver- 

wirklichten Ziele der Entnazifizierung, der Entmilitarisierung und 

der Demokratisierung der Wirtschaft. 

Die massgebenden reaktionären Politiker in den Führungsgre-

mien der bürgerlichen Parteien, insbesondere der CDU/CSU und der 

FDP, stellten sich uneingeschränkt hinter den Spaltungskurs der an- 

glo-amerikanischen Westmächte und arbeiteten mit allen Kräften 

auf den staatlichen Ausbau der Bizone und die Einbeziehung der 

französischen Zone hin. 

Aus einem Bericht ihres Korrespondenten Jack Raymond aus 

Frankfurt am Main, der am 16. November 1947 in der «New York 

Times» erschien, ging die Haltung westdeutscher Wirtschaftskreise 

besonders deutlich hervor. Es hiess dort: «Deutsche Finanziers zei- 

gen sich heute enthusiastisch über die Zukunftsaussichten. Allge- 

mein glauben sie, dass mit der unwiderruflichen Aufspaltung 

Deutschlands bestimmt gute Zeiten kommen. Einer von ihnen, 

Ernst Matthiesen, früher Direktor der Börsenabteilung der allmäch- 

tigen Dresdener Bank in Berlin, gab den Gefühlen der aktiven Bör- 

senmakler und Bankvertreter mit der Erklärung Ausdruck: ‚Wir se- 

hen einen Silberstreifen. Ostdeutschland . . . ist verloren. Aberdas 

hat nichts zu bedeuten; mit Amerikas Hilfe und dem Marshallplan 

wird Westdeutschland den Vorkriegsstand wieder erreichen.) «22 

Die von der Schumacher-Führung der westdeutschen Sozialde- 

mokratie unter den veränderten Bedingungen bezogene Position 

demonstrierte erneut den proimperialistisch-opportunistischen 

Chakter der Politik der rechten SPD-Führer. Die antikommunisti- 

sche Frontstellung Schumachers verbunden mit seiner Hetze ge- 

genüber der antifaschistisch-demokratischen Umwälzung in der 

sowjetischen Besatzungszone führten zur Absage an alle Bemühun- 

gen um die unmittelbare demokratische Vereinigung der Besat- 

zungszonen Deutschlands und zu einer bejahenden Einstellung ge- 

 

22 Albert Norden: Die Nation und wir. Ausgewählte Reden und Aufsätze 
1933-1964, Bd. 1, Berlin 1964, S. 393 f. 
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genüber Marshallplan und Bizonenentwicklung. So erklärte Schu- 

macher zum Beispiel am 31. Mai 1947: «Jetzt gibt das Abkommen 

Clay-Robertson von 27. Mai (über die Bildung des Wirtschaftsra- 

tes – d. Verf.) eine Chance . . . Man muss soziale und ökonomische 

Tatsachen schaffen, die das Übergewicht der drei Westzonen über 

die Ostzone deklarieren . . . Die Prosperität der Westzonen, die 

sich auf der Grundlage der Konzentrierung der bizonalen Wirt- 

schaftspolitik erreichen lässt, kann den Westen zum ökonomischen 

Magneten machen. Es ist realpolitisch vom deutschen Gesichts- 

punkt aus kein anderer Weg zur Erringung der deutschen Einheit 

möglich ... Es ist gewiss ein schwerer und vermutlich langer 

Weg . . . Darum verlangen wir die Einbeziehung Berlins in das 

Wirtschaftsgebiet der Bizone . . ,»23 Die von Schumacher mit kon- 

terrevolutionärer Zielstellung entwickelte Magnettheorie, die von 

amerikanischen, britischen und deutschen bürgerlichen Politikern 

aufgegriffen wurde, betimmte von nun an die offizielle sozialdemo- 

kratische Deutschlandpolitik. 

Auf dem zweiten Parteitag der westzonalen SPD vom 29. Juni bis 

2. Juli 1947 in Nürnberg stimmte Schumacher dem Marshallplanan- 

gebot zu. Die Auswirkungen der Marshallplanpolitik auf die Ent- 

wicklung Westdeutschlands gaben den restaurativen Tendenzen ei- 

nen wesentlichen Auftrieb. 

Das wurde auch von führenden sozialdemokratischen und Ge- 

werkschaftsfunktionären festgestellt und in seiner verhängnisvollen 

Tragweite durchaus erkannt, wie zum Beispiel die redaktionellen 

Stellungnahmen in der «Rheinischen Zeitung» zeigen. In ihrer Aus- 

gabe vom 13. August 1947 hiess es unter der Überschrift «Die Ent- 

scheidung» klagend, die Amerikaner treffe die gesamte Verantwor- 

tung für die nicht erfolgte Sozialisierung, «denn das deutsche Volk, 

das ja in dieser Frage mindestens um seine Absichten befragt werden 

sollte, hat darauf unzweideutig geantwortet. Es hält eine Verhinde- 

rung der Sozialisierung für eine der entscheidenden Massnahmen, 

die Europa in eine neue Krise und auch in einen neuen Krieg stürzen 

können . . .» Und am 6. Dezember 1947 stand im gleichen SPD- 

Organ ganz richtig zu lesen: «Und da kann die Frage nicht umgan- 

 

23 Acht Jahre sozialdemokratischer Kampf um Einheit, Frieden und 

Freiheit, S. 26 f. 
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gen werden, welche Garantien irgendeine deutsche Regierung ge-

ben kann gegen eine Wiederholung des deutschen Angriffs auf die 

Nachbarvölker Deutschlands.» 

Und trotzdem stimmte die SPD-Führung der Teilnahme der 

Westzonen am Marshallplansystem zu, verstärkte sie im Zuge des 

kalten Krieges ihre «Westorientierung». 

Auch in den westdeutschen Gewerkschaftsorganisationen gelang 

es, diese Linie gegen nicht unbeträchtlichen Widerstand, bei gleich- 

zeitigem Abrücken von den gesamtdeutschen Initiativen der ge- 

werkschaftlichen Interzonenkonferenzen 1948 durchzusetzen. 

Unter den in den Westzonen vorhandenen Bedingungen und der 

erneuten Stärkung des Opportunismus in der Arbeiterbewegung 

verfehlten die Versprechungen der Marshallplanpolitik ihre Wir- 

kung nicht. Ausserdem wurde der imperialistische Kurs bereits vom 

Frühjahr 1947 an durch zusätzliche Kredite für eine Erhöhung der 

Importe nach der Bizone, durch die Verteilung von über 300‘000 

Care-Paketen aus den USA an die westdeutschen Bergleute und ähn- 

liche Massnahmen wirkungsvoll unterstützt. Die mit der Spaltungs- 

politik einhergehenden antisowjetischen und antikommunistischen 

Verleumdungen hinterliessen ebenfalls ihre Wirkung und erschwer- 

ten den Zugang zur Erkenntnis des wahren Wesens dieser imperiali- 

stischen Politik. 

5. Die restaurative Offensive 

Der kalte Krieg und der damit verbundene Kurswechsel in der west- 

alliierten Politik gaben dem westdeutschen Monopolkapital und 

der politischen Reaktion grossen Auftrieb. Sie begannen nun im 

Herbst 1947, ihre restaurativen Ziele mit grossem Nachdruck anzu- 

streben. Dabei suchten sie auch politisch-ideologisch aus der Defen- 

sive herauszukommen. Die Monopolherren gingen dazu über, offen 

ihre Schuld an Faschismus und Krieg zu bestreiten. Durch eine apo- 

logetische Theorie über die Ursachen von Faschismus und Krieg 

wurden zugleich neue Elemente einer Restaurationsideologie, neue 

Modellvorstellungen über eine zukünftige staatsmonopolistische 

Wirtschaftsordnung entwickelt. 
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Die gesetzlichen Vertreter der Ruhrkonzerne Gutehoffnungs- 

hütte Oberhausen AG, Hoesch AG, Ilseder Hütte, Klöckner Werke 

AG, Friedrich Krupp, Mannesmann-Röhren-Werke, Press- und 

Walzwerk AG und Vereinigte Stahlwerke nahmen im Dezember 

1947 in einer umfangreichen Denkschrift zur Entflechtung, auch zu 

ihrer Verantwortlichkeit für die jüngste deutsche Geschichte Stel- 

lung.24 

Eingeleitet wird der Abschnitt IV im ersten Teil der Denkschrift 

(«Die politischen Vorwürfe») folgendermassen: «(19) Die deutsche 

Grossindustrie, namentlich aber die rheinisch-westfälische Montan- 

industrie wird im In- und Ausland für wesentlich mitschuldig an der 

verhängnisvollen politischen Entwicklung Deutschlands erklärt, 

welche zur Alleinherrschaft Hitlers und dann zur deutschen Kata- 

strophe führte. Dabei werden sowohl die Zusammenballung wirt- 

schaftlicher Macht wie ihr Missbrauch zu politischen Zwecken ver- 

urteilt. Mit sagenhaften Mitteln sollen namentlich die Montankon- 

zerne die NSDAP unterstützt und ihre Machtergreifung bewusst 

vorbereitet und ermöglicht haben. Sie sollen dies im Wesentlichen 

getan haben in der Hoffnung, dass das NS-Regime wieder aufrüsten 

und damit der Industrie riesige Geschäfte bringen werde. 

(20) Es handelt sich hier um eine gefährliche Propaganda mit 

Schlagworten, gegen welche schwer anzukämpfen ist, weil sie in der 

Welt aus den verschiedensten Gründen auf empfänglichen Boden 

fällt. Da, wo greifbare Beschuldigungen widerlegt werden, tauchen 

sie in anderer, unangreifbarer Form wieder auf. 

(21) Es ist hier nicht der Ort und es fehlt auch an Raum, diesen 

tendenziösen Anwürfen im Einzelnen entgegenzutreten. Aber in 

Kürze muss doch darauf eingegangen werden, weil diese politischen 

Gesichtspunkte auch in der Konzernentflechtungsfrage im Hinter- 

oder Untergrund eine wesentliche Rolle mitspielen.» 

Im Einzelnen werden dann folgende Behauptungen aufgestellt: 

1. Die Unterstützung der Bestrebungen Hitlers zur Regierungs- 

übernahme sei nicht von den Konzernen, sondern nur von Einzel- 

personen privat erfolgt: «(23) Es soll nicht betritten werden, dass 

auch aus den Kreisen der Industrie von Einzelpersonen, auch füh- 

 

24 Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie . . ., S. 523 ff. 
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render Stellung, die nationalsozialistische Bewegung begrüsst und 

mit namhaften Mitteln unterstützt worden ist. Das verführerische, 

aber dann nicht eingehaltene Programm der Partei . . . (hat) diese 

Unternehmer in ihren Bann gezogen . . Aus dem Kreis der «rhei-

nisch-westfälischen Konzerne» seien angeblich an Hitler ledig- 

lich 100‘000 RM aus Vorstandsmitteln der Arbeitgebergruppe 

Nordwest (1932) und 1933 von Bergbauseite Beträge gezahlt wor- 

den, die sich «in bescheidenen Grenzen» hielten. 

2. Die Tatsache, dass die Konzernherren im Nazireich weiterhin 

wirtschaftliche Schlüsselpositionen innehatten, sei eine «taktische 

Massnahme des Regimes» gewesen, um gegenüber dem Ausland 

«hoffähig» zu bleiben. Die Tatsache, dass die Konzernherren in zu- 

nehmendem Masse halbstaatliche und staadiche Schlüsselpositionen 

im Nazireich besetzten, ihre politische und wirtschaftspolitische 

Rolle, wird in der Denkschrift einfach negiert. 

3. Die Konzerne seien im Gegenteil in ihrer Bewegungsfreiheit 

gehindert worden und hätten in gespanntem Verhältnis zur faschisti- 

schen Wirtschaftspolitik gestanden. 

4. Die Abhängigkeit vom Rohstoffimport und die hohe Export- 

quote «musste für die deutsche Eisenindustrie den Gedanken an ei- 

nen Blockadekrieg als Selbstmord erscheinen lassen». Sie sei deshalb 

immer für internationale Zusammenarbeit und friedliche Kontakte 

gewesen. 

5. Die Gewinnausschüttung der Konzerne seit 1933 sei nicht un- 

gewöhnlich gewesen. 

Von dieser Position ihrer historisch-politischen Rechtfertigung 

wird in der Konzerndenkschrift die Rechtmässigkeit der Entflech- 

tung und eine «Sozialisierung», wodurch angeblich ganze Konzerne 

ungerechtfertigt für die Handlungen Einzelner verantwortlich ge- 

macht würden, in Frage gestellt. Es wird bestritten, dass die betrof- 

fenen Konzerne Kriegspotential verkörperten, ihre Grösse über- 

schreite nicht diejenige vergleichbarer Betriebe in den USA und an- 

deren Ländern. Eine gewaltsame Entflechtung durch die Besat- 

zugsmächte, gegen den Willen der Betroffenen, sei völkerrechtlich 

unzulässig, eine Enteignung ohne Nachweis von Schuld durch ein 

ordentliches Gerichtsverfahren verstosse gegen allgemeine Rechts- 

grundsätze, eine «Sozialisierung» sei ausschliesslich Sache der deut- 
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schen Gesetzgebung und eine entschädigungslose Enteignung sei 

unzulässig. Nach Darlegung dieser «Rechtslage», wie sie von den 

Konzernkreisen interpretiert wird, werden dann ausführlich alle 

möglichen negativen technischen und wirtschaftlichen, finanziellen 

und sozialen Folgen der geplanten Entflechtungsmassnahmen in den 

düstersten Faben geschildert. 

Die Konzernkreise kritisierten die Entflechtungspläne nicht vom 

Standpunkt der nationalen Interessen des deutschen Volkes, son- 

dern lediglich aus der Sicht ihrer restaurativen Bestrebungen. Das 

Manöver der Entflechtung war jedoch aus aussen- wie innenpoliti- 

schen Gründen als eine Phase auf dem Wege zur Restaurierung ihrer 

Macht nicht zu umgehen. Deshalb wurde in der Konzerndenkschrift 

zum Schluss – nach dem geschilderten Frontalangriff – wieder ein 

Schritt zurückgetan. Man anerkannte das berechtigte Ziel einer 

«Demokratisierung grosser Wirtschaftsunternehmen»25 und unter- 

breitete selbst Vorschläge dazu. Man sei bereit, an einer «organi- 

schen Entflechtung»26 auf individueller Grundlage mitzuarbeiten, 

durch Umbildung des Aktienrechts die Möglichkeit zu prüfen, die 

Unternehmensführung zu «demokratisieren» sowie eine weitere 

Streuung des Eigentums (etwa durch steuerbegünstigte Gefolg- 

schaftsaktien) ins Auge zu fassen. 

Die wirtschaftspolitischen Bestrebungen der grossbürgerlichen 

Reaktion wurden im Herbst 1947 besonders mit der Gründung der 

«Wirtschaftspolitischen Gesellschaft 1947 e. V.» aktiviert. Ihr Prä- 

sident wurde Rechtsanwalt Rudolf Mueller, ehemaliger Leiter des 

bizonalen Verwaltungsrates für Wirtschaft, Mitglied verschiedener 

Aufsichtsräte, vor allem auch des internationalen Dunlop-Kon- 

zerns. Ihr gehörten wirtschaftlich und politisch führende Exponen- 

ten der Monopolbourgeoisie, Ökonomen und andere Wissenschaft- 

ler an. Neben der Erörterung von Problemen praktischer bizonaler 

Wirtschaftspolitik wurden neue wirtschaftspolitische Leitbilder und 

Modell vorstell ungen in Frontstellung gegen proletarische und 

kleinbürgerliche Vorstellungen entwickelt, die geeignet waren, den 

voranschreitenden Restaurationsprozess zu verschleiern bezie- 

 

25 Ebenda, S. 555. 
26 Ebenda, S. 554. 
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hungsweise zu idealisieren und die antimonopolistischen Bestre- 

bungen auf einer ungefährlicheren Plattform als durch das Ahlener 

Programm und ähnliche Leitbilder abzufangen. 

Bisher waren die wirtschaftspolitischen Leitbilder auch der politi- 

schen Reaktion – durch den starken Druck der demokratischen For- 

derungen – in ausserordentlichem Masse auf die Frage des Eigen-

tums an den Produktionsmitteln orientiert gewesen. Bei allen Ablen- 

kungsbestrebungen von einer Lösung der Monopolfrage stand diese 

doch vor allem als Eigentumsfrage in der öffentlichen Diskussion. 

Diese Tatsache fand, wie wir gesehen haben, auch im Ahlener Pro- 

gramm der CDU ihren Niederschlag. Unter den neuen internationa- 

len Bedingungen, dem erreichten Stand der restaurativen Entwick- 

lung und dem damit veränderten politischen Kräfteverhältnis in den 

Westzonen beschritt die grossbürgerliche Reaktion nun in ihrer poli- 

tischen Ideologie neue Wege. 

     Auf der Tagung Deutscher Juristen, die vom 30. September bis 1. 

Oktober 1947 in Bad Godesberg stattfand, hatte Rudolf Mueller 

in einem längeren Vortrag über «Dekartellierung und Konzernent- 

flechtung»27 eine Reihe solcher neuen Thesen entwickelt. Ausge- 

hend von einer grundsätzlichen Kritik an der Entflechtungspolitik, 

die der Sache nach mit derjenigen in der erwähnten Konzerndenk- 

schrift übereinstimmte, entwickelte er ein «konstruktives» Alterna- 

tivprogramm, das er in folgenden Thesen zusammenfasste: 

«1. Wirtschaftliche Macht und damit die Gefahr eines Miss-

brauchs 

sind natürliche Folgen ungehemmter wirtschaftlicher Tätigkeit. 

    2. Von der Eigentumsseite her, also durch Sozialisierung, kann 

dieses Problem nicht gelöst werden. 

    3. Nur durch Wiederherstellung des Wettbewerbsprinzips und 

gleicher Wettbewerbsbedingungen für alle Wettbewerbsteilnehmer 

ist eine vollständige Wirtschaftsfreiheit möglich. 

    4. Dieses Wettbewerbsprinzip muss seinen Weg aber durch eine in 

ihrer ganzen Schwere und Leere erst kommende Krise in unseren be- 

engten Verhältnissen finden und sich auf diesem Weg noch manche 

Zügel auflegen lassen. 

27 Tagung Deutscher Juristen, Bad Godesberg, 30. September / 1. Okto-

ber 1947. Reden und Vorträge, Hamburg 1947, S. 42 ff. 
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1. Unsere Wirtschaftsordnung ist überhaupt zerstört und noch 

nicht neu gefunden . . .» 

Diese Thesen bezeichneten in abstrakter Form die Ziele und den 

Weg der Restauration, wie er von der Wirtschaftspolitischen Gesell- 

schaft als Sprachrohr massgeblicher Monopolkreise abgesteckt wur- 

de. In der Zeitschrift «Der Wirtschaftsspiegel», Wiesbaden, wurde 

er ausführlich und von namhaften Autoren erläutert, ebenso in der 

Halbmonatsschrift «Die Brücke», die von der hessischen LDP her- 

ausgegeben wurde. Autoren wie Ludwig Erhard, Wilhelm Röpke, 

Alfred Müller-Armack, Rudolf Mueller, V. E. Preusker, V. Muthe- 

sius und andere veröffentlichten hier ihre Vorstellungen von der 

Wiederherstellung einer «freien Marktwirtschaft». Dem marxisti- 

schen Sozialismus beziehungsweise den Bestrebungen nach Ver- 

staatlichung und Wirtschaftsplanung wurde offen der Kampf ange- 

sagt. Und zwar von einer diametral entgegengesetzten ökonomi- 

schen Position aus. Das unterschied die neue Phase des ideologi- 

schen Kampfes der Reaktion von der vorangegangenen. Die von der 

«christlichen Politik», die bis dahin im Vordergrund des poli- 

tisch-ideologischen Kampfes der Reaktion stand, eingenommene 

Position bestand in der Hervorkehrung einer christlich-weltan- 

schaulichen Frontstellung, bei gleichzeitiger wirtschaftspolitischer 

Annäherung an Vorstellungen von «gemeinwirtschaftlichen» Lö- 

sungen. Der auch im Ausgangspunkt des Ahlener Programms zum 

Ausdruck gebrachte Gemeinwirtschaftsgedanke enthielt starke revi- 

sionistische, Gemeineigentum und Wirtschaftsplanung nicht 

schlechthin negierende Züge christlich-sozialer Reformbestrebun- 

gen. Die gesellschaftlich-politischen, ausser- und innerparteilichen 

Gründe dafür wurden bereits ausführlich erörtert. Und auch in der 

neuen Situation war es innerhalb der CDU ausserordendich schwie- 

rig, den Ahlener Vorstellungskreis zugunsten einer «marktwirt- 

schaftlichen» Ideologie zu durchbrechen.28 

28 Auf dem ersten Parteitag der CDU der britischen Zone im August 

1947 stand noch das Ahlener Programm stark im Vordergrund. Ein Jahr 

später, im August 1948, hielt auf dem zweiten Parteitag Ludwig Erhard 

das richtungseisende Wirtschaftsreferat über «Marktwirtschaft moderner 

Prägung». (Siehe Zweiter Parteitag der CDU für die britische Zone, 28. bis 
29. August 1948. Hrsg, vom Zonensekretariat der CDU, Heft 2, Reckling-

hausen o. J.) 
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Zwischen der von Adenauer 1946 entwickelten politisch-ideolo- 

gischen Konzeption und der neuen Restaurationsideologie gab es 

keine wirklichen Gegensätze, auch nicht gravierende Unterschiede, 

hatte doch Adenauer ebenfalls bereits Anleihen aus den Schriften 

 
Wilhelm Röpkes gemacht. Die von Adenauer vor allem in Ausnut- 

zung der katholischen Söziallehre weltanschaulich fundierte 

anti»materialistische» Geschichtskonstruktion wurde nun auf eine 

ökonomische, anti»kollektivistische» Basis gestellt. Der Kapitalis- 

mus des 19. und 20. Jahrhunderts sei eine entartete Form der freien 

Marktwirtschaft und für diese nicht typisch. Es gelte, diese Entar- 

tung durch Herstellung von Wettbewerbsbedingungen durch den 

Staat und ihre Überwachung zu beseitigen und damit zugleich dem 

Sozialismus als Negation des Kapitalismus den Boden zu entziehen. 

Der Sozialismus, wie jede «zentrale Kommandowirtschaft», töte die 

wirtschaftlichen Antriebskräfte und sei wirtschaftlich rückschritt- 

 
lich. Die gegenwärtige Alternative sei nicht «Sozialismus oder Kapi- 

talismus», sondern «kollektivistische Planwirtschaft oder freie 

 Marktwirtschaft».29 Sozialismus und jede «Sozialisierung» sowie 

Wirtschaftsplanung und Bewirtschaftung wurden als ein die wirt- 

schaftlichen Entwicklungskräfte tötendes Zwangssystem diffamiert. 

Die Wirtschaft dürfe nicht ausserwirtschaftlichen Zwecken und 

 Mächten unterworfen werden, sondern müsse sich auschliesslich 

nach den ihr immanenten Marktgesetzen entwickeln, der Staat dürfe 

sich nur marktkonformer Mittel bedienen. Das Monopol sei keine 

ökonomische Zwangsläufigkeit, sondern ein Produkt falscher Wirt- 

schaftsgesetzgebung. Besonders schädlich sei in der Vergangenheit 

die deutsche Kartellgesetzgebung gewesen, die in Deutschland – im 

Unterschied zu den USA! – zu einer die Wettbewerbsbedingungen 

aufhebenden Kartellierung der Wirtschaft mit allen negativen wirt- 

schaftlichen und politischen Folgen geführt habe. Die Monopol- 

frage sei nicht durch irgendeine Form der «Sozialisierung», sondern 

durch Antikartellgesetzgebung, Schaffung und Einhaltung von 

freien Wettbewerbsbedingungen zu lösen. Freie Unternehmerinitia- 

tive, freie wirtschaftliche Betätigung und freie Konsumwahl seien 

 

29 Ludwig Erhard: Die liberale Welt und der soziale Fortschritt. In: Die 

Brücke (Frankfurt am Main), 1947, Heft 14, S. 7 f. 

273 



die wirkungsvollsten wirtschaftlichen Grundpfeiler. Diese über das 

Wirtschaftliche hinausgehende gesellschaftliche Modellvorstellung 

wurde unter dem Aspekt der «Freiheit des Menschen», die sie als 

einzige garantiere, von ihren Verfechtern reichlich mit pseudohu- 

manistischen Attributen versehen, die dem «kollektivistischen Tota- 

litarismus»30 entgegengestellt wurden. Müller-Armack erfand für 

diese Theorie 1947 den Begriff einer «sozialen Marktwirtschaft».31 

Diese neoliberalen Thesen und Grundgedankén fanden seit 1947/48 

in den Westzonen weiteste Verbreitung, begannen vor allem – mit 

dieser oder jener Modifikation – die bürgerliche Presse und Publizi- 

stik vorherrschend zu beeinflussen. Die Tatsache, dass die von Lud- 

wig Erhard in den Westzonen seit März 1948 geleitete Wirtschafts- 

politik unter dem Aushängeschild der «sozialen Marktwirtschaft», 

die angeblich*»Wohlstand für alle»32 bringe, erfolgte, trug natürlich 

wesentlich zur Verbreitung dieser Ideen bei. 

Der durch den Marshallplan und seine Lobpreisung in breiten 

Kreisen ungeheuer gestiegene Nimbus der USA verstärkte latente 

sozialpsychische Voraussetzungen, um unter Berufung auf das 

Wirtschaftssystem der USA, das die höchste Arbeitsproduktivität 

aufwies, mit Erfolg das kapitalistische Wirtschaftssystem aufzuwer- 

ten – mit der Massgabe, dass es von gewissen Auswüchsen befreit 

und durch eine bessere Verteilung und Sozialgesetzgebung ergänzt 

werden müsse und werde. 

Gegenüber dem wirtschaftlichen Glanz der USA, der in allen Far- 

ben herausgestellt wurde, boten die vom Kriege verwüstete Sowjet- 

union und die volksdemokratischen Länder ein Bild von Nach- 

kriegsnot und wirtschaftlichen Schwierigkeiten, das vielen nicht 

sehr anziehend erschien, noch dazu, da es durch die antikommuni- 

stische Propaganda systematisch verfälscht wurde. 

Mit dem wirtschaftspolitischen Leitbild einer sogenannten «frei- 

en» oder «sozialen» Marktwirtschaft betrieb die grossbürgerliche 

Reaktion seit Sommer 1947 zielstrebig die Restauration des staats- 

 

30 Siehe Wilhelm Röpke: Die deutsche Frage, 3. erweiterte Auflage, 

Erlenbach-Zürich 1948, S. 24. 

31 Siehe Alfred Müller-Armack: Soziale Marktwirtschaft. In: Der Wirt-

schaftsspiegel, 1947, S. 480 ff. 

32 Siehe Ludwig Erhard: Wohlstand für alle, Düsseldorf 1957. 
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monopolistischen Kapitalismus in Westdeutschland. Die Führun- 

gen der CDU/CSU suchten ihre Parteien Schritt für Schritt auf die- 

sen Kurs festzulegen. Das zeigte zum Beispiel die Rede Hans Ehards 

auf dem Parteitag der CSU in Eichstätt am 30. August 1947. In 

Frontstellung gegenüber allen antimonopolistischen Gemeineigen- 

tumsforderungen und auch gegenüber solchen gemeinwirtschaftli- 

chen Vorstellungen, wie sie zweitweise in der CDU/CSU unter dem 

schillernden Begriff eines «christlichen Sozialismus» vertreten wor- 

den waren beziehungsweise wie sie immer noch vertreten wurden, 

erklärte Ehard unmissverständlich, die «christlichen Demokraten» 

müssten sich abgewöhnen, «ihre sozialen Gesinnungen als Sozialis- 

mus zu bezeichnen». Jeder «wirtschaftliche Sozialismus» führe zu 

einer «kollektivistischen Wirtschaft» und damit zwangsläufig in au- 

toritäre und totalitäre Staatsformen».33 In Propagierung einer 

«freien Marktwirtschaft» behauptete er, um die antikapitalistischen 

Stimmungen, wie sie auch in den Wählerkreisen der CDU/CSU 

verbreitet waren, abzufangen: «Es gibt Wege, die Missbräuche kapi- 

talistischer Wirtschaftsmethoden abzustellen, ohne auf kollektivisti- 

sche Bahnen zu geraten.»34 

Die Gesetzgebungstätigkeit des Wirtschaftsrates förderte eindeu- 

tig die Restauration des staatsmonoplistischen Kapitalismus. 

In der «Sonderstelle für Geld und Kredit» beim Wirtschaftsrat 

wurden unter Leitung Ludwig Erhards dementsprechende Vor- 

schläge für eine Währungsreform unter rein kapitalistischen Ge- 

sichtspunkten ausgearbeitet, wobei man natürlich – ebenso wie in 

anderen Vorschlägen aus dieser Zeit – stillschweigend von einer se- 

paraten Währungsreform für die Westzonen ausging. 

Die im Widerspruch zu den Beschlüssen des Potsdamer Abkom- 

mens und in unversöhnlichem Gegensatz zum demokratischen 

Wirtschaftsaufbau in Ostdeutschland erfolgende Restauration des 

staatsmonopolistischen Kapitalismus in den Westzonen, die Grund- 

lage und Inhalt der bizonalen Entwicklung bildete und im Herbst 

1947 eine neue Stufe erreichte, wurde nun zu einer bestimmenden 

Triebkraft in den Westzonen, die die Spaltung Deutschlands und die 

Separatstaatsbildung vorantrieb. 

33 Hans Ehard: Freiheit und Föderalismus, München o. J., S. 17. 

34 Ebenda, S. 19. 
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XIII. Das Ringen um eine demokratische Alter- 

native zur restaurativen Separatstaatbildung 

1. Für einen einheitlichen deutschen demokratischen Staat 

1947 war das Jahr, in dem Entscheidungen fielen, die – wie sich 

zeigte – den weiteren Weg der deutschen Nachkriegsentwicklung 

bestimmten. In diesem Jahr wurden die Weichen dafür gestellt, ob 

diese Entwicklung in die Richtung der Schaffung eines deutschen 

demokratischen Staates ging, der das ganze deutsche Territorium 

umfasste, oder in die Richtung einer politisch-staadichen Zerreissung 

dieses Territoriums. Zweifellos wünschte die überwiegende Mehr- 

heit des deutschen Volkes die Schaffung eines einheitlichen deut- 

schen demokratischen Staates. Deswegen konnten auch die west- 

deutschen Spaltungspolitiker mit Adenauer und Schumacher an der 

Spitze, die sich eindeutig auf einen Westzonenpartikularismus fest- 

gelegt und einen gesamtdeutschen Staat als unmittelbar anzustre- 

bendes Ziel abgeschrieben hatten, das nicht offen sagen. Auch sie 

gaben vor, einen gesamtdeutschen Staat anzustreben – wenn auch 

etappenweise. Die westdeutschen Wähler, die CDU/CSU, FDP 

und SPD ihr Vertrauen gaben, vertrauten nicht zuletzt diesem Ver- 

sprechen. Sie wollten keineswegs endgültig bloss einen Westzonen- 

staat. Und wir haben schon nachgewiesen, dass, wenn sie 

CDU/CSU und SPD ihr Vertrauen schenkten, sie gleichzéitig auch 

deren antimonopolistischen, antikapitalistischen Zielorientierungen 

glaubten. Wenn und insoweit diese Wähler von den Diffamierungen 

der antifaschistisch-demokratischen Umgestaltungen in der sowjeti- 

schen Besatzungszone beeinflusst wurden, so geschah das nicht im 

Sinne einer völligen inhaltlichen Ablehnung, sondern vor allem in 

Vorbehalten gegenüber Formen und Methoden. Das wiesen die 

schon behandelten Verfassungen der Länder der amerikanischen 

und französischen Besatzungszone, Volksabstimmungen und Be- 
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fragungen über die Entmachtung der Nazi- und Kriegsverbrecher 

und die Überführung ihrer Betriebe, von Grund- und Schlüsselin- 

dustrien in Gemeineigentum, entsprechende Gesetzesanträge in den 

Landtagen, die Forderungen nach einer demokratischen Bodenre- 

form usw. eindeutig aus. Ein Indiz für die weitgehende gesell- 

schaftspolitische Konformität waren vor allem auch die Beschlüsse 

der neun Interzonenkonferenzen der Gewerkschaften, die seit 

Herbst 1946 stattfanden. Trotz der charakterisierten Positionen der 

rechten Gewerkschaftsführer aus den Westzonen – ihres Sozialre- 

formismus, ihrer bürgerlich-parlamentarischen Illusionen und 

selbst ihres Antikommunismus – kam es mit den Vertretern des 

FDGB zu einer Einigung über die gesellschaftspolitischen Zielvor- 

stellungen. So brachten z.B. die Entschliessungen der IV. Interzo- 

nenkonferenz, die vom 6. bis 8. Mai 1947 in Garmisch-Partenkir- 

chen stattfand, die Entschlossenheit zum Ausdruck, für die Schaf- 

fung eines gesamtdeutschen antifaschistisch-demokratischen Staa-

tes einzutreten, in dem die wichtigsten Schlüsselindustrien verge-

sellschaftet, das System einer geplanten und gelenkten Wirtschaft 

aufgebaut, die Bodenreform durchgeführt, ein einheitlicher Land-

wirtschaftsplan aufgestellt und eine einheitliche Finanz- und Wäh-

rungsreform durchgeführt werden sollten. 

Das war dieStimme der Vertreter von rund acht Millionen organi- 

sierten Arbeitern und Werktätigen aller vier Besatzungszonen. 

Es ist typisch, dass die konformistische Geschichtsschreibung der 

BRD solche Fakten übergeht und die Tatsache des damaligen Vor- 

handenseins eines antimonopolistisch-demokratischen gesell- 

schaftspolitischen Konsensus bei der Mehrheit des deutschen Volkes 

leugnet, da dieses alles ihre apologetischen Darstellungen eines an- 

geblich legitimen und demokratischen Weges vom Reich zur BRD 

widerlegt. 

Wenn es in den Westzonen nach dem in den ersten Nachkriegsjah- 

ren eindeutig bekundeten Willen der Mehrheit des Volkes gegangen 

wäre, dann hätte es keine Restauration des staatsmonopolistischen 

Kapitalismus und damit keine BRD, sondern einen einzigen, anti- 

imperialistisch-demokratischen deutschen Staat gegeben – in Über- 

einstimmung mit Zielen und Prinzipien des Potsdamer Abkom- 

mens. Konsequenter Verfechter dieses Zieles waren SED und KPD, 
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was durch die historischen Tatsachen eindeutig belegt wird. Die 

SED unterbreitete im September 1946 «Die Grundrechte des deut- 

schen Volkes» und – darauf basierend – im November 1946 den Ent-

wurf einer Verfassung für einen deutschen demokratischen Staat. 

Mit dem Verfassungsentwurf leistete die SED einen richtungwei- 

senden Beitrag. Er fusste nicht nur auf den Erfahrungen der antifa- 

schistisch-demokratischen Entwicklung in der sowjetischen Besat- 

zungszone und den hier geschaffenen Tatsachen, sondern brachte 

auch das antifaschistisch-demokratische Gedankengut, wie es in den 

Forderungen der westdeutschen Werktätigen und Demokraten ent- 

halten war, zum Ausdruck, fasste es zusammen und vertiefte es. 

Am 1. März 1947 veröffentlichte der Parteivorstand der SED einen 

Aufruf an das deutsche Volk. 

Nachdem der Parteivorstand der SED Ursachen und Triebkräfte 

der deutschen Zersplitterung analysiert und vor den Gefahren einer 

endgültigen «Zerreissung Deutschlands» durch die in Vorbereitung 

befindliche Bildung einer «Regierung für die amerikanische und 

englische Besatzungszone» gewarnt hatte, schlug er vor: «Die anti- 

faschistisch-demokratischen Parteien in ganz Deutschland und die 

Gewerkschaften müssen zusammentreten, um einen gemeinsamen 

Ausschuss zu bilden für die Durchführung eines Volksentscheides 

über die Bildung des Einheitsstaates mit demokratischer Selbstver- 

waltung der Länder und Gemeinden.»1 

Von den gleichen deutschen Kräften sollte die sofortige Bildung 

deutscher Zentralverwaltungen und schliesslich die Bildung einer 

deutschen Regierung in Angriff genommen werden. 

Verbunden mit der Forderung nach Beseitigung der Zonengren- 

zen war die Forderung nach Verwirklichung der Aufgaben der rest- 

losen Entnazifizierung und Demokratisierung von Wirtschaft und 

Verwaltung, der Bodenreform und Enteignung der Nazi- und Kriegs-

verbrecher sowie nach der Überführung der Grossbanken, aller Kon-

zern-, Syndikats-, Kartell- und Trustbetriebe in öffentliches Eigentum 

in ganz Deutschland. 

Der Parteivorstand der SED beliess es nicht nur bei der Verkündi- 

1 Dokumente der SED, Bd. I, S. 163. 
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gung dieser Forderungen, sondern zeigte zugleich auch den Weg, 

wie die deutschen Wirtschaftsprobleme auf demokratischer Grund- 

lage bewältigt werden konnten: Er forderte umfassende Wirt- 

schaftsplanung, Währungsreform und eine Steigerung der deutschen 

Friedensproduktion und des Aussenhandels ohne Beschränkungen 

durch die Besatzungsmächte. 

Als den Schlüssel zur Lösung dieser Aufgaben nannte er die Her- 

stellung der Einheit der deutschen Arbeiterbewegung, die Verstän- 

digung der antifaschistisch-demokratischen Parteien und Gewerk- 

schaften und die Durchführung von demokratischen Volksentschei- 

den. 

5. Für und wider eine nationale Repräsentation 

Die Situation, in der sich Deutschland 1947 befand, die Verhandlun- 

gen des Rates der Aussenminister über die Regelung der deutschen 

Fragen, geboten dringend, möglichst schnell eine nationale Reprä- 

sentation des deutschen Volkes zu schaffen. Diese konnte nur von 

den Repräsentaten der Parteien und demokratischer Organisationen 

gebildet werden. Die SED hatte auch in dieser Frage bereits zahlrei- 

che Vorschläge unterbreitet. 

Auf einer Tagung der interzonalen Arbeitsgemeinschaft der 

CDU/CSU, die vom 13. bis 15. März 1947 in Berlin stattfand und 

an der Adenauer bezeichnenderweise nicht teilnahm, wurde eine 

Erklärung verabschiedet, in der die Arbeitsgemeinschaft vorschlug, 

«dass die in Gesamtdeutschland massgebenden Parteien in ihren Spit- 

zen zusammentreten» sollten, «um die Ausdrucksform des politi- 

schen Willens zu klären».2 Diese Erklärung wurde am 15. März 

1947 in Briefen an die Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft 

SED/KPD, der LDPD und der SPD geschickt. Adenauer wandte 

sich am 17. März 1947 auf der Tagung des Zonenausschusses der 

CDU der britischen Zone in Herford gegen den Vorschlag der Ar- 

beitsgemeinschaft. Er argumentierte dabei, es sei nicht vertretbar, 

 

2 Historisches Archiv der Parteileitung der CDU Berlin, Akte Nr. 

178 a; betreffend Tagung Königstein. 
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einen solchen Vorschlag zu machen, wenn er keine Aussicht auf Er- 

folg habe, denn er rechne fest mit der Ablehnung durch Schumacher. 

Nach dem vertraulichen Bericht eines Teilnehmers dieser Tagung 

an Jakob Kaiser vertrat Adenauer «die Ansicht, dass, wenn er in Ber- 

lin gewesen sei, er nicht zugestimmt hätte, dass die Anfrage an die 

anderen Parteien gerichtet worden wäre». Ausserdem sei dabei wie- 

der seine bekannte westliche Einstellung gegenüber der östlichen 

zum Ausdruck gekommen, hiess es in diesem Bericht weiter.3 Was 

steckte hinter diesen Differenzen in der CDU/CSU bzw. hinter dem 

unterbreiteten Vorschlag? 

Diesen Differenzen lagen die bekannten unterschiedlichen 

Deutschlandkonzeptionen zugrunde, wie sie einerseits von Ade- 

nauer, andererseits von Jakob Kaiser repräsentiert wurden. Kaiser, 

der unter anderem über enge Kontakte zum AEG-Direktor Spenn- 

rath verfügte, hatte am 1. Januar 1947 in der Berliner CDU-Zeitung 

«Neue Zeit» einen deutschen Weg «des Ausgleiches zwischen dem 

Osten und dem Westen» propagiert und sich gegen den «ausgespro- 

chenen Willen zur Bildung der Vereinigten Staaten Westeuropas» 

gewandt, dem «die Gefahr einer Trennungslinie quer durch 

Deutschland anhaftet». Kaiser erstrebte eine deutsche Einheit ohne 

deren demokratische Konsequenzen und ohne sich auf die progres- 

siven Kräfte in der CDU zu stützen. 

Während Adenauer unter den gegebenen Bedingungen die Re- 

stauration der Macht der deutschen Grossbourgeoisie nur in und mit 

einem Westzonenstaat für realisierbar hielt und auf eine spätere An- 

nexion Ostdeutschlands und Revision der Ostgrenzen spekulierte, 

wollte Kaiser die von ihm in der sowjetischen Besatzungszone ver- 

folgten Ziele der Aushöhlung der antifaschistisch-demokratischen 

Ordnung, der Beseitigung ihrer Errungenschaften über die Schaf- 

fung eines von den westdeutschen restaurativen «Ordnungszellen» 

dominierten deutschen Staates erreichen. 

Eine solche «Einheit Deutschlands» war für Kaiser eine unmittel- 

bare Existenzfrage in seinem Kampf gegen die antifaschistisch-de- 

mokratische Entwicklung. 

Die bundesdeutschen Apologeten des Weges vom Reich zur 

3 Ebenda, Akte Nr. 80; betreffend Konrad Adenauer. 
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BRD, d.h. der Politik der Spaltung und Restauration, benutzten die 

Person und Politik Jakob Kaisers als Beweis für die angebliche Un- 

möglichkeit einer gesamtdeutschen Politik und die «Zwangsläufig- 

keit» einer einseitigen Wesdösung.4 Sogar zu einer vierbändigen 

Kaiser-Biografie haben sich prominente BRD-Historiker dieserhalb 

aufgeschwungen.5 Sie abstrahieren zu diesem Behuf weitgehend 

oder völlig von den wirklichen politischen Positionen, die Kaiser 

einnahm, und seinen gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen. Kai-

ser ist kein Beweis für die Unmöglichkeit einer Politik zur Schaffung 

eines deutschen demokratischen Staates, sondern lediglich der Be- 

weis, dass ein gesamtdeutscher Staat nicht mit antisowjetischer Aus- 

richtung, der Dominanz der restaurativen Entwicklung in den 

Westzonen und dem Verlangen nach Revision der Oder-Neisse- 

Grenze möglich war. Über die wirklichen politischen Positionen 

Kaisers gibt seine politische Praxis als Bundesminister für gesamt- 

deutsche Fragen eindeutig Auskunft. Kaiser verkörperte eine Va- 

riante, aber keine Alternative zum restaurativen Spaltungskurs Ade- 

nauers. 

Obwohl in dem Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft CDU/CSU 

aus gutem Grund jede klare politische Stellungnahme zu den politi- 

schen Grundfragen und zu den von der SED unterbreiteten Vor- 

schlägen vermieden wurde, erklärte sich der Vorstand der Arbeits- 

gemeinschaft SED/KPD zu Verhandlungen ohne Vorbedingungen 

bereit. Er sprach allerdings den Wunsch aus, zu den Beratungen der 

Parteien die deutschen Gewerkschaften hinzuzuziehen. Dieser Vor- 

schlag war angesichts der Tatsache, dass die Gewerkschaften die 

grössten gesellschaftlichen Organisationen in Deutschland darstell- 

ten und auf Interzonentagungen bedeutsame nationale Initiativen 

entwickelten, in jeder Weise gerechtfertigt. Auch die LDPD erklärte 

sich umgehend zu Besprechungen bereit. 

Die Vorschläge zur Bildung einer nationalen Repräsentation wur- 

den jedoch sofort von verschiedenen Seiten attackiert. General Koe- 

nig bezeichnete diese Vorschläge im Kontrollrat als verfrüht und il- 

legal und verbot fortan die Teilnahme der Vertreter der CDU der 

 

4 Hans-Peter Schwarz: Vom Reich zur Bundesrepublik, S. 299 ff. 
5 3. Band: Werner Conze, Jakob Kaiser, Politiker zwischen Ost und 

West, 1945-1949, Stuttgart 1969. 
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französischen Zone an den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft 

CDU/CSU. 

In der Stellungnahme Kurt Schumachers zur Frage einer gesamt- 

deutschen Repräsentation kam der Klasseninhalt der Politik der 

rechten SPD-Führer, ihre Parteinahme für die bürgerliche Staats- 

und Gesellschaftsordnung eindeutig zum Ausdruck – mit welchen 

Argumenten sie auch immer ihre Positionen «demokratisch» oder 

gar «sozialistisch» verschleiern mochten. 

Schumacher erklärte auf einer Funktionärsversammlung der SPD 

in West-Berlin: «Mit dem Vorschlag der CDU sind wir im Prinzip 

einverstanden.» Dann fuhr er fort: «Die CDU sagt mit Recht, dass 

diese Besprechungen dazu dienen sollen, um den Volkswillen zu 

bilden, und da sage ich, diese Besprechungen bilden so lange nicht 

den Volkswillen, als die SPD in der Ostzone verboten ist.» Gleich- 

zeitig forderte er, dass in der sowjetischen Besatzungszone zuerst die 

gleiche «Rechtsordnung» wie in den Westzonen hergestellt werden 

müsse.6 

Die Haltung der Schumacher-Führung leistete der restaurativen 

Separationsentwicklung wertvolle Dienste. Adenauer brauchte sich 

selbst nun nicht mehr allzusehr zu exponieren, um die gesamtdeut- 

schen Bestrebungen zu vereiteln, sondern konnte sich hinter Schu- 

machers Absage verschanzen. Er erklärte – nachdem er bisher an der 

SPD-Politik kein gutes Haar gelassen hatte – nun plötzlich, dass die 

SPD durch ihren harten Kampf in der Ostzone und in Berlin eine 

deutsche Aufgabe erfülle, die man nicht hoch genug einschätzen 

könne. «Wir müssen anerkennen, dass Dr. Schumacher und die Lei- 

ter der SPD sich in diesem Kampf verdient gemacht haben. Eine un- 

gehinderte Betätigung der SPD in der Ostzone ist nicht nur eine par- 

teipolitische Angelegenheit, sondern eine Frage der Demokratie in 

Deutschland schlechthin.»7 

Das Gespräch der Spitzen der deutschen Parteien wurde auf sol- 

che Weise torpediert. Im Frühjahr 1947 orientierten sich die Spitzen 

aller westzonalen Parteien – mit Ausnahme der KPD – immer ein- 

deutiger auf den staatlichen Ausbau der Westzonen. Diese Tatsache 

wurde auch in einem anderen Zusammenhang deutlich. 

6 Acht Jahre sozialdemokratischer Kampf um Einheit, Frieden und Freiheit,  

S. 24. 
7 Zit. in: Hans Georg Wieck: Christliche und Freie Demokraten . . ., S. 205. 
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Auf einer Konferenz in Rothenburg ob der Tauber am 17. März 

1947 beschlossen liberale Politiker der sowjetischen und der ameri- 

kanischen Besatzungszone die Bildung einer gesamtdeutschen libe- 

ralen Partei unter dem Namen «Demokratische Partei Deutsch- 

lands» (DPD). Zu gleichberechtigten Vorsitzenden wurden Wil- 

helm Külz und Theodor Heuss gewählt. Damit war jedoch zunächst 

nur eine Plattform für die Schaffung einer einheitlichen Partei mit 

einem einheitlichen Programm geschaffen worden. Seine Ausarbei- 

tung und die Schaffung einer gesamtdeutschen Organisation standen 

noch aus. Die einzelnen Landes- beziehungsweise Zonenparteien 

besassen weiterhin Selbständigkeit bei der Festlegung und Durch- 

führung ihrer Politik. 

Die Bildung der Demokratischen Partei Deutschlands war ein po- 

sitiver Versuch, zur Wahrung der politischen Einheit Deutschlands 

beizutragen, wenn er auch im Kontrollrat auf den Einspruch der 

westlichen Besatzungsmächte stiess. Die Vorstellungen über die 

Grundlagen dieser Einheit waren jedoch sehr verschiedenartig. In 

einer Vorbesprechung hatten führende liberale Politiker aus Hessen, 

Bayern und Württemberg-Baden am 14. März 1947 in Rothenburg 

ob der Tauber ihre politische Linie gegenüber der LDPD abge- 

stimmt. Der Geschäftsführer der Demokratischen Volkspartei 

Württemberg-Badens, Ernst Mayer, formulierte die Meinung der 

Anwesenden dahingehend, dass im Verhältnis zur LDPD die Frage 

entscheidend sei, ob sie «sich an uns oder an den Block binde.»7 

In einer Rundfunkansprache nach der Rothenburger Tagung am 

17. März 1947 erklärte Ernst Mayer: «Wir wollen, um es ganz klar 

zu machen, keine Einheit, deren Formen und Lebensbedingungen 

vom Osten her bestimmt werden . . .»8 Auch hier waren also Ver- 

suche am Werk, die Frage der politischen Einheit Deutschlands auf 

der Grundlage der in den Westzonen geschaffenen fertigen reaktio- 

nären Tatsachen zu «lösen», gegenüber Ostdeutschland Vorbedin- 

gungen zur Preisgabe der wesentlichen antifaschistisch-demokrati- 

schen Errungenschaften zu stellen. Gleichzeitig wurde von den füh- 

renden Vertretern des westzonalen «Liberalismus» die bizonale Ent-

wicklung aktiv unterstützt. 

8 Zit. in: Parteien in der Bundesrepublik . . ., S. 295. 
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Die überwiegende Mehrheit der führenden Politiker der deut- 

schen Bourgeoisie war angesichts der Erfolge der antifaschistisch- 

demokratischen Ordnung in Ostdeutschland noch weniger zu einer 

offenen demokratischen Auseinandersetzung mit den progressiven 

Kräften der deutschen Arbeiterklasse und ihren Verbündeten bei der 

Schaffung eines einheitlichen deutschen Staates und in ihm bereit als 

je zuvor. 

Sie wollten auf keinen Fall eine deutsche Einheit, die von den Er- 

rungenschaften der antifaschistisch-demokratischen Ordnung Ost- 

deutschlands und den antimonopolistisch-demokratischen Bestre- 

bungen in den Westzonen wesentlich beeinflusst worden wäre. Es 

setzte sich in ihren Kreisen immer mehr die Erkenntnis durch, dass 

die Möglichkeiten für die Realisierung eines konterrevolutionären 

Vereinigungsprozesses der deutschen Länder und Zonen für Ge- 

genwart und nahe Zukunft dahinschwanden. Gleichzeitigerforderte 

die restaurative Entwicklung in den Westzonen immer dringlicher 

die staatliche Zentralisierung Westdeutschlands auf reaktionärer 

Grundlage. 

3. Die Münchner Konferenz der Ministerpräsidenten 

Die mit dem Übergang zur Vorbereitung einer westzonalen, poli- 

tisch-staatlichen Separatregelung von der Mehrheit der verantwort- 

lichen Politiker in Westdeutschland bezogene Position der Absage 

an eine Wahrnehmung der vorhandenen Möglichkeiten, die wirt- 

schaftliche und politische Einheit Deutschlands zu verwirklichen, 

wurde durch ein Ereignis gleichsam schlagartig erhellt. Es handelte 

sich um die Vorgeschichte und den Verlauf der Münchner Konfe- 

renz der Ministerpräsidenten der deutschen Länder. 

Der bayrische CSU-Ministerpräsident Dr. Hans Ehard regte am 

7. Mai 1947 in einem Telegramm an, dass sich die Regierungschefs 

aller deutschen Länder einschliesslich des Oberbürgermeisters von 

Berlin und des Präsidenten der Regierungskommission des Saarge- 

bietes in München zu einer Beratung zusammenfinden sollten, «um 

ein weiteres Abgleiten des deutschen Volkes in ein rettungsloses 
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wirtschaftliches und politisches Chaos zu verhindern . . . und den 

Weg zu ebnen für eine Zusammenarbeit aller Länder Deutschlands 

im Sinne wirtschaftlicher Einheit und künftiger politischer Zusam- 

menfassung».9 

Die Ministerpräsidenten sollten ein «grundsätzliches Bekenntnis 

zur Zusammengehörigkeit aller Teile Deutschlands» abgeben und 

den «Willen zum gemeinsamen Aufbau einer neuen staatlichen 

Form» bekunden.10 

Die Ministerpräsidenten der Länder der sowjetischen Besatzungs-

zone legten am 28. Mai 1947 in einem Telegramm an Ehard ih- 

ren Standpunkt dar. Darin schlugen sie die Teilnahme von «Parteien 

und Gewerkschaften» und die Verlegung des Tagungsortes nach der 

deutschen Hauptstadt Berlin vor, ferner in den «Mittelpunkt der 

Tagesordnung die Schaffung der wirtschaftlichen und politischen 

Einheit Deutschlands zu stellen . . .»11 

Ministerpräsident Ehard lehnte in einem Telegramm vom 30. Mai 

1947 die Vorschläge auf Änderung der Zusammensetzung der Kon- 

ferenzteilnehmer und Verlegung des Tagungsortes nach Berlin ab. 

Ausserdem lud er «ein bevollmächtigtes Delegationsmitglied zu 

Vorbesprechungen» für «die Aufstellung des Entwurfs einer Tages- 

ordnung» für den 4. Juni 1947 nach München ein. Die Festsetzung 

der endgültigen Tagesordnung sollte «in der Besprechung der Regie- 

rungschefs am 5. Juni, abends, erfolgen».12 

Da Ehard die Vorschläge der Ministerpräsidenten aus der sowjeti- 

schen Besatzungszone über die Tagesordnung, die sich durchaus im 

Einklang mit dem in seiner Einladung vom 7. Mai 1947 angekündig- 

ten Zweck der Konferenz befanden, nicht direkt zurückwies, schie- 

nen in diesem entscheidenden Punkt noch Möglichkeiten einer Ver- 

ständigung vorhanden zu sein. 

Jedoch der Schein trog. In Wirklichkeit waren die Entscheidun- 

gen gegen eine solche Verständigungsmöglichkeit bereits gefallen. 

Am 30. Mai 1947 hatte in Hannover eine «Vorbesprechung» 

 

9 Die Deutsche Ministerpräsidenten-Konferenz in München vom 6. bis 

8. Juni 1947, hrsg. von der Bayrischen Staatskanzlei, München 1947,  
S. 10. 

10 Ebenda, S. 14 f. 
11 Ebenda. 
12 Ebenda, S. 16. 
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Ehards mit den Ministerpräsidenten der britischen Zone stattgefun- 

den, die eine elf Punkte enthaltende Tagesordnung unterbreiteten. 

Bereits auf dieser Besprechung wurden – ohne Wissen und gegen 

die dargelegten Auffassungen der ostdeutschen Ministerpräsidenten 

– grundlegende Entscheidungen gefällt. Der in der Einladung 

Ehards vom 7. Mai 1947 ursprünglich enthaltene Gesichtspunkt, ei-

nen Beitrag auch für die «zukünftige politische Zusammenfassung» 

Deutschlands zu leisten, der einen Ansatzpunkt für eine den Erfor- 

dernissen Rechnung tragende Tagesordnung bot, wurde preisgege- 

ben. 

Die Tagung sollte im engsten Sinne unter das Motto «Wie über- 

winden wir den nächsten Winter ohne zu grosse Not?» gestellt wer- 

den. Und weiter wurde vereinbart: «Dem Wunsche der Antragstel- 

ler (aus der britischen Zone – d. Verf.), alle rein politischen Themen 

als nicht in die Kompetenz der Ministerpräsidenten fallend (Auslas- 

sung im Original – d. Verf.), wurde Rechnung getragen.»13 

Die Ministerpräsidenten der Länder der sowjetischen Besat- 

zungszone, Erhard Hübener, Rudolf Paul, Wilhelm Höcker, Karl 

Steinhoff und der stellvertretende Ministerpräsident Sachsens, Kurt 

Fischer, kamen trotz der Ablehnung ihrer Vorschläge auf Verände- 

rung des Rahmens und des Tagungsortes nach München. Dort wur- 

den sie mit der inzwischen getroffenen Entscheidung und einer ferti- 

gen Tagesordnung konfrontiert. Die ostdeutschen Ministerpräsi- 

denten machten nun nicht – wie es in der Version der bayrischen 

Staatskanzlei dargestellt wird – plötzlich neue und unzumutbare 

Vorschläge. Sie präzisierten vielmehr lediglich ihre Darlegungen 

vom 28. Mai 1947 und schlugen vor: «Es wird beantragt, als ent- 

scheidende Voraussetzung für die Verhandlungen der Konferenz 

folgenden Punkt 1 auf die Tagesordnung zu setzen: Bildung einer 

deutschen zentralen Verwaltung durch die Verständigung der de- 

mokratischen Parteien und Gewerkschaften zur Schaffung des deut- 

schen Einheitsstaates.»14 

In einer heftigen nächtlichen Debatte wurde dieser Vorschlag 

konzessionslos abgelehnt. Den ostdeutschen Ministerpräsidenten 

wurde es ausserdem verwehrt, ihre Meinung zur Frage der staatli- 

 

13 Ebenda, S. 17. 

14 Ebenda, S. 22. 
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chen Einheit Deutschlands als der zentralen Frage auch für die Be- 

hebung der deutschen Wirtschaftsnot auf der Konferenz darzule- 

gen. 

Die sozialdemokratischen Teilnehmer handelten, wie der Bremer 

Senatspräsident Wilhelm Kaisen eingestand, nach Direktiven ihres 

Parteivorstandes, die die Zustimmung zu einer Änderung der Ta- 

gesordnung nach den Vorschlägen der ostdeutschen Ministerpräsi- 

denten ausschlossen. 

Als endgültige Tagesordnung wurden folgende Punkte bezie- 

hungsweise Referate festgelegt: die deutsche Ernährungsnot; die 

deutsche Wirtschaftsnot; die deutsche Flüchtlingsnot; Fragen des 

Besatzungsrechts. Daraufhin verliessen die ostdeutschen Minister- 

präsidenten nachts um zwei Uhr die Vorbesprechung und am näch- 

sten Mittag München. 

Unter diesen Bedingungen war eine Teilnahme an der Konferenz 

nicht möglich. Sie hätte die in den Westzonen geschaffenen föderali- 

stischen Tatsachen für ganz Deutschland staatsrechtlich legitimiert 

und politisch aufgewertet und wäre auf eine Unterstützung der bi- 

zonalen Spaltungspolitik hinausgelaufen. 

Der Verlauf der Rumpfkonferenz in München bestätigte – wenn 

es überhaupt noch einer Bestätigung bedurfte – die Richtigkeit der 

Einschätzung und der Entscheidung der ostdeutschen Ministerprä- 

sidenten. Zwar fehlte es nicht an Bekenntnissen für eine wirtschaftli- 

che Einheit Deutschlands, aber die Vorschläge zur Behebung der 

Wirtschaftsnot gingen ausschliesslich von den westzonalen Bedin- 

gungen aus und orientierten sich auf Fragen der Verwirklichung der 

mit der Bildung des Wirtschaftsrates gewiesenen Separatziele. 

Auch die Fragen der Wirtschaftsordnung, der Enteignung der 

Nazi- und Kriegsverbrecher, der Beseitigung von Monopolen und 

Grossgrundbesitz, der Demokratisierung von Wirtschaft und Ver- 

waltung und andere Grundfragen der Entwicklung in den Westzo- 

nen fanden in den Beratungen keine Erwähnung. Durch neuere For- 

schungen in der BRD wurden inzwischen ebenfalls die üblichen 

apologetischen Darstellungen über die Münchener Ministerpräsi- 

dentenkonferenz erschüttert bzw. widerlegt. In einer von 

W. Conze angenommenen Dissertation gelangt die Verfasserin, die 

die Kompromissbereitschaft der Ministerpräsidenten der sowjeti- 
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sehen Besatzungszone zugeben muss, schliesslich zu dem Schluss, 

dass die Mehrheit der Chefs der Länder der Westzonen den bizona-

len Zusammenschluss unbedingt wollten, «wofür schon die Anwe-

senheit der ostdeutschen Ministerpräsidenten» eine Gefährdung be-

deutet hätte.15 Und noch weitergehender sind die Einschätzungen der 

auf umfangreichem Quellenmaterial fussenden Untersuchung 

W. Grünewalds.16 Er weist u.a. nach, dass die westzonalen Mini- 

sterpräsidenten keineswegs an eng begrenzte Weisungen der Militär- 

regierungen gebunden waren, sondern weitgehend nach ihren eige- 

nen politischen Maximen handelten. Grünewald wertet die Münch- 

ner Konferenz als echte, verpasste Gelegenheit und stellt von daher 

die angebliche Zwangsläufigkeit der Westzonenstaatsgründung und 

dessen Westbindung in Frage. Die Haltung der westzonalen Mini- 

sterpräsidenten in München brachte den gleichen Kurs auf Separat- 

staatbildung und damit Spaltung Deutschlands zum Ausdruck, den 

die Mehrheit der Parteiführer zu dieser Zeit unbeirrt steuerte. 

Das provozierte Scheitern der Münchner Ministerpräsidenten- 

konferenz diente nun als Alibi, um ungeniert die separate Bildung 

eines Westzonenstaates vorantreiben zu können, wofür die anglo- 

amerikanischen Mächte mit den Verordnungen zur Bildung des bi-

zonalen Wirtschaftsrates bereits vor der Münchner Konferenz wei-

tere Bausteine gelegt hatten. 

Der südwürttembergische Staatssekretär Paul Binder berichtete: 

«Als (nach dem Scheitern der Münchner Konferenz – d. Verf.) fest- 

stand, dass mit der Ostzone nicht weiterzukommen war, hat der 

(Ellwanger) Kreis unter Heranziehung der Direktoren des Wirt- 

schaftsrates Frankfurt/Main sich intensiv um den Zusammenschluss 

der drei westlichen Zonen bemüht . . . Man hat im Ellwanger Kreis 

auch genaue Verfassungspläne durchdiskutiert, die nachher in die 

Herrenchiemsee’er Vorschläge eingegangen sind. Dadurch, dass die 

Teilnehmer den Regierungsapparat in der Hand hatten, übte der 

Ellwanger Kreis einen effektiven Einfluss aus.»17 

15 Marie-Elise Foelz-Schroeter: Föderalistische Politik und nationale Reprä-

sentation 1945- 1947, Stuttgart 1974, S. 130. 

16 Siehe Wilhard Grünewald: Die Münchener Präsidentenkonferenz 1947. 
Analyse und Scheitern eines gesamtdeutschen Unternehmens, Meisenheim am 
Glan 1971.  

17 Hans Georg Wieck: Christliche und Freie Demokraten . . ., S. 192 f. 
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Nicht nur in dem unter Einfluss Adenauers stehenden Zonenaus- 

schuss der britischen Zone, sondern auch in der CDU und CSU der 

französischen und amerikanischen Zone sowie in den Spitzen der bi- 

zonalen Verwaltungsämter und Länderregierungen hatte sich die 

Orientierung auf die separatstaatliche Entwicklung der Westzonen 

bereits lange vor dem Scheitern der Londoner Aussenministerkonfe- 

renz endgültig durchgesetzt. Dieses Scheitern wurde vielmehr vor- 

ausgesetzt beziehungsweise ungeduldig erwartet, damit man endlich 

freie Hand bekam. 

4. Das Verbot der Volkskongressbewegung 

und das Dokument «M» 

Die SED unternahm alles, um die restaurative Spaltungspolitik doch 

noch zu durchkreuzen. Am 26. November 1947 – einen Tag nach 

Beginn der Londoner Aussenministerkonferenz – veröffentlichte der 

Parteivorstand der SED den «Aufruf zu einem deutschen Volkskon- 

gress für Einheit und gerechten Frieden».18 Die Stellungnahme zu 

diesem Vorschlag wurde für alle politischen Kräfte in Deutschland 

zu einem ernsten Prüfstein. 

Nicht nur die führenden Politiker der westzonalen Parteien, son- 

dern auch die Berliner CDU-Vorsitzenden Kaiser und Lemmer 

lehnten eine Beteiligung am Volkskongress ab. Damit setzten sie sich 

in offenen Gegensatz zu der Haltung der CDU-Landesverbände in 

der sowjetischen Besatzungszone beziehungsweise zu allen progres- 

siven Kräften in der CDU. Gleichzeitig verstärkten sie ihre Propa- 

ganda gegen die Oder-Neisse-Grenze und die Fortsetzung der 

Blockpolitik. Die dadurch in der CDU entstehende Führungskrise 

endete mit der Ablösung von Kaiser und Lemmer. 

Der Vorstand der LDPD stimmte am 1. Dezember 1947 der Be- 

teiligung am Volkskongress zu, wahrend Theodor Heuss als damali- 

ger Vorsitzender des Koordinierungsausschusses der DPD eine 

Teilnahme mit antikommunistischer Argumentation ablehnte. 

18 Dokumente der SED, Bd. I, S. 260/261. 
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Ebenso handelten die anderen westzonalen Parteiführungen. Nach- 

dem die Vertreter der LDPD auf der Frankfurter Tagung des Koor- 

dinierungsausschusses am 18. Januar 1948 auch unter massivstem 

westdeutschen Druck ihre Haltung bekräftigten und gegen die west- 

zonalen Separatstaatsbestrebungen Stellung nahmen, setzten die 

Politiker der westdeutschen Reaktion der Tätigkeit dieses Ausschus- 

ses ein Ende. Die liberalen Parteien der Westzonen schlossen sich 

am 11./12. Dezember 1948 in Heppenheim zur Freien Demokrati-

schen Partei (FDP) zusammen. 

Am ersten Deutschen Volkskongress für Einheit und gerechten 

Frieden, der am 6. und 7. Dezember 1947 in Berlin tagte, nahmen 

dessen ungeachtet 2‘215 Delegierte, davon 664 aus den Westzonen, 

teil. Davon waren 1456 Mitglieder politischer Parteien (651 SED, 

242 KPD, 253 LDPD, 219 CDU, 91 SPD) und 440 Mitglieder de- 

mokratischer Massenorganisationen (212 FDGB, 94 FDJ, 13 VdgB, 

56 DFD, 40 VVN, 25 Kulturbund). Die soziale Zusammensetzung 

der Kongressteilnehmer war folgende: 574 Arbeiter, 921 Angestell-

te, 8 Landarbeiter, 35 Bauern, 93 Handwerker, 39 Ingenieure, 117 

Lehrer, 232 Angehörige freier Berufe und 196 sonstige Vertreter der 

Bevölkerung. Damit verkörperte der Kongress die erste gesamtdeut- 

sche und überparteiliche Repräsentation des deutschen Volkes nach 

1945. 

Der Kongress bekundete den Willen der Mehrheit des deutschen 

Volkes nach wirtschaftlicher und politischer Einheit Deutschlands 

auf demokratischer Grundlage und einem gerechten Friedensver- 

trag. Er forderte die Bildung einer zentralen deutschen Regierung, 

die auf der Friedenskonferenz gehört wird, und die Wahl einer Na- 

tionalversammlung. Ausserdem unterstrich er das Recht des deut- 

schen Volkes, durch eine Volksabstimmung selbst über die Herstel- 

lung eines deutschen demokratischen Staates zu entscheiden. 

Nach dem ersten Deutschen Volkskongress für Einheit und ge- 

rechten Frieden in Berlin bildeten sich in verschiedenen westdeut- 

schen Ländern und Städten Initiativkomitees zur Einberufung re- 

gionaler Volkskongresse. Für das Land Niedersachsen wurde für 

den 17. und 18. Januar 1948 ein Volkskongress nach Bremen einbe- 

rufen. In Nordrhein-Westfalen und Bayern beschlossen die Vorbe- 

reitungsausschüsse die Einberufung von Volkskongressen nach So- 
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lingen für den 24. Januar beziehungsweise nach München für den 

8. Februar. In Hessen, Württemberg-Baden, Hamburg und Schles-

wig-Holstein wurden gleichfalls vorbereitende Ausschüsse ins Leben 

gerufen. Die Initiatoren der Volkskongressbewegung in den Westzo-

nen gehörten den verschiedensten Schichten der Bevölkerung an. Ne-

ben Arbeitern, Angestellten und Vertretern der Mittelschichten be-

teiligten sich zahlreiche Angehörige der Intelligenz an der Vorberei-

tung der Kongresse. Von den westdeutschen Parteien bekannte sich 

lediglich die KPD zu den Zielen der Volkskongressbewegung. Trotz 

der feindlichen Haltung der Führungen der SPD und der bürgerlichen 

Parteien schlossen sich auch viele Mitglieder dieser Parteien und Par-

teilose der Volksbewegung an. 

Am 17. und 18. Januar 1948 tagte in Vegesack bei Bremen der 

Volkskongress für das Land Niedersachsen. 1037 Delegierte und 337 

Gäste aus der sowjetischen Besatzungszone, darunter Otto Grote- 

wohl und Otto Nuschke, hatten sich zusammengefunden. Über 40 

Prozent der Delegierten gehörten keiner Partei an. Neben Kommu- 

nisten waren Funktionäre der SPD und der Gewerkschaften sowie 

 

Mitglieder anderer Parteien vertreten. Obwohl die amerikanische 

Militärregierung die Veranstaltung nicht wie die britische direkt 

verboten hatte, wurde die propagandistische und organisatorische 

Vorbereitung des Kongresses durch zahlreiche schikanöse Mass- 

nahmen der Besatzungsbehörden behindert. Darüber hinaus ent- 

fachten die sozialdemokratische und die bürgerliche Presse gegen die 

Veranstalter des Bremer Volkskongresses eine wütende Hetzkam- 

pagne. Die Volkskongressbewegung wurde als eine von der SED und 

der KPD gesteuerte, der sowjetischen Aussenpolitik und nicht der 

Einheit Deutschlands dienenden Aktion verleumdet. 

Der Bremer Volkskongress war allen Behinderungen und Ver- 

leumdungen zum Trotz ein verheissungsvoller Auftakt für die Wei- 

terführung der Volkskongressbewegung in den westlichen Besat- 

zungszonen. Zu dieser Erkenntnis kamen offensichtlich auch die 

verantwortlichen Männer in den Militärregierungen der Westzonen 

und in den Parteibüros von SPD, CDU, CSU und FDP. Sie mussten 

befürchten, dass die Ausbreitung der Gedanken und Ziele der 

Volkskongressbewegung unter der westdeutschen Bevölkerung die 

Pläne zur Errichtung eines westdeutschen Staates ernsthaft gefähr- 
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den könnte. Grosse Teile der Werktätigen Westdeutschlands waren 

ohnehin seit Beginn des Jahres 1948 infolge der katastrophalen Ver- 

sorgungslage in Bewegung geraten. Am 4. Januar streikten 1,5 Mil- 

lionen Angestellte in der britischen Zone. In Essen kam es am 9. Ja- 

nuar zu einem Generalstreik. Am 16. Januar fanden Proteststreiks 

in Duisburg, Mülheim und anderen Städten des Ruhrgebietes statt. 

Am 21. Januar streikten 200‘000 Werktätige in Köln und 100‘000 in 

Nürnberg. Am 23. Januar fand in Bayern ein Generalstreik statt. 

Angesichts dieser Situation entschlossen sich die Besatzungsbe- 

hörden, die Volkskongressbewegung in den Westzonen kurzerhand 

zu verbieten. Drei Tage vor der Eröffnung des geplanten Volkskon- 

gresses für Nordrhein-Westfalen in Solingen, zu dem 1‘300 Dele- 

gierte gewählt worden waren, erliess der britische Zivilgouverneur 

des Landes, Brigadegeneral John A. Barraclough, eine Verordnung, 

derzufolge «Zusammenkünfte des Volkskongresses oder vorberei- 

tende Tätigkeiten im Zusammenhang mit solchen Veranstaltungen 

in Nordrhein-Westfalen nicht zugelassen werden». Das Verbot 

wurde folgendermassen begründet: «Was auch die angebliche Politik 

des Volkskongresses sein mag, Tatsache bleibt, dass er auschliesslich 

durch die KPD und ihre Helfer organisiert worden ist. Der amtie- 

rende Zivilgouverneur ist entschlossen, dass Irreführungen dieser 

Art auf Kosten der Militärregierung oder des deutschen Volkes nicht 

stattfinden werden.»19 

In Bayern wurde das Verbot der Volkskongressbewegung von der 

amerikanischen Militärregierung am 22. Januar 1948 ausgespro- 

chen. Verboten wurden ferner die geplanten Volkskongresse in 

Hamburg, Kiel und Frankfurt am Main. Schliesslich wurde jede wei- 

tere Tätigkeit der Bewegung in den drei westlichen Besatzungszonen 

und in den Westsektoren Berlins untersagt. 

Das aktive Auftreten der KPD gegen die Restauration in den 

Westzonen und die Spaltung Deutschlands hatte eine ständig wach- 

sende Verleumdung und Behinderung der gesamten Tätigkeit der 

Partei zur Folge. So war es kein Zufall, dass ausgerechnet Anfang Ja- 

nuar 1948, zurzeit der grossen Streikbewegungen gegen die kata- 

strophale Ernährungslage und der Vorbereitung der regionalen 

 

19 Freiheit (Düsseldorf), 23. Januar 1948. 
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Volkskongresse in Westdeutschland, in der französisch lizenzierten 

Westberliner Zeitung «Der Kurier» das ominöse «Protokoll M» er- 

schien, angeblich ein geheimer kommunistischer Plan, dessen Ziel 

die Organisation von Streiks zur Desorganisation des Transportwe- 

sens, von Sabotagemassnahmen und anderem, kurz die Vorbereitung 

und Durchführung einer kommunistischen «Machtergreifung» in 

den Westzonen sein sollte. Das Dokument wurde von der gesamten 

westdeutschen und westlichen Presse kolportiert. Bürgschaften des 

britischen Geheimdienstes bestätigten die angebliche Echtheit des 

«Protokolls M». Im britischen Unterhaus versicherteStaatsminister 

Hector Mac Neil am 21. Januar 1948, «dass die Regierung seiner Ma- 

jestät von der Echtheit des Dokuments überzeugt ist».20 

Von der KPD und der SED wurde das «Protokoll M» sofort «als 

eine plumpe Provokation, durch die von den schweren Anschlägen 

abgelenkt werden soll, die gegenwärtig von dem amerikanisch-briti- 

schen Monopolkapital und seinen Agenten gegen das deutsche Volk 

unternommen werden»,21 bezeichnet. Drei Monate später musste 

das Dokument selbst von der britischen Regierung als Fälschung be- 

zeichnet werden. Der gleiche Mac Neil gab am 19. April 1948 im 

Unterhaus bekannt, dass die «Echtheit des Dokuments nunmehr an- 

zuzweifeln ist».22 Das «Protokoll M» war eines jener sogenannten 

authentischen kommunistischen Dokumente, die immer dann auf- 

tauchen, wenn die Reaktion von ihren Absichten und Massnahmen 

abzulenken wünscht. Obwohl nach kurzer Zeit als Fälschung ent- 

larvt, blieb es nicht ohne Wirkung auf die Öffentlichkeit. Es trug 

dazu bei, die KPD politisch und moralisch zu diskreditieren, und 

war der Vorwand für zahlreiche Unterdrückungsmassnahmen gegen 

die KPD. Das erwähnte Verbot der regionalen westdeutschen 

Volkskongresse machte den Anfang. Am 7. Februar 1948 entliess 

der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Karl Arnold die bei- 

den kommunistischen Minister Heinz Renner (Verkehr) und Hugo 

Paul (Wiederaufbau). 

20 House of Commons, Parliamentary Debates, Nr. 75, 20th Jan. 22nd 
Jan. 1948, London o. J., S. 189. 

21 Dokumente der SED, Bd. I, S. 273. 

22 House of Commons . . ., Nr. 87, 16th Apr. 22nd Apr. 1948, Lon-

don o. J., S. 1437. 294 



Am 13. Februar verboten die britischen Besatzungsbehörden das 

KPD-Organ «Hamburger Volkszeitung» für vier Wochen. Wenige 

Tage später musste die Düsseldorfer «Freiheit» ihr Erscheinen für 

drei Monate einstellen und am 1. März folgte ein sechsmonatiges 

Verbot des «Westdeutschen Volksechos», Dortmund. Damit verlor 

die KPD in kurzer Zeit mehr als die Hälfte ihrer Publikationsorgane 

in der britischen Zone. Führenden Vertretern der SED wurde die 

Einreise in die Westzonen untersagt. Am 16. März schloss der Älte- 

stenrat des Wirtschaftsrates den Vorsitzenden der KPD, Max Rei- 

mann, für zwei Monate von seinen Sitzungen aus. 

Mit der Verhinderung und Torpedierung gesamtdeutscher Kon- 

takte, Besprechungen und Massnahmen, dem Kreuzzug gegen die 

KPD und der Unterdrückung der Volkskongressbewegung wurde 

der Weg gebahnt zur Schaffung eines westzonalen Staates und zur 

Vollendung der Restauration. Wie schwach dennoch die Positionen 

der restaurativen Kräfte waren, bewies die Tatsache, dass dieser 

Weg «gesamtdeutsch» getarnt und die Restauration nach wie vor 

manipuliert und demagogisch verschleiert werden musste. 
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XIV. Westblock, Londoner Empfehlungen 

und das Ende des Alliierten Kontrollrates 

1. Die Torpedierung der Londoner Konferenz und der Ausbau 

des Wirtschaftsrates 

Die Londoner Aussenministerkonferenz, die am 25. November 1947 

begann, fand unter den Bedingungen des kalten Krieges und einer 

entfesselten Antisowjethetze statt. 

Die Westmächte traten nicht an den Verhandlungstisch von Lon- 

don, um zu einer Verständigung mit der Sowjetunion über die deut- 

sche Frage zu gelangen; denn jede Art von Verständigung hätte ihre 

Verfügungsgewalt über die Westzonen beeinträchtigt und damit ih- 

ren gesamten aussenpolitischen Kurs durchkreuzt. 

Wie schon auf der Aussenministerkonferenz von Moskau be- 

mühte sich die Sowjetunion in London, zu einer demokratischen 

Regelung der deutschen Frage zu gelangen. Sie schlug vor, innerhalb 

von zwei Monaten dem Aussenministerrat Entwürfe für die Grund- 

lagen eines deutschen Friedensvertrages einzureichen. 

Die Westmächte gingen auf die Vorschläge der Sowjetunion nicht 

ein. Wie schon auf der Moskauer Konferenz rückten sie stattdessen 

Verfahrensfragen, Fragen der Oder-Neisse-Grenze und der Repara- 

tionen in den Vordergrund und unterbreiteten erneut den für die 

Sowjetunion unannehmbaren Bevin-Plan zur Revision des Potsda- 

mer Abkommens. Obwohl die Sowjetunion konstruktive Vor- 

schläge unterbreitete, die die Vereinbarkeit von Reparationen aus 

der laufenden Produktion mit der Erhöhung des deutschen Indu- 

strieniveaus und der Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse 

Deutschlands nachwiesen, beharrten die britische und die amerika- 

nische Seite auf einer Einstellung von Reparationen aus der laufen- 

den Produktion. Die unterschiedlichen Standpunkte in dieser Frage 

wurden von Aussenminister Marshall schliesslich zum Anlass ge- 

nommen, am 15. Dezember 1947 die Vertagung der Konferenz zu 
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verlangen. Die Konferenz wurde abgebrochen und auf unbestimmte 

Zeit vertagt. 

Die sowjetische Delegation entlarvte in den Verhandlungen der 

Konferenz die imperialistische Westblock- und Spaltungspolitik. Sie 

wies den Bruch des Potsdamer Abkommens durch die Deutschland- 

und Besatzungspolitik der Westmächte in den entscheidenden Fra- 

gen der staatlichen Einheit, der Entmilitarisierung, Entnazifizierung 

und Demokratisierung nach. Obwohl sich die Westmächte gegen 

die den Tatsachen entsprechenden Feststellungen Molotows, die 

Schaffung eines westzonalen Staates mit der Zentrale in Frankfurt 

am Main sei bereits beschlossen, verwahrten, lehnten sie es bezeich- 

nenderweise ab, folgender sowjetischer Resolution ihre Zustim- 

mung zu geben: «Der Aussenministerrat hält Vorschläge, Regierun- 

gen dieser oder jener Zonen Deutschlands zu bilden, für falsch, weil 

das den Ansichten der Regierungen Grossbritanniens, der Vereinig- 

ten Staaten, der Sowjetunion und Frankreichs widerspricht, die es 

für notwendig halten, eine gesamtdeutsche Regierung zu bilden, die 

Deutschland als einheitlichen, demokratischen Staat vertritt.»1 

In seiner öffentlichen Erklärung über den Abbruch der Londoner 

Aussenministerkonferenz betonte der sowjetische Aussenminister 

am 31. Dezember 1947, dass die entscheidenden Meinungsverschie- 

denheiten nicht in den von den Westmächten vorgeschützten Streit- 

fragen lagen, sondern in der Frage der demokratischen Einheit 

Deutschlands und des Abschlusses eines Friedensvertrages mit 

Deutschland. General Clay führte in seinen Memoiren aus: «Die 

Londoner Besprechungen hatten gleichwohl als unmittelbares Er- 

gebnis den Vorteil, dass die Massnahmen für den wirtschaftlichen 

Wiederaufbau der Doppelzone beschleunigt und ein Stück weiterer 

politischer Verantwortung innerhalb dieses Gebietes an deutsche 

Stellen übertragen wurden.»2 

Durch die Sprengung der Londoner Aussenministerkonferenz 

cchufen sich die Westmächte freie Bahn, das Gebiet der drei West- 

zonen in das sich bereits formierende antisowjetische Blocksystem 

einzugliedern. 

     Noch in London erhielt Marshall die Zusage von Aussenminister 

 

1 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, S. 130. 
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Bidault, dass die französische Regierung bereit sei, die Fragen einer 

Verschmelzung der französischen Zone mit der Bizone zu erörtern. 

Am 9. Februar 1948 wurde die Umbildung der bizonalen Körper- 

schaften durch die Proklamation Nr. 7 der amerikanischen bezie- 

hungsweise die Verordnung Nr. 126 der britischen Militärregierung 

in Kraft gesetzt. 

Sie beruhte weitgehend auf westdeutschen Anregungen und war 

zwischen den Militärgouverneuren und bürgerlichen und sozialde- 

mokratischen Spitzenpolitikern am 7. und 8. Januar 1948 in Frank- 

furt am Main abgestimmt worden. 

Damit standen nunmehr zwei legislative Organe – der auf 104 

Mitglieder erweiterte Wirtschaftsrat und der aus 16 Vertretern ge- 

bildete Länderrat sowie der Verwaltungsrat als Exekutive an der 

Spitze des «Vereinigten Wirtschaftsgebietes». Die Abgeordneten 

des Wirtschaftsrates wurden von den Landtagen entsprechend ihrer 

parteipolitischen Zusammensetzung delegiert, die Mitglieder des 

Länderrates von den Länderregierungen ernannt. Der Verwaltungs- 

rat setzte sich aus einem vom Wirtschaftsrat gewählten und vom 

Länderrat bestätigten Vorsitzenden sowie den für die einzelnen Be- 

reiche verantwortlichen Direktoren, die gleichfalls vom Wirt- 

schaftsrat gewählt wurden, zusammen. Gleichzeitig trat eine Ver- 

ordnung über die Bildung eines von der Exekutive und Legislative 

unabhängigen Obergerichts für das Gebiet der Bizone in Kraft. Am 

14. Februar 1948 schliesslich unterzeichneten die Generäle Clay 

und Robertson das Statut der «Bank Deutscher Länder.» 

Was somit entstanden war, ähnelte in seiner gesamten Struktur 

bereits einem vollausgebildeten Staatsapparat. In den Grundzügen 

entsprach die reorganisierte Verwaltung der Bizone den späteren 

Machtorganen der Bundesrepublik: der Wirtschaftsrat dem Bundes- 

tag, der Länderrat dem Bundesrat, der Verwaltungsrat der Bundes- 

regierung, die Funktion des Vorsitzenden des Verwaltungsrats der 

des Bundeskanzlers und die der Direktoren der der späteren Mini- 

ster. 

«Wir hatten zwar keine Regierung, aber doch einen Regierungs- 

apparat»,3 schrieb Clay über das Ergebnis der vollzogenen Umbil- 

 

2 Lucius, D. Clay: Entscheidung in Deutschland, S. 387. 

3 Ebenda, S. 208. 
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dung. «Wie beim ersten Wirtschaftsrat sollte auch jetzt noch der 

Eindruck vermieden werden, dass eine politische Regierung gebildet 

würde. «4 

Nach Erhöhung der Abgeordnetenzahl auf 104 setzte sich der 

Wirtschaftsrat parteipolitisch wie folgt zusammen: 43 Mitglieder 

gehörten der CDU/CSU, 40 der SPD, 8 der FDP, 6 der KPD, 4 dem 

Zentrum, 2 der WAV, ein Mitglied der DP an. Im Länderrat war die 

SPD mit 9, die CDU/CSU mit 5 und die FDP mit 2 Mitgliedern ver- 

treten. Der Länderrat konstituierte sich am 23. Februar 1948. Sein 

erster Vorsitzender wurde der bayrische Ministerpräsident Hans 

Ehard. Der Vorsitz im Länderrat wechselte gewöhnlich im Turnus 

von drei Monaten. 

Am 24. Februar 1948 trat der Wirtschaftsrat nach der Umbildung 

zu seiner ersten Sitzung zusammen. Mit allen Stimmen gegen die der 

KPD wurden Erich Köhler (CDU) und Gustav Dahrendorf (SPD) 

erneut zum Präsidenten beziehungsweise Vizepräsidenten gewählt. 

Zum Vorsitzenden des Verwaltungsrates, dem sogenannten 

Oberdirektor, wurde mit 40 Stimmen der CDU/CSU, gegen 8 

Stimmen der FDP, bei 48 Stimmenthaltungen der übrigen Parteien 

Dr. Hermann Pünder (CDU) gewählt. Dieser, ein typischer Vertre- 

ter des deutschen Berufsbeamtentums alter Schule, hatte in den Jah- 

ren von 1926 bis 1932 den Posten eines Staatssekretärs der Reichs- 

kanzlei bekleidet. Anschliessend, nach dem Sturz Brünings, war er 

bis 1933 Regierungspräsident gewesen. Pünder gehörte in den Jah- 

ren der Weimarer Republik dem Zentrum an. 1945 gründete er die 

CDU in Münster. Bis zu seiner Wahl als Vorsitzender des Verwal- 

tungsrates war Pünder Oberbürgermeister von Köln. 

Zu Direktoren der zunächst fünf Verwaltungen wurden mit den 

Stimmen der CDU/CSU und der FDP Ludwig Erhard (Wirtschaft), 

Hans Schlange-Schöningen (Ernährung, Landwirtschaft und For- 

sten), Hans Schuberth (Post- und Fernmeldewesen), Alfred Hart- 

mann (Finanzen) und Edmund Frohne (Verkehr) gewählt. Die im 

Sommer 1948 zusätzlich errichtete Verwaltung für Arbeit übernahm 

Anton Storch. Bis auf Ludwig Erhard besassen alle Direktoren das 

Parteibuch der CDU. Erhard war formal parteilos, doch stand er 

 

4 Walter Vogel: Westdeutschland 1945-1950, Teil I, S. 30. 
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schon damals der CDU sehr nahe. Die leitenden Posten in den ver- 

schiedenen Ämtern wurden gleichfalls von Parteigängern der 

CDU/CSU und Vertretern der Ministerialbürokratie besetzt, die, wie 

beispielsweise Walter Strauss und Eduard Schalfejew, als Staatssek-

retäre in die erste Bundesregierung einzogen. 

Durch die Reorganisation der bizonalen Verwaltungen wurden 

die Rechte und Befugnisse der Länder weiter eingeschränkt und fak- 

tisch der Oberhoheit der Frankfurter Behörden unterworfen. «Jene 

neuen Organe . . . der Wirtschaftsrat, der Länderrat und der Ver- 

waltungsrat, bedurften zur Durchführung ihrer Beschlüsse nicht 

mehr wie die ersten bizonalen Verwaltungsräte entsprechender Ge- 

setze und Verordnungen der Länder. Der Wirtschaftsrat konnte 

unmittelbar verbindliches Recht auf wirtschaftlichem und fiskali- 

schem Gebiet für alle Einwohner des Vereinigten Wirtschaftsgebie- 

tes setzen.»5 Die Entscheidung über alle wichtigen Bereiche der 

westdeutschen Entwicklung – Wirtschaft, Finanzen – konnte von 

nun an nicht mehr in den Länderparlamenten gefällt werden. Sie ob- 

lagen – wenn man vom Einspruchsrecht der Militärregierungen ab- 

sieht – den Frankfurter Verwaltungsstellen. 

Die einzige Oppositionspartei im Wirtschaftsrat blieb auch nach 

seiner Neukonstituierung die KPD. Ihre Stellung zu diesem Gre- 

mium hatte sie mehr als einmal unmissverständlich zum Ausdruck 

gebracht. Die kommunistische Fraktion im Wirtschaftsrat sah ihre 

Aufgabe nicht in konstruktiver Mitarbeit, sondern in der Entlarvung 

dieser anglo-amerikanischen Schöpfung als Organ der deutschen 

Spaltung und der Restauration der Macht des Monopolkapitals in 

Westdeutschland. Die künftige Entwicklung bestätigte die Ein-

schätzung der KPD. 

2. Londoner Konferenz, Brüsseler Pakt und OEEC 

Am 23. Februar 1948 begann in London eine Konferenz von Vertre- 

tern der USA, Grossbritanniens und Frankreichs sowie Belgiens, der 

Niederlande und Luxemburg. Zu den Beratungen, die auf Bot- 

 

5 Ebenda, S. 33. 
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schaftsebene stattfanden, wurden auch die drei Militärgouverneure 

der Westmächte in Deutschland, Clay, Robertson und Koenig, hin- 

zugezogen. Auf der Tagesordnung standen folgende Fragen: 1. die 

Hinzuziehung der Beneluxstaaten bei der Festlegung der Deutsch- 

landpolitik; 2. das Verhältnis Westdeutschlands zum Marshallplan; 

3. die Rolle der deutschen Wirtschaft in der europäischen Wirt- 

schaft und die Kontrolle des Ruhrgebietes; 4. Fragen der Sicherheit 

gegenüber Deutschland; 5. die Reparationen; 6. die politische und 

wirtschaftliche Organisation Deutschlands; 7. vorläufige gebiets- 

mässige Regelungen. 

Gleich nachdem die Einberufung dieser Konferenz bekannt wur- 

de, protestierte die sowjetische Regierung in einer Note vom 13. Fe- 

bruar 1948 energisch gegen derartige separate Verhandlungen. Sie 

verwies darauf, dass die zur Beratung stehenden Fragen «nur mit all- 

gemeinem Einverständnis derjenigen Grossmächte gelöst werden 

können, die Deutschland okkupieren. Die Einberuf ung dieser Bera- 

tung in London ist eine Verletzung der Abkommen über den Kon- 

trollmechanismus für Deutschland und eine Verletzung der Pots- 

damer Beschlüsse über die Behandlung Deutschlands als einheitli- 

ches Ganzes.»6 Eine Aussenministerkonferenz der Tschechoslowa- 

kei, Jugoslawiens und Polens, die am 17. und 18. Februar 1948 in 

Prag tagte, brachte in ihrem Abschlusskommuniqué die unverhoh- 

lene Besorgnis der drei Regierungen über die Pläne einer Teilung 

Deutschlands und die restaurative Entwicklung in den Westzonen 

zum Ausdruck. Sie forderte die Rückkehr zu den Prinzipien von 

Jalta und Potsdam und protestierte gegen die Separatpolitik der 

Westmächte in der deutschen Frage. 

Von den Westmächten wurden diese Proteste in einer Form zu- 

rückgewiesen, die erkennen liess, dass sie nicht die Absicht hatten, 

von dem von ihnen eingeschlagenen Kurs abzuweichen. 

Schon die Tagesordnung der Konferenz sowie die Beteiligung der 

Beneluxstaaten liessen erkennen, worum es in London ging, näm-

lich um die Einbeziehung der drei Westzonen in das im Entstehen 

begriffene westeuropäisch-amerikanische Bündnissystem und die 

Errichtung eines separaten westdeutschen Staates. Die Londoner  

 

6 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 168 f. 
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Botschafterkonferenz sollte die noch bestehenden Meinungsver-

schiedenheiten zwischen den drei westlichen Grossmächten in der 

deutschen Frage ausräumen und einen Massnahmeplan für die nächs-

ten Schritte ausarbeiten. 

Die erste Konferenzphase in London, die sich vom 23. Februar bis 

zum 6. März 1948 erstreckte, führte zur Abgrenzung der gegenseiti- 

gen Standpunkte und zur Klärung vieler untergeordneter Mei- 

nungsverschiedenheiten. Ein Abkommen wurde noch nicht fixiert. 

Im Schlusskommuniqué7 wurde den Regierungen der drei Besat- 

zungsmächte empfohlen, die drei Zonen «voll am europäischen 

Wiederaufbauprogramm» zu beteiligen und eine engere wirtschaft- 

liche Zusammenarbeit der Bizone mit der französischen Zone her- 

beizuführen. Hinsichtlich des künftigen Staatsaufbaus West- 

deutschlands einigten sich die Westmächte auf die sehr allgemein ge- 

haltene Feststellung, «dass eine föderative Regierungsform . . . am 

besten für die schliessliche Wiederherstellung der gegenwärtig feh- 

lenden Einheit Deutschlands geeignet» sei. Es wurde schliesslich be- 

schlossen, die Konferenz im April – nachdem die Regierungen die 

unterschiedlichen Standpunkte erwogen hätten – fortzusetzen. 

In der Beratungspause der Londoner Sechsmächtekonferenz 

wurden in Brüssel und Paris Verträge unterzeichnet, die unmittelbar 

das Deutschlandproblem berührten. Mit Beginn des Jahres 1948 

forcierten die imperialistischen Kreise der USA, Grossbritanniens 

und Frankreichs ihre seit langem verfolgten Pläne zur Bildung eines 

gegen die UdSSR und die anderen sozialistischen Staaten gerichteten 

ökonomischen, politischen und militärischen Bündnissystems. 

Eine neue Etappe auf diesem Wege wurde durch eine Rede von 

Aussenminister Bevin am 22. Januar 1948 im britischen Unterhaus 

eingeleitet. Darin teilte er die Absicht seiner Regierung mit, eine 

westeuropäische Union zu errichten. 

Bevins Vorschlag löste ein lebhaftes internationales Echo aus. 

Neben zustimmenden Äusserungen aus Paris, Brüssel, Washington 

und Den Haag gab es zahlreiche warnende Stimmen, die auf die Ge- 

fahren eines solchen Zusammenschlusses verwiesen. In einer sowje- 

7 Siehe Dokumente der deutschen Politik und Geschichte von 1848 bis 
zur Gegenwart, hrsg. von Di. Johannes Hohlfeld, Bd. VI, Deutschland 

nach dem Zusammenbruch 1945, (West-)Berlin und München o.J., S. 271 
ff. 
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tischen Note an die britische Regierung vom 6. März 1948 hiess es, 

dass die angestrebte «Westunion» nichts mit den Friedens- und Si- 

cherheitsinteressen der europäischen Völker zu tun hat und lediglich 

zur politischen Spaltung Europas führen wird. Von den Regierun- 

gen Norwegens, Dänemarks und Schwedens wurde, obwohl sie den 

Marshallplan begrüsst hatten, eine politische und militärische Block- 

bildung abgelehnt. Der Teilnehmerkreis beschränkte sich schliess- 

lich auf Grossbritannien, Frankreich, Belgien, die Niederlande und 

Luxemburg. In den Vereinigten Staaten wurde die Initiative Gross- 

britanniens sofort lebhaft begrüsst. 

Am 17. März 1948 wurde in Brüssel durch die Aussenminister 

Grossbritanniens, Frankreichs, Belgiens, der Niederlande und Lu- 

xemburgs ein «Pakt zur kollektiven Verteidigung und zur wirt- 

schaftlichen, sozialen und kulturellen Zusammenarbeit»8 – der so- 

genannte Brüsseler Pakt – unterzeichnet. Der Vertrag wurde auf 50 

Jahre abgeschlossen. Drei Jahre nach Beendigung des Zweiten 

Weltkrieges gab es in Europa bereits wieder einen gegen andere Staa- 

ten des Kontinents gerichteten militärischen Block. 

Wollte man der Präambel des Brüsseler Paktes glauben, dann ging 

es seinen Signaturmächten darum, «den internationalen Frieden und 

die Sicherheit zu erhalten und jeder Angriffspolitik Widerstand zu 

leisten, alle Schritte zu unternehmen, die sich für den Fall der Erneu- 

erung einer deutschen Aggressionspolitik als notwendig erweisen». 

Es gab aber keinen Zweifel darüber – Bevin und andere westliche 

Staatsmänner haben nie ein Hehl daraus gemacht –, dass dieser Ver- 

trag eindeutig gegen die Sowjetunion und die volksdemokratische 

Ordnung in den Staaten Ost- und Südosteuropas gerichtet war. 

Abgesehen davon verfolgte Grossbritannien mit dies.em Bündnis 

die Absicht, eigene Hegemoniebestrebungen in Westeuropa durch- 

zusetzen. 

Die antideutsche Spitze wurde in den Vertragstext nur hineinge- 

nommen, um die öffentliche Meinung zu beschwichtigen. Zur glei- 

chen Zeit nämlich wurde in Regierungksreisen und den Generalstä- 

ben des Westens die Einbeziehung Westdeutschlands in die West- 

union und seine Wiederbewaffnung bereits diskutiert. 

8 Europa-Archiv (Oberursel/Taunus), Drittes Jahr, 1948, S. 1263. 
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Noch vor Beendigung des Nürnberger Prozesses gegen die faschi- 

stischen Hauptkriegsverbrecher hatten die amerikanischen Behör- 

den einige hundert deutsche Generäle und Stabsoffiziere in Alien- 

dorf bei Nürnberg und in Neustadt (Lahn) zusammengezogen. Un- 

ter Leitung des ehemaligen Generalstabschefs des OKH, General- 

oberst Franz Halder, wurde hier begonnen, die Erfahrungen des 

Zweiten Weltkrieges, speziell des «Russlandfeldzuges», auszuwer- 

ten, für die sich amerikanische Militärs äusserst interessiert zeigten. 

Um die Jahreswende 1947/48 waren die Arbeiten beendet. Als Ge- 

genleistung erhielten die Angehörigen der «Historischen Division» 

zahlreiche Vergünstigungen. Unter anderem wurden unter Umge- 

hung der Entnazifizierungsgesetzgebung in den Lagern Sonder- 

spruchkammern gebildet. Über das Ergebnis ihrer Tätigkeit schrieb 

der amerikanische Korrespondent Russell Jones: «Obwohl sich die 

Gruppe dieser Begünstigten aus den Spitzenstrategen der Wehr- 

macht zusammensetzte, wurde nicht einer von den ad hoc zusam- 

mengestellten Gerichten als ‚Hauptschuldiger’ eingestuft.»9 Auch 

diese Fakten deuten darauf hin, dass eine westdeutsche Wiederbe- 

waffnung zumindest von amerikanischen Kreisen bereits erwogen 

wurde. 

Eine Einbeziehung Westdeutschlands in den Brüsseler Pakt war 

allerdings 1948 noch nicht möglich. Knapp drei Jahre nach dem 8. 

Mai 1945 konnte es keine Regierung in Westeuropa wagen, für eine 

deutsche Wiederbewaffnung einzutreten. Die Völker hatten die Un- 

taten des deutschen Militarismus in allzu frischer Erinnerung. Zwi- 

schen den drei westlichen Grossmächten gab es noch immer Mei- 

nungsverschiedenheiten über Form und Handlungsfähigkeit des 

entstehenden westdeutschen Staates. Hinzu kam, dass in den West- 

zonen der Boden für eine Remilitarisierung nicht vorbereitet war. 

Jeder Parteiführer und jede Partei, die es Anfang 1948 riskiert hät- 

ten, einer deutschen Wiederbewaffnung das Wort zu reden, wäre 

von der Volksmeinung hinweggefegt worden. Der westdeutsche 

Platz im Brüsseler Pakt wurde freigehalten. Er konnte allerdings erst 

sieben Jahre später, im Mai 1955, von der Adenauer-Regierung ein- 

genommen werden. 

9 Das ist Germany, Hrsg, von Arthur Settle, Hamburg 1950, S. 131. 
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Während die deutschen Westzonen dem militärischen Bündnis 

noch fernbleiben mussten, erfolgte im Frühjahr 1948 ihre Eingliede- 

rung in den ökonomischen Block der westeuropäischen Staaten, in 

das Marshallplansystem. Am 3. April 1948 unterzeichnete Präsident 

Truman, nachdem beide Häuser des amerikanischen Kongresses 

ihre Zustimmung gegeben hatten, das sogenannte Auslandshilfege- 

setz. 

Am 15. und 16. März 1948 beschlossen die europäischen Teil- 

nehmerländer des Marshallplans, ein Statut für die Errichtung einer 

ständigen wirtschaftlichen Organisation und ein entsprechendes 

multilaterales Abkommen auszuarbeiten. Die Bizone und die fran- 

zösische Zone sollten, vertreten durch die Besatzungsmächte, in 

diese Organisation gleichberechtigt aufgenommen werden. 

Auf einer dritten Konferenz wurde dann am 16. April 1948 in Pa- 

ris das «Abkommen über die europäische wirtschaftliche Zusam- 

menarbeit» unterzeichnet, das unter anderem die Bildung der OEEC 

(Organisation für europäische ökonomische Zusammenarbeit) vor-

sah. Unterzeichnerstaaten waren: Belgien, Frankreich, Grossbritan-

nien, Griechenland, Dänemark, Irland, Island, Italien, Luxemburg, 

Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweiz, Schweden 

und die Türkei. Für Westdeutschland unterschrieben die Militärgou-

verneure. Mit der Verwirklichung des Marshallplans und der Bil-

dung der OEEC begann die Aufteilung Europas in zwei Wirtschafts- 

und Handelssphären. Die Marshallplanstaaten mussten sich den 

amerikanischen Bedingungen beugen und ihre Wirtschaft weitge-

hend auf den westeuropäischen und amerikanischen Markt orientie-

ren. Wirtschaftliche Bindungen zu den ost- und südosteuropäischen 

Ländern wurden unter dem Druck der USA-Embargopolitik sehr 

stark eingeschränkt. Die USA benutzten die wirtschaftliche Abhän-

gigkeit der westeuropäischen Staaten, um ihre weitergehenden Pläne 

einer politischen und militärischen Blockbildung voranzubringen. 

 

Der Abschluss des Brüsseler Paktes und die Bildung der OEEC 

unter Beteiligung Westdeutschlands schuf wichtige Voraussetzun- 

gen für die Fortsetzung der Londoner Separatverhandlungen der 

Westmächte und der Beneluxstaaten über die deutsche Frage. Wäh- 

rend der Beratungspause von Anfang März bis Mitte April waren die 
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Verhandlungen auf der Ebene der Militärgouverneure fortgesetzt 

worden. 

Ein von Clay entworfenes Memorandum, das die beiden anderen 

Militärgouverneure prinzipiell billigten, wurde als gemeinsamer 

Vorschlag an die Londoner Konferenz weitergeleitet. 

3. Die Londoner Empfehlungen. Das Ende des Alliierten  

Kontrollrates 

Die zweite Phase der Separatverhandlungen über Deutschland be- 

gann am 20. April 1948 in London. Trotz grundsätzlicher Überein- 

stimmung aller daran beteiligten Mächte dauerten die Beratungen 

länger als vorgesehen. Erst am 1. Juni konnte ein gemeinsames Ab- 

kommen unterzeichnet werden. Wiederum waren es die französi- 

schen Vertreter, die versuchten, Zugeständnisse von ihren Bundes- 

genossen zu erreichen. Sie wiederholten ihre Forderungen nach ei- 

ner weitestgehenden Föderalisierung des westdeutschen Staates. 

Meinungsverschiedenheiten gab es auch in der Frage der Ruhrkon- 

trolle. Im Gegensatz zu den USA und Grossbritannien verlangte 

Frankreich nicht nur ein Mitspracherecht in Bezug auf die Verteilung 

der Produkte, sondern auch in Bezug auf die Produktion im Ruhr- 

gebiet. Der hinhaltende Widerstand der französischen Vertreter in 

diesen beiden Fragen erklärte sich aus ihrer Befürchtung, dass der 

westdeutsche Staat bald zu einem ernsthaften Konkurrenten in wirt- 

schaftlicher und politischer Hinsicht werden könnte. Hinzu kam, 

dass die französische Regierung auf die öffentliche Meinung im eige- 

nen Lande Rücksicht nehmen musste. Grosse Teile des französischen 

Volkes verfolgten verständlicherweise mit grossem Misstrauen die 

Bemühungen der Westmächte, dem deutschen Imperialismus wie- 

derauf die Beine zu helfen. So mussten die französischen Vertreter in 

London aus innenpolitischen Rücksichten mitunter stärker gegen 

die anglo-amerikanische Seite opponieren, als es ihrer eigenen Über- 

zeugung entsprach. 

Das Ergebnis der Londoner Separatkonferenz wurde in Form von 

Empfehlungen an die Regierungen der Teilnehmerstaaten zur Bestä- 
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tigung weitergeleitet. Was beinhalteten die «Londoner Empfeh-

lungen»?10 

1. Es wurde eine enge Zusammenarbeit zwischen den drei Mili- 

tärgouverneuren der Westzonen und Vertretern der Beneluxstaaten 

vorgeschlagen. 

2. Die sechs Mächte erzielten Übereinstimmung darin, das wirt- 

schaftliche Leben Westeuropas und Westdeutschlands eng mitein- 

ander zu verflechten. Die bereits erfolgte Einbeziehung der Westzo- 

nen in das Marshallplansystem wurde bestätigt. Gleichzeitig einig- 

ten sich die Verhandlungspartner über die Errichtung einer «interna- 

tionalen Behörde für die Kontrolle des Ruhrgebiets». 

3. Die Delegationen kamen überein, «dass das deutsche Volk jetzt 

in den verschiedenen Ländern die Freiheit erhalten soll, für sich die 

politischen Organisationen und Institutionen zu errichten, die es 

ihm ermöglichen werde, eine regierungsmässige Verantwortung so 

weit zu übernehmen, wie es mit den Mindesterfordernissen der Be- 

setzung und Kontrolle vereinbar ist.» Zur Verwirklichung dieser 

Absicht – der Errichtung eines westdeutschen Staates – sollte den 

Ministerpräsidenten der elf westdeutschen Länder Vollmacht erteilt 

werden, «eine verfassunggebende Versammlung zur Ausarbeitung 

einer Verfassung einzuberufen». Die Verfassung sollte eine födera- 

tive Regierungsform mit einer angemessenen zentralen Gewalt fest- 

legen. Die Konferenz erzielt Übereinstimmung über die weitere 

Koordinierung der Wirtschaftspolitik in der Bizone und in der fran- 

zösischen Zone. 

4. Es wurde ins Auge gefasst, «Vorschläge über gewisse gering-

fügige vorläufige Berichtigungen der Westgrenzen Deutschlands zur 

Prüfung vorzulegen». 

5. Der letzte Punkt behandelte Fragen der Sicherheit. Eingangs 

bekräftigten die drei Westmächte ihre Absicht, «dass es keinen all- 

gemeinen Rückzug ihrer Besatzungstruppen aus Deutschland geben 

könne, solange der Frieden in Europa nicht gesichert ist und ohne 

dass vorherige Beratungen stattgefunderi haben». Darüber hinaus 

wurde festgelegt, «um die Entwaffnung und Entmilitarisierung im 

 

10 Das Londoner Deutschland-Kommuniqué vom 7. Juni 1948. In: Doku-
mente der deutschen Politik und Geschichte. Bd. VI, S. 271 ff. (Sämtliche fol-

genden Zitateaus den «Londoner Empfehlungen» entstammen dieser Quelle.) 
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Interesse der Sicherheit weiterhin sicherzustellen», eine Sicherheits- 

behörde für die drei Westzonen zu errichten. «Es wurde erneut be- 

stätigt, dass es Deutschland nicht noch einmal ermöglicht werden 

dürfe, zu einer aggressiven Macht zu werden.» 

Als Anhang zu den «Empfehlungen» legten die Delegationen 

Grundsätze für die Errichtung einer internationalen Kontrolle über 

die Kohle- und Stahlproduktion des Ruhrgebiets in Form der bereits 

erwähnten «Ruhrbehörde» dar. Sie sollte aus den Vertretern der drei 

Westmächte und der Beneluxstaaten bestehen. Eine Beteiligung 

deutscher Vertreter war nicht vorgesehen. 

Befreit man den Text der «Londoner Empfehlungen» von den für 

die Öffentlichkeit bestimmten Floskeln, in denen von vorläufigen 

Massnahmen und ihrer angeblich gesamtdeutschen und europä- 

ischen Bedeutung die Rede ist, so tritt der eigentliche Kern dieser 

Vereinbarungen zutage: Die Londoner Konferenz einigte sich auf 

die nächsten Schritte zur endgültigen Bildung eines westdeutschen 

Separatstaates, ihre Beschlüsse zielten auf die ökonomische und po-

litische Zerreissung Deutschlands, auf die Einbeziehung West- 

deutschlands in das aggressive, antisowjetische Bündnissystem ab. 

Nicht mit einem Wort nahmen die «Londoner Empfehlungen» auf 

die gemeinsamen Grundsätze von Jalta und Potsdam Bezug. Sie be- 

deuteten den rigorosen Bruch mit den dort formulierten Prinzipien 

zur Gestaltung eines neuen demokratischen Deutschlands. Die Vor- 

schläge der Sechsmächtekonferenz machten den Weg frei für die 

vollständige Wiederaufrichtung der ökonomischen und politischen 

Herrschaft des deutschen Monopolkapitals zwischen Elbe und 

Rhein. Damit wurde zugleich der alliierten Viermächteverwaltung 

und dem Alliierten Kontrollrat der Todesstoss versetzt. 

Eine Note der Sowjetregierung vom 6. März 1948 machte die Re- 

gierungen der USA, Grossbritanniens und Frankreichs darauf auf- 

merksam, dass ihr Vorgehen den Kontrollrat lähmt und seine Bedeu- 

tung untergräbt. «Das alles bedeutet, dass die Regierungen Grossbri- 

tanniens, der USA und Frankreichs die Verantwortung für die 

Sprengung des Abkommens über den Kontrollrat in Deutschland 

auf sich genommen haben.»11 Der letzte Akt vollzog sich am 20. 

 

11 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 173. 
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März 1948. Der sowjetische Oberbefehlshaber, Marschall W. D. 

Sokolowski hatte turnusgemäss den Kontrollrat einberufen. Zur Be- 

ratung standen zwei Dokumente; die Prager Erklärung der Aussen- 

minister Jugoslawiens, Polens und der Tschechoslowakei zur deut- 

schen Frage und ein sowjetisches Memorandum zur separaten 

Sechsmächtekonferenz. Darin wurden die drei westlichen Vertreter 

aufgefordert, über Inhalt und Ergebnis dieser Verhandlungen zu in- 

formieren – ein durchaus legitimes Anliegen, da die dort behandel- 

ten Fragen unmittelbar die Kompetenz des Kontrollrates berührten. 

Clay, Robertson und Koenig weigerten sich, die Prager Erklärung 

zu erörtern, und lehnten jede Auskunft über die Londoner Konfe- 

renz ab. Daraufhin gab Sokolowski bekannt, dass er es für zwecklos 

halte, die Sitzung fortzusetzen, und verliess mit der sowjetischen De- 

legation den Saal. Vor Verlassen der Sitzung verlas Marschall Soko- 

lowski eine Erklärung, in der es unter anderem hiess: «Durch ihre 

Handlungsweise haben diese drei Delegationen (der Westmächte – 

d. Verf.) wieder einmal bestätigt, dass der Kontrollrat als Organ der 

obersten Gewalt in Deutschland, das die Viermächteverwaltung die- 

ses Landes verwirklicht, faktisch nicht mehr besteht. Das geht auch 

klar aus den Stellungnahmen der amerikanischen, britischen und 

französischen Delegation in allen vorhergehenden Sitzungen des 

Kontrollrates und seiner Organe hervor. Das bedeutet, dass diese 

Delegationen den Kontrollrat zerstören und zu Grabe tragen und 

alle Beschlüsse vernichten, die über den Alliierten Kontrollrat in 

Deutschland angenommen wurden.»12 

4. Volksbegehren und Warschauer Konferenz 

Der 2. Deutsche Volkskongress, der am 17. und 18. März 1947 in 

Berlin tagte, protestierte gegen das Bizonenstatut vom 9. Februar 

1948. Er wählte einen aus 400 Mitgliedern (davon 100 aus den West- 

zonen) bestehenden Deutschen Volksrat und beauftragte ihn, ein 

Volksbegehren in Deutschland durchzuführen. 

12 Ebenda, S. 182. 
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Das Präsidium des Deutschen Volksrates rief am 15. April 1948 

das deutsche Volk in allen Besatzungszonen zur Einzeichnung in die 

Listen des Volksbegehrens auf, das vom 23. Mai bis 13. Juni 1948 

durchgeführt werden sollte. 

Das Volksbegehren hatte folgendem Wortlaut: 

«Gesetz über die Einheit Deutsch' nds 

§ 1: Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik, in 

der den Ländern ähnliche Rechte zustehen sollen, wie sie die Verfas- 

sung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 enthielt. 

§ 2: Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.»13 

Mit der Form des Volksbegehrens knüpfte der Deutsche Volksrat 

an ein in der Weimarer Verfassung verankertes Recht an, wonach die 

wahlberechtigte Bevölkerung unmittelbar durch eine Volksabstim- 

mung Gesetze beschliessen konnte. Die Einbringung der Gesetzes- 

vorlage musste durch ein Volksbegehren erfolgen, an dem sich min- 

destens 10 Prozent der wahlberechtigten Bürger durch Eintragung 

in ausgelegte Listen beteiligen mussten. War dieses geschehen, so 

musste aufgrund der Verfassung ein Volksentscheid – eine Volksab- 

stimmung – über diese Gesetzesvorlage erfolgen. Entsprechend den 

Bestimmungen der Weimarer Verfassung schlug der Deutsche 

Volksrat den Oberbefehlshabern der vier Besatzungszonen vor, das 

von ihm vorgeschlagene Gesetz über die Einheit Deutschlands zu 

beschliessen oder einen Volksentscheid darüber anzuordnen. Wie 

nicht anders zu erwarten, erklärte sich lediglich die sowjetische Be- 

satzungsmacht dazu bereit. Die übrigen drei Besatzungsmächte 

weigerten sich, für eine Massnahme ihre Zustimmung zu geben, die 

letztlich alle ihre bereits in Ausführung befindlichen Deutschland- 

pläne über den Haufen werfen musste. Dass sie mit ihrer Ablehnung 

das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes auf das gröbste 

verletzten, störte sie wenig. Von den amerikanischen und französi- 

schen Besatzungsbehörden wurde das Volksbegehren in ihren Zo- 

nen und Berliner Sektoren einfach verboten. 

Die britischen Behörden verzichteten auf ein offizielles Verbot. 

Sie legten aber den Initiatoren des Volksbegehrens in ihrem Besat- 

zungsgebiet Schwierigkeiten in den Weg, die einem Verbot naheka- 

13 Neues Deutschland (B), 16. April 1948. 
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men. Im Übrigen weigerten sich die britischen Behörden von vorn- 

herein, das Volksbegehren anzuerkennen, Lizenzbestimmungen 

liessen die Bildung von überparteilichen Komitees nicht zu. So 

musste die KPD als alleiniger Veranstalter auftreten. Die Durchfüh- 

rung des Volksbegehrens auf Grundlage der amtlichen Wählerlisten 

und mit Unterstützung der Verwaltungsorgane zu organisieren, war 

nicht möglich. Hinzu kam das bereits erwähnte Verbot der meisten 

KPD-Zeitungen in der britischen Zone. Wie schon Anfang des Jah- 

res gegen die regionalen Volkskongresse, so vereinten sich auch jetzt 

die bürgerlichen Parteien und die SPD gegen das Volksbegehren. In 

der Presse und im Rundfunk sowie durch Plakate und Flugblätter 

verleumdeten sie die Aktion in bewährter Manier als rein kommuni- 

stisches Unternehmen. «In fast allen Orten des Ruhrgebietes haben 

die Geistlichen von den Kanzeln herab gegen das Volksbegehren ge- 

sprochen. Wenn Ihr Euch eintragt, so wurde gesagt, eröffnet Ihr den 

Kommunisten damit Tür und Tor. Die Verhetzung durch die Geist- 

lichkeit ist bei den religiös eingestellten Menschen stark spürbar ge- 

wesen»,14 hiess es in einem Bericht der KPD über die Durchführung 

und Ergebnisse des Volksbegehrens im Ruhrgebiet. 

Trotz Behinderungen und Verboten hatten sich in Westdeutsch- 

land und Westberlin mehr als 1,5 Millionen Bürger am Volksbegeh- 

ren beteiligt. Über 370‘000 Unterschriften, das heisst Unterschriften 

von mehr als 14 Prozent der Wahlberechtigten, konnten im Ruhrge- 

biet gesammelt werden. 

Das Ergebnis in der sowjetischen Zone bewies, das dort, wo die 

Bevölkerung frei entscheiden konnte, ein überwältigendes Bekennt- 

nis für die deutsche Einheit abgelegt wurde. 

Insgesamt forderten nach Abschluss des Volksbegehrens 14,7 Mil- 

lionen von den 38 Millionen Wahlberechtigten in ganz Deutschland, 

das heisst etwa 38 Prozent-dazu kommen noch über zwei Millionen 

Jugendliche- die Durchführung eines Volksentscheides für die Ein- 

heit Deutschlands. Die erforderlichen 10 Prozent der Einzeichnungs-

berechtigten war damit bei weitem überschritten. 

14 Zit. in: Alfred Drögemüller: Die Spaltung Deutschlands durch die im-

perialistischen Westmächte und die deutsche Grossbourgeoisie und der 

Kampf Westdeutschlands für ein demokratisches und friedliebendes 

Deutschland (1947 bis Mitte 1948), Phil. Diss., Berlin 1961 (MS). 
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Das Ergebnis des Volksbegehrens musste auch von den westdeut- 

schen Politikern in Rechnung gestellt werden. Ihre teilweise kriti- 

sche Reaktion auf die Londoner Empfehlungen vom Juni 1948 war 

ein erstes Anzeichen dafür. 

Am 23. und 24. Juni 1948 trafen sich auf Initiative der sowjeti- 

schen und polnischen Regierung die Aussenminister Albaniens, 

Bulgariens, Jugoslawiens, Polens, Rumäniens, der Tschechoslowa-

kei, Ungarns und der UdSSR in Warschau. In der Erklärung der 

Warschauer Konferenz, die als erstes gemeinsames aussenpoliti-

sches Auftreten der Staaten des sich formierenden sozialistischen 

Lagers angesehen werden kann, wird die Londoner Separatberatung 

als offene Verletzung der bestehenden Deutschlandabkommen be-

zeichnet. 

In der Erklärung der acht Mächte wurde auf die schwerwiegenden 

Folgen der «Londoner Empfehlungen» für die Gestaltung der inter-

nationalen Beziehungen, die Erhaltung des Friedens und die Ent-

wicklung in Deutschland selbst hingewiesen. Die wirtschaftliche 

und politische Spaltung Deutschlands sowie die Verhinderung einer 

friedensvertraglichen Regelung der Deutschlandfrage wurde als un- 

vermeidliche Folge der Beschlüsse von London herausgestellt. Aus 

all diesen Gründen weigerten sich die Teilnehmer der Warschauer 

Konferenz, «den Beschlüssen der Londoner Beratung Rechtskraft 

und irgendeine wie immer geartete moralische Autorität zuzuerken- 

nen».15 

Gleichzeitig enthielt die Warschauer Deklaration ein konkretes, 

positives Programm zur Lösung der deutschen Frage. Im Einzelnen 

wurden vorgeschlagen: 

1. die Durchführung von Massnahmen zur endgültigen Entmili- 

tarisierung Deutschlands, die zwischen den vier Mächten vereinbart 

werden sollen; 

2. die Errichtung einer genau befristeten Viermächtekontrolle 

über die Schwerindustrie des Ruhrgebietes, um die Wiederherstel- 

lung des deutschen Kriegspotentials zu verhindern und die Friedens-

industrie der Ruhr zu entwickeln; 

3. die Bildung einer provisorischen demokratischen und fried- 

 

15 Dokumente der Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 194. 
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liebenden gesamtdeutschen Regierung aus Vertretern der demokrati- 

schen Parteien und Organisationen Deutschlands, um Garantien ge- 

gen die Wiederholung einer deutschen Aggression zu schaffen; 

4. der Abschluss eines Friedensvertrages mit Deutschland auf der 

Grundlage der Potsdamer Beschlüsse und der Abzug aller Besat- 

zungstruppen innerhalb eines Jahres nach Unterzeichnung des Frie- 

densvertrages; 

5. die Ausarbeitung eines Massnahmeplans, der die Erfüllung der 

Reparationsverpflichtungen Deutschlands gegenüber den geschä- 

digten Staaten sicherstellt. 

Von den Westmächten wurden die Vorschläge der acht Staaten 

ignoriert. Das positive Programm der Warschauer Konferenz ging 

in den Westzonen in der ansteigenden Woge antisowjetischer Pro- 

paganda unter. 

5. Die Frankfurter Direktiven 

Am 1. Juli 1948 riefen die drei Militärgouverneure der Westzonen, 

Clay, Robertson und Koenig, die Ministerpräsidenten der elf west- 

deutschen Länder zu sich. Im Verwaltungsgebäude des IG-Far- 

ben-Konzerns in Frankfurt am Main übergaben die Militärgouver- 

neure den Ministerpräsidenten drei Dokumente, die als Frankfurter 

Dokumente beziehungsweise Direktiven in die Geschichte einge- 

gangen sind. 

Was besagten die Frankfurter Direktiven?16 

Dokument Nr. I enthielt Anweisungen zur Schaffung einer Ver- 

fassung für den geplanten westdeutschen Staat. Die Ministerpräsi- 

denten der Länder wurden autorisiert, eine verfassunggebende Ver- 

sammlung einzuberufen, «die spätestens am 1. September 1948 zu- 

sammentreten sollte». Ihre Abgeordneten sollten von den Länder- 

parlamenten delegiert werden; auf je 750‘000 Einwohner war ein 

Abgeordnetensitz vorgesehen. Über den Charakter der Verfassung 

 

16 Abgedruckt in: Dokumente der deutschen Politik und Geschichte, Bd. 
VI, S. 323 ff. 
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wurde I cstgelegt, dass sie «eine Regierungsf orm des föderativen 

Typs schafft», die am besten geeignet sei, «die gegenwärtig zerrissene 

deutsche Einheit schliesslich wiederherzustellen, und die Rechte der 

beteiligten Länder schützt, eine angemessene Zentralinstanz schafft 

und Garantien der individuellen Rechte und Freiheit enthält». Ab- 

gesehen von der föderativen Gestaltung, die von den Besatzungs- 

mächten ausdrücklich gefordert wurde, springt hier insbesondere 

die – angesichts der ganz offenkundigen Spaltungsabsicht – schein- 

heilige Formulierung ins Auge, diese Staatsbildung solle der deut- 

schen Einheit dienlich sein. Dokument Nr. 1 legte ausdrücklich fest, 

dass die Verfassung von den Militärgouverneuren genehmigt werden 

muss. Darüber hinaus sollte die Ratifizierung der Verfassung durch 

ein Referendum in den Ländern erfolgen. 

Im Dokument Nr. II wurden die Ministerpräsidenten ersucht, 

Vorschläge zur Änderung der Ländergrenzen zu unterbreiten. Auch 

hier behielten sich die Militärgouverneure das endgültige Entschei- 

dungsrecht vor. Erst nach ihrer Billigung sollte die Bevölkerung der 

von den Grenzänderungen betroffenen Gebiete das Recht haben, 

darüber abzustimmen. 

Das den Ministerpräsidenten zur Kenntnis gebrachte Dokument 

Nr. III der Frankfurter Direktiven betraf die Beziehungen zwischen 

den drei westlichen Besatzungsmächten und der künftigen west- 

deutschen Regierung. Die Militärgouverneure kündigten darin an, 

der westdeutschen Regierung Befugnisse der Gesetzgebung, der 

Verwaltung und der Rechtsprechung zu gewähren und sich solche 

Zuständigkeiten vorzubehalten, «die nötig sind um die Erfüllung 

des grundsätzlichen Zwecks der Besatzung sicherzustellen.» 

Die Vorbehaltsrechte der Besatzungsmächte sollten sich auf fol- 

gende Gebiete erstrecken: 

a) Wahrnehmung und Leitung der auswärtigen Beziehungen; 

b) Kontrolle «über den westdeutschen Aussenhandel und über 

innenpolitische Richtlinien und Massnahmen, die den Aussenhandel 

nachteilig beeinflussen könnten»; 

c) vereinbarte beziehungsweise noch zu vereinbarende Kontrol- 

len in Bezug auf die Internationale Ruhrbehörde, Reparationen, 

Stand der Industrie, Dekartellisierung, Abrüstung und Entmilitari- 

sierung und gewisse Formen wissenschaflicher Forschung; 
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d) Gewährleistung des Ansehens, der Sicherheit und der Bedürf- 

nisse der Besatzungsstreitkräfte; 

e) Überwachung der von den Militärgouverneuren bestätigten 

Verfassung. 

Abgesehen von den angeführten Kontroll- und Überwachungs- 

funktionen wollten sich die Militärgouverneure vorbehalten, ihre 

«vollen Machtbefugnisse wieder aufzunehmen, falls ein Notstand 

die Sicherheit bedroht und um nötigenfalls die Beachtung der Ver- 

fassungen und des Besatzungsstatuts zu sichern». 

Es war vorgesehen, diese Grundsätze der Beziehungen zwischen 

den Besatzungsmächten und der künftigen westdeutschen Regie- 

rung in einem Besatzungsstatut niederzulegen, das nach Annahme 

der Verfassung durch die Militärgouverneure veröffentlicht werden 

sollte. 

Die Frankfurter Direktiven enthielten folglich ein detailliertes 

Programm, um das auf der Londoner Konferenz vereinbarte Ziel, 

Schaffung eines einem antisowjetischen Block eingegliederten west- 

deutschen separaten Staates, in möglichst kurzer Frist zu realisieren. 

Den elf Ministerpräsidenten waren diese Konsequenzen sehr 

wohl bekannt. Reinhold Maier erklärte Jahre später in einem Inter- 

view mit dem Hamburger Nachrichtenmagazin «Der Spiegel» frei- 

mütig: «Die Herren, mit denen ich damals zu tun hatte, sagen wir, 

Herr Kaisen aus Bremen, Herr Hinrich Wilhelm Kopf aus Hanno- 

ver, Herr Arnold aus Düsseldorf – wir haben alle miteinander, als 

uns da am 1. Juli 1948 die Militärgouverneure das Dokument über- 

gaben, wonach wir die Möglichkeit hatten, die Bundesrepublik zu 

begründen, wir haben alle miteinander, auch ich, wirkliche Man- 

schetten davor gehabt, einen deutschen Beitrag zur Teilung 

Deutschlands zu leisten.17 

Aus diesen Gründen und aus unterschiedlichen politischen Auf- 

fassungen über die Verfahrensweise bei der Staatsbildung kam es in 

der Folge zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den Militärgou- 

verneuren und den Ministerpräsidenten. 

Nach Ablehnung der Koblenzer Änderungsvorschläge der west- 

zonalen Ministerpräsidenten durch die Militärgouverneure kam es 

 

17 Der Spiegel, Hamburg, Nr. 9, 27. Februar 1957, S. 23. 
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schliesslich nach vielem taktischen Hin und Her zu folgender Eini- 

gung: 

Beide Seiten kamen überein, die Körperschaft, die den Verfas- 

sungsentwurf ausarbeiten sollte, statt «Verfassungsgebende Ver- 

sammlung» «Parlamentarischer Rat» zu benennen. Die Bezeichnung 

«Verfassung» wurde durch «Grundgesetz» ersetzt, wobei in Klam- 

mern die Ergänzung «Vorläufige Verfassung» beigefügt werden soll- 

te. Die Militärgouverneure versprachen ferner, ihren Regierungen 

nahezulegen, die Ratifizierung des Grundgesetzes den Landtagen zu 

überlassen, da eine allgemeine Abstimmung nach Ansicht der Mini- 

sterpräsidenten unter den bestehenden politischen und wirtschaftli- 

chen Verhältnissen nicht ratsam sei. Der Weg zur Bildung des West- 

zonenstaates war frei. 

In strenger Abgeschiedenheit begann am 10. August 1948 auf 

Schloss Herrenchiemsee in Oberbayern der von den Ministerpräsi- 

denten gebildete Verfassungsausschuss seine Tätigkeit. Er bestand 

aus Vertretern der elf westdeutschen Länderregierungen. 

Am 23. August beendete der Verfassungsausschuss seine Vorar- 

beiten mit der Verabschiedung einer 300 Seiten umfassenden Denk- 

schrift. 
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XV. Die Verhinderung 

gesellschaftspolitischer Veränderungen 

und die restaurativen Entscheidungen 

1. Die separate Währungsreform 

Am 20. Juni 1948 erliessen die Westmächte in einem einseitigen Akt 

drei Gesetze zur Neuordnung des Geldwesens (Währungsgesetz, 

Emissionsgesetz, Umstellungsgesetz). Die separate Währungsre- 

form bedeutete die währungspolitische Spaltung Deutschlands. Für 

die Westzonen fiel mit ihr eine wesentliche restaurative Entschei- 

dung. Die seit Kriegsende anstehende Massnahme einer Währungs- 

reform wurde zu Lasten der Ersparnisse der Werktätigen und zu- 

gunsten der Kriegs- und Nachkriegsprofite der Kapitalisten, beson- 

ders des Grosskapitals, durchgeführt. 

Der Ausplünderung der werktätigen Bevölkerung stand eine rela- 

tive und absolute Stärkung der Kapitals – vor allem durch die Erhal- 

tung beziehungsweise Aufwertung des Anlagekapitals – gegenüber. 

Das «Gesetz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und die 

Kapitalneufestsetzung(D-Markbilanzgesetz)» vom 21. August 1949 

bot mittels eines komplizierten Mechanismus, der Auflösung stiller 

Reserven usw., die Handhabe für eine fast verlustlose Umstellung 

von RM auf DM per 21. Juni 1948. Bei einer etwa 90 Prozent der 

Aktiengesellschaften erfassenden Berechnung ergab sich folgendes 

Bild über die «Abwertung»: 

20. Juni 1948 Vermögen von 12‘030 Millionen RM 

21. Juni 1948 Vermögen von 10‘111 Millionen DM. 

Der Verlust betrug also nicht ganz 16 Prozent, wobei zahlreiche 

Konzernbetriebe ihr Aktienkapital 1:1, 1:3 und höher umstellten. 

In ähnlicher Art konnten sich auch die kapitalistischen Grossban- 

ken. sanieren. 

Durch diese Massnahmen, eine vorangegangene Senkung der 

Körperschaftssteuer, weitere Gesetze über grosszügige Kreditge- 
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währungen für industrielle Wiederaufbauvorhaben und dergleichen 

wurde die kapitalistische Restauration sprungartig vorangetrieben. 

Nach Angaben von Oberdirektor Pünder konnte die westdeutsche 

Wirtschaft, vor allem natürlich die grossen Konzerne, vom 20. Juni 

1948 bis 31. März 1949 etwa 6 Milliarden DM aus «eigener Kraft» 

investieren. 

Die weitere Wirtschaftspolitik wurde von Ludwig Erhard als fak- 

tischem Wirtschaftsminister nach der Währungsreform auf die Wie- 

derherstellung einer uneingeschränkten kapitalistischen Profitwirt- 

schaft festgelegt. In einem bereits am 24. Juni 1948 erlassenen Gesetz 

des Wirtschaftsrates, «Leitsätze für die Bewirtschaftung und Preis- 

politik nach der Geldreform»,1 wurde die Beseitigung der Bewirt- 

schaftung, der staatlichen Preisfestsetzung und aller Elemente der 

staatlichen Wirtschaftsplanung zugunsten einer «Wettbewerbsord- 

nung» zum Ziel erklärt. Nur für Hauptnahrungsmittel und be- 

stimmte Rohstoffe wurde eine Übergangsregelung festgelegt, alle 

anderen Preisbindungen wurden zugunsten eines «Leistungswett- 

bewerbs» aufgehoben. Eine «Lockerung der Lohnbildung» wurde 

demgegenüber nur in Aussicht gestellt, der Lohnstopp blieb erhal- 

ten. Die Folge war ein sprunghaftes Anziehen der Preise der nun aus 

den Hortungslagern auf den Markt geworfenen Waren. Die Werktä- 

tigen, die infolge des starken Nachholbedarfs zum Kaufen gezwun- 

gen waren, wurden erneut ausgeplündert. 

Die gewerkschaftlichen Proteststreiks gegen die Währungsreform 

und ihre Auswirkungen, die überall durchgeführt wurden, erreich- 

ten mit dem 24stündigen Generalstreik von rund 12 Millionen Ge- 

werkschaftern vom 12. November 1948 in der Bizone ihren Höhe- 

 punkt. Die DGB-Führung betrachtete diesen Streik jedoch nicht als 

Auftakt zu weiteren Massenaktionen, sondern gab sich mit einigen 

Zugeständnissen wie der Aufhebung des Lohnstopp und Verspre- 

chungen zufrieden. 

Die Währungsreform war ebenso wie die meisten anderen Sepa- 

rat- und Restaurationsmassnahmen unter wesentlicher aktiver Mit- 

 wirkung der deutschen grossbürgerlichen Reaktion vorbereitet und 

durchgeführt worden. Ihre Vorschläge und Ansichten waren es, die 

 

1 Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes, 1948, Nr. 12, S. 59 f. 
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– gegenüber zahlreichen anderen Vorschlägen zur Währungsreform, 

die seit 1945 unterbreitet worden waren – ihren Niederschlag in den 

westalliierten Massnahmen fanden. Eine besondere Rolle spielte da- 

bei die «Sonderstelle Geld und Kredit» unter Leitung von Ludwig 

Erhard, die vom Wirtschaftsrat am 23. Juli 1947 mit der Ausarbei- 

tung eines deutschen Planes zur Währungsreform beauftragt wor- 

den war. 

Den Initiatoren der Währungsreform ging es nicht schlechthin um 

die Gesundung der Wirtschaft, sondern sie verfolgten mit dieser 

Massnahme das Ziel, den kapitalistischen Restaurationsprozess in 

Westdeutschland tatkräftig voranzubringen. Sowohl die drei Ge- 

setze zur Neuordnung des Geldwesens als auch die darauffolgenden 

gesetzlichen Massnahmen des Wirtschaftsrates führten zu einer ge- 

waltigen Umverteilung des westdeutschen Nationaleinkommens 

zugunsten der Sachwertbesitzer, das heisst in erster Linie zugunsten 

der Unternehmer und Grossgrundgesitzer. 

Ein gross angekündigter Lastenausgleich, der eigentlich zusam- 

men mit der Währungsreform stattfinden und dessen Ziel der Aus- 

gleich von Kriegs- und Kriegsfolgeschäden sein sollte, wurde immer 

wieder hinausgeschoben. 

Nach der Währungsreform setzte in Westdeutschland im Ver- 

gleich zur Stagnation der Jahre von 1945 bis 1948 eine geradezu 

sprunghafte wirtschaftliche Entwicklung ein. In den Geschäften 

wurden die jahrelang zurückgehaltenen Waren am Morgen nach der 

Geldumstellung angeboten. Langentbehrte Dinge gab es plötzlich 

wieder zu kaufen. Vielerorts wurden bereits Lebensmittel ohne 

Marken und zu normalen Preisen angeboten. Obwohl das Geld 

knapp war, die Preise stiegen und die Arbeitslosigkeit beträchtlich 

zunahm, war doch für die grosse Masse der Bevölkerung eine sichtli- 

che Besserung gegenüber den zurückliegenden Hungerjahren einge- 

treten. 

Der bekannte westdeutsche Ökonom und Publizist Kurt Pritzko- 

leit schrieb über die soziale und wirtschaftliche Bedeutung und das 

Ergebnis der separaten Währungsreform in Westdeutschland tref- 

fend: «Zweifellos ist die «kapitalistische» Lösung des Währungspro- 

blems . . . um den Preis grosser sozialer Härten erkauft worden. 

Ebensowenig aber kann bezweifelt werden, dass sowohl die damals 
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beginnende politische Konsolidierung Westdeutschlands als auch 

das deutsche ‚Wirtschaftswunder‘ durch eben diese Währungsre- 

form und ihre rigorose Handhabung erst möglich gemacht worden 

sind. Die Wirtschafts- und Finanzpolitik der vereinten westdeut- 

schen Zonen und später der Bundesrepublik, ja, die Bundesrepublik 

selbst und der im Rahmen dieses Staates in statu nascendi sich voll- 

ziehende wirtschaftliche Wiederaufbau gründen sich letzten Endes 

auf das grosse Gesetzgebungswerk der monetären Neuordnung.» 

Weiter kommt Pritzkoleit zu der Schlussfolgerung, «dass im Falle der 

Bundesrepublik das Geld nicht als das Geschöpf des Staats, sondern 

der Staat als Geschöpf des Geldes . . . anzusehen ist.»2 Die separate 

Währungsreform war ein entscheidender Schritt zur Schaffung eines 

reaktionären Westzonenstaates und zur Spaltung Deutschlands. 

Mitten durch Deutschland war eine Währungsbarriere errichtet 

worden. 

2. Die Berlin-Krise 

Von der sowjetischen Besatzungsmacht wurde bis zuletzt versucht, 

eine gemeinsame Lösung des Währungsproblems zu erreichen. 

Noch am 17. Juni 1948 hatte Marschall Sokolowski die Bereitschaft 

der Sowjetunion zum Ausdruck gebracht, an allen Massnahmen 

teilzunehmen, um eine Währungsreform auf Viermächtebasis zu 

ermöglichen. Gleichzeitig kündigte die SMAD Gegenmassnahmen 

an, falls die Westmächte ihren Kurs nicht ändern sollten. 

Mit Wirkung vom 19. Juni 1948 sperrte die sowjetische Besat- 

zungsmacht den Personenverkehr zwischen der sowjetischen Zone 

und den Westzonen sowie zwischen den Westzonen und Berlin. 

Ausserdem wurde eine strenge Kontrolle des gesamten Güterver- 

kehrs angeordnet. Arft 23. Juni befahl dieSMAD die Durchführung 

einer Währungsreform für die sowjetische Zone und Gross-Berlin. 

Da sich die Sowjetunion im Gegensatz zu den Westmächten auf 

keine Separatlösung in der Währungsfrage vorbereitet hatte und 

folglich auch keine neuen Banknoten zur Verfügung standen, wurde 

2 Kurt Pritzkoleit: Die neuen Herren, Wien/München, Basel 1955, S. 

111/112. 
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die Währungsreform in Ostdeutschland auf Basis der alten Reichs- 

und Rentenmarkscheine durch Aufkleben von Sonderkupons durch-

geführt. Der Umtausch dieser sogenannten «Kupon-Mark» in neue 

Geldscheine konnte erst Ende Juli 1948 erfolgen. 

Gleichfalls am 23. Juni 1948 befahlen die Westmächte die Einfüh- 

rung der D-Mark (West) in ihren Berliner Sektoren. 

In Ergänzung der Massnahmen vom 18. Juni 1948 veranlassten 

daraufhin die sowjetischen Behörden in den Nachtstunden des 23. 

Juni die zeitweilige Einstellung des gesamten Güterverkehrs zwi- 

schen den Westzonen und Berlin. Die Westmächte sperrten darauf 

alle Lieferungen nach der sowjetischen Besatzungszone. Der Inter- 

zonenhandel kam völlig zum Erliegen. Am 25. Juni 1948 kündigten 

die amerikanischen Besatzungsbehörden die Versorgung der West- 

sektoren Berlins auf dem Luftwege an. Einen Tag später, am 26. Juni 

1948 begann die «grosse» Luftbrückenaktion, die sich bis zum 30. 

September 1949 erstreckte. Die Berlinkrise hatte ihren Höhepunkt 

erreicht. 

Von den Westmächten wurde die Errichtung der «Luftbrücke» 

damit begründet, dass die Sowjetunion angeblich über Westberlin 

eine «Hungerblockade» verhängt und das Leben von 2,4 Millionen 

Menschen aufs Schwerste gefährdet habe. Presse und Rundfunksta- 

tionen des Westens taten alles, um die sowjetischen Gegenmassnah- 

men als Akt der Willkür und der Brutalität hinzustellen und die 

«humane» und «weitherzige» «Hilfe» der Westmächte zu preisen. 

Die Legende von der «Hungerblockade» Westberlins hat ihren fe- 

sten Platz in Memoiren, Biographien und Darstellungen der westli- 

chen Welt gefunden. In keinem westdeutschen Geschichtsbuch zur 

neuesten Zeit fehlt ein Abschnitt über die «Blockade» und die Luft- 

brücke. 

Als die sowjetischen Gegenaktionen anliefen, waren in Westber- 

lin – wie selbst Clay zugibt – Lebensmittelvorräte für mehr als einen 

Monat vorhanden. Bereits in einer Note an die drei Westmächte vom 

14. Juli 1948 hatte die sowjetische Regierung angekündigt, «falls er- 

forderlich . . . eine ausreichende Versorgung von ganz Gross-Berlin 

aus ihren eigenen Mitteln zu gewährleisten».3 Wenige Tage später, 

 

3 Die Sowjetunion und die Berliner Frage (Dokumente), Moskau 1948,  

S. 50. 
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am 20. Juli, erklärte sich der Ministerrat der UdSSR bereit, die Ver- 

sorgung der ganzen Stadt nach den bestehenden Normen zu garan- 

tieren. Aus den staatlichen Reserven der Sowjetunion wurden 

100‘000 Tonnen Weizen und andere Lebensmittel bereitgestellt. 

Gleichzeitig wurden Verhandlungen mit Polen und der Tschecho- 

slowakei über Lebensmittelkäufe für Berlin geführt. Die Bevölke- 

rung der Westsektoren erhielt die Möglichkeit, gegen D-Mark (Ost) 

Lebensmittel im sowjetischen Sektor zu kaufen. Es waren die westli- 

chen Besatzungsbehörden und Westberliner Dienststellen, die die 

Einwohner der Westsektoren daran hinderten, diese Möglichkeit 

wahrzunehmen. Sie ordneten ausserdem den Abbruch aller Han- 

delsbeziehungen zwischen den Westsektoren und dem sowjetischen 

Sektor und der sowjetischen Besatzungszone an. Es war folglich 

keine «Luftbrücke» notwendig, um die Einwohner Westberlins zu 

versorgen. 

Die Aktion erwuchs nicht aus humanitären, sondern aus politi- 

schen und militärischen Motiven. Dieses kostspielige Unternehmen 

– nach offiziellen Angaben soll es 252,2 Millionen Dollar verschlun- 

gen haben – war als militärische Demonstration und Mittel zur Ver- 

schärfung der Berlinkrise angelegt. 

Mit allen Mitteln haben Presse und Rundfunk, deutsche und 

westalliierte Politiker in Westberlin, Westdeutschland, Westeuropa 

und den USA Luftbrücke und «Blockade» benutzt, um die antiso 

wjetische Stimmung anzuheizen. Die Hetze und Verleumdung- 

kampagne gegen die Sowjetunion, die seit Jahresbeginn auf vollen 

Touren lief, erreichte mit der Berlinkrise ihren absoluten Höhe- 

punkt. 

Zeitungen und Rundfunkstationen schilderten die Ereignisse in 

der deutschen Hauptstadt in den düstersten Farben. In den Landta- 

gen wurden Protestresolutionen gegen die sowjetischen «Wdlkür- 

massnahmen» verabschiedet und Hilfsaktionen für Berlin beschlos- 

sen. Der Wirtschaftsrat der Bizone bewilligte am 1. Juli 1948 für 

Westberlin einen Kredit in Höhe von 45 Millionen DM. Am 1. Sep- 

tember sicherte die Konferenz der westdeutschen Ministerpräsiden- 

ten einen weiteren Kredit in Höhe von 75 Millionen DM zu. Später, 

am 19. Oktober, verabschiedete der Wirtschaftsrat ein Gesetz über 

das sogenannte Notopfer Berlin, das die ständige finanzielle Unter- 
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Stützung Westberlins auf Kosten der westdeutschen Steuerzahler 

vorsah. Warum in den drei Westzonen die Vorgänge in Berlin be- 

wusst hochgespielt wurden, enthüllte der KPD-Sprecher Heinz 

Renner im Landtag von Nordrhein-Westfalen am 15. Juli 1948: 

«Dahinter steht das Bestreben, zu vertuschen, wo wirklich Volk in 

Not ist. Dahinter steht das Bestreben, nicht bekanntwerden zu las- 

sen die Zusammenhänge unserer Not mit den Londoner Empfeh- 

lungen und der darin diktierten Währungsreform. Dahinter steht 

vor allen Dingen das Bestreben, das zu verhüllen, was sich jetzt in 

den letzten Tagen in Frankfurt beziehungsweise in Koblenz (Renner 

bezieht sich auf die Stellungnahme der Ministerpräsidenten zu den 

Frankfurter Direktiven – d. Verf.) abgespielt hat . . .»4 

Die Berlin-Krise war zustandegekommen, weil die Westmächte 

rechtswidrig Westberlin in ihre separate Währungsreform einbezo- 

gen hatten und damit die Sowjetunion zu Schutzmassnahmen zwan- 

gen. Doch nach wie vor war die Sowjetunion bestrebt, auf dem Ver- 

handlungswege zu beiderseits annehmbaren Lösungen zu gelangen. 

Wiederum liessen die Westmächte die Verhandlungen, die bereits zu 

wichtigen Teilergebnissen geführt hatten, scheitern, da sie an keiner 

Regelung der Westberlinfrage interessiert waren und zumindest so- 

lange keine Entschärfung der Lage in Berlin wollten, solange sie die 

Vorbereitungen zur Schaffung eines westdeutschen Staates nicht ab- 

geschlossen hatten. Die westalliierten, westdeutschen und Westber- 

liner Verantwortlichen für die Währungsspaltung in Berlin steuerten 

mit diesem Kurs bewusst auf die Spaltung Berlins hin, die sie Schritt 

für Schritt vorantrieben. Von der Währungsspaltung war es nur 

mehr ein kurzer Schritt zur Spaltung Berlins. 

Nachdem sich die Stadtrate und Abgeordneten der Stadtverord- 

netenversammlung der Mehrheitsparteien bereits im Spätsommer 

und Herbst in Westberlin etabliert hatten, wurden von den westli- 

chen Besatzungsbehörden auf Antrag der Rumpfstadtverordneten- 

versammlung für den 5. Dezember 1948 Neuwahlen in den West- 

sektoren ausgeschrieben. Die SED boykottierte aus Protest diese 

Separatwahlen. Anfang 1949 konstituierte sich eine selbständige 

 

4 Landtag Nordrhein-Westfalen. Erste Wahlperiode. Stenographischer 

Bericht über die 49. und 50. Sitzung, S. 694. 
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Westberl iner Stadtverwaltung, die von der SPD, CDU und LDP ge- 

bildet wurde. An ihrer Spitze stand als Oberbürgermeister Ernst 

Reuter. Nach Auflösung der Viermächtekommandantur im Juni 1948 

bildeten die westlichen Stadtkommandanten am 21. Dezember 1948 

eine Dreimächtekommandantur für Westberlin. 

Die abenteuerliche Politik der Parteiführungen von SPD, CDU 

und LDP führten dazu, dass sich zahlreiche Mitglieder von diesen 

Parteien trennten, zu Arbeitsgemeinschaften zusammenschlossen 

und schliesslich eigene Landesverbände bildeten. Auf Initiative der 

SED wurde am 3. September 1948 der Demokratische Block von 

Berlin gegründet, dem neben der SED, dem FDGB und dem Kul- 

turbund die neugebildeten SPD-, CDU- und LDPD-Landesver- 

bände angehörten. Er knüpfte in seiner Tätigkeit an die guten Tradi- 

tionen des antifaschistisch-demokratischen Blocks an, der bis Ende 

1946 so erfolgreich den Neuaufbau Berlins eingeleitet hatte. Nach- 

dem die politische Abtrennung Westberlins faktisch vollzogen war, 

erklärte der Demokratische Block am 30. November 1948 den alten 

Magistrat für abgesetzt und wählte eine neue provisorische Stadt- 

verwaltung mit dem bisherigen Landtagspräsidenten von Branden- 

burg Friedrich Ebert (SED) als Oberbürgermeister. Von der sowje- 

tischen Besatzungsmacht wurde der neue demokratische Magistrat 

als rechtmässiges Berliner Verwaltungsorgan anerkannt. 

Nachdem bis Ende 1948 alle vernünftigen Versuche zur Beile-

gung des Berlinkonfliktes erfolglos endeten, kam es schliesslich An-

fang 1948 auf Initiative der Sowjetunion zu neuen Gesprächen zwi-

schen den Grossmächten, die Anfang Mai 1949 zu einer Verständi-

gung führten. 

Die grosse antisowjetische und antikommunistische Propaganda- 

welle, die im Zusammenhang mit den Berliner Ereignissen organi- 

siert wurde, blieb nicht ohne Wirkung auf die öffentliche Meinung 

in verschiedenen westlichen Ländern. «Das Blockadejahr war für 

den Westen von unschätzbarem Wert, denn es bedeutete den Ge- 

winn kostbarer Zeit, in der der westdeutsche Staat und der Atlantik- 

pakt ins Leben gerufen werden konnten.»5 Es ist wohl mitSicherheit 

anzunehmen, dass das eine wie das andere Ziel der imperialistischen 

5 Das ist Germany, S. 39. 
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Westmächte ohne die Berlinkrise mit weitaus grösseren Schwierig- 

keiten durchzusetzen gewesen wäre. 

Ende des Jahres 1948 gab es faktisch zwei völlig selbständige Ver- 

waltungs- und Wirtschaftsgebiete in Berlin. Die Absicht, ganz Ber- 

lin in den Bestand des sich bildenden westdeutschen Staates einzu- 

beziehen, schlug fehl. Selbst Westberlin konnte nicht als «Land» in 

die Bundesrepublik einbezogen werden, so sehr sich die Westberli- 

ner und westdeutschen Initiatoren der deutschen Spaltung darum 

bemühten. 

3. Das Gesetz Nr. 75 

Am 10. November 1948 erliessen die amerikanische und britische 

Militärregierung das Gesetz Nr. 75 zur «Umgestaltung des deut- 

schen Kohlenbergbaus und der deutschen Eisen- und Stahlindu- 

strie». Es beinhaltete die Anwendung des Gesetzes Nr. 56 bezie- 

hungsweise der Verordnung Nr. 78 zum Verbot wirtschaftlicher 

Machtkonzentration vom 12. Februar 1947 und schuf die juristi- 

sche Grundlage für die bereits erfolgte provisorische Abtrennung 

der Kohlengruben von den Montankonzernen und die Überführung 

ihrer Hauptstahlwerke in 24 neue Gesellschaften. Von entscheiden- 

der Bedeutung war die Aufhebung der gemäss Gesetz Nr. 52 vom 

18. September 1944 erfolgten Beschlagnahme der Vermögenswerte 

und die Übertragung des Vermögens, der Ausarbeitung und Durch- 

führung der Entflechtungs- und Neuordnungspläne an die Deutsche 

Kohlenbergbau-Leitung und die Stahltreuhändervereinigung. Die 

Gesetze bedeuteten eine De-facto-Bestätigung der bestehenden Ei- 

gentumsrechte; eine Enteignung und Überführung dieser Vermö- 

genswerte in Gemeineigentum wurde blockiert, in Bezug auf die be- 

troffenen Betriebe auch die Durchführung des Artikels 41 in Hes- 

sen. Dem Gesetz Nr. 75 war am 6. August 1948 eine dem Wesen 

ähnliche Anordnung hinsichtlich der Behandlung des IG-Farben- 

Konzerns vorangegangen. Ein deutscher Entflechtungsausschuss 

(FARDIP) wurde gebildet, die Eigentumsrechte bestätigt und ein 

Aktienumtausch angekündigt. 
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An der Spitze des Entflechtungsausschusses stand Hermann Bü- 

cher, ein Repräsentant des Elektrokonzerns AEG, der seit 1925 mit 

der IG Farben engsten Kontakt hatte. Im Abwicklungsbericht der 

IG Farben hiess es zur Entflechtung: «Bei Durchführung der Ent- 

flechtungsmassnahmen wurde die Schaffung von Einheiten ange- 

strebt, deren Grösse, Zusammensetzung, Produktionsprogramm 

und Sachkapitalausstattung ihre Selbständigkeit und Wettbewerbs- 

fähigkeit auch unter wechselnden wirtschaftlichen Bedingungen 

gewährleistet.»6 Daneben war bereits 1947 eine regionale Aufglie-

derung der Grossbanken verfügt worden. 

Vor amerikanischen Gerichten wurden im Rahmen der sogenann- 

ten Nürnberger Nachfolgeprozesse gegen Vertreter des Flick- und 

des Krupp-Konzerns sowie der IG Farben Verfahren durchgeführt. 

Am 22. Dezember 1947 ging der Flick-Prozess zu Ende. Drei der 

sechs Angeklagten wurden zu Freiheitsstrafen verurteilt. Das Urteil 

für den Hauptangeklagten, Friedrich Flick, lautete auf sieben Jahre 

Gefängnis. Als einer der ersten wurde dieser Kriegsverbrecher vom 

amerikanischen Hohen Kommissar John J. McCloy schon 1950 be- 

gnadigt. Sein gewaltiges Vermögen blieb ihm, soweit es in den drei 

Westzonen lag, erhalten. 

Am 29. Juli 1948 wurde das Urteil gegen 23 leitende Männer des 

Chemietrustes IG Farben verkündet. Zehn der Angeklagten wurden 

freigesprochen, die übrigen erhielten Gefängnisstrafen zwischen 

anderthalb und acht Jahren. Unter anderem betrug das Strafmass für 

Otto Ambros acht Jahre, Fritz Ter Meer sieben Jahre, Georg von 

Schnitzler fünf Jahre, Hermann Schmitz vier Jahre und Max ligner 

drei Jahre. Die Untersuchungshaft wurde selbstverständlich ange- 

rechnet. Das waren angesichts der Verbrechen der IG Farben im 

Zweiten Weltkrieg lächerlich geringe Strafen. Auch diese verurteil- 

ten Spitzen der IG kehrten nach Gründung der Bundesrepublik An- 

fang der fünfziger Jahre auf ihre alten Posten zurück. 

Am 31. Juli 1948 ging der dritte Industriellenprozess, gegen Al- 

fried Krupp von Bohlen und Halbach und elf seiner engsten Mitar- 

beiter, zu Ende. Krupp und zwei weitere Angeklagte wurden zu ei- 

6 IG Farbenindustrie Aktiengesellschaft. Abwicklungsbericht und 
Nachfolgegesellschaften, Heppenheim (Bergstrasse) 1952 (ohne Seiten-

nummerierung. 
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ner Freiheitsstrafe von zwölf Jahren verurteilt. Die übrigen Ange- 

klagten erhielten Strafen von zwei bis zehn Jahren Gefängnis. Das 

Gericht beschloss die Einziehung des gesamten Vermögens der 

Firma Krupp. Das Strafmass im Krupp-Prozess lag zwar höher als in 

den beiden anderen Verfahren, doch das Ergebnis war das gleiche. 

Am 1. Februar 1951 entliess McCloy alle Verurteilten und hob die 

beschlossene Einziehung des Kruppschen Vermögens auf. 

Alle angeklagten Industriellen wurden von der Anklage freige- 

sprochen, an der Vorbereitung eines Angriffskrieges mitgewirkt zu 

haben. 

General Clay versuchte später, die mageren Ergebnisse der Pro- 

zesse gegen führende deutsche Industrielle wie folgt zu begründen: 

«Der Beweis, dass die Industriellen den Krieg mit vorbereitet hatten, 

war schwer zu erbringen, und die Gerichtshöfe fanden, dass das vor- 

gelegte Belastungsmaterial zur Verurteilung nicht ausreichte.»7 

Ähnlich milde Urteile wie die bereits genannten fällten amerikani- 

sche Gerichte in Verfahren gegen leitende Beamte und führende Mi- 

litärs des faschistischen Deutschlands, so im OKW-Prozess am 28. 

Oktober 1948 und im Wilhelm-Strassen-Prozess (gegen führende 

Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes) am 14. April 1949. Die Verfol- 

gung von Nazi- und Kriegsverbrechen wurde im Verlauf des Jahres 

1948, als die Westmächte dazu übergingen, Westdeutschland als 

künftigen Verbündeten zu behandeln, für sie immer problemati- 

scher. Ausdruck dafür waren nicht nur die Urteile in den erwähnten 

Prozessen, sondern auch eine zunehmende Pressekampagne gegen 

die amerikanischen Hauptankläger in den Nürnberger Nachfolge- 

prozessen, Telford Tayler und Robert M. Kempner, die sich bemüht 

hatten, die wahren Schuldigen am deutschen Faschismus zu entlar- 

ven. 

Mit der Einbeziehung der Westzone in das westliche Bündnissy- 

stem gaben die Westmächte schliesslich auch ihre – ohnehin nicht 

effektive – Entnazifizierungspolitik offen auf. 

Wie es nach der Entnazifizierung in den verschiedenen westdeut- 

schen Ländern aussah, veranschaulichen folgende Tatsachen: In 

Hessen waren 50 Prozent der hohen und höheren Beamten ehema- 

 

7 Lucius, D. Clay, Entscheidung in Deutschland, S. 282. 
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lige Nazis. Von den ehemaligen NSDAP-Mitgliedern, die von den 

Amerikanern aus den bayrischen Regierungsstellen entfernt wur- 

den, sind 80 Prozent wieder eingesetzt worden. 60 Prozent der bay- 

rischen Richter und 76 Prozent der bayrischen Staatsanwälte sind 

durch die Spruchkammern gegangen. In der britischen Zone waren 

76 Prozent der ehemaligen Richter und Staatsanwälte NSDAP-Mit- 

glieder. Ähnliche Verhältnisse herrschten in den Schulen. 1949/50 

waren wenigstens 60 Prozent der in Westdeutschland tätigen Lehrer 

ehemalige Nazis. «Darüber hinaus ergab eine Untersuchung, die die 

Franzosen in ihrer Zone anstellten, dass viele der unbelasteten Leh-

rer ebenso nationalistisch wie die Nazis sind.»8 

«. . . als die Militärregierung (die amerikanische – d. Verf.) den 

eigentlichen Abschluss des deutschen Entnazifizierungsprogramms 

verkündete, da wurde es ganz klar, dass Männer mit Nazi- oder fa- 

schistischen Sympathien Stellungen in verschiedenen deutschen 

staadichen Verwaltungen innehatten»,9 schrieb der amerikanische 

Publizist John Anspacher. Nach Gründung der Bundesrepublik gab 

es kein Ministerium in Bonn, kein westdeutsches Gericht und keine 

westdeutsche Schule, in denen nicht ehemalige Nazis, die sich teil- 

weise während des «Dritten Reiches» schwerer Verfehlungen und 

Verbrechen schuldig gemacht hatten, regierten, Recht sprachen und 

eine neue Generation im alten Geist erzogen. 

4. Unterdrückung fortschrittlicher Landtagsgesetze 

Die Restauration der alten gesellschaftlichen Verhältnisse wurde 

durch die offene Intervention der Westmächte gegen demokratische 

Gesetze, die in den westzonalen Landtagen gegen den Widerstand 

der deutschen Reaktion gefasst wurden, abgesichert. Besondere Be- 

deutung kam dabei dem Vorgehen gegen die Nationalisierung des 

Ruhrkohlenbergbaus zu. FDP und CDU war es im Landtag von 

Nordrhein-Westfalen gelungen, die Überführung der Bergwerke in 

 

8 Das ist Germany, S. 90. 

9 Ebenda, S. 123. 
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Gemeineigentum monatelang in. Ausschussberatungen zu verschlep- 

pen. Die taktischen CDU-Vorschläge einer «gemeinwirtschaflichen» 

Regelung kamen jedoch nicht zum Zuge, obwohl es auch innerhalb der 

SPD-Fraktion Kräfte gab, die zu Kompromissen in der Eigentumsfrage 

bereit waren. 

So erklärte der SPD-Abgeordnete Walter am 6. April 1948 in der 38. 

Sitzung des Landtages, dass die Frage der «Sozialisierung» weni- 

ger ein Problem des Eigentums als ein Problem des Verfahrens sei.10  

Und an die CDU gewandt meinte im gleichen Sinne der SPD-Abge- 

ordnete Henssler in der Abstimmungsdebatte am 6. August 1948: 

«Ich hätte das Wichtigste beinahe vergessen, nämlich festzustellen, 

dass aufgrund der bisherigen Debatte in den entscheidenden Fragen 

doch eine gewisse Annäherung erfolgt ist.»11 

Die Mehrheit der Delegierten des Bezirksparteitages der SPD- 

Mittelrhein, der am 29. und 30. Mai 1948 stattfand, war allerdings 

darüber anderer Meinung. Sie forderte einen entschiedenen Kampf 

gegen die reaktionären Tendenzen in den Westzonen und kritisierte 

die SPD-Landtagsfraktion wegen ihrer Kompromissbereitschaft ge- 

genüber der CDU.12 Unter diesen Umständen kam es schliesslich in 

der 56. bis 59. Sitzung des Landtages von Nordrhein-Westfalen zur 

dritten Lesung des von der SPD eingebrachten Gesetzes zur Soziali- 

sierung der Kohlenwirtschaft im Land Nordrhein-Westfalen. Ob- 

wohl sie mit seinem Wortlaut in verschiedenen Punkten nicht über- 

einstimmte, unterstützte die KPD das Gesetz, da es in der wesendi- 

chen Frage des Eigentums bestimmte: «Das Eigentum an allen Stein- 

und Braunkohlenvorkommen steht dem Land zu.»13 Mit Inkrafttre- 

ten des Gesetzes sollten die aufgeführten Betriebe und Vermögen als 

enteignet und in das Eigentum des Landes überführt gelten. Bei dem 

Gesetz handelte es sich natürlich nicht um eine Sozialisierungsmass- 

nahme, es eröffnete jedoch den Weg für eine demokratische Natio- 

nalisierung. Deren Realisierung hing allerdings von den weiteren Er- 

 

10 Landtag Nordrhein-Westfalen. Erste Wahlperiode, Stenographischer 

Bericht 

über die 56.-59. Sitzung, S. 235. 11 Ebenda, Stenographischer Bericht, S. 980. 
12 Sozialistische Rundschau, Mitteilungsblatt der SPD, Bezirk Mittel-

rhein (Köln), 1948, Nr. 4, S. 5. 

13 Landtag Nordrhein-Westfalen, Landtagsdrucksache Nr. 11-583; Er-

gänzung Nr. 11-602. 
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folgen des demokratischen Kampfes ab, für den das Gesetz anderer- 

seits günstigere Möglichkeiten schuf. Das Gesetz wurde am 6. Au- 

gust 1948 gegen die Stimmen der FDP und eine CDU-Stimme, bei 

Stimmenthaltung der CDU (mit dieser einen Ausnahme) mit grosser 

Mehrheit angenommen. Das Sitzverhältnis betrug zu dieser Zeit im 

Landtag: CDU 92, SPD 64, KPD 28, Zentrum 20 und FDP 12 Sitze. 

Es verdient in diesem Zusammenhang festgehalten zu werden, dass 

die CDU als Hauptpartei der Grossbourgeoisie es in der gegebenen 

politischen Situation immer noch nicht wagte, offen gegen das «So- 

zialisierungsgesetz» zu stimmen. 

Am 23. August 1948 lehnte der amtierende Gouverneur des Lan- 

des Nordrhein-Westfalen, Generalmajor W. H. A. Bishop, auf 

Anweisung des britischen Militärgouverneurs in einem Schreiben an 

den Landtagspräsidenten die Genehmigung des Gesetzes ab.14 Als 

Begründung wurde behauptet, die Ruhrkohle gehöre zum nationa- 

len Vermögen, deshalb könne nur eine deutsche Regierung eine Ent- 

scheidung über die Eigentumsfrage fällen. 

Ein gleiches Vergehen zeigte sich in der Frage einer erweiterten 

Mitbestimmung. 

Im Hessischen Landtag wurde am 26. Mai 1948 mit grosser Mehr- 

heit gegen die Stimmen der FDP ein Betriebsrätegesetz angenom- 

men. Der Direktor der Militärregierung in Hessen, James Newman, 

zögerte die sonst übliche Prüfung des Gesetzes innerhalb von 14 Ta- 

gen durch die Militärregierung hinaus. Gleichzeitig wurde Minister- 

präsident Bock (SPD) gedrängt, die im Gesetz enthaltenen Paragra- 

phen über die Mitbestimmung in wirtschaftlichen Fragen durch einen 

Akt der Regierung herauszunehmen. Angesichts der grossen Popula- 

rität des Gesetzes lehnte das Bock ab. Der amerikanische Historiker 

John Gimbel schreibt in diesem Zusammenhang: «Am 3. September 

1948 gab Clay seine Entscheidung bekannt, die schon am 3. August 

formuliert, aber zurückgehalten worden war, solange Bemühungen 

im Gange waren, mit weniger drastischen Massnahmen den gleichen 

Zweck zu erreichen.»15 Die Paragraphen 30 (Abs. 1), 32 (Abs. 2) und 

52 bis 55 des Betriebsrätegesetzes wurden suspendiert. «Clay befür- 

 

14 Siehe Mitteilung des Präsidenten des Landtages (Landtag Nordrhein-
Westfalen, Erste Wahlperiode, Landtagsdrucksaceh Nr. 11-631, o.O. u. J.). 

15 John Gimbel: Amerikanische Besatzungspolitik in Deutscliland 

1945-1949, S. 305. 
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wortete die Suspendierung statt der Ablehnung, um dadurch der Kri- 

tik der Kommunisten und Gewerkschafter, die er voraussagte, den 

Stachel zu nehmen.»16 Als Begründung der Suspendierung wurde le- 

diglich der formale Gesichtspunkt ins Feld geführt, dass eine solch 

wichtige Frage angeblich nicht auf Länderebene entschieden werden 

könne. In Wirklichkeit ging es dabei einzig um die Wahrnehmung im- 

perialistischer bzw. privatkapitalistischer Interessen. Auf seine Weise 

bestätigt das auch ein solcher, keineswegs «marxismusverdächtiger» 

Historiker wie John Gimbel, wenn er in diesem Zusammenhang vom 

eindeutigen «Vorrang der Interessen gegenüber den Idealen», d.h., 

gegenüber den so lautstark propagierten Ideen «westlicher Demokra- 

tie» spricht.17 

Der Arbeitgeberverband der Metallindustrie Hessens zeigte sich 

mit den Eingriffen der Militärregierung noch keineswegs zufrieden 

und forderte am 21. September 1948 in einem Schreiben an den Mili- 

tärgouverneur zugleich im Namen aller hessischen Arbeitgeberver- 

bände die zusätzliche Suspendierung der Paragraphen über die so- 

ziale und personelle Mitbestimmung. 

Suspendiert wurden die Paragraphen über die wirtschaftliche 

Mitbestimmung auch im Betriebsrätegesetz von Württemberg-Ba- 

den, das am 13. August 1948 mit grosser Mehrheit angenommen 

worden war. Ähnlich wurde gegenüber dem Betriebsrätegesetz von 

Bremen verfahren, das Anfang 1948 angenommen worden war – 

aufgrund eines Einspruchs der Militärregierung ohne Paragraphen 

über wirtschaftliche Mitbestimmung. 

Nicht ganz programmgemäss nach Clays Vorstellungen verlief die 

Entwicklung in Baden. Hier hatte die französische Militärregierung 

dem am 24. September 1948 verabschiedeten Betriebsrätegesetz zu- 

gestimmt, das in § 23 ein Mitbestimmungsrecht auch in wirtschaftli- 

chen Fragen enthielt. Clay protestierte und forderte Washington 

auf, auf die französische Regierung Druck auszuüben und zwar mit 

dem Argument, «eine deutsche Bundesregierung sei nicht lebensfä- 

hig, wenn einige Länder sozialistisch regiert würden, andere markt- 

wirtschaftlich und wieder andere gemischt.»18 

16 Ebenda, S. 305. 
17 Ebenda, S. 306. 
18 Ebenda, S. 307. 
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Die französische Militärregierung verbot daraufhin das parallel 

zum Betriebsrätegesetz verabschiedete Fachkommissionsgesetz, das 

die Einsetzung von Fachkommissionen von Betriebsräten und Ge- 

werkschaftsvertretern zur Realisierung der wirtschaftlichen Mitbe- 

stimmung zum Inhalt hatte. 

In den Ländern der britischen Zone kam es infolge der verzöger- 

ten Verfassungsentwicklung nicht mehr vor Gründung der BRD zur 

Verabschiedung von Betriebsrätegesetzen. 

In Bayern wurde erst im Oktober 1950 ein Betriebsrätegesetz ver- 

abschiedet, das durch die Einflussnahmen der CSU nur geringfügige 

Rechte im wirtschaftlichen Bereich enthielt. 

Mit Wiederaufbau und Reorganisation der Wirtschaft wurde so- 

mit die ökonomische Macht der Monopole wiederhergestellt. Die 

«Neuordnung» in der Industrie trug eindeutig restaurativen Cha- 

rakter. Nur bei den Montankonzernen und den IG Farben erfolgten 

überhaupt Veränderungen ihres Status. Die zusammen mit Ideen des 

kleinbürgerlichen Antimonopolismus propagierte Entflechtung 

trug niemals einen antimonopolistischen Charakter, wenn sie auch 

Zugeständnisse in Bezug auf eine Mitbestimmung von Gewerk-

schaf- 

ten und Betriebsangehörigen in den entflochtenen Gesellschaften 

enthielt. Bereits 1949 war offensichdich, dass die Entflechtungs- 

neuordnung weder die wiedererstandene ökonomische Allmacht 

der Monopole noch die politische Macht der alten und der neuen 

Konzernherren beeinträchtigen würde. Weitere Verschleppung und 

Aushöhlung der Entflechtungsneuordnung durch die deutschen 

Entflechtungsgremien beziehungsweise den Wirtschaftsrat unter- 

strichen nur das ohnehin bestehende Wesen der Entflechtung. 

Franz Reuter, einer der «Liquidatoren», schreibt zur IG-Far- 

ben-Entflechtung: «Die beiden wichtigsten Ergebnisse der Ent- 

flechtung und Liquidation in der Bundesrepublik sind die Schaffung 

entwicklungsfähiger, kräftiger Nachfolgegesellschaften und die ge- 

rechte Verteilung ihrer Aktien an die IG-Aktionäre.»19 

Und die ökonomische Macht konzentrierte sich ebenfalls wieder 

in den Händen der alten Bank- und Konzernherren beziehungsweise 

19 Einleitung zu Werner Otto Reichelt: Das Erbe der IG Farben, Düs-

seldorf 1956, S. 7 f. 
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ihrer natürlichen Nachfolger, das heisst in den Händen der gleichen 

Herrschaftsschicht wie vorher. 

Im Juni 1949 endete die Beschlagnahme und Kontrolle der übri- 

gen durch Gesetz Nr. 52 beschlagnahmten Vermögenswerte. Von 

den 51‘000 beschlagnahmten Vermögen von Nationalsozialisten, 

hohen Staatsbeamten, Kriegsverbrechern und ihresgleichen im Wert 

von 2,8 Milliarden D-Mark wurde der grössteTeil an die alten, durch 

Spruchkammerurteile entlasteten Eigentümer zurückgegeben. 

Mit der Restauration der von den Monopolvertretern beherrsch- 

ten Unternehmerverbände, vor allem mit der Wiederherstellung des 

Reichsverbandes der Deutschen Industrie als Bundesverband der 

Deutschen Industrie, entstanden weitere Voraussetzungen, um den 

Verwaltungsapparat der BRD den Interessen der Monopole dienst- 

bar zu machen. 

5. Die nicht stattgefundene Bodenreform 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Restauration war die Verhin- 

derung einer demokratischen Bodenreform und die Erhaltung und 

Festigung des Eigentums und damit der Macht des Grossgrundbesit- 

zes, dessen reaktionäres Wesen und Wirken in der Hessischen Ver- 

 fassung und in zahlreichen Verlautbarungen unterschiedlicher poli- 

tischer Richtungen in den ersten Nachkriegsjahren festgestellt wor- 

den war. In den Ländern der Westzonen gab es viele hunderttausend 

registrierte Bodenbewerber. Die westlichen Militärregierungen er- 

liessen Bodenreformgesetze bzw. Rahmenverordnungen, OMGUS 

am 15. Oktober 1946, die britische Militärregierung am 4. Septem- 

ber 1947 und die französische am 21. Oktober 1947. Die Gesetze 

 
und Verordnungen erweckten den Anschein, als ob in den Westzo- 

nen ebenfalls eine Bodenreform vollzogen werden sollte. Doch der 

Schein trog. Erstens wirkten diese Gesetze und Verordnungen bzw. 

die darauf basierenden Gesetze und Verordnungen der Länder zu- 

nächst einmal den Initiativen der KPD in den westzonalen Landta- 

 
gen nach einer wirklichen, den Grossgrundbesitz enteignenden Bo- 

denreform entgegen. So wurde z.B. in Hessen der Gesetzentwurf 
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der KPD vom 13. Januar 1948 20 mit Hinweis auf das hessische Ge- 

setz vom 15. Oktober 1946 abgelehnt. Sodann zeigte es sich, dass 

die westalliierten Gesetze und Verordnungen keine Enteignung und 

Entmachtung des Grossgrundbesitzes zum Inhalt hatten, sondern 

lediglich die Einziehung eines Teils des Landes über 100 oder 150 

Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche – und zwar gegen Entschä- 

digung! Darüberhinaus blieben Vieh, Gebäude, Maschinen und Ge- 

räte sowie Waldbesitz davon völlig unberührt, ebenso Spezial- und 

Musterbetriebe und was der Ausnahmen noch mehr waren. Die 

Grossgrundbesitzer konnten sich ausserdem durch Aufteilung ihres 

Besitzes an Angehörige und andere Manöver einer Landabgabe ent- 

ziehen. Das Land wurde Siedlungsgesellschaften zugeteilt, die es an 

Bodenbewerber verkauften. Dieses Vorgehen schränkte den Kreis 

von vornherein auf kapitalkräftige Bodenbewerber ein. 

Mit einer demokratischen Bodenreform, wie sie auch in den 

Westzonen dringend notwendig war, um Landarbeitern, Kleinbau- 

ern und umgesiedelten Bauern Boden, aber auch Vieh, Geräte und 

Maschinen zu geben, hatte das alles nichts zu tun. 

Es muss einer Spezialuntersuchung vorbehalten bleiben, den ver- 

wickelten und komplizierten Gang der Bodenreformgesetzgebung 

und -praxis in den einzelnen Ländern der Westzonen nachzuzeich- 

nen. Zum Zeitpunkt des Erlasses von Gesetzen fehlte es nicht an 

hochgeschraubten Behauptungen, die in der Presse propagiert wur- 

den. So sollten in Schleswig-Holstein 120‘000 Hektar eingezogen 

und aufgesiedelt werden, in Nordrhein-Westfalen 200‘000, in Nie- 

dersachsen rund 100‘000, in der amerikanischen Zone 196‘000 Hek- 

tar usw. 

Die untrügliche Statistik sagt aus, dass am Ende in den Westzonen 

insgesamt lediglich 37 886 Betriebe 87 658 Hektar Boden erhalten 

haben. Der Anteil der landwirtschaftlichen Betriebe über 100 Hek- 

tar an der Gesamtfläche veränderte sich 1949 gegenüber 1939 ledig- 

lich von 27,9 auf 27,5 Prozent.21 Adlige und nichtadlige Gross- 

grundbesitzer hatten ihr Eigentum bewahrt, ihre Macht erhalten 

und erneut gefestigt. Sie beherrschten weiterhin Dörfer und Land- 

 

20 Siehe Hessischer Landtag, 1. Wahlperiode, Drucksache Nr. 615. 

21 Siehe Grigorij G. Kotow, a.a.O., S. 256 ff. 
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kreise. Die Rückständigkeit des Dorfes als Hort der Reaktion blieb 

weitgehend erhalten, eine grosse Zahl der Millionen umgesiedelten 

landlosen Bauern wurden zu einem Reservat des Revanchismus, mit 

dessen Zielen sich ihre illusionäre und politische gefährliche Hoff- 

nung auf Land verband. 

6. Restauration auf der ganzen Linie 

Parallel zur Restauration der kapitalistischen Produktionsverhält- 

nisse und der Macht der Monopole und des Grossgrundbesitzes be- 

ziehungsweise in Wechselwirkung mit ihr war die Wiederherstel- 

lung der alten, mit dem kapitalistischen System tausendfältig ver- 

bundenen Verwaltungsbürokratie erfolgt. An der Spitze der bizona- 

len und trizonalen Verwaltungen und in ihren leitenden Funktionen 

wirkten Angehörige der Minlsterialbürokratie der ehemaligen 

Reichsministerien und andere reaktionäre «Fachleute». 

Die bürgerliche Sammelpartei CDU/CSU war seit 1946/47 völlig 

in die Hände reaktionärer Politiker geraten. Selbst der Einfluss der 

Führer ehemaliger christlicher Gewerkschaften und Arbeiterverei- 

ne, wie Arnold und Albers, war weitgehend ausgeschaltet worden. 

Seit 1947 leitete der Rechtsanwalt Franz Etzel, direkter Interessen- 

vertreter bestimmter monopolistischer Kreise, «mit einem aktiven 

Arbeitsstab die Arbeit des Wirtschaftsausschusses» der CDU in der 

britischen Zone – wobei er sich aufgrund einer offiziellen Vereinba- 

rung auf die «akademisch-volkswirtschaftlichen Mitarbeiter» des 

Wirtschaftsbüros Dr. Hellwig, einer Unternehmerinstitution, 

stützte. «Doch besser noch als diese wenigen Namen erhellt ein 

Blick in die politischen Grundsätze der westdeutschen Unterneh- 

merorganisationen den Kontakt mit Programmatik und Politik der 

CDU», muss für die weitere Entwicklung selbst von bürgerlicher 

Seite konstatiert werden.22 

Mit den am 15. Juli 1949 von der CDU der britischen Zone verab- 

schiedeten Düsseldorfer Leitsätzen fand die restaurative Rolle der 

 

22 Parteien in der Bundesrepublik, S. 126. 
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CDU ihren programmatischen Ausdruck, wurde das Ahlener Pro- 

gramm offiziell beiseitegeschoben. Von den antimonopolistischen 

Bekenntnissen und Forderungen blieb nur noch ein Bekenntnis zur 

«Monopolkontrolle» durch Kartellgesetzgebung innerhalb einer 

«sozialen Marktwirtschaft» übrig. 

Die Restauration musste weiterhin mit vollendeten Tatsachen hin- 

ter dem Rücken der westdeutschen Bevölkerung betrieben werden, 

auf Umwegen, mit Teilzugeständnissen, täuschenden Drapierungen 

und demagogischen Versprechungen – und vor allem mittels Unter- 

drückung demokratischer Kräfte und Forderungen. Führende bun- 

desdeutsche Historiker können noch solche Kapriolen schiessen und 

sich dagegen wehren: Die Restauration trug von Inhalt, Form und 

Weg her zutiefst undemokratischen Charakter, sie wurde gleicher- 

massen erzwungen und manipuliert. 

Die antikommunistische Kreuzzugsideologie und -psyche des 

kalten Krieges erwies sich als das entscheidende Druck- und Mani- 

pulierungsmittel. In ihrem Zeichen wurden Kommunisten – und 

damit die aktivsten Demokraten – aus Landesregierungen, Verwal- 

tungen sowie den Vorständen der Industriegewerkschaften hinaus- 

gedrängt, wurde die KPD systematisch verleumdet und ihr Einfluss 

zurückgedrängt. 

Sozialdemokraten und Gewerkschafter wurden mit dem Argu- 

ment einer angeblichen Gefahr sowjetischer Aggression und kom- 

munistischer Infiltration zur Unterstützung oder Hinnahme der Po- 

litik ihrer rechten Führer bewogen. Klassenbewusste Sozialdemo- 

kraten und zum Kampf um antimonopolistisch-demokratische For- 

derungen bereite Gewerkschafter wurden als «Kommunisten» bzw. 

als Helfershelfer «Moskaus» verdächtigt und damit mundtot ge- 

macht. Parallel dazu schritt die unter- und hintergründige Diffamie- 

rung antimonopolistisch-demokratischer Neuordnungsvorstellun- 

gen voran, denen durch ihre Übereinstimmung mit dem, was in den 

volksdemokratischen Ländern und im Osten Deutschlands durch- 

geführt worden war, immer unverschämter ein verdächtiges politi- 

sches Odium durch einen grossen Sektor der öffentlichen Meinungs- 

bildung angehängt wurde. Für die neoliberale Propaganda der «so- 

zialen Marktwinschaft» waren Überführung in Gemeineigentum 

und demokratische Wirtschaftsplanung oder -lenkung Formen des 
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«Kollektivismus» und damit eine Vorstufe des Kommunismus. 

Thilo ‘Vogelsang charakterisiert diesen Manipulierungsmechanis- 

mus, den er natürlich gutheisst, rückblickend folgendermassen: Man 

sei gezwungen gewesen, sich in den Westzonen von den «kommu-

nistischen Umwälzungen im Osten Deutschlands abzuheben». 

Diese Haltung hatte zur Folge, «dass die gesellschafliche Struktur 

in Westdeutschland . . . unversehrt blieb».23 Lutz Niethammer ver- 

schleiert diese Zusammenhänge weniger, wenn er feststellt: Die an- 

geblich durch die Politik der Sowjetunion und der Kommunisten 

«entstandene antikommunistische Hysterie im Westen, insbeson- 

dere in den USA und den deutschen Westzonen, hat nicht nur dort 

die Voraussetzungen für sozialistische Reformen im öffentlichen 

Bewusstsein ruiniert, sondern eine antiöstliche Integration bewirkt, 

in der auch liberale antifaschistische Reformen wie Entnazifizie- 

rung, Dekartellierung, Umerziehung keine Entfaltungsmöglichkei- 

ten mehr hatten.»24 

Wesentlich für das Gelingen der antikommunistischen Indoktri- 

nation, der Zurückdrängung antimonopolistisch-demokratischer 

Neuordnungsvorstellungen und Forderungen war seit 1948 die Tat- 

sache, dass die Restauration von der nun einsetzenden Nachkriegs- 

konjunktur politisch-ideologisch bzw. sozialpsychisch profitieren 

konnte. 

Die Grossbourgeoisie hatte ihre Nachkriegskonzeptionen in vie- 

len Punkten modifizieren müssen, sie musste Umwege gehen, zahl- 

reiche Manöver unternehmen und Zugeständnisse machen. Sie 

musste ihre «liberale» Taktik ausserordentlich strapazieren, grosse 

Anstrengungen unternehmen, sich ein soziales Image zu geben, um 

ihre Klassenherrschaft in den Westzonen zu erhalten und wieder 

auszubauen. Der grösste Aktivposten war für sie dabei die konterre- 

volutionäre Besatzungspolitik der Westmächte und deren imperiali- 

stische Blockpolitik unter Einbeziehung des wiedererstehenden 

deutschen Imperialismus. Letzteres unterschied die internationale 

Situation der deutschen Grossbourgeoisie von derjenigen nach dem 

Ersten Weltkrieg. Sie erhielt Schutz und Sicherheit – allerdings, um 

23 Thilo Vogelsang: Das geteilte Deutschland, a.a.O., S. 163. 

24 Lutz Niethammer: Entnazifizierung in Bayern, a.a.O., S. 486. 
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den Preis des einheitlichen deutschen Nationalstaats und bei Abtre- 

tung wesentlicher Souveränitätsrechte sowie wirtschaftlicher Be- 

nachteiligung. Ein zweiter wesentlicher Aktivposten bestand in ei- 

ner günstigeren wirtschaftlichen Entwicklung parallel mit den re- 

staurativen Entscheidungen, wie ein Vergleich der Industrieproduk- 

tion ausweist.25 

Industrieproduktion 

Index (1913 = 100)* (1936 = 100) 

1919 38 1946 34 (Westzonen) 

1920 55 1947 40 

1921 66 1948 60 

1922 71 1949 89 

1923 47 1950   113 

Zugleich hatte die Grossbourgeoisie eine Reihe historische Lehren 
gezogen, so hinsichtlich eines relativ hohen Beschäftigungsgrades, zahl-

reicher ökonomischer Korrumpierungsmassnahmen und sozialpolitischer 

Manöver. 
Die Restauration war noch nicht abgeschlossen, der Sieg der Gross-

bourgeoisie in den Westzonen nicht vollständig, ihre Herrschaft noch 

nicht staatlich etabliert und konsolidiert. Doch sie war auf dem Wege 
dazu. 

Der erreichte Stand und die eindeutig vorherrschende Entwicklungs-

tendenz in den Westzonen trugen 1948/49 klar restaurativen Charakter. 

Das Wesen des im Statu nascendi befindlichen Westzonenstaates war da-

mit bereits als restaurativ bestimmt, und andererseits war die Bildung des 

Staates als Produkt des kalten Krieges ein weiterer wichtiger Schritt auf 
dem Wege der vollständigen ökonomischen, politischen und militärischen 
Restauration der Herrschaft des (westdeutschen Monopolkapitals. 

25 Tabelle nach: Jürgen Kuczynski: So war es wirklich. Ein Rückblick 
auf zwanzig Jahre Bundesrepublik, Berlin 1969, S. 53. 
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XVI. Auf dem Wege zur Bundesrepublik 

1. Die Bildung der NATO 

Am 6. Juli 1948 – auf dem Höhepunkt der Berlinkrise – begannen in 

Washington Geheimverhandlungen der amerikanischen Regierung 

mit Vertretern Belgiens, Frankreichs, Grossbritanniens, Kanadas, 

Luxemburgs und der Niederlande über die Bildung einer nordatlan- 

tischen «Verteidigungsgemeirischaft». Obwohl die Partner in der 

Zielsetzung des Vertrages grundsätzlich übereinstimmten, verzö- 

gerten die imperialistischen Widersprüche zwischen den einzelnen 

Staaten den Gang der Verhandlungen. Interessengegensätze bestan- 

den vor allen Dingen zwischen den USA und Grossbritannien. Wäh- 

rend die Vereinigten Staaten danach strebten, möglichst viele euro- 

päische Länder in den Pakt einzubeziehen, wollte Grossbritannien 

den Kreis auf die Mitgliederstaaten des Brüsseler Vertrages be- 

schränkt wissen. Die britische Regierung hoffte dadurch mehr Ein- 

fluss auf die geplante Nordatlantikpaktorganisation ausüben zu 

können. Andererseits hatten Frankreich und die Beneluxstaaten 

kein Interesse daran, die britische Vorherrschaftsstellung im Brüsse- 

ler Pakt in das atlantische Bündnis mithinüberzunehmen. Bei den 

Verhandlungen konnten die Vereinigten Staaten aufgrund ihrer poli- 

tischen, wirtschaftlichen und militärischen Stärke ihren Standpunkt 

in allen wesentlichen Fragen durchsetzen. Am 4. April 1949 unter- 

zeichneten die Aussenminister Belgiens, Dänemarks, Frankreichs, 

Grossbritanniens, Islands, Kanadas, Luxemburgs, der Niederlande, 

Norwegens, Portugals und der USA den Vertrag. 

Der Nordadantikpakt wurde auf 20 Jahre abgeschlossen. Der Ab- 

schluss dieses Vertrages verletzte nicht nur die Bestimmungen der 

englisch-sowjetischen und französisch-sowjetischen Bündnisver- 

träge von 1942 beziehungsweise 1944, sondern stand auch in Wider- 
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Spruch zu den Abkommen von Jalta und Potsdam sowie anderen 

während des Zweiten Weltkrieges abgeschlossenen Abkommen, in 

denen die Hauptmächte der Anti-Hitler-Koalition die Verpflich- 

tung übernommen hatten, bei der Festigung des allgemeinen Frie- 

dens und der internationalen Sicherheit zusammenzuarbeiten. Die 

Teilnahme Italiens an der NATO war darüber hinaus eine Verlet- 

zung des 1947 unterzeichneten Friedensvertrages. 

Wenn auch der Vertragstext dies nicht ausdrücklich ausspricht, so 

richtete sich der Nordatlantikpakt ganz eindeutig gegen die UdSSR 

und die volksdemokratischen Staaten. Selbst in den Kommentaren 

führender Staatsmänner der Paktstaaten sprach man ganz offen da- 

von. Die Bildung der NATO wird bis heute als die Antwort des We- 

stens auf die «alarmierenden Expansionsversuche» der Sowjetunion 

hingestellt.1 Dabei verwies man auf die Festigung der volksdemo- 

kratischen Ordnung in den Staaten Ost- und Südosteuropas, insbe- 

sondere auf die Ausschaltung reaktionärer bürgerlicher Kräfte im 

Februar 1948 in der Tschechoslowakei, und natürlich auf die «Blo-

ckade» Berlins. 

Die NATO war ein Instrument der imperialistischen Politik der 

Stärke gegen die sozialistischen Länder mit dem Ziel, die Ergebnisse 

des Zweiten Weltkrieges zu revidieren, den Einflussbereich des Im- 

perialismus auszudehnen. 

Für massgebende Kreise der Vereinigten Staaten war die Einbezie- 

hung des westdeutschen Potentials in die NATO lange schon vor 

Realisierung dieser Pläne eine beschlossene Sache. Ohne West- 

deutschland «musste Europas Verteidigung eine blosse Nachhutak- 

tion an der Atlantikküste bleiben,»2 schrieb der amerikanische Prä- 

sident Truman in seinen Memoiren. 

Konrad Adenauer hatte im Oktober/November 1948 dem «Spie- 

gel»-Herausgeber Rudolf Augstein empfohlen, die notwendige 

Aufstellung deutscher Divisionen zu propagieren. «Wir müssen sie 

erst einmal ins Gespräch bringen und dann das Weitere ab warten.»3 

Im Dezember erhielt der ehemalige Hitlergeneral Hans Speidel von 

 

1 Wilhelm G. Grewe: Deutsche Aussenpolitik der Nachkriegszeit, 

Stuttgart 1960, S. 65. 

2 Harry S. Truman: Memoiren, Bd. II, S. 282. 

3 Der Spiegel, 9. Oktober 1963, S. 66. 
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Adenauer den Auftrag, eine Denkschrift über die Notwendigkeit, 

den Umfang und Charakter einer westdeutschen Wiederaufrüstung 

zu verfassen. 

Auch in sozialdemokratischen Kreisen war das Thema «militäri- 

scher Beitrag» keineswegs tabu. Auf der Sitzung des Parteivorstan- 

des am 10. und 11. Dezember 1948 wurde eine Entschliessung zum 

Problem der westdeutschen Sicherheit angenommen. Die SPD-Par- 

teiführung sprach sich zwar dagegen aus, «die Frage einer künftigen 

militärischen Position Deutschlands mit den Repräsentanten des al- 

ten Militarismus zu behandeln», bezeugte aber durchaus Wohlwol- 

len für eine etwaige deutsche Beteiligung innerhalb eines «Systems 

internationaler kollektiver Sicherheit».4 

Die anglo-amerikanischen Schöpfer des Brüsseler Vertrages und 

der NATO haben ganz bewusst eine Beteiligung Westdeutschlands 

an diesem Paktsystem vorgesehen. Prominente Parteiführer in den 

Westzonen haben bereits im Stadium der westdeutschen Staatswer- 

dung analoge Vorschläge entwickelt. Die inkonsequente Durchfüh- 

rung der Entmilitarisierung in den Westzonen und die gleichzeitige 

Sammlung von Führungskadern und technischen Kräften der faschi- 

stischen Wehrmacht in Sonderlagern und militärisch organisierten 

Dienstgruppen bei den Besatzungstruppen schufen wichtige Vor- 

aussetzungen für eine relativ schnelle Aufstellung einer neuen west- 

deutschen Armee. 

Die fast gleichzeitige Entstehung der NATO und der westdeut- 

schen Bundesrepublik war folglich kein Zufall. Beide Ereignisse 

standen in engster Beziehung zueinander. Die Ausnutzung der öko- 

nomischen und militärischen Potenzen Westdeutschlands für den 

antisowjetischen imperialistischen westeuropäisch-atlantischen 

Block war ein entscheidender Beweggrund für die Bildung der Bun- 

desrepublik und die Spaltung Deutschlands. 

4 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1948/49, S. 136. 
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2. Die Beratungen des Parlamentarischen Rates 

Am 1. September 1948 konstituierte sich in Bonn der Parlamentari- 

sche Rat. Er setzte sich aus 65 von den Landtagen delegierten 

stimmberechtigten Abgeordneten zusammen. Die Abgeordneten 

besassen kein Mandat vom deutschen Volk bzw. der westdeutschen 

Bevölkerung, die Verfassung für einen westdeutschen Staat zu schaf- 

fen. Der Parlamentarische Rat besass somit keine demokratische Le- 

gi timitation. Seine Arbeit vollzog sich hinter verschlossenen Türen, 

hinter dem Rücken des Volkes. 

Zu seinem Präsidenten wurde Konrad Adenauer gewählt. Am 15. 

September 1949 konstituierten sich der Ältestenrat, der Hauptaus- 

schuss und weitere zehn Fachausschüsse, von deren Vorsitzenden 

fünf der CDU/CSU, vier der SPD und einer der FDP angehörten. 

Zum Vorsitzenden des 21 Mitglieder (davon je 8 CDU/CSU und 

SPD, 2 FDP, je 1 DP, Zentrum und KPD) umfassenden Hauptaus- 

schusses wurde Carlo Schmid (SPD) gewählt. 

Grundlage der Arbeiten des Parlamentarischen Rates bildete der 

in Herrenchiemsee im Auftrage der Ministerpräsidenten erarbeitete 

Verfassungsentwurf. Darüber hinaus wurden weitere Materialien 

herangezogen. So die «Grundsätze für eine Deutsche Bundesverfas- 

sung», die der Ellwanger Kreis im April 1948 beschlossen hatte; 

der Entwurf einer «Westdeutschen Satzung» des sozialdemokra- 

tischen Innenministers von Nordrhein-Westfalen, Walter Menzel; 

der Verfassungsentwurf des Zonenbei'rates der britischen Zone. 

Auch die Verfassungsrichtlinien des Deutschen Volksrates vom 

August 1948 wurden wenigstens formell als Diskussionsgrundlage 

anerkannt. 

Auf Grundlage der von den Fachausschüssen erarbeiteten Vorla- 

gen begann der Hauptausschuss am 11. November mit der ersten Le- 

sung des Grundgesetzentwurfes, die am 10. Dezember beendet 

wurde. Die zweite Lesung wurde in der Zeit vom 15. Dezember 

1948 bis zum 20. Januar 1949 durchgeführt. Innerhalb von drei Ta- 

gen, vom 8. bis 10. Februar 1949, erfolgte die dritte und, wie zu- 

nächst angenommen wurde, letzte Lesung des Grundgesetzes im 

Hauptausschuss. Der Kompromissentwurf, der von allen Parteien 

ausser der KPD gebilligt worden war, bedurfte nunmehr der Zu- 
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stimmung der drei Militärgouverneure, um danach vom Plenum des 

Parlamentarischen Rates verabschiedet zu werden. 

Charakteristisch für die Beratungen des Parlamentarischen Rates 

war das Bemühen der bürgerlichen Parteien und der SPD, über alle, 

z.T. nicht unerhebliche Meinungsverschiedenheiten hinweg zu 

einer Einigung zu gelangen und damit die verfassungsmässigen 

Grundlagen für die Bildung eines westzonalen Staates möglichst 

rasch zu legen. Das war möglich, weil die Vertreter dieser Parteien 

auf einer gemeinsamen gesellschaftspolitischen Plattform, der bür- 

gerlichen Staats- und Gesellschaftsordnung, standen, weil eine anti- 

sowjetische Westorientierung im Zeichen des kalten Krieges, der 

Antikommunismus, die Feindschaft gegen die antifaschistisch-de- 

mokratische Ordnung im Osten Deutschlands sowie das Bestreben 

nach einer Revision der Ergebnisse des Zweiten Weltkrieges sie 

miteinander verband. 

Es gab im Parlamentarischen Rat nur eine Partei, die gleicherma- 

ssen für die demokratischen Interessen der westdeutschen Werktäti- 

gen, für die Herstellung eines einheitlichen demokratischen deut- 

schen Staates und gegen die Separatstaatbildung auftrat bzw. diese 

Bildung als Akt der Spaltung Deutschlands charakterisierte – und 

das war die KPD. Sie war durch ihren Vorsitzenden Max Reimann 

und durch Hugo Paul, dessen Platz im Oktober Heinz Renner ein- 

nahm, vertreten. Die anderen Parteien waren sich sämtlich einig in 

ihrer Frontbildung gegenüber den Vertretern der KPD und in der 

konzessionslosen Ablehnung ihrer Anträge, die vor allem auf die 

Verankerung von sozialen Grundrechten und antimonopolitisch- 

demokratischen Forderungen sowie des Verbots der Remilitarisie- 

rung im Grundgesetz gerichtet waren. Ebenso einmütig wurden alle 

Vorschläge der KPD nach Verhandlungen mit dem Deutschen 

Volksrat zur Schaffung einer einheitlichen deutschen demokrati- 

schen Republik abgelehnt. Mit verteilten Rollen und grossem Auf- 

wand sahen sich die Vertreter der anderen Parteien veranlasst, die 

Entlarvung des restaurativen und separatistischen Charakters der 

westdeutschen Staatsbildung zu verleugnen. Das Auftreten der KPD 

vermehrte die schwierige Situation, in der sich die anderen Par- 

teien befanden, beträchtlich. Sie mussten verstärkte Bemühungen 

zur «nationalen» und demokratischen Tarnung und Aufpolierung 
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ihrer politischen Wege und Ziele und auch in einer Reihe Verfas- 

sungsfragen formale Zugeständnisse in Richtung von Forderungen 

des Kampfes um Demokratie und Frieden machen. 

Die bürgerlichen Parteien vertraten spezifische parteipolitisch ge- 

prägte Varianten der Restauration des staatsmonopolistischen Kapi- 

talismus, die sich hinsichtlich des Ausmasses der als notwendig er- 

achteten sozialpolitischen Manöver und der Verankerung formal- 

demokratischer Rechte und Freiheiten unterschieden. Die DP ver- 

trat eine betont konservative und offen revanchistische Position, 

während die CDU/CSU stärker als Partei des sozialen Ausgleichs 

auftrat und ihre revanchistischen Ziele noch etwas zurückhaltender 

formulierte. Zwischen CDU/CSU und Zentrum bzw. FDP gab es 

Meinungsverschiedenheiten wegen der von der ersteren betriebenen 

Konfessionalisierung des Schulwesens und des kulturellen Lebens. 

Grösser waren die Unterschiede, die zwischen den bürgerlichen Par- 

teien und der SPD in der Wirtschaftspolitik bestanden. Die rechten 

SPD-Führer verfolgten eine wirtschaftspolitische Variante, die die 

Nationalisierung von Industriezweigen, grössere Mitbestimmungs- 

rechte für die Gewerkschaften und stärkere Elemente der Wirt- 

schaftslenkung durch den bürgerlichen Suat beinhaltete. Obwohl 

sich diese Variante im Rahmen einer Grundkonzeption bewegte, die 

auf die Erhaltung und Entwicklung der bürgerlichen Staats- und Ge- 

sellschaftsordnung orientiert war, bot sie doch objektiv Ansatz- 

punkte für bzw. fliessende Übergänge zu den antimonopolitisch- 

demokratischen Forderungen von Kommunisten, klassenbewussten 

Sozialdemokraten und anderen Kräften. Sie war somit die für den 

Kampf um Demokratie, Frieden und sozialen Fortschritt günstigere 

Variante bürgerlicher Wirtschaftspolitik. 

Meinungsverschiedenheiten traten zwischen SPD und bürgerli- 

chen Parteien hinsichtlich des provisorischen Charakters des 

Grundgesetzes und der westdeutschen Staatsbildung auf. Die rech- 

ten SPD-Führer hoben aus verschiedenen Gründen den angeblich 

provisorischen Charakter stärker hervor. 

Im Unterschied zur Sozialdemokratie betonten die Fraktionen 

der bürgerlichen Parteien, wie z.B. der Abgeordnete Josef Schwai- 

ber von der CSU: «Es kann nicht unsere ernste Absicht sein, nur ei- 

nen Torso zu schaffen. Wenn wir schon nicht . . . das ganze 
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Deutschland einbeziehen können, so soll wenigstens das, was wir 

schaffen, so gut wie möglich organisiert werden, es soll, wenn auch 

keimhaft, alle Lebenskräfte enthalten, um zu gegebener Zeit sich zu 

einem vollen Staats wesen entfalten zu können. Es soll das Kernstück 

werden, das wie ein Magnet diejenigen Teile Deutschlands an sich 

zieht, denen der Beitritt heute noch verwehrt ist.»5 

Nicht weniger deutlich drückte sich der spätere erste Bundesprä- 

sident, Theodor Heuss von der FDP, aus, der davor warnte, «das 

Wort ‚provisorisch’ etwas zu oft auszusprechen».6 Heuss wandte 

sich auch gegen die im Herrenchiemseer Entwurf getroffene Be- 

zeichnung «Bund deutscher Länder» für den geplanten Westzonen- 

staat. Dieser Begriff war ihm zu zufällig, nicht symbolkräftig genug. 

Heuss schlug vor, den zu schaffenden Staat «Bundesrepublik 

Deutschland» zu nennen. Schliesslich sprach sich auch der Vertreter 

der DP, Hans-Christoph Seebohm, der schon in diesem Gremium 

lautstark revanchistische Ansprüche stellte, unmissverständlich ge- 

gen den Begriff des Staatsfragmets aus. 

Scheinbar setzte sich der von der SPD verfochtene Gedanke des 

Provisoriums der Bundesrepublik und des Grundgesetzes durch. 

Präambel und Schlussbestimmungen der Verfassung liessen aller- 

dings eine sehr unterschiedliche Interpretation zu. «Während sie ei- 

nen Staat mit allen Attributen des Staates und eine Verfassung mit al- 

len Merkmalen einer Verfassung schufen, versicherten sie in einem 

fort, dass dieser Staat kein Staat und diese Verfassung keine Verfas- 

sung sei», schrieb Fritz René Allemann. «Diese sorgsamen Unter- 

scheidungen konnten die eine Tatsache nicht verwischen: dass das 

‚Staatsfragment’ den Vollstaat und das ‚Grundgesetz’ die Vollverfas- 

sung bereits in sich trug.»7 Mit der Gründung der Bundesrepublik 

blieb vom provisorischen Charakter eines westdeutschen Staates 

nichts mehr übrig. 

Weitere Meinungsverschiedenheiten traten in solchen Fragen wie 

der Föderalisierung und der sogenannten Unabhängigkeit des Rich- 

terstandes auf. Die CDU/CSU hielt an der von ihr seit 1945 vertre- 

 

5 Pariamenurischer Rat. Stenographischer Bericht. Bd. 1, Nr. 3: Dritte 

Sitzung, S. 35. 

6 Ebenda, S. 41. 

7 Fritz René Allemann: Bonn ist nicht Weimar, (West-)Berlin (1956),  

S. 73. 
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tenen föderalistisch geprägten Restaurationskonzeption fest, da 

noch nicht sicher war, in wessen parteipolitischen Händen die Zen- 

tralgewalt des westdeutschen Staates fallen würde. Die rechten 

SPD-Führer die damit rechneten, den ersten Bundeskanzler zu stel- 

len, wollten die Kompetenzen der Zentralgewalt erweitern, insbe- 

sondere eine weitgehende Finanzhoheit des Bundes durchsetzen. 

Die CDU/CSU konnte in dieser Frage, gestützt durch weitgehend 

übereinstimmende Positionen der Militärgouverneure, ihren Stand- 

punkt in dem Verhandlungskompromiss stärker zur Geltung brin- 

gen. 

Einig waren sich bürgerliche Parteien und SPD in der Übernahme 

des bürgerlichen Verfassungsgrundsatzes der sogenannten Gewal- 

tenteilung zwischen exekutiver, legislativer und richterlicher Ge- 

walt. Dabei legten sie jedoch Wert auf eine Stärkung der Exekutive, 

insbesondere der Stellung des Bundeskanzlers, was schliesslich zur 

Entwicklung einer autoritären «Kanzlerdemokratie» führte. 

Der Antrag der KPD, die Lehren aus der Geschichte zu ziehen 

und Exekutive und Richterstand der Kontrolle durch die Volksver- 

tretung zu unterwerfen, wurde von allen anderen Parteien abge- 

lehnt. Immerhin sahen sich die SPD-Führer genötigt, der Tatsache 

verfassungsfeindlicher Tätigkeit und Rechtssprechung von zahlrei- 

chen Richtern in der Weimarer Republik Rechnung zu tragen. Sie 

traten jedoch lediglich für die Schaffung eines Verfassungsgerichtes 

ein, eine Forderung, die im Bundesverfassungsgericht Gestalt an- 

nahm. 

Verständlicherweise konnten die Abgeordneten des Parlamentari- 

schen Rates 1948 noch nicht wagen, in die Verfassung Bestimmun- 

gen aufzunehmen, die eine Wiederbewaffnung Westdeutschlands 

vorsahen. Es wurden aber bewusst keine Artikel aufgenommen, die 

die geplante Remilitarisierung unmöglich gemacht oder erschwert 

hätten. Der Antrag der KPD, den Krieg zu ächten, wurde abgelehnt. 

Die Westmächte und ihre Militärgouverneure verfolgten die Ar- 

beit des Parlamentarischen Rats wachsam und scheuten sich nicht, in 

den Prozess des Zustandekommens des Grundgesetzes durch neue 

Richtlinien bzw. Präzisierungen offen einzugreifen, ihre Interessen 

durchzusetzen und die «Väter des Grundgesetzes» wie Schuljungen 

zu gängeln und zu bevormunden. 
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3. Das Ruhrstatut 

Am 11. November 1948 begann in London eine Konferenz von Ver- 

tretern Grossbritanniens, der USA, Frankreichs und der Benelux- 

staaten, um – wie es in den «Londoner Empfehlungen» festgelegt 

worden war – über die Errichtung einer internationalen Kontrollbe- 

hörde im Ruhrgebiet zu beraten. Auf der ersten Plenarsitzung hatte 

der französische Delegierte, Hervé Alphand, folgende Forderungen 

erhoben: Ausstattung der geplanten Ruhrbehörde mit Vollmachten 

gegen eine übermässige industrielle Machtkonzentration, Verhinde- 

rung einer Machtübernahme durch extrem nationale und nazistische 

Gruppen, Überwachung der Planung und Neuausrüstung der 

Ruhrunternehmen, damit die europäische Sicherheit nicht gefährdet 

werde. Nach langwierigen Beratungen wurde am 28. Dezember 

1948 der Entwurf eines Abkommens veröffentlicht. 

Nach dem Abschlusskommuniqué bestand das Hauptziel der 

sechs Mächte darin, «sicherzustellen, dass die Hilfsquellen der Ruhr 

zukünftig nicht für Angriffszwecke sondern allein im Interesse des 

Friedens verwendet werden».8 Der Internationalen Ruhrbehörde 

wurden weitgehende Vollmachten zur Kontrolle der gesamten Pro- 

duktion von Kohle, Koks und Stahl übertragen. Sie teilte diese Pro- 

dukte der Ruhr zwischen innerdeutschen Verbrauch und Export 

auf. Alle Fragen, die Stahl, Kohle und Koks des Ruhrgebiets berühr- 

ten, wurden faktisch aus der Kompetenz der künftigen westdeut- 

schen Regierung ausgeklammert. Formell war eine Beteiligung 

Westdeutschlands vorgesehen, doch die Stimmverteilung in der Be- 

hörde (USA, Grossbritannien, Frankreich und Westdeutschland je 

drei, Belgien, die Niederlande und Luxemburg je eine, wobei bei 

acht Ja-Stimmen ein Beschluss angenommen galt), liess diese Ver-

tretung von vornherein zur Fiktion werden. 

Das Ruhrstatut sah eine weitgehende Beschneidung der staatli- 

chen Souveränität vor und musste deshalb die westdeutsche Bundes- 

regierung mit einer schweren Hypothek belasten. Schon im Juni 

1948 waren die Passagen der «Londoner Empfehlungen» über eine 

Ruhrkontrolle Gegenstand schärfster Kritik gewesen. Jetzt, nach- 

 

8 Europa-Archiv, Viertes Jahr, Januar-Juni 1949, S. 2197. 
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dem der volle Wortlaut des Ruhrabkommens veröffentlicht wurde, 

zeigte sich, dass die damaligen Befürchtungen vollauf berechtigt wa-

ren. 

Am 7. Januar 1949 fand im Hauptausschuss des Parlamentarischen 

Rates eine Sondersitzung statt, in der alle darin vertretenen Parteien 

zum Ruhrstatut Stellung nahmen. Die Aussprache wurde durch eine 

Entschliessung der KPD-Fraktion erzwungen, in der die Weigerung 

jeder Mitarbeit des Parlamentarischen Rates an der Durchführung 

des Ruhrstatuts gefordert wurde. 

Heinz Renner verwies auf den engen Zusammenhang zwischen 

dem Gesetz Nr. 75 und dem Ruhrstatut, die beide die deutschen 

Monopolherren in ihren Machtstellungen beliessen. «Das Ruhrstatut 

gibt keine Handhabe gegen das Wiederaufkommen des Nationalso- 

zialismus. Es beseitigt nicht die Macht und den Einfluss der Aggres- 

soren von gestern. Es schafft keine Sicherheit für jene Völker, die 

Hitlers Angriffskrieg zum Opfer fielen . . .9 

Der kommunistische Antrag, jede Mitwirkung am Ruhrstatut zu 

verweigern, wurde von den anderen Parteien abgelehnt. Sie bestätig- 

ten damit, dass ihre Deklarationen und halben A-blehnungen die 

grundsätzliche Bejahung der auch im Ruhrstatut verankerten Politik 

der Restauration in Westdeutschland und der Spaltung Deutsch- 

lands nicht in Frage stellten. 

Am 28. April 1949 unterzeichneten Vertreter der sechs Mächte in 

London das Abkommen über das Ruhrstatut. Im Juli 1949 nahm die 

Ruhrbehörde ihre Tätigkeit in Düsseldorf auf. Nach Bildung der 

Bundesrepublik erklärte das Adenauer-Kabinett am 30. November 

1949 seinen offiziellen Beitritt zum Ruhrstatut. Das Ruhrabkom- 

men der sechs Mächte hatte nichts mehr gemein mit der von der So- 

wjetunion auf der Moskauer Aussenministerkonferenz von 1947 

vorgeschlagenen Viermächtekontrolle des Ruhrgebietes. Anstelle 

einer echten Kontrolle des deutschen schwerindustriellen Herzstü-

ckes zur Sicherung des europäischen Friedens trat die Einbeziehung 

des Ruhrgebietes in den aggressiven Westblock. Aus der deutschen 

sollte die NATO-Waffenschmiede werden. 

Ein weiterer Schritt zur Realisierung der «Londoner Empfehlun- 

 

9 Parlamentarischer Rat. Verhandlungen des Hauptausschusses, S. 384 f. 
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gen» war die Bildung eines Militärischen Sicherheitsamtes für die 

Westzonen, die am 17. Januar 1949 bekanntgegeben wurde. Das 

Amt unterstand unmittelbar den Oberbefehlshabern der westlichen 

Besatzungstruppen in Westdeutschland. Seine Aufgabe sollte darin 

bestehen, «die Wiedergeburt eines deutschen Kriegspotentials»10 zu 

verhindern. Formell übernahm das Sicherheitsamt eine Reihe von 

Funktionen, die einst vom Alliierten Kontrollrat ausgeübt wurden. 

Es sollte unter anderem die Durchführung bereits erlassener Vier- 

mächteverordnungen und Direktiven, die den militärischen Sicher- 

heitskomplex betrafen, überwachen; die Einhaltung von Verboten 

und Beschränkungen bei bestimmten Industrien gewährleisten; das 

Wiederaufleben von militärischen Organisationen und die For- 

schung auf militärischem Gebiet verhindern. 

Die Errichtung eines sogenannten militärischen Sicherheitsamtes 

sollte offensichtlich den Eindruck erwecken, als hielten sich die drei 

Westmächte nach wie vor an bestimmte Grundsätze der 1945 ver- 

kündeten gemeinsamen Deutschlandpolitik. Abgesehen davon, war 

diese Einrichtung dazu bestimmt, das Misstrauen der französischen 

Regierung in Bezug auf eine Wiederbelebung der Rüstungsindustrie 

beseitigen zu helfen. So kurios diese Massnahme angesichts der da- 

mals bereits bestehenden Remilitarisierungspläne heute auch er- 

scheinen mag, sie war notwendig, um die öffentliche Meinung zu be- 

schwichtigen und um die gemeinsame Politik der drei Westmächte 

im Zusammenhang mit der Weststaatsbildung zu sichern. 

4. Verabschiedung von Grundgesetz und Besatzungsstatut 

Nach der dritten Lesung im Hauptausschuss wurde der Verfassungs- 

entwurf am 11. Februar 1949 den alliierten Verbindungsstäben zur 

Weiterleitung an die Militärgouverneure übergeben. Diese hatten, 

wie Clay in seinen Erinnerungen schreibt, «einiges an der Verfas- 

sung auszusetzen».11 Der Parlamentarische Rat wurde zunächst an- 

 

10 Europa-Archiv, 1949, S. 2163. 

11 Lucius D. Clay: Entscheidung in Deutschland, S. 463. 
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gewiesen, die endgültige Beschlussfassung über die Verfassung im 

Plenum – sie war bereits für den 22. Februar festgelegt worden – hin- 

auszuschieben, bis sich die Militärregierungen zu den Einzelheiten 

geäussert hatten. Am 2. März übergaben die Militärgouverneure ei- 

ner Delegation des Parlamentarischen Rates, die aus dem Präsiden- 

ten und den Mitgliedern des sogenannten Fünferausschusses be- 

stand, eine Denkschrift, in der eine ganze Reihe von Artikeln des 

Verfassungsentwurfs beanstandet wurden. Die Haupteinwände be- 

trafen wiederum das Verhältnis zwischen Bund und Ländern. Nach 

Ansicht der Militärgouverneure hatte der Parlamentarische Rat den 

föderalistischen Rahmen des Grundgesetzes nicht genügend einge- 

halten. Sie forderten deshalb die Abänderung verschiedener Artikel, 

in denen unter anderem die Rechte der Länder und die Steuervertei- 

lung zwischen Bund und Ländern geregelt wurden. Auf Kritik stie- 

ssen auch die angeblich ungenügende Sicherung der richterlichen 

Unabhängigkeit und die Bestimmungen über das Berufsbeamten- 

tum, «die das überlieferte und zweifellos undemokratische Berufs- 

beamtenrecht fortzuführen schienen».12 Schliesslich verlangten die 

Militärgouverneure die Änderung des Artikels 22, in dem der Gel- 

tungsbereich des Grundgesetzes auf «Gross-Berlin» ausgedehnt 

wurde. 

Der Hauptausschuss hatte in seiner 47. Sitzung am 8. Februar 1949 

gegen die Stimme des KPD-Vertreters die Einbeziehung ganz Ber- 

lins als zwölftes Land in die Bundesrepublik beschlossen. Dieser 

Akt gehörte zu jenen Provokationen, durch die der Parlamentari- 

sche Rat zur Erhöhung der Spannungen in Deutschland beisteuerte. 

Die Einbeziehung Berlins in die Bundesrepublik sollte den «gesamt- 

deutschen» Vertretungsanspruch der Bundesrepublik demonstrie- 

ren und ihren Separatstaatscharakter übertünchen. Dieser erste, aber 

keineswegs letzte Versuch der deutschen Spalter, Berlin bezie- 

hungsweise später Westberlin in den Bund einzubeziehen, scheiterte 

am Einspruch der Westmächte, die ihre Rechtspositionen offen- 

sichtlich realistischer beurteilten. 

Die Mehrheit des Parlamentarischen Rates war bereit, die Ein- 

wände der Militärgouverneure zu berücksichtigen. 

12 Ebenda, S. 464. 
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Am 25. April trafen sich die drei Militärgouverneure mit einer 

siebzehnköpfigen Delegation des Parlamentarischen Rates zu einer 

letzten Aussprache über den Verfassungsentwurf, auf der es schliess- 

lich zur endgültigen Einigung kam. Adenauer konnte den Militär- 

gouverneuren versichern, dass der baldigen Verabschiedung des 

Grundgesetzes durch eine ausreichende Mehrheit nunmehr nichts 

mehr im Wege stünde. 

Am 5. und 6. Mai 1949 wurde die vierte Lesung des Grundgeset- 

zes im Hauptausschuss regelrecht durchgepeitscht. Wenige Stunden 

nach Beendigung der Lesungen – noch am 6. Mai – begann im Ple- 

num – die Abgeordneten waren telegrafisch herbeigerufen worden – 

die Abschlussberatung des Verfassungsentwurfs. Am 8. Mai 1949 

wurde das Grundgesetz mit 53 gegen 12 Stimmen angenommen. Für 

die Annahme entschieden sich die Abgeordneten der CDU, der SPD 

und der FDP. Gegen das Grundgesetz stimmten die Abgeordneten 

der KPD, des Zentrums, der Deutschen Partei und 6 der 8 

CSU-Vertreter. Die Ablehnung war bei diesen Parteien auf sehr un- 

terschiedliche Motive zurückzuführen. Allein die KPD stimmte ge- 

gen das Grundgesetz, weil dadurch die Spaltung Deutschlands be- 

siegelt, weil wesentliche soziale Grundrechte nicht aufgenommen 

wurden. Die KPD gab allerdings mehr als einmal za verstehen, dass 

sie trotz grundsätzlicher Ablehnung der Verfassung die darin enthal- 

tenen demokratischen Rechte des Volkes verteid gen werde. Die 

sechs bayrischen CSU-Abgeordneten lehnten das Grundgesetz ab, 

weil ihre extrem föderalistischen Forderungen nicht berücksichtigt 

worden waren, die Vertreter des Zentrums, weil das von ihnen ver- 

tretene Elternrecht keine Aufnahme gefunden hatte, und die Deut- 

sche Partei sprach sich dagegen aus, weil ihr die Verfassung zu «fort- 

schrittlich» war. 

Die Absicht, vor der bevorstehenden Aussenministerkonferenz in 

Paris vollendete Tatsachen zu schaffen, trieb die Schöpfer des 

Grundgesetzes zur schnellen Beendigung ihrer Arbeiten. 

«Das, was bei uns, und das, was in der Ostzone geschieht, ist 

ebensowenig zu vergleichen, wie Feuer und Wasser zu vergleichen 

sind», erklärte Adenauer in seiner Schlussansprache vor dem Parla- 

mentarischen Rat. «Deswegen möchte ich in dieser bedeutungsvol- 

len Stunde den alliierten Mächten zurufen: Wir wollen nicht, dass 
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durch die Verhandlungen in Paris etwa eine Annäherung der Zu- 

stände in den Westzonen an die in der Ostzone erreicht wird. Wir 

wollen keine solche Vermischung, sondern wir möchten, dass die 

Ostzone zu den gleichen Zuständen gelangt, in denen wir leben, 

damit wir dann die Einheit und die Freiheit Deutschlands als gesi- 

chert ansehen können.»13 

Keinen Kompromiss mit dem Osten, Wiederherstellung der Ein- 

heit Deutschlands mit Hilfe der Westmächte auf imperialistischer 

Grundlage – das war das Programm Adenauers, das seine Politik als 

Bundeskanzler und Repräsentant des deutschen Monopolkapitals 

bestimmte. Paul Lobe als Sprecher der Sozialdemokratie ergänzte 

diese Zielstellung mit der Forderung nach Revision der in Potsdam 

festgelegten deutschen Ostgrenzen. 

Seebohm verlangte sogar die Fixierung des «Rechtes auf Hei- 

mat»,14 das heisst des revanchistischen Anspruches auf die ehemali- 

gen deutschen Ostgebiete, im Grundgesetz. 

Mit diesen masslosen und zugleich illusionären Deklamationen 

verabschiedete der Parlamentarische Rat die westdeutsche Verfas- 

sung. Bereits am 12. Mai hatten die Militärgouverneure ihre Zu- 

stimmung erteilt und das Grundgesetz zur Ratifizierung an die 

Landtage weitergeleitet. In zehn der elf westdeutschen Länder 

wurde es mit grosser Mehrheit angenommen. Lediglich der bayri- 

sche Landtag verweigerte mit 101 Nein- gegen 63 Ja-Stimmen und 

bei 9 Enthaltungen der Verfassung seine Zustimmung. Dagegen 

stimmten die Fraktionen der CSU und der Bayernpartei, vor allen 

Dingen deshalb, weil nach ihren Auffassungen die Länderinteressen 

im Bonner Grundgesetz ungenügend verankert waren. Die Rechts- 

verbindlichkeit des Grundgesetzes wurde allerdings im Falle seiner 

Annahme in zwei Dritteln der deutschen Länder auch für Bayern 

anerkannt. 

Am 23. Mai 1949, an dem Tage als die vier Aussenminister der 

Sowjetunion, Frankreichs, Grossbritanniens und der USA in Paris 

ihre Verhandlungen begannen, fand die letzte Sitzung des Parlamen-

tarischen Rates statt. Einziger Punkt der Tagesordnung war die Fest- 

13 Parlamentarischer Rat. Stenographische Berichte, Bd. 1, Nr. 10: 

Zehnte Sitzung, S. 242. 

14 Ebenda, Nr. 9: Neunte Sitzung, S. 175. 
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stellung der Annahme des Grundgesetzes, seine Ausfertigung und 

Verkündigung. Nacheinander unterschrieben die Abgeordneten des 

Parlamentarischen Rates, die elf Landtagspräsidenten und die elf 

Ministerpräsidenten das Grundgesetz. Als der Schriftführer des Par- 

lamentarischen Rates die Namen der beiden kommunistischen Ab- 

geordneten zur Unterschrift aufrief, lehnten diese ab. «Ich unter- 

schreibe nicht die Spaltung Deutschlands»,15 rief Heihz Renner in 

das feierliche Schweigen der Schlusszeremonie. Es blieb Adenauer 

vorbehalten, in seinen abschliessenden Worten noch einmal die un- 

wahre These zu wiederholen, dass der Parlamentarische Rat durch 

seine Arbeit «einen wesentlichen Beitrag zur Wiedervereinigung des 

ganzen deutschen Volkes»16 geleistet habe. 

Das Grundgesetz war ein Dokument der Spaltung Deutschlands. 

Es schrieb die erreichte Restauration des staatsmonopolitischen Ka- 

pitalismus fest, ermöglichte ihre Fortführung und den reaktionären 

Ausbau der BRD. 

Mit der Formulierung eines Alleinvertretungsanspruches wurde 

die Grundlage gelegt für die Politik der Nichtanerkennung eines 

zweiten deutschen Staates, für die aggressive und annexionistische 

Politik gegenüber der im Entstehen begriffenen DDR. Das soge- 

nannte Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes war somit 

nichts anderes als der Anspruch des wiedererstehenden deutschen 

Imperialismus auf die Errichtung eines imperialistischen Deutsch- 

lands – und zwar in den Vorkriegsgrenzen. Damit wurde der Revan- 

chismus legalisiert. Zugleich wurden im Grundgesetz Vorausset- 

zungen für die Beteiligung der BRD an der westlichen Block- und 

«Integrations»politik und für eine mögliche Remilitarisierung ge- 

schaffen. 

Zum Zwecke der Verschleierung des bürgerlichen Charakters der 

im Grundgesetz festgeschriebenen Staats- und Gesellschaftsord- 

nung und zugleich als Ausdruck von notwendigen politischen Zuge- 

ständnissen fanden im Grundgesetz demokratische Rechte und 

Freiheiten formelle Verankerung. Die BRD wurde – im Wider- 

spruch zur Verfassungswirklichkeit – als demokratischer und sozia- 

15 Parlamentarischer Rat. Stenographische Berichte, Bd. l, Nr. 12: Zwölfte 

Sitzung, S. 272. 

16 Ebenda, S. 273. 
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ler Rechtsstaat charakterisiert. Die Möglichkeit der Überführung 

von Naturschätzen und Produktionsmitteln im Gemeineigentum 

gegen Entschädigung wurde eingeräumt. Doch enthielt das Grund- 

gesetz keinerlei Verfassungsgebot hinsichtlich der Überführung von 

Produktionsmitteln in Gemeineigentum und der Mitbestimmung, 

wie sie z.B. in der hessischen Verfassung verankert worden waren. 

Insgesamt den Prozess der Restauration des staatsmonopolisti- 

schen Kapitalismus widerspiegelnd, enthielt das Grundgesetz somit 

auch Bestandteile, die für einen verfassungsgemässen antimonopoli- 

stisch-demokratischen Kampf genutzt werden konnten. Es spiegelte 

damit zugleich auch wider, dass der deutschen Grossbourgeoisie 

noch keine vollständige Restauration, erst ein dreiviertel Sieg gelun- 

gen war. Bis zur Gegenwart waren deshalb auch bereits mehr als 

zwanzig Grundgesetzänderungen notwendig, um diese Verfassung 

den Herrschaftsinteressen der westdeutschen Grossbourgeoisie an- 

zupassen. 

Noch vor Abschluss der Verfassungsarbeiten in Bonn hatten sich 

die Westmächte über alle offenstehenden Fragen der westdeutschen 

Staatsgründung verständigt. Am 26. März 1949 wurde ein Sechs- 

mächtekommuniqué über Grenzveränderungen im Westen veröf- 

fentlicht. Es legte 31 Grenzberichtigungen zugunsten der Nieder- 

lande, Belgiens, Luxemburgs, Frankreichs und des Saargebietes fest. 

Vom 5. bis 8. April 1949 handelten die Aussenminister Dean G. 

Acheson, Ernest Bevin und Robert Schuman in Washington die letz- 

ten ungeklärten Probleme aus. Im Gegensatz zu früheren Beratun- 

gen, bei denen sich die französischen Vertreter immer wieder als 

Hemmschuh erwiesen hatten, einigten sich die Minister diesmal sehr 

rasch. Die USA konnten ihren Standpunkt ohne nennenswerten 

Widerstand der anderen Partner durchsetzen. Nicht ohne Einfluss 

auf den schnellen Abschluss der Verhandlungen war der am 4. April 

erfolgte Abschluss des Nordatlantikpaktes. 

Die Aussenminister einigten sich auf den Text des vorgesehenen 

Besatzungsstatuts für Westdeutschland, das den drei Militärgouver- 

neuren überreicht wurde. Damit kamen die seit Spätsommer geführ- 

ten Verhandlungen über seinen Inhalt endlich zum Abschluss. Im 

Besatzungsstatut behielten sich die Westmächte unter anderem das 

Recht der Entscheidung über folgende Bereiche vor: Fragen der Ab- 
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rüstung und Entmilitarisierung; Kontrolle der Ruhr, des Aussen- 

handels und des Devisenverkehrs; auswärtige Angelegenheiten ein- 

schliesslich internationaler Abkommen. Den westdeutschen Behör- 

den sollte die «volle Freiheit» in der Verwaltung und Gesetzgebung 

überlassen werden, wobei sich die Besatzungsbehörden das Ein- 

spruchsrecht vorbehielten. Änderungen des Grundgesetzes und der 

Länderverfassungen bedurften gleichfalls der Zustimmung der Ok- 

kupationsbehörden. Geblieben war der bereits in den Frankfurter 

Direktiven vorhandene Passus: «Die Besatzungsbehörden behalten 

sich indessen das Recht vor, auf Weisung ihrer Regierungen die 

Ausübung der vollen Gewalt ganz oder teilweise wieder zu über- 

nehmen, wenn sie dies als wesentlich ansehen für die Sicherheit o-

der die Aufrechterhaltung der demokratischen Regierung in 

Deutschland oder als Folge der internationalen Verpflichtungen.»17 

Die Westmächte versprachen eine Überprüfung des Besatzungs- 

statuts und eventuelle Erweiterungen der deutschen Zuständigkeits- 

bereiche 12 beziehungsweise 18 Monate nach seinem Inkrafttreten. 

Das von den drei Aussenministern in Washington verabschiedete 

Besatzungsstatut war das wohl wichtigste Dokument des künftigen 

westdeutschen Staates. Es schränkte seine Handlungsfähigkeit in 

starkem Masse ein. Den Besatzungsmächten blieb letztlich die Ent- 

scheidung über alle wichtigen Lebensbereiche vorbehalten. Jede 

selbständige Politik der künftigen westdeutschen Regierung, insbe- 

sondere in Fragen der Beziehungen zu anderen Staaten, der Frie- 

densregelung mit Deutschland und der Wiedervereinigung, war 

aufgrund des Statuts nicht möglich. 

Die drei Aussenminister beschlossen in Washington das Abkom- 

men über die Dreimächtekontrolle, das die endgültige Fusion der 

drei Besatzungszonen und die Errichtung eines Dreimächtekon- 

trollapparates zum Inhalt hatte. Das in Washington erzielte Ab- 

kommen sah nunmehr die Errichtung einer obersten alliierten Kon- 

trollbehörde, der Alliierten Hohen Kommission, vor. Sie bestand 

aus einem Hohen Kommissar jeder Besatzungsmacht oder seinem 

Stellvertreter. Dieses zivile Amt ersetzte die bisherigen Militärgou- 

verneure. An der Spitze der Besatzungstruppen stand darüber hin- 

 

17 Europa-Archiv, Viertes Jahr, Januar-Juni 1949, S. 2075. 
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aus ein militärischer Oberbefehlshaber. Art und Ausmass der Kon- 

trollfunktionen der Hohen Kommission wurden durch das Besat- 

zungsstatut umrissen. Interessant war der vorgesehene Abstim- 

mungsmodus in diesem Gremium. Auf dem Gebiet des Aussenhan- 

dels und des Devisenverkehrs sollten die Vertreter der Bedatzungs- 

behörden ein Stimmrecht haben, «dessen Gewicht zu den Mitteln im 

Verhältnis steht, die von den betreffenden Regierungen für Deutsch- 

land zur Verfügung gestellt werden».18 Alle anderen Fragen wurden 

durch einfachen Mehrheitsbeschluss entschieden. Dieses Abstim- 

mungsverfahren in der Alliierten Hohen Kommission räumte den 

USA den entscheidenden Einfluss in Westdeutschland ein. Daran 

änderten auch die im Abkommen vorgesehenen Rechte der Hoch- 

kommissare nichts, an ihre Regierungen zu appellieren, um Ände- 

rungen von Entscheidungen zu erwirken. Änderungen der Bundes- 

verfassung mussten vor den alliierten Hochkommissaren einstimmig 

beschlossen werden. 

Das Abkommen über die Errichtung der internationalen Ruhrbe- 

hörde (Ruhrstatut) wurde von der Konferenz bestätigt und gutge- 

heissen. 

Die Washingtoner Aussenministerkonferenz schloss die entschei- 

denden Vorbereitungen der drei Westmächte für die westdeutsche 

Staatsgründung ab. Ihre Beschlüsse bestätigten ganz eindeutig die 

amerikanische Hegemoniestellung gegenüber Grossbritannien und 

Frankreich. Nach dem Schlusskommunique der Konferenz wurde 

als eines der wichtigsten Ziele der drei alliierten Regierungen die 

Eingliederung des deutschen Volkes «in die europäische Gemein- 

schaft» bezeichnet.19 Hinter dieser wohlklingenden Formulierung 

verbarg sich die feste Absicht der USA, Grossbritanniens und 

Frankreichs, die westdeutsche Bundesrepublik in das bestehende 

ökonomische und militärische antisowjetische Bündnis einzuord-

nen. Sie gaben damit zu erkennen, dass die Konstituierung des west-

deutschen Staates nur ein Teilziel ihrer Deutschlandpolitik bildete. 

18 Ebenda, S. 2076. 

19 Ebenda, S. 2074. 
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5. Die Pariser Konferenz der Aussenminister 

Im Hinblick auf die Aussenministerkonferenz der vier Grossmächte 

richtete das Präsidium des Deutschen Volksrates am 7. Mai 1949 an 

den Parlamentarischen Rat und den bizonalen Wirtschaftsrat noch 

einmal telegrafisch die Aufforderung, in Braunschweig oder an ir- 

gendeinem anderen Ort zu Besprechungen zusammenzutreffen. 

Dabei sollte unter anderem über folgende Fragen beraten werden: 

1. Massnahmen zur Verwirklichung der politischen, wirtschaftli- 

chen und kulturellen Einheit Deutschlands; 

2. Ausarbeitung eines gesamtdeutschen Memorandums für die Au- 

ssenministerkonferenz, in dem der baldige Abschluss eines Friedens- 

vertrages und der Abzug der Besatzungstruppen gefordert werden 

sollten. Die Fraktion der KPD stellte zu Beginn der Plenarsitzung 

vom 8. Mai den Antrag, dass der Parlamentarische Rat sofort Ver- 

bindung mit dem Präsidium des Deutschen Volksrates aufnehmen 

solle. 

Die Vorschläge des Deutschen Volksrates boten im Frühjahr 1949 

noch einmal die Möglichkeit für sachliche Verhandlungen zwischen 

den Vertretern Ost- und Westdeutschlands über die Herstellung der 

staatlichen Einheit. Die Angebote des Volksrates befanden sich in 

voller Übereinstimmung mit den auf der ersten Parteikonferenz der 

SED im Januar 1949 formulierten Zielsetzungen ihrer Politik: 

«Wir fordern die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands 

und die Bildung einer gesamtdeutschen Regierung aus den demokra- 

tischen Parteien und Organisationen! 

Wir fordern den Abschluss eines Friedensvertrages mit Deutsch- 

land und den Abzug der Besatzungstruppen nach Abschluss des 

Friedensvertrages! 

Wir fordern die restlose Ausrottung des Militarismus und Nazis- 

mus und den Aufbau eines friedlichen demokratischen Deutsch- 

lands!»20 

Auf der Grundlage dieser Forderungen suchten die SED und die 

mit ihr in der Volkskongressbewegung verbundenen Parteien einen 

Kompromiss selbst mit den Kräften, die sich für die Bildung eines 

 

20 Dokumente der SED, Bd. II, Berlin 1971, S. 172. 
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westdeutschen Staates ausgesprochen hatten. Wie zuvor und wie in 

den folgenden Jahren lehnten es aber die bürgerlichen und sozialde- 

mokratischen Politiker in den Westzonen ab, mit den Repräsentan- 

ten Ostdeutschlands über die Frage der Einheit Deutschlands zu 

sprechen. Sie wollten nicht mehr «zurück zu Potsdam», sie zogen 

ein restauriertes imperialistisches Westdeutschland dem demokrati- 

schen deutschen Einheitsstaat vor. Im Unterschied zur SED fürchte- 

ten die Parteiführungen der CDU/CSU, der SPD, FDP die offene 

Auseinandersetzung um die Gestaltung eines einheitlichen deut- 

schen demokratischen Staates. Sie zeigten keinerlei Kompromissbe- 

reitschaft und weigerten sich, von dem beschrittenen Weg zur Spal- 

tung abzugehen. 

Auf der Pariser Aussenministerkonferenz, die vom 23. Mai bis 20. 

Juni 1949 tagte, waren die vier Grossmächte durch Dean G. Acheson 

(USA), Ernest Bevin (Grossbritannien), Robert Schumann (Frank- 

reich) und A. J. Wyschinski (UdSSR) vertreten. Auf der Tagesord- 

nung standen – abgesehen von der Frage des österreichischen Staats- 

vertrages – folgende Punkte: 

1. die Probleme der deutschen Einheit einschliesslich der Richtli- 

nien für Politik und Wirtschaft sowie Fragen der Viermächtekon- 

trolle; 

2. Berlin und die Währungsfrage; 

3. die Frage der Vorbereitungen für einen deutschen Friedensver- 

trag. Zum ersten Punkt der Tagesordnung unterbreitete der sowjeti- 

sche Aussenminister Wyschinski am 24. Mai folgende Vorschläge 

zur Gewährleistung der wirtschaftlichen und politischen Einheit 

Deutschlands: 

1. Wiederaufnahme der Tätigkeit des Alliierten Kontrollrates auf 

der früheren Grundlage als Organ, «das dazu berufen ist, die oberste 

Gewalt in Deutschland auszuüben», und Wiedereinsetzung der Al- 

liierten Kommandantur in Berlin; 

2. Errichtung eines gesamtdeutschen Staatsrates als deutsche 

Zentralbehörde «auf der Grundlage der jetzt in der Ost- und den 

WestzonenbestehendendeutschenWirtschaftsorgane»; Wiederher-

stellung der Gesamtberliner Stadtverwaltung.21 

21 Siehe Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 218. 
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Bei den Westmächten stiessen die sowjetischen Vorschläge auf 

taube Ohren. Einmal widersetzten sich die westlichen Aussenmini- 

ster aus sehr naheliegenden Motiven einer Rückkehr zu den gemein- 

samen Prinzipien von 1945, die von der Sowjetunion zum Aus- 

gangspunkt ihrer Vorschläge gemacht wurden. Acheson behaupte- 

te, das Abkommen von Potsdam sei nur für die erste Zeit der Kon- 

trolle gedacht gewesen «und führte bedauerlicherweise durch die 

Anwendung seiner Grundsätze in der Folge zur Teilung Deutsch- 

lands».22 Zum anderen wandten sich die Westmächte gegen eine 

Wiederaufnahme der Viermächteverwaltung auf der Basis des Alli- 

ierten Kontrollrats. Insbesondere war es hier das Prinzip der Ein- 

stimmigkeit und des Vetorechtes, das die westlichen Vertreter zur 

Ablehnung der sowjetischen Vorschläge bewog. 

Am 28. Mai legte der britische Aussenminister Bevin im Namen 

seiner beiden Kollegen die westlichen Gegenvorschläge vor. Bereits 

im ersten Punkt des Memorandums trat deutlich zutage, worauf die 

Vorstellungen der Westmächte hinausliefen: «Da das Grundgesetz 

von Bonn öffentlich verkündet worden ist, nachdem es die Zustim- 

mung der übergrossen Mehrheit der gewählten Vertreter von drei 

Besatzungszonen gefunden hatte, sollte die Vereinheitlichung 

Deutschlands entsprechend diesem Gesetz auf Grund geeigneter 

Vereinbarungen, die den Staaten der Ostzone den Beitritt gestatten 

würden, ins Werk gesetzt werden.»23 

Die Westmächte verlangten also nicht mehr und nicht weniger, als 

den Anschluss der sowjetischen Besatzungszone an die Westzonen, 

die Ausdehnung der Prinzipien der Bonner Verfassung auf ganz 

Deutschland und in der Endkonsequenz die Aufgabe der in Ost- 

deutschland geschaffenen antifaschistisch-demokratischen Ord- 

nung. Dieses Ziel des Westens wurde auch durch die anderen Punkte 

bestätigt, die ein Besatzungsstatut für ganz Deutschland und eine 

Viermächtekontrolle in Gestalt einer Hohen Kommission auf der 

Grundlage der Stimmenmehrheit vorsahen, also auf die Ausschal- 

tung der Sowjetunion in der deutschen Frage hinausliefen. 

Auch bei den beiden anderen Punkten der Tagesordnung schei- 

 

22 Keesing’s Archiv der Gegenwart, 1948/49, S. 1978. 

23 Dokumente zur deutschen Politik und Geschichte, Bd. VI, S. 382. 
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terte eine Übereinkunft des Aussenministerrates an der Haltung der 

Westmächte. 

Ein sowjetischer Vorschlag zur Regelung der Berliner Währungs- 

frage auf Grundlage der Direktive vom 30. August 1948 wurde vom 

amerikanischen Aussenminister als verspätet und überholt abge- 

lehnt. Überhaupt weigerten sich die drei westlichen Aussenminister, 

jeder Lösung des Währungsproblems, solange Berlin geteilt bleibe, 

zuzustimmen. Andererseits verweigerten sie den sowjetischen Vor- 

schlägen zur Wiederherstellung einer einheitlichen Berliner Stadt- 

verwaltung und der Alliierten Kommandantur auf der Grundlage 

der Abkommen von 1945 ihre Zustimmung. 

Ebensowenig wie die Westmächte bereit waren, ihre Pläne in 

Westdeutschland zugunsten einer gesamtdeutschen Lösung zu revi- 

dieren, zeigten sie sich in Berlin zu einer Lösung geneigt, die über 

den Status quo vom 4. Mai 1949 hinausging. Der strategische Vor-

posten Westberlin erschien ihnen wichtiger als jede Vereinbarung, 

die zur Wiederherstellung einer einheitlichen Stadtverwaltung ge-

führt hätte. Diese Haltung hatten die Westmächte schon vor Beginn 

der Aussenministerkonferenz demonstriert, als sie – ähnlich wie in 

Westdeutschland – am 14. Mai 1949 ein sogenanntes Kleines Besat-

zungsstatut verkündeten. Auch die Fortsetzung der Luftbrückenak-

tion nach Aufhebung der Sperrmassnahmen bis zum 30. September 

1949 war ein Ausdruck dafür. 

Hinsichtlich des Abschlusses eines deutschen Friedensvertrages 

unterbreitete Wyschinski am 10. Juni 1949 einen Dreipunkteplan. 

Dieser sah vor, dass die Regierungen der vier Mächte «innerhalb von 

drei Monaten dem Aussenministerrat Entwürfe eines Friedensver- 

trages mit Deutschland vorlegen sollten und dass in diesen Entwür- 

fen für den Friedensvertrag mit Deutschland der Abzug der Besat- 

zungstruppen aller Mächte aus Deutschland im Laufe eines Jahres 

nach Abschluss des Friedensvertrages vorgesehen werden sollte.» 

Ausserdem schlug die sowjetische Delegation vor, «zu beschliessen, 

dass auf der gegenwärtigen Tagung des Aussenministerrates die 

Erör- 

terung des Verfahrens für die Vorbereitung des Friedensvertrages 

abgeschlossen wird».24 Acheson und Schuman betrachteten die 

 

24 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 228. 
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Vorbereitung eines deutschen Friedensvertrages für unmöglich, be- 

vor die Mächte sich nicht über die beiden anderen Fragen – Herstel- 

lung der Einheit Deutschlands und Berlins – geeinigt hätten. Bevin 

erklärte sich bereit, den sowjetischen Vorschlag seiner Regierung 

weiterzuleiten. Schumann wiederum erhob dagegen Einspruch, dass 

die Besatzungstruppen innerhalb eines Jahres nach Abschluss des 

Friedensvertrages aus Deutschland abziehen sollten. Wie in London 

1947 weigerten sich die drei westlichen Aussenminister auch in Pa-

ris, eine Delegation des Deutschen Volkskongresses zu empfangen. 

Erfolgreich verliefen dagegen die Verhandlungen über Öster- 

reich. Die Aussenminister konnten sich über die grundsätzlichen 

Fragen des österreichischen Staatsvertrages einigen. Die Stellvertre- 

ter der Minister wurden beauftragt, bis spätestens zum 1. September 

1949 den Gesamtentwurf des Vertrages vorzulegen. 

In dem gemeinsamen Schlusskommuniqué der Konferenz25 wurde 

festgestellt, dass es nicht möglich gewesen sei, «ein Übereinkommen 

über die Wiederherstellung der wirtschaftlichen und politischen 

Einheit Deutschlands zu erzielen». Ungeachtet dessen sollten die 

Bemühungen zur Lösung der deutschen Frage fortgesetzt werden. 

Zu diesem Zweck wurden Beratungen der Besatzungsbehörden in 

Berlin vereinbart, deren Ziel darin bestehen sollte, «die Folgen der 

gegenwärtigen administrativen Teilung Deutschlands und Ber- 

lins ... zu mildern». Im Einzelnen sollte über die Ausdehnung des 

Handels, des Personen- und Güterverkehrs sowie über die Normali- 

sierung der Lage in Berlin verhandelt werden. Den Besatzungsbe- 

hörden wurde empfohlen, bei den Beratungen deutsche Sachver- 

ständige und Organisationen heranzuziehen. Die Aussenminister 

bestätigten die New Yorker Vereinbarung vom 4. Mai 1949. Punkt 6 

des Abschlusskommuniqués über Deutschland lautete: «Die Besat- 

zungsbehörden empfehlen den leitenden deutschen Wirtschaftsor- 

ganen der östlichen Zone und der westlichen Zonen, zur Errichtung 

engerer Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Zonen und zur wirk- 

sameren Durchführung von Handels- und Wirtschaftsabkommen 

beizutragen.» 

    In den entscheidenden Fragen – Abschluss eines Friedensvertrages 

25 Deutscher Volksrat, Informationsdienst, 1949, Nr. 6, S. 25. 
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und Herstellung der staatlichen Einheit – konnten die vier Aussen- 

minister in Paris keine Einigung erzielen. Die Sowjetunion hatte vor 

und während der Pariser Konferenz echte Kompromissbereitschaft 

gezeigt. Der Westen verlangte von der Sowjetunion nicht mehr und 

nicht weniger als die vollständige Kapitulation in der deutschen Fra- 

ge. Es ist wohl kaum anzunehmen, dass die Vertreter der USA, 

Grossbritanniens und Frankreichs die Illusion hatten, diese Forde- 

rungen in Paris durchzusetzen. Ganz offensichtlich sollten sie de- 

monstrieren, dass die imperialistischen Grossmächte nicht bereit wa- 

ren, einer möglichen Lösung des Deutschlandproblems zuzustim- 

men. Sie zeigten keine Bereitschaft, auf die endgültige Abspaltung 

der Westzonen zu verzichten. 

In dieser Haltung wurden die Westmächte von den massgeblichen 

Politikern der bürgerlichen Parteien und der SPD bestärkt. Anläss- 

lich einer Besprechung des politischen Beraters der amerikanischen 

Militärregierung, Robert D. Murphy, mit den Ministerpräsidenten 

der amerikanischen Zone und dem Westberliner Oberbürgermeister 

Reuter am 29. Mai 1949 billigten die westdeutschen Vertreter ein-

hellig den Standpunkt der Westmächte in Paris. Sie sprachen sich 

gegen jede Abkehr von dem einmal beschrittenen Weg und gegen 

jede weitere Verzögerung der westdeutschen Staatsgründung aus. 

Die gleiche Auffassung vertrat der westdeutsche «Konsultativaus-

schuss», ein speziell für die Pariser Aussenministerkonferenz gebil-

detes Beratungsgremium, am 8. Juni 1949 in einem Informationsge-

spräch mit den drei Militärgouverneuren. 

Das Politbüro der SED orientierte in einer Entschliessung vom 2. 

Juli 1949 auf diejenigen Ergebnisse der Aussenministerkonferenz, 

die Ansatzpunkte für eine Fortführung der Gespräche über 

Deutschland boten und zu konkreten Lösungen führen konnten. 

Am 4. Juli 1949 schlug der Vorsitzende der DWK, Heinrich Rau, 

dem Oberdirektor des Verwaltungsrates der Bizone, Hermann 

Pünder, in einem Schreiben vor, einen gesamtdeutschen Wirt- 

schaftsausschuss aus Vertretern der Wirtschaftsverwaltungen aller 

vier Besatzungszonen zu bilden. Ausserdem wurde angeregt, Son- 

derkommissionen zur Beratung von Einzelfragen zu konstituieren. 

Der Deutsche Volksrat forderte am 22. Juli 1949 die westdeut- 

schen Parteien, Organisationen und Behörden auf, alle gegen die 
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Einheit Deutschlands gerichteten Massnahmen, wie beispielsweise 

die vorgesehenen Wahlen zum ersten Bundestag und die Bildung ei- 

ner westdeutschen Bundesregierung, einzustellen. Er erneuerte sei- 

nen Vorschlag vom April und Mai 1949, eine gesamtdeutsche Bera- 

tung einzuberufen, und schlug vor, ein gesamtdeutsches Komitee zu 

schaffen, das mit der Ausarbeitung von Vorschlägen des deutschen 

Volkes an die vier Besatzungsmächte in Übereinstimmung mit dem 

Pariser Abschlusskommuniqué beginnen sollte. 

Auf der letzten Sitzung des westdeutschen Konsultativausschus- 

ses mit den drei Militärgouverneuren am 17. Juli 1949 lehnten seine 

Mitglieder ab, sich mit Vertretern der DWK, des Deutschen Volks- 

rates oder anderen ostdeutschen Organisationen an einen Tisch zu 

setzen, um gemeinsame Wirtschaftsfragen zu besprechen. Während 

der Beratungen gaben die Militärgouverneure zu verstehen, dass die 

entsprechenden Abschnitte des Pariser Abschlusskommuniques le- 

diglich als Empfehlungen zu betrachten seien und dass es im Ermes- 

sen der westdeutschen Seite läge, ob sie mit ostdeutschen Vertretern 

verhandelt oder nicht. 

Oberdirektor Pünder lehnte am 25. Juli die von der DWK ange- 

regte Bildung eines gesamtdeutschen Wirtschaftsausschusses mit der 

Begründung ab, «dass die wirtschaftliche Einheit nur durch Organe 

wiederhergestellt werden könne, die vom Willen demokratisch, frei 

und unmittelbar gewählter Volksvertretungen getragen sind».26 Der 

Appell des Deutschen Volksrates vom 22. Juli wurde von den ange- 

sprochenen Parteien und Institutionen einfach ignoriert. Stur hielten 

sie am Kurs auf die Errichtung des westzonalen Separatstaates fest. 

26 Die Welt (Berlin), 26. Juli 1949. 
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XVII. Konstituierung der BRD 

1. Wahlen und Regierungsbildung 

Alle Vorbereitungen zur Gründung der Bundesrepublik hatten sich 

unter strikter Ausschaltung der Öffentlichkeit vollzogen. Das Feld 

der Handelnden blieb beim Prozess der Staatsbildung auf einen en- 

gen Kreis beschränkt. Dazu gehörten die Länderministerpräsiden- 

ten, die leitenden Politiker des Frankfurter Verwaltungsrates, die 

Abgeordneten des Parlamentarischen Rates und die Führungsgre- 

mien der Parteien. Das letzte Wort hatten sich in allen Fragen die 

Westmächte vorbehalten, ja die grundlegenden Vereinbarungen 

über die Staatsbildung sind ohne Beteiligung westdeutscher Instan- 

zen gefasst worden. 

Erst nachdem vollendete Tatsachen geschaffen worden waren, 

durfte die wahlberechtigte Bevölkerung der drei Westzonen zur 

Wahlurne schreiten. Es ging bei diesen Wahlen nicht um die Beja- 

hung oder Ablehnung der Staatsgründung. «Vielmehr wurde damit 

nur der Zustand konsolidiert, der ohne das deutsche Volk schon ent- 

schieden war.»1 Diese Feststellung von Karl Jaspers trifft den Kern 

der Sache. Der Charakter dieses Staates, seine soziale und ökonomi- 

sche Struktur lagen im Sommer 1949 längst fest. Das galt auch für 

den aussenpolitischen Standort der Bundesrepublik in den weltwei- 

ten Auseinandersetzungen zwischen Sozialismus und Imperialis- 

mus. Die für den 14. August 1949 ausgeschriebenen ersten Bundes- 

tagswahlen hatten lediglich die Aufgabe, die hinter dem Rücken des 

Volkes gefällten Entscheidungen nachträglich den Anstrich der Le- 

gitimität zu verleihen. Die verantwortlichen Politiker hatten wohl- 

 

1 Karl Jaspers: Antwort. Zur Kritik meiner Schrift «Wohin treibt die 

Bundesrepublik», München 1967, S. 67. 
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weislich darauf verzichtet, den Wahlen den Charakter eines Plebizits 

zu geben. 

Von der reaktionären DP bis zur SPD behaupteten alle Parteien 

im Verlauf des Wahlkampfes, dass mit der Konstituierung eines 

westdeutschen Staates ein wesentlicher Schritt auf dem Weg zur 

Wiederherstellung der deutschen Einheit gemacht werde. Sie richten 

ihre Hauptangriffe gegen die KPD, die als einzige Partei auf die ver- 

hängnisvollen Folgen der separaten Staatsbildung hinwies. «Es geht 

darum, ob die nationale Einheit Deutschlands wiederhergestellt 

oder ob Deutschland endgültig gespalten werden soll»,2 hiess es in 

ihrem Wahlprogramm. Doch die westdeutschen Kommunisten 

standen bereits damals faktisch unter Ausnahmerecht. Ihre Politik 

wurde entstellt, die Wirkungsmöglichkeiten der KPD weiter einge- 

engt. Das war die logische Folge der westdeutschen Nachkriegsent- 

wicklung und der Staatsbildung, die ganz im Zeichen des Antikom- 

munismus standen. 

Die Wahlen bestimmten über die Zusammensetzung des Bundes- 

tages und damit auch über die Regierungsbildung. Im Grunde hatten 

nur zwei Parteien theoretisch die Chance auf den Wahlsieg – die 

CDU/CSU und die SPD. «Wird Deutschland christlich oder wird es 

sozialistisch regiert werden?»3 So charakterisierte Adenauer in sei- 

ner programmatischen Wahlrede in Heidelberg die Alternative. Das 

war natürlich reine Demagogie. Im Höchstfall ging es darum, ob in 

den nächsten vier Jahren eine grossbürgerlich-reaktionäre oder eine 

sozialreformistisch-opportunistische Regierung die Geschicke des 

Landes bestimmen würde. 

Am 14. August 1949 erwies sich die CDU/CSU als stärkste Partei. 

Sie erreichte 31 Prozent der abgegebenen Stimmen, dicht gefolgt von 

der SPD, die 29,2 Prozent auf sich vereinen konnte. Die FDP erhielt 

11,9, die KPD 5,7 Prozent. Der knappe Vorsprung der CDU/CSU 

vor der SPD täuschte über das eigentliche Ergebnis dieser Wahlen, 

denn die bürgerlichen Parteien erhielten zusammen fast zwei Drittel 

der Stimmen. Das Wahlergebnis gab der deutschen Grossbourgeoi- 

 

2 Dokumente der KPD 1945-1956, Berlin 1956, S. 186. 
3 Union im Wahlkampf. Informations- und Rednerdienst des Deutsch- 

land-Union-Dienstes, Bonn, vom 30. Juli 1949, S. 7. 
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sie in den Westzonen die Möglichkeit, ihre Politik der Wiederher- 

stellung der alten Machtverhältnisse und sozialen Strukturen fortzu- 

setzen, die Einbeziehung der BRD in das westliche antisowjetische 

Bündnissystem zu forcieren. 

Sowohl in der CDU als auch in der SPD gab es nach den Wahlen 

Bestrebungen zur Bildung einer grossen Koalition zwischen 

CDU/CSU und SPD. Sie wurden vor allem von einflussreichen Län- 

derpolitikern getragen, wie Karl Arnold, Peter Altmaier, Werner 

Hilpert von der CDU, Hans Ehard von der CSU, Christian Stock, 

Ernst Reuter, Wilhelm Kaisen von der SPD. Der grossbürgerlich- 

konservative Führungskern in der CDU um Konrad Adenauer 

sprach sich kategorisch gegen eine Zusammenarbeit mit der SPD in 

einer Regierungskoalition aus. 

Bereits eine Woche nach den Bundestagswahlen, am 21. August, 

hatte Adenauer die Initiative zur Regierungsbildung ergriffen. Auf 

einer Beratung führender CDU-Politiker in seinem Rhöndorfer 

Haus setzte er das von ihm vertretene Konzept einer bürgerlichen 

Koalitionsregierung durch. «Wir müssen jetzt an die Macht kom- 

men. Und wir müssen wenigstens acht Jahre lang an der Macht blei- 

ben. Dann haben wir Deutschland auf den Weg gebracht, auf dem es 

weitergehen kann»,4 hatte er vor den Wahlen 1949 erklärt. Jetzt war 

diese Chance vorhanden, und der kalt rechnende CDU-Politiker 

zögerte keinen Augenblick, sie voll zu nutzen. Auf der Rhöndorfer 

Tagung überzeugte Adenauer die Anhänger einer Grossen Koalition 

von seinem Konzept vor allem durch das Argument, dass der junge 

Staat eine starke und loyale Oppositonspartei brauche. Eine Mitbe- 

teiligung der SPD an der Regierungsverantwortung, so argumen- 

tierte er, könnte dazu führen, dass sich ausserhalb des Parlaments eine 

Opposition auf «nationaler Basis» entwickeln würde.5 Von der So- 

zialdemokratie war Adenauer überzeugt, dass sie sich streng an die 

Regeln der parlamentarischen Demokratie hielt und die Rolle eines 

ungefährlichen Auffangbeckens der oppositionellen Kräfte spielen 

könnte. In Rhöndorf wurde beschlossen, eine Regierungskoalition 

aus der CDU/CSU, der FDP und DP zu bilden, so wie sie bereits im 

 

4 Paul Weymar: Konrad Adenauer, S. 378. 

5 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 226. 
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Wirtschaftsrat seit Sommer 1947 bestand, Theodor Heuss als Bun- 

despräsidenten zu wählen und Adenauer für den Posten des Bun- 

deskanzlers zu nominieren. 

Im SPD-Parteivorstand hatte man sich sofort nach den Wahlen für 

die Opposition entschieden. Als das Ergebnis von Rhöndorf be- 

kannt wurde, sagte die sozialdemokratische Führung dem Bürger- 

block-Kabinett den schärfsten Kampf an. In einer Stellungnahme 

hiess es: «Die Politik der CDU wird – wie die Zusammensetzung der 

entscheidenden Besprechungen erweist-von konservativen Kräften 

wie Dr. Adenauer und von Grossindustriellen und Bankkreisen wie 

Dr. Pferdmenges geführt.»6 

Die künftige Politik der SPD in der BRD wurde auf einer Tagung 

des Parteivorstandes am 29. und 30. August 1949 in Bad Dürkheim 

festgelegt. Die sozialdemokratische Führung übernahm ganz be- 

wusst die ihr zugedachte Funktion des ungefährlichen Auffangbe-

ckens aller Unzufriedenen. Dazu schrieb später Carlo Schmid: «Ei- 

ner der Gründe, weswegen die SPD 1949 bewusst in die Opposition 

gegangen ist, war, dass wir der Meinung gewesen sind, dass die par- 

lamentarische Demokratie bei uns in Deutschland nur dadurch 

funktionsfest gemacht werden könne, dass eine starke Partei in die 

Opposition geht, die den Staat bejaht, auch, wenn sie die gegenwär- 

tige Regierung schlecht findet. Nur so könne verhindert werden, 

meinten wir, dass die Unzufriedenen, die es ja immer geben wird, 

sich radikalen Parteien anschliessen müssen, die den Staat verneinen. 

Diese Unzufriedenen haben so die Möglichkeit, sich einer Partei an- 

zuschliessen, die sich zwar gegen die jetzige Regierung stellt, die aber 

bereit ist, den Staat und seine Grundordnung zu erhalten und zu ver- 

teidigen.»7 Die vom Parteivorstand beschlossenen «Richtlinien der 

Politik der SPD im Bundestag», die Dürkhcimer 16 Punkte, erhiel- 

ten in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, abgesehen von einigen ak- 

tuellen Bezügen, den Katalog mit den seit dem Parteitag von Han- 

nover immer wieder aufgestellten allerdings schon sehr verwässerten 

Forderungen nach Sozialisierung, Mitbestimmung usw. Als aussen- 

 

6 Neuer Vorwärts, Bonn, 23. August 1949 

7 Carlo, Schmid: Die Opposition als Staatsausrichtung. In: Der Wähler 

1955, Heft 11, S. 504. 
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politische Postulate wurden u.a. erhoben: der Abbau der alliierten 

Beschränkungen, die Einbeziehung Berlins als 12. Land in die BRD, 

die Ablehnung der Oder-Neisse-Grenze. 

Die SPD-Parteiführung hielt nach der Staatsgründung an der bis- 

herigen opportunistischen Politik fest, die offiziell immer noch als 

dritter Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus ausgegeben 

wurde. In der Praxis entwickelte sich die Partei jedoch, bedingt 

durch die staatsbejahende, auf den bürgerlichen Parlamentarismus 

eingeschworene Haltung und die antikommunistische Grundein- 

stellung ihrer Führer, zu einer unentbehrlichen Stütze der grossbür- 

gerlichen Regierungskoalition. In dieser Eigenschaft war sie der 

wieder zur Herrschaft gelangten Monopolbourgeoisie weitaus nütz- 

licher denn als Regierungspartei. 

Mit der Konstituierung der gesetzgebenden Körperschaften der 

BRD – des Bundestages und des Bundesrates – begann am 7. Sep- 

tember 1949 der letzte Akt der westdeutschen Staatsbildung. Das 

Amt des Bundestagspräsidenten fiel an Erich Köhler, seit Sommer 

1947 Präsident des Frankfurter Wirtschaftsrates. Zum Bundespräsi- 

denten wurde am 12. September Professor Theodor Heuss, der bis- 

herige Vorsitzende der FDP, gewählt, ein Mann, der 1933 für Hit- 

lers Ermächtigungsgesetz votiert hatte und 1948/49 zu den stärksten 

und aktivsten Befürwortern der Bonner Staatsgründung zählte. Am 

15. September schliesslich erfolgte mit 202 von 402 Stimmen die 

Wahl Konrad Adenauers zum ersten Bundeskanzler der BRD. Da- 

mit bekleidete der Politiker das wichtigste Staatsamt in Bonn, der 

sich am frühesten und entschiedendsten für den Gedanken einer 

westdeutschen Staatsbildung im Rahmen eines westeuropäischen 

Zusammenschlusses eingesetzt hatte. 

In dem ersten, am 20. September vereidigten Kabinett stellte die 

CDU/CSU 9, die FDP 3 und die DP 2 Minister. Diese erste Ade- 

nauer-Regierung war von Anfang an nicht nur schlechthin die Inter- 

essenvertretung der Bourgeoisie, sondern vor allem der konservati- 

ven, reaktionären Kräfte des Monopolkapitals, die vor 1945 und 

1933 die Herrschaft in Deutschland ausgeübt hatten. Schumacher 

hatte durchaus recht, wenn er im Hinblick auf die Kabinettsbildung 

feststellte: «Aus dem Wesen und der Zusammensetzung dieser Re- 

gierung heraus besteht die grosse Gefahr, dass dieser neue Staat ein 
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autoritärer Besitzverteidigungsstaat werden kann.»8 Daran änderte 

auch der Umstand nichts, dass aus wohlabgewogenen taktischen 

Gründen in die erste Bundesregierung einzelne Männer berufen 

wurden, die in dem Ruf standen, sozial gesinnte bürgerliche Demo- 

kraten zu sein. 

Der Prozess der westdeutschen Staatsgründung fand mit Bildung 

der ersten Adenauer-Regierung seinen Abschluss. Damit war zu- 

gleich ein entscheidender Schritt auf dem Weg zur vollen Wiederher- 

stellung der Macht des deutschen Monopolkapitals zwischen Elbe 

und Rhein getan. Vier Jahre nach der bedingungslosen Kapitulation 

war die drohende Gefahr der Entmachtung gebannt. Das mit mass- 

geblicher Unterstützung der Westmächte neu geschaffene Staatswe- 

sen war in jeder Hinsicht Fortsetzer und Nachfolger des 1945 unter- 

gegangenen Deutschen Reiches. Die gleichen Klassenkräfte, die das 

deutsche Volk zweimal innerhalb weniger Jahrzehnte in schreckli- 

che nationale Katastrophen gestürzt hatten, sassen 1949 wieder an 

den Schalthebeln der Macht. 

Allerdings war ihre Herrschaft auch nach der Staatsgründung 

noch keineswegs gefestigt. Der zentrale Staatsapparat befand sich 

noch im Aufbau. Entscheidende Machtfakroren wie Polizei und 

Armee waren noch schwach bzw. fehlten völlig. Eine sichere Mas- 

senbasis im Volk war noch nicht vorhanden. Selbst im Parlament, 

wo die Koalitionsparteien 208 von 402 Mandaten besassen, konnte 

man noch nicht schalten und walten, wie man wollte. Hinzu kam, 

dass es in der Bundesrepublik immer noch einflussreiche Kräfte gab, 

die für demokratische Reformen in Staat und Wirtschaft eintraten, 

eine Beschränkung der Macht der Monopole forderten und sich der 

Restauration des imperialistischen Herrschaftssystems widersetz- 

ten. Dazu zählten in erster Linie die KPD sowie beträchtliche 

Kräfte innerhalb der Sozialdemokratie und der relativ starken Ge- 

werkschaftsbewegung. Durch die antikommunistische, opportuni- 

stische und staatsbejahende Haltung der SPD- und Gewerkschafts- 

führung waren sie allerdings von vornherein gehindert, einheitlich 

und geschlossen gegen die Restaurationspolitik der Regierung vor- 

zugehen. In der Zersplitterung und Inkonsequenz ihrer innerpoliti- 

 

8 Deutscher Bundestag, Stenographische Berichte, Bd. 1, Bonn 1950, S. 32. 
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schen Gegner bestand eigentlich die grösste Stärke der in der BRD 

wieder herrschenden Kräfte. 

Ein Ausdruck der eigenen Schwäche war auch die völlige Abhän- 

gigkeit des Staates und seiner Organe von den Besatzungsmächten, 

denen man noch den grössten Teil der Regierungsgewalt überlassen 

musste. Der Handlungsspielraum der ersten Bundesregierung war 

durch die Anwesenheit und Vorbehaltsrechte der Besatzungsmächte 

stark eingeschränkt. Das Besatzungsstatut trat am 21. September 

1949 in Kraft. Am gleichen Tag konstituierte sich die Allierte Hohe 

Kommission, die auf dem Petersberg bei Bonn ihren Sitz hatte. In 

ihren Händen lag nach der Staatsgründung die eigentliche Macht in 

der BRD. Als Hochkommissare fungierten für die USA John F. 

McCloy, übrigens ein Schwager Adenauers, für Grossbritannien 

General Robertson, der jedoch bald von Sir Ivone Kirkpatrick abge- 

löst wurde, für Frankreich André François-Poncet. Bereits im Juli 

1949 hatte die Internationale Ruhrbehörde in Düsseldorf ihre Tätig- 

keit aufgenommen. Schliesslich gab es seit Januar 1949 ein Militäri- 

sches Sicherheitsamt für die Westzonen. Besatzungsstatut und Alli- 

ierte Hohe Kommission, Ruhrstatut und militärisches Sicherheits- 

amt waren Vorkehrungen, die von den Westmächten getroffen wur- 

den, um zu verhindern, dass in der BRD eine andere als den drei Re- 

gierungen genehme Politik eingeschlagen wurde. 

Die westdeutschen Initiatoren der Staatsbildung haben die damit 

verbundenen einschneidenden Souveränitätsbeschränkungen zwar 

kritisiert, jedoch schliesslich gebilligt. Man wusste, ohne Anerken- 

nung der beschlossenen Massnahmen gab es keine Bundesrepublik. 

Sie wurden zwar als schwere Auflagen empfunden, galten jedoch im 

Vergleich zu einer immer noch zu befürchtenden Einigung der vier 

Grossmächte über eine Friedensregelung mit Deutschland auf der 

Grundlage von Potsdam als das kleinere Übel. Hinzu kam, dass die 

Anwesenheit der westlichen Besatzungsmächte als eine nicht zu un- 

terschätzende Sicherheitsgarantie beim Auf- und Ausbau der über- 

tragenen Macht gegenüber allen Bestrebungen zur Veränderung von 

Staat und Gesellschaft betrachtet wurde. Selbst die einseitige Inter- 

nationalisierung des Ruhrgebiets bot immerhin Schutz gegen die So- 

zialisierungsforderungen, die von der SPD/KPD und den Gewerk- 

schaften erhoben wurden. Im Übrigen sah man in der Bundesregie- 
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rung und ihr nahestehenden Kreisen das Besatzungsregime und das 

damit zusammenhängende Souveränitätsmanko als notwendiges 

Durchgangsstadium zur vollen Wiederherstellung der eigenen Macht 

und zur Durchsetzung der eigenen Ziele an. Adenauer schrieb in sei-

nen «Erinnerungen» von «Übergangsregelungen», von bestimmten 

Abschnitten auf dem Weg zur Gleichberechtigung, von «Diskrimi-

nierungen», worunter er bezeichnenderweise auch die Entmilitarisie-

rungsbestimmungen verstand, die zwangsläufig fallen mussten, da 

die Westmächte die BRD als Partner gegen die Sowjetunion brauch-

ten. 

Noch im Parlamentarischen Rat hatte der kommunistische Abge- 

ordnete Heinz Renner auf den machtpolitischen Hintergrund der 

von Adenauer in diesen Fragen betriebenen Politik aufmerksam ge- 

macht: «Ihre Politik der Unterwerfung unter die Pläne der West- 

mächte – alles das geht darauf zurück, dass Ihnen dieser politische 

und wirtschaftliche Kurs hier im Westen auf den Leib geschrieben 

ist, Herr Konrad Adenauer. 2 Prozent Gewinn unter dem Schatten 

des Dollars – das ist besser als Sozialisierung und Enteignung der Be- 

triebe der Kriegsverbrecher . . . Ich habe schon einmal gesagt, dass 

Sie bewusst zu einer für Sie im Augenblick bösen Politik gute Miene 

machen, weil Sie auf den Augenblick warten, da Sie als Vertreter des 

deutschen imperialistischen Kapitals wieder offensive imperialisti- 

sche Politik machen können.»9 

2. Das Regierungsprogramm der Adenauer-Regierung 

Eine Vorstellung von den Zielen, Wünschen und Ambitionen der in 

der BRD wieder an der Macht befindlichen Kräfte der Monopol- 

bourgeoisie bot bereits die erste Regierungserklärung des Bundes- 

kanzlers. Die darin verkündeten wirtschaftlichen und innenpoliti- 

schen Ziele liefen auf die konsequente Fortsetzung des seit 1947 ver- 

folgten Kurses zur vollen Wiederherstellung der alten machtpoliti- 

schen Verhältnisse in Wirtschaft und Staat hinaus. Förderung der 

 

9 Parlamentarischer Rat, Verhandlungen des Hauptausschusses, S. 607. 
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freien Unternehmerinitiative, Senkung der Einkommensteuer 

zwecks Kapitalbildung, Gewinnung des Vertrauens des ausländi- 

schen Kapitals, Fortsetzung der als «soziale Marktwirtschaft» eti- 

kettierten neoliberalistischen Wirtschaftspolitik – darin bestanden 

die Hauptthesen zu diesem Fragenkomplex. In vagen Formulierun- 

gen sprach sich der Bundeskanzler für eine zeitgemässe Neuordnung 

der Beziehungen zwischen «Arbeitnehmern und Arbeitgebern» aus. 

Sogar von einer «Neuordnung der Besitzverhältnisse in den Grund- 

industrien»10 war die Rede. Adenauer kündigte eine Politik sozia-ler 

Gerechtigkeit an, versprach die Durchführung des seit der Wäh- 

rungsreform anstehenden Lastenausgleichs, Massnahmen zur Ein- 

gliederung der Umsiedler, die Förderung des Wohnungsbaus, Hilfe 

für den Mittelstand. Die besondere Betonung sozialer Fragen 

konnte nicht darüber hinwegtäuschen, dass es sich hier um das Pro- 

gramm einer grossbürgerlichen Regierung handelte. Nicht zufällig 

wurden darin weder die Arbeiter noch ihre stärkste Klassenorgani- 

sation, die Gewerkschaften, mit einem Wort erwähnt. Dafür war die 

Rede von der notwendigen Regelung des Pensionsrechts der «ver- 

triebenen Beamten und der ehemaligen Militärpersonen».11 In ver- 

steckter Form wurde von der Rehabilitierung der Kriegsverbrecher 

und ganz offen von der notwendigen Beseitigung der Entnazifizie- 

rungsfolgen gesprochen. Schon in dieser ersten Erklärung wurde all 

jenen gedroht, «die an der Existenz unseres Staates rütteln».12 Dabei 

nannte Adenauer, wie das von nun an üblich wurde, den Rechts- 

und Linksradikalismus in einem Atemzug, gleichsam als Alibi für 

die bald verstärkt einsetzenden Verfolgungen gegen alle konsequent 

linken Kräfte in der BRD. 

Im aussenpolitischen Teil seiner Rede rückte er die Beziehungen 

zu den Westmächten in den Mittelpunkt. Dabei stellte er sich voll 

und ganz auf den Boden de Besatzungsstatuts, obwohl es, wie er be- 

kannte, «alles andere als ein Ideal»13 sei. Den einzigen Weg zur 

Überwindung dieses Zustandes sah der Kanzler darin, «dass wir im 

Einvernehmen mit der Hohen Alliierten-Kommission unsere Frei- 

 

10 Deutscher Bundestag, Bd. 1, S. 26. 
11 Ebenda. 
12 Ebenda, S. 27. 
13 Ebenda, S. 29. 
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beiten u nd unsere Zuständigkeiten Stück für Stück zu erweitern ver- 

suchen».14 Dabei präsentierte er schon die nächsten Forderungen: 

die Herabsetzung der Besatzungskosten, die Amnestie von rechts- 

kräftig verurteilten Kriegsverbrechern und die endgültige Einstel- 

lung der Demontagen. Einen grossen Raum nahm in der Regierungs- 

erklärung der von Adenauer schon 1945 geäusserte Gedanke ein, die 

BRD in einen westeuropäischen Zusammenschluss zu integrieren. 

Er legte ein eindeutiges Bekenntnis zur Westorientierung ab, sprach 

sich für gute Beziehungen zu allen westlichen Nachbarstaaten und 

vor allem für die endgültige Überwindung des deutsch-französi- 

schen Gegensatzes aus. Noch bestehende Interessengegensätze, wie 

etwa in der Saarfrage, sollten durch notwendige Kompromisse gere- 

gelt werden. Als ein möglicher Lösungsweg wurde dabei die «euro- 

päische» Ebene, die Bildung einer westeuropäischen Union be- 

zeichnet. Seinen besonderen Dank für geleistete Hilfe stattete Ade- 

nauer den USA, dem wichtigsten Paten der BRD, ab. 

Ein ganz anderer Ton wurde gegenüber den sozialistischen Staa- 

ten angeschlagen. War gegenüber dem Westen von Ausgleich und 

Kompromissbereitschaft die Rede, von Versöhnungswillen und 

Freundschaftswerben, so wurden an den Osten massive Forderun- 

gen gestellt. Zwar beteuerte Adenauer, die Bundesrepublik sei auch 

bereit, mit den östlichen Nachbarn, «insbesondere mit Sowjet-Russ- 

land und mit Polen, in Frieden zu leben»,15 doch nur unter den von 

Bonn gestellten Bedingungen. Sie liefen faktisch darauf hinaus, dass 

die Sowjetunion in der deutschen Frage kapitulieren, ihre Besat- 

zungszone räumen und einer Revision der Öder-Neisse-Grenze zu- 

stimmen sollte. Anschluss an den kapitalistischen Westen, Feind- 

schaft gegenüber dem sozialistischen Osten – das war auf einen kur- 

zen Nenner gebracht das aussenpolitische Programm der Regierung 

Adenauer. 

In der anschliessenden Debatte haben lediglich die Abgeordneten 

der KPD das Programm der Bundesregierung prinzipiell kritisiert. 

Sie entlarvten die pseudosoziale Note der Regierungserklärung, 

verwiesen auf den restaurativen Charakter des Bonner Staates und 

 

14 Ebenda. 
15 Ebenda. 
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warnten vor den Folgen des angekündigten revanchistischen aus-

senpolitischen Kurses gegenüber den sozialistischen Staaten. Die 

sozialdemokratischen Sprecher wandten sich gleichfalls in zum Teil 

scharfer Form gegen die sozialen und wirtschaftlichen Thesen der 

Adenauer-Regierung. Gleichzeitig aber brachten sie zum Ausdruck, 

dass sie als eine wesentliche Aufgabe ihrer «konstruktiven Opposi- 

tion» die Festigung der mitgeschaffenen staatlichçn Grundordnung, 

die sozial attraktiv gemacht werden sollte, ansahen. Wo für die So- 

zialdemokraten der Feind stand, gab Erich Ollenhauer noch einmal 

zu verstehen, als er ausführte: «... es gibt für uns eine unversöhnli- 

che Gegnerschaft, das ist die Gegnerschaft zu den kommunistischen 

Trägern des Diktatursystems in der Ostzone und zu ihren kommu- 

nistischen Mitschuldigen in der Westzone.»16 Die aussenpolitischen 

Thesen der Regierung fanden weit über die Koalition hinaus die Bil- 

ligung der übrigen bürgerlichen Parteien und auch der sozialdemo- 

kratischen Fraktion. 

Einhellig lehnten alle Parteien, mit Ausnahme der KPD, die 

Oder-Neisse-Grenze ab. Eine Reihe von Abgeordneten der Rechten 

erhoben Forderungen nach der Eingliederung Österreichs, des Su- 

detenlands, Böhmensund Mährens. Derartige revanchistische Posi- 

tionen, die zum Teil mit beleidigenden Ausfällen gegenüber soziali- 

stischen Politikern in Polen und der Tschechoslowakei verknüpft 

waren, konnten vorgebracht werden, ohne dass die betreffenden 

Abgeordneten auch nur gerügt wurden. Wer jedoch wie der 

KPD-Vorsitzende Max Reimann die Anerkennung der Oder-Nei- 

sse-Grenze verlangte oder wie sein Fraktionskollege Renner die von 

Adenauer gegenüber der Sowjetunion betriebene Hetze in der 

Kriegsgefangenenfrage anprangerte, wurde von dem Bundestags- 

präsidenten zur Ordnung gerufen. 

Weder in der Regierungserklärung noch in den Reden bürgerli- 

cher und sozialdemokratischer Abgeordneter fand sich ein Hinweis 

auf die Schuld und Verantwortung für die vom deutschen Faschis- 

mus und Militarismus verübten Verbrechen, auf die Notwendigkeit 

der Sühne und Wiedergutmachung. Wenn vom Potsdamer Ab- 

kommen gesprochen wurde, dann ausschliesslich in der Absicht, aus 

16 Ebenda, S. 103. 
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den dort gefassten Beschlüssen die Ungültigkeit der Grenzregelung 

im Osten nachzuweisen. Gott, das Völkerrecht und die Moral wur- 

den bemüht, um Ansprüche anzumelden, die durch die Gewaltpoli- 

tik des deutschen Imperialismus verspielt waren. 

In einer Note an die Regierung der USA, Grossbritanniens und 

Frankreichs vom 1. Oktober 1949 machte die Sowjetunion die drei 

Staaten im Zusammenhang mit der BRD-Gründung für den Bruch 

des Potsdamer Abkommens, die Nichteinhaltung der Beschlüsse der 

Pariser Aussenministerkonferenz von 1949 und die unzulässige Ver- 

zögerung des Abschlusses eines Friedensvertrages mit Deutschland 

verantwortlich. Die Bildung der westdeutschen Bundesregierung, 

«die den Beschlüssen der Potsdamer Konferenz über die Demokrati- 

sierung und Entmilitarisierung Deutschlands sowie den Deutsch- 

land auferlegten Verpflichtungen gegenüber feindlich eingestellt 

ist»,17 wurde von der Sowjetunion als unvereinbar mit den Interes- 

sen des friedliebenden Europas betrachtet. In ähnlichen Noten pro- 

testierten die Regierungen der übrigen sozialistischen Staaten Ost- 

und Südosteuropas gegen die Bildung der westdeutschen Regierung. 

Mit Misstrauen und Unbehagen wurden auch in der westeuropä- 

ischen Öffentlichkeit die ersten Erklärungen der führenden Reprä- 

sentanten der BRD zur Kenntnis genommen. Das galt vor allem für 

den revanchistischen Geist der formulierten aussenpolitischen An- 

sprüche. Linksstehende Blätter in Grossbritannien und Frankreich 

sprachen von den Gefahren eines neuen Nationalismus. Selbst die 

britische «Times», die insgesamt recht wohl wollend das Programm 

der Adenauer-Regierung kommentierte, gab im Hinblick auf die 

Nichtanerkennung der Oder-Neisse-Grenze zu verstehen, dass «Eu- 

ropa», d.h. die westeuropäische Staatengemeinschaft nicht alle 

Grenzrevisionsansprüche anerkennen und unterstützen könne. Das 

konservative schwedische «Svenska Dagbladet» schrieb: «Die grosse 

Mehrheit des westdeutschen Parlaments ist von einer Mentadität 

beherrscht, die es füf viele ausserordendich schwer macht, die deut- 

sche Bundesrepublik als Hort des Friedens und der Demokratie zu 

betrachten.»18 

17 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 235. 

18 Zitiert in: Die Welt (Hamburg), 24. September 1949. 
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Mit Bildung der BRD waren die Auseinandersetzungen um die 

Lösung der deutschen Frage in ein neues Stadium getreten. In ihren 

Stellungnahmen zur'sowjetischen Note vom 1. Oktober 1949 gaben 

die Westmächte noch einmal zu verstehen, dass für sie die Rückkehr 

zu einer gemeinsamen Deutschlandpolitik nicht in Frage kam. Nach 

Gründung des Bonner Staates war ihre gesamte Politik darauf ausge- 

richtet, die Bundesrepublik fest in das gegen die Sowjetunion und 

die anderen sozialistischen Staaten gerichtete Bündnissystem einzu- 

bauen. 

3. Die Gründung der DDR. Bonner Alleinvertretungsanspruch 

Nach der Regierungsbildung in Bonn beschlossen die in der Volks- 

kongressbewegung vereinten Parteien und Massenorganisationen 

auf Vorschlag der SED die Gründung der Deutschen Demokrati- 

schen Republik. Die Abgeordneten des Deutschen Volksrates kon- 

stituierten sich am 7. Oktober 1949 als Provisorische Volkskammer. 

Die vom III. Deutschen Volkskongress angenommene Verfassung 

wurde in Kraft gesetzt. Am 11. Oktober erfolgte die Wahl Wilhelm 

Piecks zum Staatspräsidenten. Am 12. Oktober stellte Otto Grote- 

wohl, der zum Ministerpräsidenten nominiert worden war, seine 

Regierung vor. Die sowjetischen Besatzungsbehörden übergaben 

alle bisher von ihnen wahrgenommenen Verwaltungsfunktionen an 

die Regierung der DDR. 

Mit der DDR entstand ein Staat, in dem erstmals die Arbeiterklas- 

se, geführt von ihrer geeinten, marxistisch-leninistischen Partei die 

Macht ausübte. Die Staatsgründung im Osten war die Konsequenz 

der 1945 dort begonnenen und erfolgreich verlaufenen antifaschi- 

stisch-demokratischen Umwälzung. Ihre Ergebnisse – die Beseiti- 

gung der Grundlagen von Faschismus, Militarismus und Krieg – 

stimmten mit den Zielsetzungen der Antihitlerkoalition überein. Sie 

führte zur Überwindung der alten kapitalistischen Gesellschafts- 

ordnung, schuf neue Eigentumsverhältnisse in der Wirtschaft, die 

verbunden waren mit der ökonomischen und politischen Entmach- 

tung der Monopolbourgeoisie und des Junkertums. 
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Die Restauration der imperialistischen Machtverhältnisse und die 

staatliche Zusammenfassung der Westzonen in Form einer bürger- 

lich-parlamentarischen Demokratie, nicht zuletzt die bereits in der 

Entstehungsphase des Separatstaates von seinen Gründern verkün- 

deten territorialen und gesellschaftspolitischen Ziele, machte die 

Schaffung eines zweiten deutschen Staates unumgänglich. Es gab 

keinen anderen Weg mehr, sollte nicht all das preisgegeben werden, 

was im Ergebnis der revolutionären Umwälzung entstanden war. 

In seiner Regierungserklärung begründete Otto Grotewohl die 

Notwendigkeit der Staatsbildung und die nächsten Aufgaben seiner 

Regierung. Als Grundlage der Aussenpolitik wurde die feste 

Freundschaft zur UdSSR und zu den volksdemokratischen Ländern 

sowie normale, friedliche Beziehungen mit allen anderen Ländern 

auf Basis der Gleichberechtigung proklamiert. Die Regierung Gro- 

tewohl erkannte die Oder-Neisse-Grenze als die endgültige unan- 

tastbare Friedensgrenze an. 

Einen wichtigen Platz nahm in der Regierungserklärung das Be- 

kenntnis zur Wiederherstellung der Einheit Deutschlands auf der 

Grundlage der Beschlüsse von Potsdam ein. Die Forderung nach ei- 

nem einigen, demokratischen und friedliebenden deutschen Staat 

fand die volle Unterstützung der Sowjetunion und der übrigen so- 

zialistischen Staaten. 

Trotz der verständlichen Vorbehalte gegenüber der Bundesrepu- 

blik und ihren führenden Repräsentanten, waren Regierung und 

Volkskammer der DDR bereit, mit den staatlichen Instanzen der 

BRD zu verhandeln. Wilhelm Pieck hatte in seiner Antrittsrede am 

11. Oktober auf die besondere Verantwortung der beiden Regierun- 

gen und Parlamente bei der Überwindung der eingetretenen Spal- 

tung hingewiesen. Am 26. Oktober 1949 schlug Pieck der Bundes- 

regierung vor, in gemeinsame Verhandlungen über die Einheit 

Deutschlands einzutreten. 

Die Gründung der DDR, das Bekenntnis ihrer Repräsentanten 

zur Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands auf 

Grundlage der Potsdamer Beschlüsse und die Bereitschaft zu Ver- 

handlungen mit den staatlichen Organen der BRD zwang Bundes- 

regierung und Bundestag zu einer klaren Stellungnahme. Am 21. 

Oktober 1949 gab Konrad Adenauer vor dem Bundestag eine Erklä- 
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rung ab. Darin wurde die Regierungsbildung in Berlin als ein unge- 

setzlicher Akt bezeichnet. Der Bundeskanzler sprach der DDR jede 

Staatlichkeit ab und erklärte ihre Verlautbarungen und Handlungen 

à priori für nicht verbindlich. Dabei bezog er sich speziell auf die 

Anerkennung der Oder-Neisse-Grenze durch die Regierung Gro- 

tewohl. Adenauer stellte die BRD als «die alleinige legitimierte staat- 

liche Organisation des deutschen Volkes» hin.19 Sie allein sei berech- 

tigt, in seinem Namen zu sprechen. «Unser vornehmstes Ziel wird es 

sein», so betonte er, «ganz Deutschland auf dem Boden des Rechts 

und der Freiheit zu einen und es in eine europäische Ordnung hin- 

einzuführen.»20 

Die Regierungserklärung, die mit Ausnahme der KPD von allen 

im Bundestag vertretenen Parteien gebilligt wurde, beruhte auf den 

schon vor Gründung der beiden deutschen Staaten vertretenen Auf- 

fassungen und praktizierten Politik. Das galt in erster Linie für das 

bereits im Grundgesetz verankerte Prinzip der Alleinvertretung, die 

Ablehnung aller offiziellen Kontakte und Beziehungen zu den staat- 

lichen Instanzen im anderen Teil Deutschlands. Das Zeremoniell ei- 

ner Kanzlererklärung vor dem Bundestag war gewählt worden, um 

Grundsätze und Ziele der Bonner Deutschlandpolitik nochmals vor 

aller Welt sichtbar zu repräsentieren – gegenüber dem Osten als 

Forderung, gegenüber dem Westen als Aufforderung zur Unter- 

stützung. Dieser Aufwand zeigte übrigens, dass man in der BRD die 

Gründung der DDR ernster nahm, als in ersten Stellungnahmen 

zum Ausdruck kam, in der die Meinung überwog, im Grunde hätte 

sich dadurch eigentlich nichts verändert. Spiritus rector der Veran- 

staltung vom 21. Oktober waren die sozialdemokratische Bundes- 

tagsfraktion und ihr Vorsitzender Schumacher. 

Die offiziellen Kommentare und Stellungnahmen der SPD zur 

Entstehung der DDR zeichneten sich nicht nur durch besondere 

Gehässigkeit und Arroganz aus, sie brachten die Forderung nach 

Nichtanerkennung am prägnantesten zum Ausdruck. «Es muss jeder 

Schritt vermieden werden, der zu einer Anerkennung oder Stärkung 

des ostzonalen Regimes führen würde . . .»,21 hiess es im Organ des 

 

19 Deutscher Bundestag, Bd. 1, S. 308. 
20 Ebenda. S. 309. 
21 Neuer Vorwärts, Bonn, 26. November 1949. 
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Parteivorstandes. Jede Verhandlung mit DDR-Vertretern über die 

Normalisierung der Beziehungen zwischen den beiden Staaten wurde 

abgelehnt. Sogar Wirtschaftsbeziehungen galten als suspekt. Wer sol-

che Gedanken äusserte, wurde als «Rückversicherer» oder «ost-west-

licher Brückenbauer» diffamiert. 

Die Tatsachen beweisen, dass zwischen Bundesregierung und so- 

zialdemokratischer Opposition hinsichtlich des Verhältnisses zur 

DDR völlige Übereinstimmung bestand. Eine ganze Reihe der in 

Adenauers Regierungserklärung benutzten Argumente wiesen eine 

auffällige Ähnlichkeit mit sozialdemokratischen Dokumenten auf. 

Das trifft auch auf die Zielsetzungen der Anti-DDR-Politik zu. 

Beide Seiten waren sich darin einig, dass dieser Staat beseitigt wer- 

den und sein Gebiet in der BRD aufgehen muss. Die von den Sozial- 

demokraten kreierte und von der Regierungskoalition übernom- 

mene Formel von der «Wiedervereinigung in Freiheit» besagte 

nichts anderes als die beabsichtigte Ausdehnung der politischen, so- 

zialen und ökonomischen Verhältnisse der BRD auf die Gebiete öst- 

lich von Elbe und Werra, die Beseitigung der DDR und ihrer Gesell- 

schaftsordnung. Als selbstverständlich wurde dabei angesehen, dass 

die durch die verbrecherische Politik des deutschen Imperialismus 

verspielten Ostprovinzen jenseits von Oder und Neisse Bestandteil 

des so wiedervereinigten Deutschlands in den Grenzen von 1937 

sein sollten. Der Begriff «Wiedervereinigung» verschleierte lediglich 

diese reine Anschlusskonzeption. Die Regierungserklärung vom 21. 

Oktober 1949 erhob diese Zielsetzung zum offiziellen Programm. 

Der bereits verfassungsmässig verankerte Alleinvertretungsanspruch 

erhielt den Charakter einer Staatsdoktrin, einzig und allein geschaf- 

fen als Instrument einer völkerrechtlich verbrämten friedensgefähr- 

denden Revanchepolitik. Mit diesem Mittel konnten von nun an alle 

gegen die DDR gerichteten Massnahmen, angefangen von der Hetze 

über die Spionage und Sabotage bis hin zum begrenzten Krieg ge- 

rechtfertigt werden. Die Formel von der Alleinvertretung durch- 

drang das gesamte öffendiche Leben in der Bundesrepublik. Sie be- 

stimmte die Propaganda, die Lehrmeinungen an den Universitäten, 

den Unterricht an den Schulen und ging in die Rechtssprechung ein. 

Nicht zuletzt diente diese Anmassung dazu, die völkerrechtliche 

Anerkennung der DDR durch andere Staaten zu verhindern. 
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Die Alleinvertretungsdoktrin war in erster Linie eine permanente 

Kriegserklärung an die DDR. Gleichzeitig aber war sie Ausdruck 

einer offen feindseligen Politik gegenüber allen sozialistischen Staa- 

ten, die mit der DDR’ normale völkerrechtliche Beziehungen auf- 

nahmen, insbesondere gegenüber der Volksrepublik Polen und der 

UdSSR. Bis in die sechziger Jahre hat die BRD die Anerkennung ih- 

rer revanchistischen Forderungen als Voraussetzung für die Auf- 

nahme normaler Beziehungen zu diesen Staaten betrachtet. Zwei 

Jahrzehnte hat der Alleinvertretungsanspruch die Normalisierung 

der Beziehungen zwischen der BRD und der DDR blockiert, den 

Prozess der Entspannung in Europa behindert. Die Schuld dafür 

trifft nicht nur jene westdeutschen Politiker und Parteien, die 1949, 

vier Jahre nach der Zerschlagung des Hitlerstaates, abermals territo- 

riale Forderungen anmeldeten, sondern in gleichem Masse die ver- 

antwortlichen Politiker der drei Westmächte. Ihre Politik hat die re- 

vanchistischen Kräfte in dem von ihnen mitgeschaffenen Staat dazu 

ermuntert. 

Die Proklamation des Alleinvertretungsanspruchs und der Forde- 

rungen nach Veränderung der europäischen Grenzen hatten zu- 

nächst nicht mehr als deklaratorische Bedeutung. Um daraus ein 

wirksames Instrument der Politik zu machen, bedurfte es der inter- 

nationalen Unterstützung. Die Adenauer-Regierung sah deshalb 

eine ihr naheliegende Aufgabe darin, von den drei Westmächten und 

den übrigen kapitalistischen Staaten die notwendige Rückende-

ckung zu erhalten. 

Die ersten Verlautbarungen und Massnahmen der Bundesregie- 

rung machten deutlich, dass es ihre Absicht war, möglichst rasch den 

innenpolitischen Restaurationsprozess abzuschliessen, die volle 

Handlungsfreiheit nach innen und aussen zu erlangen, all jene Kräf- 

te, die eine Veränderung der gesellschaflichen Verhältnisse anstreb- 

ten, zurückzudrängen und auszuschalten. In der vollen Wiederher- 

stellung und Konsolidierung der alten imperialistischen Machtver- 

hältnisse in Staat und Gesellschaft bestand gewissermassen das Nah- 

ziel der Adenauer-Regierung. Darin sah man zugleich die Voraus- 

setzung zur Realisierung der proklamierten, verfassungsrechtlich 

verankerten Annexionsansprüche, die man glaubte, danach mit Un- 

terstützung der Westmächte, vor allem der USA, erreichen zu kön- 
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nen. Dieses Programm der ersten Bundesregierung und die in die- 

sem Staat wieder herrschenden Klassenkräfte sowie die Absicht der 

Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten, die Bundesrepublik als 

Speerspitze gegenüber dem Sozialismus zu benutzen, machte die 

Gründung der BRD zu einem friedensgefährdenden Akt in Europa. 

Dieser Akt musste zwangsläufig zu einer Verschärfung der interna- 

tionalen Spannungen führen. 
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XVIII. Konsolidierung des Herrschaftssystems 

1. Auf- und Ausbau des Staatsapparats 

Mit der Konstituierung der zentralen Organe der BRD hatte der 

Staatsgründungsprozess im Herbst 1949 seinen Abschluss gefunden. 

Der Staatsapparat musste zwar neu organisiert werden, doch man 

brauchte dabei in Bonn nicht beim Nullpunkt anzufangen. Die seit 

Ende 1946 eingeleitete staatliche Zusammenfassung Westdeutsch- 

lands brachte es mit sich, dass eine ganze Reihe der zu bildenden 

Bundesbehörden in Gestalt der bizonalen Institutionen bereits vor- 

handen war. Allein sechs der zwölf Ministerien – Finanzen, Wirt- 

schaft, Landwirtschaft und Ernährung, Verkehr, Arbeit, Post – gin- 

gen unmittelbar aus den Frankfurter Verwaltungsämtern hervor. 

Einige der neugebildeten Ministerien – Angelegenheiten des Mars- 

hallplanes, Wohnungsbau, Vertriebene, gesamtdeutsche Fragen, 

Angelegenheiten des Bundesrates – waren Sonderministerien, deren 

Kompetenzen zum Teil erst abgesteckt werden mussten. Von den 

klassischen Ämtern mussten die Bundesministerien für Inneres und 

Justiz weitgehend neu errichtet werden. Das Auswärtige Amt, das 

erst im Frühjahr 1951 entstand, existierte im embryonalen Zustand 

bereits in dem 1947 gebildeten «Büro für Friedensfragen». Nach 

Gründung der BRD wurde beim Bundeskanzleramt als Vorläufer 

dieses Ministeriums eine Dienststelle für Auswärtige Angelegenhei- 

ten eingerichtet. Das Bundeskanzleramt entwickelte sich unter 

Adenauer zu einer zentralen Schalt- und Kontrolleinrichtung. 

An der Spitze der Bundesbehörden standen in der Anfangsphase 

zumeist Politiker sowie ehemals hohe Staats- und Justizbeamte aus 

der Zeit vor 1933. Sie stützten sich auf die alte Ministerialbürokratie, 

die zuvor dem Faschismus und der Weimarer Republik gedient hat- 

ten. Die meisten ihrer Vertreter kamen entweder direkt aus den bi- 
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zonalen Ämtern bzw. aus dem Verwaltungsapparat der Länder nach 

Bonn. Die übergrosse Mehrzahl waren Berufsbeamte, sehr viele da- 

von Mitglieder der NSDAP, die durch die Entnazifizierungsverfah- 

ren ihre weisse Weste zurückerhalten hatten. 

In den meisten Ländern wurde schon 1946/47 das alte Beamten-

gesetz von 1937 wieder eingeführt. Es ist 1950 auch vom Bund über- 

nommen worden. Durch das Grundgesetz erhielt das Berufsbeam- 

tentum, ähnlich wie in der Weimarer Republik und im Kaiserreich, 

eine verfassungsmässige Garantie. Das war nicht verwunderlich, 

wenn man weiss, dass im Parlamentarischen Rät allein 52 der 65 Ab- 

geordneten Vertreter dieser Berufskaste waren. Der Beamtenappa- 

rat übertrug den alten konservativen Geist auf die obersten Organe 

der Bundesrepublik. Es war ein ähnlicher Vorgang wie 1918, als die 

Weimarer Republik die gesamte alte Ministerialbürokratie über- 

nommen hatte. 

Besondere Anstrengungen unternahm die Bundesregierung in 

dieser Phase zum weiteren Ausbau der Organe des «repressiven Ver- 

fassungsschutzes», d.h. des staatlichen Unterdrückungsapparates. 

Am 27. September 1950 trat das Gesetz über die Zusammenarbeit 

des Bundes und der Länder in Angelegenheit des Verfassungsschut- 

zes in Kraft, das die Errichtung des Bundesamtes für Verfassungs- 

schutz in Köln und von Landesämtern bestimmte. Als Aufgabe 

wurde ihm die Überwachung von Personen und Organisationen 

übertragen, deren Tätigkeit im Widerspruch zu den Bestimmungen 

des Grundgesetzes steht. Mit dieser Einrichtung schuf sich die Re- 

gierung eine weitverzweigte Spitzelorganisation zur Unterdrückung 

aller fortschrittlichen Kräfte. Im Frühjahr 1951 entstand das Bun- 

deskriminalamt. Als oberstes Organ der Straf- und Zivilgerichtsbar- 

keit wurde der Bundesgerichtshof in Karlsruhe gebildet, der seinen 

Vorgänger im Obergericht der Bizone hatte. 

Am 28. September 1951 schliesslich erfolgte die Konstituierung 

des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe, der höchstrichterli- 

chen Instanz, die die Einhaltung der Bestimmungen des Grundge- 

setzes überwachen sollte. U.a. hatte es über die Verwirkung von 

Grundrechten und die Verfassungswidrigkeit von Parteien zu ent- 

scheiden sowie auf Antrag des Bundestages die Verfassungsmässig- 

keit von Massnahmen der Bundesregierung und anderer Exekutivor- 
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gane zu überprüfen. Die Entscheidungen des Karlsruher Bundesver- 

fassungsgerichtes wiesen es als getreues Instrument der herrschen- 

den Kräfte des deutschen Monopolkapitals aus, das alle fortschrittli- 

chen Bestrebungen unterdrücken half. 

Bald nach Gründung der Bundesrepublik hatte sich die Adenau- 

er-Regierung um die Verstärkung der Polizei bemüht. Der ur- 

sprüngliche Plan für die Bildung einer zentralen Bundespolizei 

wurde von der Alliierten Hohen Kommission nicht genehmigt. Sie 

erlaubte jedoch Ende Juli 1950 den Aufbau einer kasernierten Be- 

reitschaftspolizei der Länder in Stärke von 10‘000 Mann. Die Ge- 

samtzahl der westdeutschen Polizeiverbände betrug Anfang 1951 

140‘000 Mann. Hinzu kam im Frühjahr 1951 der Bundesgrenz- 

schutz, dessen ursprüngliche Stärke von 10‘000 Mann 1953 auf das 

Doppelte erhöht wurde. Ausrüstung, Aufbau und Führung präde- 

stinierten diese Truppe zur Durchführung begrenzter militärischer 

Aktionen nach innen und aussen. Führungsspitze, Offizierkorps 

und ein grosser Teil der Unterführer des Bundesgrenzschutzes setz- 

ten sich aus Angehörigen der faschistischen Wehrmacht und Polizei 

zusammen. Nach 1955 konnten die ausgebildeten Kader des Bun- 

desgrenzschutzes direkt in die Bundeswehr überführt werden. 

Von sozialdemokratischer Seite wurde eine Verstärkung der 

westdeutschen Polizei, speziell die Errichtung einer Bundesbereit- 

schaftspolizei, unterstützt. Offizielle Sprecher der Partei begrüssten 

ausdrücklich dieses Vorhaben. Die gleiche Haltung wurde auch hin- 

sichtlich des Bundesgrenzschutzes eingenommen. 

Eine ähnliche Kaderreserve bildeten die deutschen Einheiten bei 

den anglo-amerikanischen Besatzungsmächten, die faktisch seit Be- 

endigung des Zweiten Weltkrieges in unterschiedlicher Stärke und 

mit unterschiedlicher Aufgabenstellung bestanden. Im Frühjahr 

1950 begannen auch die Franzosen mit dem Aufbau westdeutscher 

Hilfsformationen. Die amerikanische und bald auch die britische 

Besatzungsmacht verstärkten ab Sommer des gleichen Jahres ihre 

Arbeitseinheiten bzw. Dienstgruppen. Über ihre zahlenmässige 

Stärke gab es unterschiedliche Angaben. 1951 wurde in der Presse 

von 100’000 Mann und mehr gesprochen. 

Im Bundestag erläuterte der SPD-Wehrexperte Fritz Erler am 16. 

Oktober 1951 den Charakter dieser Formationen: «Es handelt sich 
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hier um Einheiten, die nach den verschiedensten Grundsätzen re- 

giert und verwaltet werden. Aber im Allgemeinen handelt es sich um 

kasernierte Formationen unter deutschen Offizieren mit nach Zo- 

nen sehr stark wechselnden Drill, mit Unterstellung unter die Mili- 

tärgerichtsbarkeit der betreffenden Besatzungsmacht und sogar 

Teilnahme an Manövern. ... Es handelt sich in Wahrheit um nicht 

mehr und nicht weniger als einen stillschweigenden von den Alliier- 

ten hinter dem Rücken des Bundestages in Deutschland vorexerzier- 

ten Vorgriff auf einen Verteidigungsbeitrag ohne deutsche Mitwir- 

kung.»1 

Angesichts der alten unveränderten Struktur der Gesellschaft in 

der Bundesrepublik war es geradezu gesetzmässig, dass überall in der 

Staatsbürokratie, im Justiz- und Bildungswesen, in der Polizei, von 

der Wirtschaft gar nicht zu reden, die alten Kräfte aus der Zeit vor 

1945 den Ton angaben. Bald erhielten auch ehemalige aktive Förde- 

rer und Träger des faschistischen Staates die Möglichkeit zum Wie- 

dereintritt in das öffentliche Leben und in die Politik. Vorausset- 

zung war allerdings, dass sie die neuen Spielregeln der bürgerlichen 

Demokratie akzeptierten. 

2. Das 131er Gesetz 

Adenauer sah als Bundeskanzler eine seiner wichtigsten innenpoliti- 

schen Aufgaben darin, die ohnehin geringen Ergebnisse der Entna- 

zifizierung in Westdeutschland grundlegend zu korrigieren. Schon 

in seiner ersten Regierungserklärung betont er, nachdem er sich da- 

für ausgesprochen hatte, die wirklich Schuldigen an Faschismus und 

Krieg streng zu bestrafen: «Aber im Übrigen dürften wir nicht mehr 

zwei Klassen von Menschen in Deutschland unterscheiden: die poli- 

tisch Einwandfreien und die Nichteinwandfreien. Diese Unterschei-

dung muss baldigst verschwinden.»2 

Nach Abschluss der Entnazifizierung hatten sich vor allem die 

 

1 Deutscher Bundestag, Bd. 9, Bonn 1951, 

S. 6918 f. 2 Ebenda, Bd. 1, S. 27. 
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bürgerlichen Parteien für die Wiederverwendung der entlassenen al- 

ten Beamten eingesetzt. Im Grundgesetz wurde durch den parla- 

mentarischen Rat unter Artikel 131 festgelegt, dass die Rechtsver- 

hältnisse all jener Personen «einschliesslich der Flüchtlinge und Ver- 

triebenen», die seit dem 8. Mai 1945 aus dem öffentlichen Dienst 

«aus anderen als beamten – und tarifrechtlichen Gründen ausge- 

schieden sind und bisher nicht oder nicht ihrer früheren Stellung ent- 

sprechend verwendet werden»,3 durch Bundesgesetz zu regeln sei. 

Die Verfassungsgeber begründeten die Notwendigkeit einer solchen 

Regelung mit unbilligen Härten, die im Verlauf der Entnazifizie- 

rungsverfahren aufgetreten sind. Noch in der ersten Legislaturpe- 

riode verabschiedete der Bundestag mit den Stimmen der bürgerli- 

chen Parteien und der Sozialdemokratie das Gesetz zur Regelung 

der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fal- 

lenden Personen, das am 11. Mai 1951 in Kraft trat. Nachdem 131er 

Gesetz erhielten etwa 150‘000 Beamte und Angestellte, ehemalige 

Wehrmachts- und Arbeitsdienstangehörige, die aufgrund ihrer Tä- 

tigkeit in der Zeit des Faschismus aus dem öffentlichen Dienst ent- 

lassen worden waren, ihre vollen Versorgungsansprüche zurück 

bzw. die Möglichkeit, erneut in den Staatsdienst zu treten. Die öf- 

fentlichen Verwaltungen in Bund, Ländern und Gemeinden wurden 

durch dieses Ausführungsgesetz verpflichtet, 20 Prozent der Besol- 

dungsmittel für die Einstellung des betreffenden Personenkreises zu 

verwenden. Zwar hiess es darin, dass jene Beamte, die durch die Ent- 

nazifizierungsverfahren als untragbar für den öffendichen Dienst 

erklärt worden waren, keinen Anspruch auf Wiederverwendung ha- 

ben sollten. Angesichts der bekannten Praktiken der Spruchkam- 

mern war das alles andere als eine Garantie. Neben nominellen Mit- 

läufern der Nazipartei, unbescholtenen Berufssoldaten, Umsied- 

lern, zogen mit Hilfe dieses Gesetzes zu einem grossen Teil Naziak- 

tivisten und Kriegsverbrecher wieder in die öffentlichen Verwaltun- 

gen ein. 

«Die gröbste Fehlleistung im demokratischen Sinne, an deren 

Folgen die Bundesrepublik seit ihrem Bestehen leidet und noch 

lange leiden wird, war der Artikel 131 des Grundgesetzes mit seinen 

3 Grundgesetz, 24. durchgesehene Auflage, München, 1959, (West-)Berlin, S. 63. 
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Ausführungsgesetzen und Verordnungen.»4 So beurteilte später der 

FDP-Politiker Karl Hermann Flach diesen gesetzgeberischen Akt, 

der Gestapo-Kommissaren, hohen SS-Chargen des Sicherheits- 

hauptamtes, Staatsanwälten an Sondergerichten und Getto-Verwal- 

tern aus den besetzten Ostgebieten als Beamte auf Lebenszeit oder 

gar unabsetzbare Richter in den öffentlichen Dienst der Bundesre- 

publik brachte. 

AnfangSeptember 1951 wies die «Frankfurter Rundschau» in ei- 

ner Artikelfolge unter der Überschrift «Ihr naht euch wieder . . .» 

nach, dass in dem jüngsten Ministerium der Bundesregierung, dem 

im März 1951 gebildeten Auswärtigen Amt, zahlreiche leitende Per- 

sonen beschäftigt wurden, die vor 1945 im Aussenministerium des 

Herrn von Ribbentrop gedient hatten. Ein vom Bundestag einge- 

setzter Untersuchungsausschuss musste bestätigen, dass 66 Prozent 

der Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes ehemalige Mitglieder der 

NSDAP waren. Er stellte fest, dass Personen beschäftigt wurden, 

«deren Verwendung das Vertrauen des In- und Auslandes zur de- 

mokratischen Entwicklung beeinträchtigen könnte».5 Zur Ent- 

schuldigung dieser Tatsachen führte Adenauer, dem dieses Ministe- 

rium unmittelbar unterstand, im Bundestag aus: «Man kann doch 

ein Auswärtiges Amt nicht aufbauen, wenn man wenigstens zu- 

nächst an den leitenden Stellen Leute hat, die von der Geschichte von 

früher etwas verstehen.» Er forderte dazu auf, endlich mit der «Na- 

ziriecherei» Schluss zu machen, «denn verlassen Sie sich darauf, 

wenn wir damit anfangen, weiss man nicht, wo das aufhört. «6 Damit 

gab der Bundeskanzler zu verstehen, dass die Bundesregierung ohne 

die Erfahrungen der altbewährten «Fachkräfte» aus dem «Dritten 

Reich» Hitlers nicht auskommen könne. Schliesslich gehörten die 

engsten aussenpolitischen Berater Adenauers – Blankenhorn und 

Grewe – zu diesem Personenkreis. 

Zweifellos gab es kaum eine andere Behörde in Bonn, die so direkt 

die Kontinuität zu den faschistischen Reichsministerien wahrte wie 

das Auswärtige Amt, doch ähnlich sah es auch in anderen Ministe- 

rien und nicht zuletzt im Bundeskanzleramt aus. Mit der Berufung 

 

4 Karl-Hermann Flach: Erhards schwerer Weg, Stuttgart 1963, S. 23 f. 

5 Deutscher Bundestag, Bd. 13, Bonn 1952, S. 10 781. 

6 Ebenda, S. 10 735 f. 
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von Hans Maria Globke, eines leitenden Mitarbeiters des faschisti- 

schen Innenministeriums, des Kommentators der Nürnberger Ras- 

sengesetze und eines intellektuellen Mitschuldigen für die Verfol- 

gung und Ermordung von Millionen jüdischer Bürger, im August 

1950 zum Leiter des Staatsekretariats für Inneres im Bundeskanzler- 

amt, gab Adenauer selbst das klassische Beispiel einer Personalpoli- 

tik, die für die Bundesrepublik typisch wurde. Trotz der seit 1950 

innerhalb und ausserhalb des Bundestages erhobenen Forderungen 

nach Entlassung Globkes, trotz der unwiderlegbaren Beweise seiner 

Schuld, konnte sich dieser Mann, der eine Schlüsselposition in der 

Regierung bekleidete, bis zur Erreichung des Pensionsalters in Bonn 

halten. 

Nach den Bundestagswahlen von 1953 scheute sich Adenauer 

nicht, ehemalige Mitglieder der NSDAP als Minister in sein Kabi- 

nett aufzunehmen. Der krasseste Fall war die Ernennung von Theo- 

dor Oberländer zum Bundesminister für Vertriebene, eines Mannes, 

der als Ostexperte während des Faschismus die Ausrottung ganzer 

Völker propagiert und als Führer von Sondereinheiten während des 

Zweiten Weltkrieges aktiv an der Verwirklichung dieser Politik mit- 

gewirkt hatte. Das von Oberländer geleitete Ministerium entwickelte 

sich in den folgenden Jahren in besonderem Masse zu einem Zentrum 

der ehemaligen faschistischen Bürokratie. 

«Dies Fortwirken der alten Nationalsozialisten ist ein Grundge- 

brechen der inneren Verfassung der Bundesrepublik»,7 schrieb Karl 

Jaspers 1967. Die Unterlassung einer gründlichen politischen Säube- 

rung vor 1949 und die Generalamnestie der belasteten Nazis nach 

Gründung der Bundesrepublik waren die Ursachen dafür. 

Angesichts der Tatsache, dass sich im Bereich der Staatsbürokratie 

gegenüber der Zeit vor 1945 im Grunde gar nichts geändert hat, die 

schüchternen Versuche, die von sozialdemokratischer Seite ausgin- 

gen, den alten Beamtenapparat zu reformieren, ohne Ergebnis ge- 

blieben sind, müssen auch bürgerliche Politologen, wie etwa Lö- 

wenthal oder Eschenburg, wenigstens auf diesen Gebiet von Restau- 

ration oder reataurativen Tendenzen sprechen. 

7 Karl Jaspers: Wohin treibt die Bundesrepublik? Tatsachen, Gefah-

ren, Chancen, München 1967, S. 183. 

388 



3. Staat und Wirtschaft 

Am offensichtlichsten war die Restauration in der Wirtschaft voran- 

gekommen. Die bis zur Staatsgründung von den Besatzungsmäch- 

ten gefällte Grundsatzentscheidung über die Beibehaltung der kapi- 

talistischen Eigentumsstruktur ermutigte die Vertreter der Unter- 

nehmerschaft und ihre Organisationen dazu, zielstrebig die völlige 

Wiederherstellung der alten Machtverhältnisse zu betreiben. Das 

von Anfang an enge Wechselverhältnis zwischen Bundesregierung 

und den entscheidenden Machtgruppen der Wirtschaft erleichterte 

diese Absicht. 

Schon im ersten Adenauer-Kabinett waren zahlreiche Minister 

vertreten, wie Vizekanzler Blücher, Wirtschaftsminister Erhard, 

Finanzminister Schäffer, Verkehrsminister Seebohm, die selbst Re- 

präsentanten bedeutender Bank- und Industrieunternehmen waren 

bzw. in enger Beziehung zu ihnen standen. Als erster Staatssekretär 

im Wirtschaftsministerium fungierte Eduard Schalfejew, ehemaliger 

Generaldirektor der Deutschen Continental Gasgesellschaft und 

Wehrwirtschaftsführer Hitlers, der bereits im Frankfurter Wirt- 

schaftsrat als Stellvertreter Erhards gewirkt hatte. Zu seinem Nach- 

folger wurde 1951 Ludger Westrickberufen, vor 1945 Generaldirek- 

tor der Vereinigten Alluminiumwerke AG, gleichfalls Wehrwirt- 

schaftsführer, nach 1945 vorübergehend als Kriegsverbrecher ver- 

haftet, doch bereits 1948 Mitglied des Direktoriums der Deutschen 

Kohlenbergbauleitung und zahlreicher Aufsichtsräte in wichtigen 

Industrieunternehmen. Enge Beziehungen bestanden seit langem 

zwischen Konrad Adenauer und der Kölner Gruppe des Finanzka- 

pitals, zu der u.a. der Wehrhahnkonzern sowie eine Reihe bedeu- 

tender Versicherungsgesellschaften und privater Bankhäuser gehör- 

ten. 

Zu den engsten Vertrauten des Bundeskanzlers zählten einige we- 

nige Vertreter der führenden Finanz- und Industriekreise der Bun- 

desrepublik – Pferdmenges, Abs, Henle und bald auch Berg –, die 

eine Schlüsselstellung im wirtschaftlichen Leben einnahmen. Ange- 

sichts des autoritären Regierungsstils des Kanzlers, seiner berüchtig- 

ten Politik der einsamen Entschlüsse, kam dem Einfluss dieser Män- 

ner überragende Bedeutung auf die politischen Entscheidungen zu. 

389 



Besonders nahe stand Adenauer Robert Pferdmenges, dem Köl- 

ner Privatbankier, einem der reichsten und einflussreichsten Fi- 

nanzmagnaten Westdeutschlands. Er stieg nach seinem für ihn er- 

folgreichen Entnazifizierungsverfahren mit vollen Segeln in die Poli- 

tik ein. Schon 1947 war er CDU-Abgeordneter in Nordrhein-West- 

falen und im Wirtschaftsrat. 1949 trat er als Nachfolgekandidat in 

den Bundestag ein, dem er bis zu seinem Tode, 1962, angehörte. Das 

Zusammenspiel zwischen dem Bundeskanzler und dem Bankier 

wurde von spöttischen Bonner Journalisten mit der treffenden 

Wortkombination «Ära Pferdnauer» charakterisiert. Anlässlich des 

Todes von Pferdmenges schrieb der «Industriekurier»: «Es gab in 

den letzten 13 Jahren in der Bundesrepublik kein politisches und si- 

cherlich kein wirtschaftspolitisches Gespräch von Bedeutung, an 

dem er nicht beteiligt gewesen war.»8 

Nicht weniger gewichtig war die Stellung von Hermann J. Abs, 

der vor 1945 Vorstandsmitglied der Deutschen Bank war und an der 

Spitze der vom Kilgore-Ausschuss aufgestellten Kriegsverbrecherli- 

ste stand. Er avancierte schon 1946 zum Finanzberater bei der briti- 

schen Militärregierung. Ende 1948 wurde er Leiter der Kreditanstalt 

für Wiederaufbau. Abs entwickelt sich in den fünfziger Jahren zu ei- 

nem der einflussreichsten Figuren des westdeutschen Finanzkapitals. 

Er vertrat die Bundesregierung bei verschiedenen internationalen 

Verhandlungen. 

Günter Henle, Chef des Klöcknerkonzerns, nach 1945 vorüber- 

gehend in Haft, spielte in der CDU/CSU-Fraktion des Bundestags 

eine wichtige Rolle. Er war bereits Mitglied des Frankfurter Wirt- 

schaftsrates gewesen. Im Bundestag trat er als profilierter Sprecher 

seiner Partei in aussen- und wirtschaftspolitischen Fragen auf. Auch 

er vertrat die Adenauer-Regierung bei Verhandlungen im Ausland. 

In zunehmendem Masse zogen in den Bundestag Unternehmer 

und Beauftragte grosser Wirtschaftsunternehmen ein. Wichtige 

Bundestagsausschüsse, besonders jene, die sich mit wirtschaftlichen 

Fragen befassten, wurden von Vertretern dieser Kreise geleitet. Ne- 

ben Henle und Pferdmenges sassen u.a. Hugo Schamberg von der 

Hütten- und Bergwerke Rheinhausen AG, Hans Wellhausen, Di- 

 

8 Industriekurier, 2. Oktober 1962. 
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rektor der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg AG, im ersten 

Bundestag. Nach den Wahlen von 1953 gab es im Bonner Parlament 

34 Grossindustrielle, 42 Konzerndirektoren und 41 Grossgrundbe- 

sitzer. Die bürgerlichen Parteien, deren Mitgliederzahlen verhält- 

nismässig niedrig liegen, wurden von Verbänden der Wirtschaft fi- 

nanziert und durch ihre Vertrauensleute gelenkt. Besondere Bedeu- 

tung gewannen dabei die grossen finanziellen Zuwendungen bei den 

Wahlen. Schon 1949 organisierte ein Konsortium unter Vorsitz Ro- 

bert Pferdmenges die Geldsammlung in Wirtschaftskreisen zugun- 

sten der bürgerlichen Parteien. Diese Finanzspritzen wurden gewis- 

sermassen zur Tradition bei den folgenden Bundestagswahlen, ledig- 

lich die aufgewandten Beträge erhöhten sich von Fall zu Fall. 

In erster Linie jedoch erfolgte die Einflussnahme der Monopole 

auf den Staat über die Unternehmerorganisation, die sich mit wohl- 

wollender Billigung der Besatzungsmächte in den Westzonen nach 

1945 schnell zu formieren begannen. Ganz Westdeutschland wurde 

von einem engmaschigen Netz fachlich und regional gegliederter 

Organisationen überzogen, die sich nach 1949 zu Spitzenverbänden 

auf Bundesebene zusammenschlossen. Beherrschenden Einfluss 

üben vor allen Dingen die Bundesvereinigung der Deutschen Ar- 

beitgeberverbände und der Bundesverband der Deutschen Industrie 

aus. 

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände ent- 

stand 1950. Sie konzentrierte sich auf die lohn- und sozialpolitische 

Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften. Erster Präsident der 

Vereinigung war Walter Raymond, Vorstandsmitglied der Vereinig- 

ten Deutschen Metallwerke AG Frankfurt a. M., einer Filiale des 

Merton-Konzerns. 

Im Oktober 1949 konstituierte sich in Köln der Ausschuss für 

Wirtschaftsfragen. Anfang 1950 erfolgte seine Umbenennung in 

Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI). Vorsitzender dieser 

Nachfolgeorganisation des unrühmlich bekannt gewordenen 

Reichsverbandes der Deutschen Industrie wurde Fritz Berg, Besit- 

zer einer verhältnismässig unbedeutenden Metallbetten- und Ma- 

tratzen-Fabrik, ein Protégé der amerikanischen Besatzungsmacht. 

Dem Präsidium gehörten von Anfang an die gleichen Kreise an, die 

vor 1945 und 1933 die Geschichte der industriellen Spitzenverbände 
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gelenkt hatten. Einer der mächtigsten Männer der Eisen- und Stahl- 

industrie des Ruhrgebietes, Hermann Reusch von der Gutehoff- 

nungshütte, sagte zur Aufgabe des BDI: «Der Zweck der Spitzenor- 

ganisation ist, eine geschlossene, möglichst alle Wirtschaftszweige 

umfassende schlagartige Vertretung der wirtschaftlichen und wirt- 

schaftspolitischen Interessen der industriellen Unternehmer zu 

schaffen.»9 

Die konkreten Ziele des BDI bestanden, nach einer offiziellen Ei- 

gendarstellung in Folgendem: 

1. Einfügung in die politischen Tendenzen, Einnahme klarer Po- 

sitionen auf der westlichen Seite. 

2. Bejahung der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung, u.a. der 

Konzeption der europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit, 

wobei das westdeutsch-französische Verhältnis, das von der öko- 

nomischen Seite her vorbereitet werden muss, von besonderer Be- 

deutung ist. 

3. Abbau der Nachkriegszwangswirtschaft, Entfaltung der frei- 

heitlich-sozialen Marktwirtschaft. 

4. Abbau jedweder Diskriminierung, Freilassung der in Haft und 

Internierung befindlichen Industriellen.10 

Vergleicht man diese Punkte mit dem Programm der ersten Bun- 

desregierung, so wird die Gleichheit der Interessen und Ziele über- 

deutlich. Die Spitzenfunktionäre des BDI haben mehrfach betont, 

dass die Politik der Regierung Adenauer ihre vollste Unterstützung 

findet. 

Ein besonderes Anliegen des industriellen Spitzenverbandes war 

nach seiner Gründung die Beseitigung der bestehenden wirtschaftli- 

chen Beschränkungen, die erwähnten «Diskriminierungen» und die 

volle Wiederherstellung und Sicherung des privatkapitalistischen 

Eigentums. 

In den ersten Jahren nach 1949 kam es zu jener tiefgreifenden Ver- 

einigung von Staat und Monopolen, von politischer und wirtschaft- 

licher Macht, die bis heute den staatsmonopolistischen Kapitalismus 

9 Allgemeine Kölnische Rundschau, 20. Oktober 1949. 

10 Vgl.: 5 Jahre BDI. Aufbau und Arbeitsziele des industriellen Spit-

zenverbandes, Bergisch-Gladbach 1954, S. 59. 
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in der Bundesrepublik charakterisiert. Die gesamte Politik der Ade- 

nauer-Regierung war darauf ausgerichtet, die volle Herrschaft des 

Monopolkapitals wiederherzustellen und zu festigen. Dieser für die 

weitere Entwicklung des Landes einschneidende Vorgang, der 

durch den Restaurationsprozess vor 1949 allseitig vorbereitet wor- 

den war, wurde durch eine grossangelegte Propaganda von der «so- 

zialen Marktwirtschaft» und von einem angeblichen demokrati- 

schen Pluralismus zwischen den verschiedenen sozialen Gruppen 

verschleiert. Die mehr als ein Jahrzehnt anhaltende Nachkriegskon- 

junktur, die damit verbundene Steigerung der Realeinkommen auch 

der Arbeiter und Angestellten, der Rückgang der anfänglich be- 

trächtlichen Arbeitslosenzahl, führte dazu, dass diese Propaganda- 

thesen, die zum Teil auch von der SPD- und Gewerkschaftsführung 

vertreten wurden, in dieser Zeit bei einem grossen Teil der Bevölke- 

rung Glaubwürdigkeit erlangten. Angesichts der Nachbarschaft 

zum Sozialismus, der Existenz der DDR, waren Staat und Mono- 

pole daran interessiert, den Nährboden für soziale Auseinanderset- 

zungen einzuengen. Diesem Ziel dienten auch eine Reihe von sozia- 

len Massnahmen – Lastenausgleich, Kriegsopferversorgung, Ren- 

tenerhöhungen, Steuersenkungen, sozialer Wohnungsbau u.a., die 

von der Bundesregierung in den fünfziger Jahren ergriffen wurden. 

Sie änderten nichts an den bestehenden Machtverhältnissen und der 

gesellschaflichen Struktur sowie der Vermögensverteilung. Sie er- 

weckten jedoch bei nicht wenigen den Eindruck, dieser Staat und 

seine Regierung diene den Interessen des ganzen Volkes und ver- 

schafften der Hauptpartei des Monopolkapitals – der CDU/CSU – 

eine erhebliche Massenbasis. 

393 



XIX. Aussenpolitik im Zeichen der «westeuropäischen 

Integration» 

1. Das Petersberger Abkommen 

«Die weitverbreitete Meinung eines restaurativen Kerns der Ära 

Adenauer stimmt, was die Aussenpolitik angeht, gewiss nicht.»1 

Diese Behauptung, dass der 1949 eingeschlagene aussenpolitische 

Kurs der BRD etwas völlig Neues darstellt, fortschrittlichen und 

friedlichen Charakter trug, gehört zu den Grundthesen der bürgerli- 

chen Historiographie über die Entwicklung der Bundesrepublik. 

Neu an der Bonner Aussenpolitik war zweifelsohne das vorbehalt- 

lose Bekenntnis zur antikommunistischen Westorientierung, wie es 

in der bisherigen Geschichte des deutschen Imperialismus nie der 

Fall gewesen war. In ihren Leitlinien folgte sie weitgehend den 

Überlegungen, die der nunmehrige Bundeskanzler schon 1945/46 

geäussert hatte und über die in der Regierungskoalition ein weitge- 

hender Konsensus bestand. Ihr Kernstück bildete die Zielsetzung, 

die BRD fest in eine höhere «europäische Gemeinschaft» zu inte- 

grieren, die territorial mit dem bereits bestehenden imperialistischen 

Bündnissystem identisch war. Diese Politik der westeuropäischen 

Integration, im BRD-Sprachgebrauch auch als Europapolitik be- 

zeichnet, hatte für die Adenauer-Regierung die absolute Priorität 

vor allen anderen Fragen. Damit passte sie sich sowohl den in ver- 

schiedenen westeuropäischen Staaten vorhandenen, von den USA 

nachhaltig unterstützten, Bestrebungen zur Bildung eines engeren 

ökonomischen, militärischen und politischen Zusammenschlusses 

als auch der erklärten Politik der Westmächte an, die BRD zum un- 

trennbaren Bestandteil dieser «europäischen Gemeinschaft» zu ma- 

 

1 Waldemar Besson: Die Aussenpolitik der Bundesrepublik. Erfahrun-

gen und Massstäbe, München 1970, S. 38. 
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chen. In der Bundesregierung sah man darin den einzig möglichen 

Weg zum Wiederaufstieg und zur Beseitigung der territorialen und 

sonstigen Ergebnisse des verlorenen Krieges. 

Die in den Regierungserklärungen vom 20. September und 21. 

Oktober 1949 umrissene Richtung der Aussenpolitik wurde in einem 

Abkommen, das zwischen den Alliierten Hohen Kommissaren und 

Adenauer am 15. November 1949 abgeschlossen worden istj bekräf- 

tigt. Im Petersberger Abkommen bekundeten beide Seiten ihre Ab- 

sicht, die BRD in die bestehenden und künftigen westlichen Zu- 

sammenschlüsse einzugliedern. Im Einzelnen wurden die Aufnahme 

der BRD in den Europarat sowie der Abschluss eines bilateralen Ab- 

kommen mit den USA über Lieferungen im Rahmen des Marshall- 

plans befürwortet. Die Bundesregierung verpflichtete sich, in der 

Internationalen Ruhrbehörde mitzuarbeiten. Dafür gestatteten die 

Westmächte der BRD die schrittweise Wiederaufnahme von Konsu- 

lar- und Handelsbeziehungen und hoben einige Beschränkungen auf 

dem Gebiet des Schiffbaus auf. Der psychologisch wichtigste Erfolg 

für die Adenauer-Regierung waren die von den Hohen Kommissa- 

ren abgegebenen Zusicherungen, die Demontagen weitgehend ein- 

zustellen. 

Das Petersberger Abkommen ist eines der bedeutsamsten aussen- 

politischen Dokumente der BRD. Seine Relevanz liegt weniger in 

den einzelnen konkreten Festlegungen, sondern vielmehr in der 

Festschreibung der aussenpolitischen Grundlinie auf die Politik der 

westeuropäischen Integration. Diese Orientierung wurde einerseits 

von den Westmächten verordnet. Andererseits aber entsprach dieser 

Kurs voll und ganz den Vorstellungen der herrschenden grossbür- 

gerlichen Kreise in der BRD. 

Die auf dem Petersberg erzielten Vereinbarungen waren charakte- 

ristisch für die von beiden Seiten eingeschlagene Taktik bei der wei- 

teren Gestaltung der gegenseitigen Beziehungen. Die Westmächte 

praktizierten hier erstmals die Politik des Junktims gegenüber der 

BRD. Das hiess: Jede Erweiterung der politischen Handlungsfrei- 

heit, jeder Abbau ökonomischer Schranken wurde abhängig ge- 

macht von der Bereitschaft der BRD, den von ihr erwarteten Beitrag 

zur Stärkung der «europäischen Gemeinschaft» zu leisten. Anders 

ausgedrückt, jeder Abbau des Besatzungsregimes wurde kompen- 
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siert durch eine engere Verflechtung der Bundesrepublik mit den 

Westmächten und ihren Verbündeten. Die konkreten Fesdegungen 

des Petersberger Abkommens belegen das eindeutig. 

Von der Adenauer-Regierung wurde dieses Junktim zwischen 

Gleichberechtigung und Westintegration vollauf akzeptiert. Ange- 

sichts des grossen Misstrauens, mit dem die Entwicklung in der BRD 

auch im westlichen Ausland verfolgt wurde, hütete sich die Bundes- 

regierung, in der Anfangsphase mit weitgehenden Forderungen an 

die Adresse der Westmächte aufzutreten. 

Auf den ersten Blick hatte die gegenüber den Westmächten einge- 

schlagene Aussenpolitik scheinbar wenig Ähnlichkeit mit der be- 

kannten und berüchtigten imperialistischen deutschen Hegemonial- 

politik alten Stils. Die Adenauer-Regierung passte sich voll und ganz 

den Wünschen der Westmächte an. Angesichts der bestehenden Ab- 

hängigkeit blieb aber kein anderer Weg. Man brauchte ihre Hilfe 

und Unterstützung und betrieb deshalb eine Politik, die, wie ein be- 

kannter Publizist einmal schrieb, von einem «Versöhnungswillen 

und Freundschaftswerben» getragen war, «die gelegendich bis zur 

Aufdringlichkeit gingen.»2 

Das Petersberger Abkommen bedeutete grünes Licht für die Ein- 

gliederung der Bundesrepublik in die bestehenden und künftigen 

Zusammenschlüsse des Westens. Vertreter der BRD zogen in die 

OEEC und die Internationale Ruhrbehörde ein, besetzten die bisher 

von den Besatzungsmächten frei gehaltenen Plätze. Am 15. Dezem- 

ber 1949 unterzeichneten Adenauer und der amerikanische Hohe 

Kommissar McCloy ein Abkommen über die wirtschaftliche Zu- 

sammenarbeit. Es ersetzte die im Sommer 1948 von den Militärgou- 

verneuren getroffenen Vereinbarungen über die Beteiligung West- 

deutschlands am Marshallplan. 

Im März 1950 erhielt die Bundesregierung vom Europarat die of- 

fizielle Einladung, als assoziiertes Mitglied beizutreten. Diese am 5. 

Mai in London gegründete Institution mit Sitz in Strassburg war von 

seinen Initiatoren als Vorstufe für einen europäischen Zusam- 

menschluss konzipiert worden. Da die Beschlüsse des Europarates 

 

2 Sebastian Haffner: Die bedingungslose Integration, in: Nach 25 Jah-

ren. Eine Deutschland-Bilanz, hrsg. von Karl Dietrich Bracher, Mün-

chen 1970, S. 9 
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lediglich empfehlenden Charakter trugen, besass er faktisch keinerlei 

Machtbefugnisse. In der ersten Periode seines Bestehens entwickelte 

er sich zu einem Propagandaforum der westeuropäischen Integra- 

tionspolitik, das dazu beigetragen hat, den kalten Krieg gegen die 

Sowjetunion zu schüren. 

In Bonn sah man durchaus die Schwächen des Europarates. Die 

von den Westmächten organisierte Einladung konnte man jedoch 

nicht abschlagen. Durch ihre Annahme erhoffte sich die Bundesre- 

gierung Lockerungen des Besatzungsregimes. Ausserdem sah man 

Möglichkeiten, die bestehende aussenpolitische Isolierung zu 

durchbrechen. Selbst im Kabinett gab es aber auch Bedenken hin- 

sichtlich einer Beteiligung am Europarat. Die Minister Kaiser und 

Heinemann sprachen die Befürchtungen aus, dass dadurch die end- 

gültige Einbeziehung der BRD in das westliche Blocksystem erfol- 

gen und die Chancen einer «Wiedervereinigung» schwinden wür- 

den. Heinemann sah die Gefahr, dass der Beitritt zum Europarat 

Konsequenzen für einen militärischen Beitrag der BRD haben könn- 

te. 

Adenauer wischte diese Einwände mit dem Hinweis vom Tisch, 

dass es im Grunde die gleiche Diskussion sei, die bei Gründung der 

BRD geführt worden sei. «Ich glaubte», so erläuterte er auf einer 

Pressekonferenz seinen Standpunkt, «man könne auch auf diese 

neue Sachlage aufgrund der Erfahrungen, die wir in den letzten Jah- 

ren gesammelt hätten, denselben Grundsatz anwenden, nämlich, je 

stärker die Bundesrepublik Deutschland politisch und wirtschaftlich 

werde, desto besser sei es für Berlin und für den deutschen Osten.»3 

Es handelt sich hierbei um eine Grundthese der Adenauerschen Au- 

ssenpolitik, die von nun an immer ins Spiel gebracht wurde, um die 

Richtigkeit des eingeschlagenen Westkurses zu begründen. 

Am 15. Juni 1950 entschied sich die Mehrheit des Bundestages für 

eine Beteiligung an der Beratenden Versammlung in Strassburg. Ge- 

gen eine Mitarbeit im Europarat hatten sich die Sozialdemokraten 

ausgesprochen. Von der SPD-Führung wurde zwar prinzipiell die 

westeuropäische Integration unterstützt, sie lehnte aber den von der 

Bundesregierung eingeschlagenen Weg ab. Die taktischen Differen- 

3 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 331. 
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zen zwischen Koalition und sozialdemokratischer Opposition tra- 

ten schon im Herbst 1949 zutage, als die SPD das Petersberger Ab- 

kommen heftig kritisierte. Die sozialdemokratischen Sprecher 

wandten sich gegen die von Adenauer betriebene Politik der «Vor- 

leistungen» und verlangten von den Westmächten von Anfang an 

eine gleichberechtigte Partnerschaft der BRD. Im Zusammenhang 

mit dem Beitritt zum Europarat brachte der Parteivorstand die Be- 

fürchtung zum Ausdruck, dass ein solcher Schritt negative Auswir- 

kungen auf die von Regierung und Opposition gemeinsam vertrete- 

nen aussenpolitischen Ziele haben könnte. Kritisiert wurde die nach 

sozialdemokratischer Auffassung Unzulänglichkeit der bisher ge- 

schaffenen «europäischen» Institutionen. Im Bundestag erklärte 

Schumacher: «Aber was jetzt in Europa zusammengezimmert wird, 

ist die Schaffung eines Europa, das schwächer ist, als es zu sein 

braucht, so schwach, dass es seine Funktion der Überwindung des 

Kommunismus nicht so gut und möglicherweise kaum erfüllen 

kann.»4 Schliesslich sprach sich die SPD gegen eine Beteiligung am 

Strassburger Europarat aus, weil gleichzeitig mit der BRD auch das 

Saargebiet eingeladen worden war. Dieser Umstand, der einer Be- 

stätigung der Abtrennung der Saar gleichkam, hatte auch in den Par- 

teien der Regierungskoalition erheblichen Widerspruch hervorgeru- 

fen. Gleichzeitig berührte er ein Kernproblem der Bonner Europa- 

politik – das Verhältnis zu Frankreich. 

Schon in seiner Regierungserklärung und im Zusammenhang mit 

der Pariser Aussenministerkonferenz hatte der Bundeskanzler mit 

besonderem Nachdruck auf die Notwendigkeit einer «Aussöhnung 

mit Frankreich» hingewiesen. Es war weniger eine spät erwachte 

Liebe für den alten «Erbfeind», der die Adenauer-Regierung bewog, 

eine Verständigung mit dem französischen Nachbarn zu suchen. 

Nicht altruistische, sondern reine Vernunftgründe waren dafür aus- 

schlaggebend. Der französische Imperialismus hatte bereits vor Bil- 

dung der BRD die meisten Bedenken gegen eine gleichberechtigte 

Aufnahme Westdeutschlands in die «europäische Gemeinschaft» 

erhoben. Besonders in Paris zeigte sich die Tendenz, der Bundesre- 

publik feste Zügel anzulegen, um jeden Alleingang zu verhindern 

 

4 Deutscher Bundestag, Bd. 4, Bonn 1950. S. 2472. 
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und allen Vorherrschaftsambitionen des deutschen Imperialismus 

von vornherein die Spitze abzubrechen. Konkurrenzgründe, aber 

auch berechtigte Sicherheitsinteressen spielten dabei eine wichtige 

Rolle. In Bonn wusste man, dass die USA, auf deren Unterstützung 

man in erster Linie baute, die Wünsche und Forderungen des fran- 

zösischen Verbündeten nicht einfach übergehen konnte, nicht zu- 

letzt angesichts der starken Positionen der linken Kräfte in diesem 

Lande. 

Eine erhebliche Belastung erfuhr das westdeutsch-französische 

Verhältnis durch die am 3. März 1950 erfolgte Unterzeichnung von 

vier Konventionen über das Saargebiet durch den französischen Au- 

ssenminister Robert Schuman und den Ministerpräsidenten der Se- 

paratistenregierung in Saarbrücken, Johannes Hoffmann. Diese 

Verträge sahen eine noch engere wirtschaftliche und politische Bin- 

dung des Saarlandes an Frankreich vor. Der Protest der Bundesre- 

gierung hatte lediglich zur Folge, dass sowohl Frankreich als auch die 

beiden anderen Westmächte Erklärungen abgaben, in denen versi- 

chert wurde, dass die Regelung des Statuts des Saargebiets endgültig 

durch einen Friedensvertrag mit Deutschland erfolgen werde. 

Adenauer benutzte die Auseinandersetzung um die Saarfrage und 

den Beitritt zum Europarat, um den Gedanken des politischen Zu- 

sammenschlusses Westeuropas ins Spiel zu bringen. Auf der «euro- 

päischen Ebene», so kalkulierte er, liessen sich einmal die bestehen- 

den Differenzen über die Saarfrage am leichtesten lösen, zum ande- 

ren sah er darin den raschesten Weg zur Herstellung der Gleichbe- 

rechtigung. Am 7. März 1950 schlug Adenauer in einem Interview 

mit dem amerikanischen Journalisten Kingsbury-Smith die Bildung 

einer westdeutsch-französischen Union mit einem gemeinsamen 

Parlament vor. Dieser Zusammenschluss sollte den Grundstock für 

die angestrebte westeuropäische Staatenföderation abgeben. 

Der Vorschlag Adenauers fand beim französischen Adressaten 

keine Gegenliebe. Die eigennützigen Motive der westdeutschen 

Seite bei der angebotenen politischen Verschmelzung waren allzu 

offensichtlich. Lediglich General de Gaulle hatte sich zustimmend 

geäussert. Im Übrigen fehlten im Frühjahr 1950 jede Voraussetzun- 

gen für einen solchen Zusammenschluss. Offensichtlich handelte es 

sich auch nur um einen Versuchsballon, der gestartet wurde, um die 
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angespannte Lage zwischen der BRD und Frankreich zu entschär- 

fen. 

2. Der Schumanplan 

Im Frühjahr 1950 spitzte sich der Konflikt über die weitere Behand- 

lung der BRD zwischen den USA und Grossbritannien sowie Frank- 

reich weiter zu. In Washington und London trat man für eine mög- 

lichst schnelle Einbeziehung der BRD in das westliche Bündnissy- 

stem ein und war dabei immer weniger geneigt, auf Frankreich 

Rücksicht zu nehmen. Der Abbau weiterer Restriktionen und Kon- 

trollen wurde für die allernächste Zeit ins Auge gefasst. Die französi- 

sche Regierung stand faktisch vor dem Bankrott ihrer Deutschland- 

politik, die darauf hinausgelaufen war, die BRD in möglichst grosser 

Abhängigkeit zu halten. Sie musste nunmehr, wenn sie nicht vor den 

beiden anderen Mächten kapitulieren wollte, nach einem neuen 

Konzept suchen. Man fand es in Gestalt des Schumanplans. Am 9. 

Mai 1950 unterbreitete der französische Aussenminister einen Plan 

zur Vereinigung Westeuropas. Das Projekt sah den supranationalen 

Zusammenschluss der Montanindustrie Frankreichs, der BRD und 

anderer westeuropäischer Länder vor. Die Bildung einer solchen 

Union sollte nach den Worten Schumans das Fundament für den 

schrittweisen ökonomischen und politischen Zusammenschluss We- 

steuropas legen, seine wirtschaftliche Entwicklung fördern, den 

Wohlstand heben und zur Sicherung des Friedens beitragen. 

In den imperialistisichen Hauptländern des Westens fand der 

Schumanplan ein vielfältiges, zumeist positives Echo. Die amerika- 

nische Regierung, die bereits vor Schumans Erklärung mit dem Pro- 

jekt vertraut war, begrüsste ihn. Die Schaffung einer Montanunion 

entsprach voll und ganz der mit dem Marshallplan eingeleiteten ame- 

rikanischen Europapolitik, die darauf abzielte, eine engere wirt- 

schaftliche, politische und militärische Zusammenarbeit und Inte- 

gration der westeuropäischen Staaten, bei Sicherung des allseitigen 

Einflusses der USA auf diese Entwicklung, zu erreichen. Washing- 

ton war bereit, den Schumanplan zu fördern. 
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In Grossbritannien wurde der Plan zwar begrüsst, doch die ange- 

botene direkte Beteiligung abgelehnt. Der britische Imperialismus 

befürchtete durch eine so enge Bindung an den Kontinent negative 

Auswirkungen auf die Stellung im Commonwealth. Ausserdem war 

man in London noch nicht bereit, lebenswichtige wirtschaftliche 

Kräfte des Landes einer supranationalen Behörde zu überlassen. Die 

Regierung der BRD dagegen unterstützte den französischen Vor- 

schlag uneingeschränkt. Adenauer übermittelte umgehend die Be- 

reitschaft seiner Regierung, mitzuwirken. Das schnelle Ja aus Bonn 

war verständlich. Man hatte dort sofort die Chance erkannt, mit 

Hilfe dieses Projektes die bestehenden wirtschaftlichen Beschrän- 

kungen zu beseitigen und der politischen Gleichberechtigung näher 

zu kommen. 

Neben der Bundesrepublik bekundeten die Regierungen Belgi- 

ens, Italiens, Luxemburgs und der Niederlande ihre Bereitschaft, 

das französische Projekt zu unterstützen. Am 20. Juni begannen in 

Paris die Verhandlungen der sechs Staaten über die Zusammenle- 

gung der Kohle- und Stahlproduktion und die Errichtung einer ho- 

hen Behörde. Nach neunmonatigen Verhandlungen wurde am 18. 

April 1951 der Vertrag über die Gründung der Europäischen Ge- 

meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) unterzeichnet. In einer Er- 

klärung betonten die sechs Mächte ihre Entschlossenheit, «die erste 

übernationale Einrichtung ins Leben zu rufen, und so die wirkliche 

Grundlage für ein organisiertes Europa zu schaffen.»5 Das wirt- 

schafliche Ziel dieser Vereinigung war, die Produktion und Vertei- 

lung von Kohle, Eisenerz, Stahl und Schrott im Rahmen der sechs 

Länder zu regulieren, schrittweise einen gemeinsamen Markt für 

diese Produkte zu schaffen, um eine erhebliche Steigerung der Pro- 

duktion und einen möglichst reibungslosen Wirtschaftsablauf zu si- 

chern. Im Unterschied zu bisherigen wirtschaftlichen Zusam- 

menschlüssen lag die Aufgabe der Montanunion darin, nicht nur den 

Absatz, sondern auch die Produktion zu regulieren. Die EGKS ging 

auch nicht aus Vereinbarungen von Monopolgruppen hervor, son- 

dern war das Resultat von Regierungsvereinbarungen. Sie sollte ei- 

5 Materialien zum Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein-

schaft für Kohle und Stahl (Schumann-Plan). Zusammengestellt vom Auswär-

tigen Amt 1951, S. 7. 
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nen grossen Industriekomplex im Massstab mehrerer Länder schaf- 

fen. Durch diesen ersten supranationalen Zusammenschluss wurde 

versucht, die privatkapitalistische Wirtschaftsform der modernen 

industriellen Entwicklung anzupassen und die objektive Tendenz 

zur Internationalisierung des Wirtschaftslebens in Übereinstim- 

mung mit den Interessen des Monopolkapitals zu bringen. 

Das politische Hauptziel der EGKS bestand darin, den Zusam- 

menschluss Westeuropas weiter voranzubringen und Voraussetzun- 

gen für eine politische Vereinigung zu schaffen. «Bei dem Aufbau 

des Vertragswerkes war nicht lediglich daran gedacht, eine Union 

für Kohle, Eisen und Stahl zu schaffen, sondern wir wollten ein 

Vorbild geben für etwaige zukünftige weitere internationale Institu- 

tionen in Europa.»6 Das war nicht nur die Auffassung Adenauers, 

sondern auch anderer westeuropäischer Politiker, wie Schuman, 

Spaak, de Gasperi, Sticker u.a., die massgeblichen Anteil am Zu- 

standekommen des Vertrages hatten. Abgesehen von den gemein- 

samen Interessen der Mitgliedstaaten – bessere Ausnutzung der 

wirtschaftlichen Möglichkeiten, Stärkung des westlichen Bündnis- 

systems – verfolgte jede Regierung mit der Montanunion ihre spezi- 

fischen Ziele. Das galt in erster Linie für die beiden Hauptakteure 

Frankreich und die BRD. 

Der Ausgangspunkt für den französischen Vorschlag zur Bildung 

einer Montanunion war die Befürchtung, dass die BRD in absehbarer 

Zeit aufgrund ihres ökonomischen Potentials Frankreich überflü- 

geln und zum beherrschenden Faktor in Westeuropa werden könn- 

te. «Deutschland (gemeint ist die BRD) wird sich rasch entwickeln, 

wir können seine Aufrüstung nicht verhindern»,7 hiess es in einem 

Memorandum, das Jean Monnet, der eigentliche Schöpfer des 

Schumanplans, am 3. Mai 1950 der Regierung Bidault übergab. 

Darin wurde gleichzeitig zum Ausdruck gebracht, dass die Vereinig- 

ten Staaten auch gegen den Widerstand Frankreichs ihr Ziel, nämlich 

den Zusammenschluss der Staaten Westeuropas unter gleichberech- 

tigter Einbeziehung Westdeutschlands, durchsetzen werden. Durch 

die Schaffung einer Montanunion hoffte man in Paris, einmal gün- 

 

6 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 425. 
7 Das «Monnet-Memorandum» vom 3. Mai 1950, in: Gilbert Zie-

bura: Die deutsch-französischen Beziehungen seit 1945. Mythen und 

Realitäten. Pfullingen 1970, S. 199. 
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stigere Bedingungen für die französische Wirtschaft zu erreichen – 

billige Kohleimporte, Steigerung der Stahlproduktion verbunden 

mit Sicherung des Absatzes – um der westdeutschen Konkurrenz 

besser begegnen zu können. Man verband mit dem Projekt aber auch 

die Hoffnung, indem man den Wünschen der USA entgegenkam, 

Frankreich eine führende Position in den westeuropäischen Zu- 

sammenschlüssen zu sichern. Zugleich spielte der Gedanke eine 

Rolle, mit der Montanunion eine Art Ersatz für die schwindenden 

Kontrollrechte in der BRD zu schaffen. Die französische Regierung 

rechnete sich mit Hilfe des Schumanplans Chancen aus, ihre Posi- 

tionen in den überseeischen Besitzungen und im Mutterland zu fe- 

stigen, den Einfluss und die Autorität der FKP und anderer fort- 

schrittlicher Kräfte zurückdrängen zu können. Es waren folglich 

vielfältige aussen- und innenpolitische Gründe, die den französi- 

schen Imperialismus veranlassten, diesen Schritt zu gehen. 

In der BRD wurde das positive Bekenntnis der Adenauer-Regie- 

rung zum Schuman-Plan von der Monopolbourgeoisie, vor allem 

natürlich von den unmittelbar betroffenen Konzernen an Rhein und 

 

Ruhr einmütig geteilt. Hier sah man neben den Möglichkeiten, poli- 

tische und wirtschaftliche Restriktionen abzubauen, die Chance, die 

kapitalistischen Eigentumsverhältnisse zu sichern, die alte Struktur 

der Montanindustrie im Ruhrgebiet wiederherzustellen. 

Hinzu kam noch ein anderer Aspekt. Die westdeutsche Schwer- 

industrie benötigte, nachdem sich die BRD voll und ganz der ameri- 

kanischen Embargopolitik gegenüber den sozialistischen Staaten 

angeschlossen und den osteuropäischen Markt faktisch aufgegeben 

hatte, dringend neue Absatzmärkte im Westen. Der Schumanplan 

eröffnete den Weg dazu. Im Übrigen war der Gedanke eines Zusam- 

menschlusses der westeuropäischen Montanindustrie den deutschen 

Konzernherren keineswegs fremd. Die Vereinigung von Kohle und 

Eisen in diesem Raum war ein langgehegter Wunschtraum, der vor 

und während des Ersten Weltkrieges, in den Jahren der Weimarer 

Republik und in der Zeit des Faschismus immer wieder angestrebt 

worden war. Allerdings gingen die Pläne der Vergangenheit stets 

von einer Vorherrschaft des deutschen Imperialismus aus. Mit sol- 

chem Anspruch konnte man Anfang der fünfziger Jahre verständli- 

cherweise noch nicht auftreten. Doch die im Schumanplan liegenden 
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Möglichkeiten wurden sofort erkannt. «Was die Ruhrindustriellen 

anbelangt, so glaube ich sagen zu können, dass diese es von vornher- 

ein an grundsätzlicher positiver Einstellung zum Schumanplan nicht 

haben fehlen lassen».8 erklärte Günter Henle (CDU), der Chef des 

Klöcknerkonzerns, im Bundestag. 

Diese Kreise meldeten auch sofort nachdrücklich ihre Forderun- 

gen an. Dazu zählten in erster Linie: die Aufhebung der Produk- 

tionsbegrenzungen, vor allem die Aufhebung der Stahlquote, die 

Abschaffung des Ruhrstatuts und der damit verbundenen Diskrimi- 

nierungen, die völlige Gleichberechtigung der BRD-Industrie, vor 

allem die Wiederherstellung der durch die Dekartellisierungsgesetz- 

gebung aufgehobenen Verbundwirtschaft zwischen Kohle und Stahl 

im Ruhrgebiet. Henle, ansonsten einer der eifrigsten Verfechter des 

Schumanplans, sagte dazu auf einer Veranstaltung des Rheinisch- 

Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung: «In jedem Falle ist 

es nunmehr höchste Zeit, dass das gesamte Neuordnungsproblem zu 

seinem Ende kommt, und dass dabei nicht versucht wird, Grund- 

sätze um jeden Preis durchzudrücken, die vor Jahr und Tag erson- 

nen wurden und die kaum noch recht in das Gesamtbild der heutigen 

Lage passen.»9 In verschiedenen Stellungnahmen, Gutachten und 

Reden wurde immer wieder auch auf die durch die alliierte Besat- 

zungspolitik – Demontagen, Produktionsbeschränkungen, hohe 

Exportauflagen – sowie die durch Kriegsschäden und fehlende Inve- 

stitionen entstandene Rückständigkeit der westdeutschen Montan- 

industrie gegenüber der westeuropäischen Konkurrenz hingewie- 

sen. Es fehlte auch nicht das Argument, das ganze Projekt berge die 

Gefahr in sich, dass die wirtschaftliche Kontrolle der BRD in anderer 

Form fortgesetzt werden könnte. Insgesamt wurde der Eindruck 

erweckt, dass die Risiken einer Beteiligung für die Bundesrepublik 

weitaus höher lägen als die möglichen Vorteile. 

In ersten sozialdemokratischen Stellungnahmen wurde der Schu- 

man-Plan als ernst zu nehmender Vorschlag gewertet, der die «Eini- 

8 Deutscher Bundestag, Bd. 8, Bonn 1951, S. 6502. 

9 Vortrag von Dr. Günter Henle, MdB, Duisburg am 9. Januar 1951 
vor der Volks- und Betriebswirtschaftlichen Vereinigung im Rhei-

nisch-Westfälischen Industriegebiet. Sonderveröffentlichung des Rhei-
nisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung, Essen, S. 17. 
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gung Europas» voranbringen könnte. Gleichzeitig nannte die 

SPD-Führung entsprechend ihren seit 1945 verkündeten Pro- 

grammforderungen eine Reihe von Bedingungen, die als unabding- 

bare Voraussetzungen für die Mitwirkung an dem Projekt bezeich- 

net wurden: Überführung der Schlüsselindustrien der beteiligten 

Länder in Gemeineigentum, Beteiligung der Gewerkschaften und 

der politischen Arbeiterorganisationen an der Ausarbeitung des Ab- 

kommens, Sicherung des Mitbestimmungsrechtes der Arbeiter und 

Angestellten, Gleichberechtigung der Bundesrepublik innerhalb des 

Zusammenschlusses, echte parlamentarische Kontrolle der Organe 

der Montanunion. 

Dieser reformistische Aspekt der sozialdemokratischen Opposi- 

tion trat im Verlaufe der weiteren Auseinandersetzungen mehr und 

mehr in den Hintergrund. Er wurde verdrängt durch die Forderung 

nach Gleichberechtigung der BRD, was im Grunde Gleichberechti- 

gung der westdeutschen Monopolbourgeoisie bedeutete; durch die 

Kritik an den Hegemonialbestrebungen einzelner Partner der we- 

steuropäischen Zusammenschlüsse – hier richtete sich die Spitze in 

erster Linie gegen Frankreich – und die ständigen Vorwürfe, das 

Bündnissystem des Westens sei aufgrund dieser oder jener Mängel 

nicht stark genug, um seine Rolle bei der «Abwehr des Weltkom- 

munismus» gut genug zu erfüllen. Darin erschöpfte sich auch weit- 

gehend die Kritik, die Anfang Januar 1952 bei der 3. Lesung des 

Vertrages über die EGKS von den Sprechern der sozialdemokrati-

schen Fraktion im Bundestag vorgebracht wurde. 

In ähnlicher Weise wie die SPD hat auch die Gewerkschaftsfüh- 

rung das Montanunionsprojekt bemängelt. Im Gegensatz zur So- 

zialdemokratie hoben die Spitzenfunktionäre des DGB aber von 

Anfang an die «positiven» Aspekte der Verschmelzung der westeu- 

ropäischen Schwerindustrie hervor. Schon im Juni 1950 schrieb 

Ludwig Rosenberg, Vorstandsmitglied des DGB, offen: «Es wäre 

töricht zu erklären, dass man abwarten solle, bis ein sozialistisches 

Europa entsteht, und sich in eine fruchtlose Opposition gegenüber 

einer Idee zu verrennen, die man selbst längst proklamierte, bevor 

Schuman sie zum Tenor seiner Rede machte.»10 Es ist die gleiche 

 

10 Ludwig Rosenberg: Eine Idee beschäftigt die Welt, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte, 1. Jg., Juni 1950, Heft 6, S. 243. 
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Einstellung, die Hans Böckler im Frühjahr 1948 bewog, dem Mars- 

hallplan zuzustimmen, nämlich die Annahme die wirtschafts- und 

sozialpolitischen Forderungen der Gewerkschaften liessen sich auch 

nach der vor allem im Interesse der Monopolherren an der Ruhr lie- 

genden wirtschaftlichen Integration durchsetzen. Der Bundesaus- 

schuss des DGB nahm am 7. Mai 1951 eine Entschliessung an, in 

der die prinzipielle Zustimmung zur EGK.S zum Ausdruck gebracht 

wurde. Von diesem offenen Bekenntnis zur Politik der westeuropä- 

ischen Integration erhofften sich die Gewerkschaftsführer nicht zu- 

letzt von der Adenauer-Regierung Unterstützung bei der Durchset- 

zung ihrer Mitbestimmungsforderungen. Das war, wie sich bald her-

ausstellen sollte, ein unverzeihlicher Irrtum. 

Für die Bundesregierung bildeten die vielgestaltige Kritik am 

Schuman-Plan und die vielen zusätzlichen Forderungen eine spür- 

bare Schützenhilfe bei den Verhandlungen. Das gilt uneingeschränkt 

auch für die sozialdemokratische Opposition. Die Regierung selbst 

legte in den öffentlichen Diskussionen aus taktischen Gründen weit- 

gehende Zurückhaltung an den Tag. Ihre Sprecher, Adenauer, 

Ludwig Erhard, Hallstein u.a., stellten immer wieder die politische 

Bedeutung dieser wirtschaftlichen Vereinigung heraus, sie beschwo- 

ren die grossen Vorteile der Montanunion für Deutschland und Eu- 

ropa. So betonten sie in erster Linie den dem Vertragswerk zugrun- 

deliegenden Gedanken der europäischen Einheit und bezeichneten 

die EGKS als Weg zur Überwindung der zwischen Frankreich und 

der Bundesrepublik bestehenden Gegensätze. 

Die Auseinandersetzungen um die Bildung der Montanunion 

zeigten, dass es bei der westeuropäischen Integration um harte 

machtpolitische Interessen der daran beteiligten Staaten ging. Wenn 

es bei den Verhandlungen gelang, trotz widerstrebender Interessen 

Kompromissentscheidungen zu erzielen, dann hat der von den USA 

auf Frankreich und die BRD ausgeübte Druck eine nicht unwesent- 

liche Rolle gespielt. Gleichzeitig haben auch andere, objektive Ursa- 

chen mitgewirkt. Die zwischen dem französischen und deutschen 

Imperialismus seit jeher bestehenden Gegensätze hatten nach der 

durch den Zweiten Weltkrieg veränderten Weltlage einen neuen 

Stellenwert erhalten. Gegenüber den Auseinandersetzungen zwi- 

schen Sozialismus und Imperialismus hatten die Widersprüche zwi- 
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schen der BRD und Frankreich ihre einstige Schärfe verloren. Au- 

sserdem war keiner der beiden Kontrahenten Anfang der fünfziger 

Jahre in der Lage, eine unabhängige Machtpolitik zu betreiben. 

Am 11. Januar 1952 wurde der Vertrag über die EGKS im Bonner 

Bundestag mit 232 gegen 143 Stimmen bei drei Enthaltungen ange- 

nommen. Dagegen hatten die Sozialdemokraten und Kommunisten 

gestimmt. Die scheinoppositionelle Rolle der Sozialdemokratie bei 

den Diskussionen um die Montanunion wurde durch das Verhalten 

ihrer Vertreter im Bundesrat noch einmal deudich. Dort, wo die 

SPD 20 der 38 Stimmen besass, entschieden sich alle Bundesländer, 

d.h. auch die sozialdemokratisch regierten, für die Annahme des 

Vertrages. 

Betrachtet man das erzielte Endergebnis, so zeigt sich, dass der 

eindeutige Gewinner des Vertrages, trotz aller gegenteiliger Beteue- 

rungen der Adenauer-Regierung, die westdeutsche Monopolbour- 

geoisie war. Dank amerikanischer Einwirkung hatte die Adenau- 

er-Regierung weitgehend erreicht, was zu diesem frühen Zeit- 

punkt überhaupt möglich war: Die Aufhebung des Ruhrstatuts mit 

seinen einseitigen, nur für die BRD zutreffenden einschneidenden 

Souveränitätsbegrenzungen, die Beseitigung der noch bestehenden 

Beschränkungen für die Stahlproduktion und Stahlkapazität, die 

weitgehend Abmilderung und schliesslich bald völlige Aufhebung 

der Dekartellisierungsbestimmungen. Mit Verwirklichung des 

Schumannplans war die BRD auf einem bedeutsamen Teilgebiet in- 

nerhalb der EGKS gleichberechtigter Partner der Westmächte ge- 

worden. Darin liegt zweifelsohne ein wichtiges politisches Resultat 

dieses Vertragswerkes. 

In ökonomischer Hinsicht zahlte sich die Beteiligung der BRD an 

der EGKS für die westdeutschen Montanunternehmen bald aus. Die 

Stahlproduktion, die 1950 11,8 Mill. Tonnen betrug, erreichte im 

Jahre 1955 21,3 Mill. Tonnen. Frankreich, das 1949 in der Stahlpro- 

duktion mit der BRD etwa gleich lag, erzeugte 1955 12,6 Mill. Ton- 

nen. 

Die ersten Schritte der Bonner Aussenpolitik dienten einem gros- 

sen Ziel: der Wiederherstellung der Macht des Imperialismus in der 

BRD. Durch die Beteiligung an der EGKS konnte ein entscheiden- 

der Durchbruch in dieser Richtung erreicht werden. Die Resultate, 
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insbesondere die völlige Wiederherstellung und Sicherung der kapi- 

talistischen Eigentumsverhältnisse und der alten wirtschaftlichen 

Strukturen, führten zur innenpolitischen Konsolidierung des impe- 

rialistischen Herrschaftssystems. Der andere Aspekt der Bonner 

Europapolitik bestand darin, die politische Handlungsfähigkeit zu 

erweitern und Voraussetzungen für die Realisierung des proklamier- 

ten Revanchprogramms zu schaffen. Ihr aggressiver, reaktionärer 

Charakter zeigte sich gleichfalls schon in der Anfangsperiode. Die 

Montanunion bildete zu Beginn der fünfziger Jahre nur eine Ebene 

der Bemühungen um einen engen Zusammenschluss Westeuropas. 

Sie war gleichzeitig als ökonomische Basis und Schrittmacher für die 

militärische und politische Integration vorgesehen. 

Die Aussenpolitik der BRD entsprach von Anfang an dem Wesen 

dieses Staates. Sie .zielte auf den raschen Abschluss des innenpoliti- 

schen Restaurationsprozesses ab. Es war deshalb auch ganz natür- 

lich, dass die herrschende Klasse dieses Staates diesen aussenpoliti- 

schen Kurs einmütig unterstützte. Die Politik der westeuropäischen 

Integration verschleierte gerade in der Anfangsphase den aggressi- 

ven Charakter der Bonner Aussenpolitik. Vollzogen hatte sich aber 

im Grunde nur eine Richtungsänderung, bedingt durch die Verän- 

derungen im internationalen Kräfteverhältnis und die eigene Schwä- 

che. Die alte unverkennbare Kontinuitätslinie imperialistischer 

deutscher Aussenpolitik trat spätestens mit der Entscheidung über 

die Remilitarisierung der BRD zutage, die, wie ein amerikanischer 

Politologe mit Recht schreibt, «zum Angelpunkt des gesamten aus- 

senpolitischen Programms der Adenauer-Regierung (wurde).»11 

11 Wolfram F. Hanrieder: Die stabile Krise, Düsseldorf 1971, S. 15. 
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XX. Die Remilitarisierung und ihre ersten Folgen 

1. Entscheidung über die Wiederbewaffnung 

Nach einer in der Bundesrepublik weit verbreiteten Version wurde 

die Frage einer westdeutschen Wiederbewaffnung durch den Aus- 

bruch des Koreakrieges ausgelöst. Dieses Ereignis hätte deutlich 

gemacht, welche Gefahren der unbewaffneten Bundesregierung aus 

dem Osten drohten. Da aber ihre Verteidigung nicht allein den 

Westmächten überlassen bleiben konnte, wären die Westdeutschen 

gewissermassen moralisch verpflichtet gewesen, ihren Teil zur eige- 

nen und zur Sicherheit der westlichen Nachbarvölker beizutragen. 

Mit diesen Argumenten, die heute in jedem westdeutschen Schul- 

buch zur neuesten Geschichte zu finden sind und die auch Adenauer 

in seinen «Erinnerungen» wiederholt hat, wurde im Sommer 1950 

die Notwendigkeit der Remilitarisierung von der Bundesregierung 

begründet und propagiert. 

Die Diskussion um die westdeutsche Wiederbewaffnung begann 

keineswegs erst mit dem Krieg in Korea. Sie war im Grunde die 

Konsequenz der ganzen vorangegangenen Entwicklung: der Grün- 

dung der BRD, der beginnenden politischen und wirtschaftlichen 

Einbeziehung in die westlichen Zusammenschlüsse. Rudolf Aug- 

stein hat durchaus recht, wenn er schreibt: «Die neue deutsche Ar- 

mee wurde nicht gegründet, um den Bonner Staat zu schützen, son- 

dern der neue Staat wurde gegründet, um eine Armee gegen die So- 

wjets ins Feld zu stellen . . .»1Auf diesen Zusammenhang zwischen 

Staatsgründung und Remilitarisierung hatte die KPD schon im 

Frühjahr 1949 im Zusammenhang mit der Bildung der NATO auf- 

 

1 Rudolf Augstein: Waffen statt Politik, in: Bilanz der Bundesrepublik, Köln 

1961, S. 48. 
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merksam gemacht: «Die Bildung des westdeutschen Separatstaates 

soll unter anderem auch die Einbeziehung Westdeutschlands in den 

Atlantikpakt schaffen»,2 hiess es in einer Erklärung des Parteivor- 

standes. 

Wie die Gründung der BRD so ging auch die Entscheidung über 

die Remilitarisierung der Bundesrepublik in erster Linie von den 

USA aus. Mit dem Übergang zur militärischen Blockbildung in We- 

steuropa wurde eine neue Phase der amerikanischen Aussenpolitik 

eingeleitet, deren erklärtes Ziel die Zurückdrängung des Sozialismus 

war. Es hatte sich erwiesen, dass mit Mitteln der ökonomischen 

Blockade oder des politischen Drucks eine Entscheidung zugunsten 

des Westens nicht zu erreichen war. Der Sowjetunion gelang es 

schneller als erwartet, die schweren Kriegsfolgen zu überwinden. 

Die Stabilisierung der jungen sozialistischen Staaten in Ost- und 

Südosteuropa war nicht aufzuhalten. In wirtschaftlicher Hinsicht 

konnte der Stand der Vorkriegsentwicklung bis 1950 weit über- 

schritten werden. Gleichzeitig wurde in all diesen Ländern die sozia- 

listische Umgestaltung zügig fortgesetzt und die Grundlagen einer 

neuen sozialen Ordnung errichtet. In Ostasien hatte der Weltimpe- 

rialismus, vor allem die stark engagierte USA, durch die Entstehung 

der Volksrepublik China eine entscheidende Niederlage hinnehmen 

müssen. Ein wesentlicher Faktor im strategischen Kräfteverhältnis 

zwischen Ost und West bedeutete das Ende des amerikanischen 

Kernwaffenmonopols, das den USA in den vierziger Jahren ein zu- 

sätzliches Druckmittel in die Hand gegeben hatte. 

All diese Ereignisse führten dazu, dass die Vereinigten Staaten 

nach Gründung der NATO verstärkte Anstrengungen unternah- 

men, das von ihnen beherrschte militärische Bündnissystem in Eu- 

ropa und der übrigen Welt weiter auszubauen. Gegenüber der So- 

wjetunion und den anderen sozialistischen Staaten wurde die Politik 

des kalten Krieges verschärft. In den ersten Monaten des Jahres 1950 

plädierte Aussenminister Acheson in einer ganzen Serie von öffentli- 

chen Erklärungen dafür, die amerikanische Aussenpolitik noch stär- 

ker unter dem Gesichtspunkt einer Politik von der Position der 

Stärke auszurichten. Einflussreiche Ideologen wie James Burnham 

 

2 Dokumente der KPD 1945-1956, S. 172. 
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und Politiker wie John F. Dulles sprachen sich öffentlich für eine ra- 

sche Eingliederung der BRD in den antisowjetischen Militärblock 

aus. In den militärischen Stäben der Westmächte wurde eine Remili- 

tarisierung spätestens seit Frühjahr 1948 im Zusammenhang mit dem 

Abschluss des Brüsseler Paktes ins Auge gefasst und intern disku-

tiert. 

Nach der Explosion der ersten sowjetischen Atombombe und 

dem damit verbundenen Ende des amerikanischen Kernwaffenmo- 

nopols erschien den leitenden Männern des Pentagon die Einbezie- 

hung des westdeutschen Militärpotentials in das westliche Bündnis- 

system besonders notwendig, und seit Herbst 1949 wurden Pläne 

über die Wege der westdeutschen Remilitarisierung ausgearbeitet. 

Angesichts der auch in Westeuropa vorhandenen Abneigung gegen 

eine neue deutsche Wehrmacht geschah dies unter strenger Geheim- 

haltung. 

Nun war allerdings die Wiederbewaffnung der BRD durchaus 

nicht nur eine Angelegenheit, die von den USA allein ausging. Füh- 

rende Politiker der Bundesrepublik haben die Möglichkeit und Not-

wendigkeit einer Remilitarisierung lange vor Konstituierung des 

Bonner Staates ins Auge gefasst. Anlässlich eines Pressetees für 

Auslandskorrespondenten am 24. Januar 1952 gestand Adenauer, 

dass er bereits im Dezember 1948 General Speidel beauftragt hatte, 

«ein Memorandum auszuarbeiten über die vergleichsweise Zusam-

mensetzung der europäischen Armeen und darüber, was die Verbün-

deten eines schönen Tages von uns fordern konnten.»3 

Auch der sozialdemokratische Parteivorstand erörterte Ende 1948 

Fragen der westdeutschen Sicherheit und sprach sich dabei für die 

Einbeziehung Westdeutschlands in ein kollektives internationales 

Sicherheitssystem nach dem Vorbild des Brüsseler Paktes aus. Bei 

den Beratungen des Grundgesetzes im Parlamentarischen Rat wur- 

den zwar noch keine Bestimmungen aufgenommen, die eine west- 

deutsche Wiederbewaffnung vorsahen, aber es wurden wohlweis- 

lich auch keine Artikel formuliert, die eine Remilitarisierung aus- 

drücklich verboten. Kurz vor der Unterzeichnung des Nordatlan- 

tikpaktes, am 21. März 1949, bezeichnete Adenauer gegenüber ei- 

 

3 Zitiert nach: Pawel Naumow: Bonn, Macht und Ohnmacht, Frankfurt 

a. M. 1968, S. 60; vgl. auch Generalanzeiger für Bonn und Umgebung, 
26./27. Januar 1952. 
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nem Korrespondenten von UP es als «eine der ersten Aufgaben einer 

westdeutschen Regierung», den vollen Beitritt ihres Landes zu dem 

Pakt herbeizuführen.4 In einer Presseerklärung vor der Pariser Au- 

ssenministerkonferenz im Mai 1949 forderte Schumacher die Einbe- 

ziehung «ganz Deutschlands» in Marshall-Plan und Atlantikpakt.5 

Nach Gründung der Bundesrepublik stellten führende Politiker 

des jungen Staates – Adenauer, Heuss – zunächst jede Remilitarisie- 

rungsabsicht in Abrede. Gleichzeitig gab der Bundeskanzler Inter- 

views, in denen er der Wiederbewaffnung Westdeutschlands das 

Wort redete. Besonderen Widerhall im In- und Ausland fand dabei 

 
sein Gespräch mit einem Korrespondenten der amerikanischen Zei- 

tung «Plain Dealer» am 3. Dezember 1949, in dem er, zwar äusserst 

vorsichtig und gewunden, für die Aufstellung westdeutscher Trup- 

penverbände im Rahmen einer europäischen Armee plädierte. 

In der Bundestagsdebatte vom 16. Dezember 1949, der ersten 

«Wehrdebatte» in der Geschichte des Bundestages, leugnete Ade- 

nauer alle Remilitarisierungsabsichten. Die CDU/CSU-Fraktion 

erklärte in einer Stellungnahme: «Dem deutschen Volk liegt . . .der 

Gedanke an eine Wiederaufrüstung fern.»6 Im Namen der SPD- 

Fraktion betonte Ollenhauer: «Die sozialdemokratische Fraktion 

 
lehnt es ab, eine deutsche Wiederaufrüstung auch nur in Erwägung 

zu ziehen.»7 Die Alliierte Hohe Kommission erliess, offensichtlich 

zur Beruhigung der westdeutschen und internationalen Öffentlich- 

keit, nach dem Adenauer-Interview am 16. Dezember 1949 ein «Ge- 

 
setz zur Ausschaltung des Militarismus». 

Die «Plain Dealer»-Affäre hinderte Adenauer nicht daran, seine 

Ansichten zur «Sicherheitsfrage» in regelmässigen Abständen über 

Zeitungsinterviews der Öffentlichkeit zu suggerieren. Von Presse- 

organen und Rundfunkstationen, die der Regierung nahestanden, 

wurde die psychologische Vorbereitung der Bevölkerung auf die be- 

vorstehende Remilitarisierung, allerdings noch in vorsichtiger Wei- 

 

4 Zitiert nach: Gerhard Wenig: Entmilitarisierung und Wiederbewaff-

nung in Deutschland 1943-1955, München 1967, S. 252. 

5 Vgl. Acht Jahre sozialdemokratischer Kampf um Einheit, Frieden und 

Freiheit, Dokumentation, hrsg. vom Parteivorstand der SPD, Bonn 1954, 
S. 76. 

6 Deutscher Bundestag. Bd. 1, S. 735. 

7 Ebenda. 
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se, unterstützt. Die Rolle des wichtigsten, in den verschiedenen Va- 

rianten immer wiederkehrenden Arguments spielte dabei die angeb- 

liche «tödliche Bedrohung der freien Welt» durch den Kommunis- 

mus und insbesondere durch die Sowjetunion. Gleichzeitig wurde 

gegenüber den misstrauischen Völkern Westeuropas betont, dass 

nicht daran gedacht sei, eine neue Wehrmacht oder nationale Streit- 

kräfte irgendwelcher Art aufzustellen. Es ginge lediglich darum, 

westdeutsche Kontingente in eine internationale Streitmacht einzu- 

gliedern. 

Der Ausbruch des Krieges im Fernen Osten war im Sommer 1950 

ein willkommener Anlass, die Remilitarisierungsdiskussion in die 

Öffentlichkeit zu tragen. Mit allen Mitteln der modernen Massenbe- 

einflussung wurde die antikommunistische Kriegshysterie auf die 

Spitze getrieben, um die Bevölkerung für die Wiederaufrüstung zu 

gewinnen. In den Stellungnahmen der Presse wurde die amerikani- 

sche Version des Koreakrieges, die These vom «kommunistischen 

Überfall» auf das «demokratische» Südkorea kolportiert und die 

lenkende Hand «Moskaus» heraufbeschworen. «Wer hinter Nord- 

korea steht und wer der wirkliche Angreifer ist, weiss alle Welt»,8 

behauptete der «Rheinische Merkur». Einige Jahre später sagte Gu- 

stav Heinemann im Bundestag dazu: «Die Koreageschichte sieht an- 

ders aus, als sie damals erzählt wurde. «9 Die Propagandaformel vom 

Sommer 1950 jedoch tat ihre Wirkung und ist in die meisten bürger- 

lichen Geschichtsdarstellungen eingegangen. Aus den Ereignissen in 

Korea wurde sodann auf die Parallelität der Lage in Deutschland 

hingewiesen und die drohende Gefahr einer Invasion der Sowjets 

zusammen mit der Volkspolizei der DDR an die Wand gemalt. Als 

Schlussfolgerung forderte die grosse Mehrzahl der Blätter überein- 

stimmend eine Verstärkung der westlichen Besatzungstruppen und 

schliesslich die Aufstellung von westdeutschen Verbänden. In glei- 

chem Atemzuge nannte man aber sofort die «Bedingungen» für eine 

Wiederbewaffnung: Wegfall aller noch bestehenden Diskriminie- 

rungen, Gleichberechtigung der BRD auf allen Gebieten. Diese 

 

8 Rheinischer Merkur, 1. Juli 1950. 

9 Gustav Heinemann: Verfehlte Deutschlandpolitik. Irreführung und 

Selbsttäuschung, Artikel und Reden, Frankfurt a. M. 1970, 3. Aufl., S 136. 
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Pressekampagne vom Juli/August 1950 war gewissermassen die Be- 

gleitmusik zu den diplomatischen Aktivitäten der Bundesregierung. 

Adenauer benutzte die dramatischen Ereignisse in Korea, um die 

Westmächte zu einer schnellen Entscheidung über die Aufstellung 

westdeutscher Truppen zu veranlassen. Er konnte dabei nicht nur 

mit der Unterstützung seitens einflussreicher amerikanischer Politi- 

ker und Militärs rechnen. Auch in Westeuropa fanden sich Verbün- 

dete. General de Gaulle hatte sich am 11. Juli 1950 in einem Inter- 

view für die Einbeziehung der BRD und Spaniens in die westliche 

Militärkoalition ausgesprochen. Auf der Beratenden Versammlung 

des Europarates in Strassburg setzte sich André Philip, Abgeordne- 

ter der französischen Sozialistischen Partei, für die Einbeziehung 

westdeutscher Kontingente in eine europäische Armee ein. Chur- 

chill brachte auf der gleichen Tagung einen Antrag ein, sofort eine 

europäische Armee unter einheitlichem Kommando zu schaffen, an 

der selbstverständlich auch die BRD beteiligt sein sollte. 

Am 17. August hatte Adenauer in Besprechungen mit den Hohen 

Kommissaren die Verstärkung der Besatzungstruppen gefordert 

und die kurzfristige Aufstellung einer westdeutschen Freiwilligen- 

armee in Stärke von 150‘000 Mann für angemessen gehalten. Ausser- 

dem sprach er sich für den Vorschlag Churchills über die Bildung ei- 

ner Europaarmee aus. Am gleichen Tage betonte er in einem Inter- 

view mit der «New York Times»: «Wir müssen die Notwendigkeit 

der Schaffung einer starken deutschen Verteidigungskraft erken- 

nen.»10 Er begründete ihre Notwendigkeit u.a. mit der angeblich 

von der Volkspolizei der DDR ausgehenden Bedrohung der Bun- 

desrepublik. 

Unter dem Datum vom 29. August 1950 liess Adenauer dem ame- 

rikanischen Hohen Kommissar ein geheimes «Sicherheitsmemoran- 

dum» zugehen, das für die im September tagende Aussenminister- 

konferenz der Westmächte bestimmt war. Darin wurde nochmals 

mit Nachdruck um eine Verstärkung der Besatzungstruppen gebe- 

ten und die Aufstellung einer Schutzpolizei auf Bundesebene gefor- 

dert. Gleichzeitig, und das war der eigentliche Kern des Doku- 

ments, wurde den Westmächten die Aufstellung westdeutscher 

 

10 Europa-Archiv, 22. Folge 1950, S. 3515. 
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Truppen angeboten. Es hiess dazu: «Der Bundeskanzler hat ferner 

wiederholt seine Bereitschaft erklärt, im Falle der Bildung einer in- 

ternationalen westeuropäischen Armee einen Beitrag in Form eines 

deutschen Kontingents zu leisten.»11 

Von diesem Schritt hatte Adenauer nicht einmal das Bundeskabi- 

nett verständigt. Erst nachträglich informierte er seine Minister von 

dieser schwerwiegenden Entscheidung. Aus Protest gegen dieses 

Vorgehen und gegen den Inhalt des Memorandums trat Bundesin- 

nenminister Heinemann zurück. Seine Stelle nahm ein langjähriger 

Vertrauter Adenauers, der rechtsstehende CDU-Politiker Robert 

Lehr, ein. 

Der Ausbruch des Koreakrieges war auch für Washington will- 

kommener Anlass, um die seit langem geplante westdeutsche Remili- 

tarisierung gegenüber den beiden anderen verbündeten Mächten 

durchzusetzen. Das Klima war günstig, denn die durch eine infame 

antikommunistische Hetze geschürte Angst vor einer drohenden 

sowjetischen Invasion war auch in Westeuropa stark verbreitet. Die 

Forderung der britischen und französischen Regierung nach Ver- 

stärkung der amerikanischen wirtschaftlichen und militärischen 

Hilfe gab den USA darüber hinaus ein wirksames Druckmittel in die 

Hand. 

Im Gegensatz zu den britischen Militärs, die schon 1948 eine Be- 

teiligung der Westdeutschen am Aufbau einer «Verteidigungsfront» 

gegenüber dem Osten ins Kalkül zogen, hatte die regierende La- 

bourparty wenig Neigung, diesen Schritt allzu schnell zu vollziehen. 

Die britische Regierung war noch am Vorabend der New Yorker 

Konferenz im Höchstfälle bereit, der BRD eine starke mobile Poli- 

zeitruppe zuzugestehen. 

Am stärksten war der Widerstand gegen eine Remilitarisierung 

der BRD in Frankreich. Noch bei Ratifizierung des NATO-Vertra- 

ges im Juli 1949 hatte Aussenminister Schuman vor der Nationalver- 

sammlung versichert, dass Westdeutschland niemals wieder bewaff- 

net und nicht zum Atlantikpakt zugelassen werde. Im November 

des gleichen Jahres erklärte Informationsminister Teitgen: «Die 

Welt muss sich im Klaren sein, dass Frankreich nicht Partner eines Si- 

11 Deutscher Bundestag, Bd. 10, Bonn 1952, S. 8160. 

415 



cherheitssystems bleiben kann, welches eine deutsche Aufrüstung 

bejaht.»12 Das war aber, angesichts der schwachen Positionen 

Frankreichs, der Abhängigkeit von den USA, nicht mehr als eine 

leere Drohung, hinter der sich allerdings eine in der Tat tiefe Abnei- 

gung und Furcht vor einem wiederbewaffneten deutschen Staat ver- 

barg. 

Als sich die Aussenminister der drei Westmächte Mitte September 

1950 in New York trafen, waren die bestehenden Meinungsver- 

schiedenheiten über die Frage einer Wiederaufrüstung der BRD 

nicht beigelegt. Der Versuch des amerikanischen Aussenministers 

Acheson, von seinen Kollegen Bevin und Schuman im ersten Anlauf 

die Zustimmung zur Aufstellung westdeutscher Divisionen im 

Rahmen der NATO zu erlangen, schlug fehl. Zwar gelang es im 

Laufe der Gespräche, den britischen Aussenminister umzustimmen, 

doch war Schuman, auf Anweisung seiner Regierung nicht bereit, 

Zugeständnisse zu machen. 

Eine Grundsatzentscheidung über konkrete Schritte zur Remili- 

tarisierung konnte folglich noch nicht erreicht werden. Die Aussen- 

minister genehmigten jedoch den Aufbau einer mobilen westdeut- 

schen Polizeitruppe auf Länderebene und sicherten die Verstärkung 

ihrer Streitkräfte in der BRD zu. Ihre Aufgabe sollte fortan nicht nur 

darin bestehen, Besatzungsaufgaben wahrzunehmen, sondern auch 

den äusseren Schutz der BRD und der Westsektoren Berlins zu ge- 

währleisten. Ausserdem stellten die drei Mächte weitere Lockerun- 

gen des Besatzungsregimes in Aussicht. 

Auf der anschliessenden Tagung des NATO-Rates wurde die 

Wiederbewaffnung der BRD gleichfalls erörtert. Doch auch hier 

konnte ein konkretes Resultat noch nicht erzielt werden. Die Ver- 

handlungen zeigten jedoch, dass die französische Delegation allein 

stand und es eigentlich nur eine Frage der Zeit war, wann Frankreich 

den Widerstand aufgeben würde. Das Problem selbst musste vertagt 

werden. 

Die Ergebnisse der Dreimächteverhandlungen erfüllte die Ade- 

nauer-Regierung, obwohl sich noch nicht all ihre Wünsche realisie- 

ren liessen, insgesamt mit Befriedigung. Sie traf bald danach mit Wis- 

12 Zitiert nach: Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 341. 
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sen der Besatzungsmächte konkrete Vorbereitungen zur Aufstel- 

lung von Truppenverbänden. 

Der erste «Sicherheitsbeauftragte» des Bundeskanzlers, General 

a. D. Graf von Schwerin, berief eine streng geheimgehaltene Klau- 

surtagung deutscher militärischer Sachverständiger ein, die vom 5. 

bis 9. Oktober 1950 im Eifelkloster Himmerod tagte. Prominenteste 

Gäste waren die ehemaligen Wehrmachtgeneräle Hans Speidel, der 

schon im August auf Verlangen Adenauers ein Exposé über die Wie- 

derbewaffnung ausgearbeitet hatte, und Adolf Heusinger. Das Er- 

gebnis der Beratungen war eine «Denkschrift über die Aufstellung 

eines deutschen Kontingents im Rahmen einer internationalen 

Streitmacht zur Verteidigung Westeuropas». Die Generäle befür- 

worteten darin eine Beteiligung an der «Verteidigung Westeuropas» 

unter folgenden Voraussetzungen: völlige militärische Gleichbe- 

rechtigung des westdeutschen Partners, Beendigung der Diffamie- 

rung alles «Soldatischen», worunter die Rehabilitierung der faschi- 

stischen Wehrmacht verstanden wurde, Ende der alliierten Kon- 

trollrechte, Wiederherstellung der Souveränität. Vom operativen 

Standpunkt wurde «eine Verteidigung möglichst weit östlich und 

eine offensive Kampfführung verlangt».13 Die Ausrüstung der 

Truppen sollte mit modernsten Waffen erfolgen. Vorerst hielt man 

die Aufstellung von 12 Divisionen mit einer Gesamtstärke von 

250’000 Mann für erforderlich. Diese Generaldenkschrift bildete für 

die Bundesrepublik die Marschroute für die kommenden Verhand- 

lungen über den Modus der westdeutschen Remilitarisierung. Al- 

lerdings war die Adenauer-Regierung dabei wesentlich zurückhal- 

tender und vorsichtiger, ohne allerdings auf den entscheidenden 

Kern der Forderung nach der Gleichberechtigung der BRD zu ver- 

zichten. 

Wenige Tage nach der Himmeroder Tagung, am 25. Oktober 

1950, wurde in Bonn eine «Dienststelle für die mit der Vermehrung 

der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen» im Bundes- 

kanzleramt gebildet. Ihr Leiter war der CDU-Bundestagsabgeord- 

nete Theodor Blank. Der Aufgabenbereich der «Dienststelle Blank» 

13 Zitiert nach: Gerhard Wettig: Entmilitarisierung und Wiederbewaff-

nung: Deutschland 1943-1955, S. 363. 
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beschränkte sich allerdings nicht auf die Unterkunftsbeschaffung 

der Besatzungstruppen, sondern umfasste in erster Linie die unmit- 

telbaren Vorbereitungen zur Aufstellung einer westdeutschen Ar- 

mee. Sie war der direkte Vorläufer des Bonner Verteidigungsmini- 

steriums. 

Bis Jahresende 1950 fielen die endgültigen Entscheidungen über 

eine Beteiligung der Bundesrepublik am Militärbündnis der West- 

mächte. Die französische Regierung, in der sich die Auffassung 

durchgesetzt hatte, dass die Remilitarisierung der BRD ohnehin 

nicht mehr zu vereiteln sei, entschloss sich nunmehr, durch eigene 

Vorschläge das damit verbundene Sicherheitsrisiko zu vermindern. 

Am 24. Oktober 1950 legte Ministerpräsident René Pleven einen 

Plan vor, der versuchte, den Vorschlag des Europarats vom Juli zur 

Bildung einer Europa-Armee mit den supranationalen Gedanken 

des Schuman-Plans, die Ausnutzung des westdeutschen Militärpo- 

tentials mit der Verhinderung einer übermässigen Stärkung der BRD 

zu verbinden. Der Plevenplan sah die Bildung einer westeuropä- 

ischen Streitmacht nach dem Prinzip einer möglichst vollständigen 

Verschmelzung aller menschlichen und materiallen Kräfte vor. Die 

Kontingente der Mitgliedstaaten sollten als kleinstmögliche Einhei- 

ten – in Bataillonstärke – integriert werden. Ein übernationaler Ver- 

teidigungsminister und gemeinsames Militärbudget waren vorgese- 

hen. Die supranationale Konstruktion richtete sich in erster Linie 

gegen die Bildung grösserer westdeutscher Einheiten und eines Ver- 

teidigungsministeriums in Bonn. Der Plevenplan, der von der Na- 

tionalversammlung mit 343 gegen 225 Stimmen gebilligt wurde – die 

Resolution enthielt den Vorbehalt, dass es keine westdeutsche Ar- 

mee und keinen Generalstab geben werde – bedeutete trotz aller 

Verklauselierung die französische Zustimmung zur westdeutschen 

Remilitarisierung. 

In den USA und Grossbritannien stiess der französische Vor- 

schlag, der unweigerlich zu einer Verzögerung der Wiederbewaff- 

nungspläne führen musste, auf wenig Gegenliebe. Auch in Bonn 

wurde der Plevenplan mit Zurückhaltung entgegengenommen. Die 

darin enthaltenen Beschränkungen für die BRD stiessen in der Pres- 

se, vor allem bei der sozialdemokratischen Opposition auf heftige 

Kritik. Die Bundesregierung aber begrüsste ihn trotz der darin ent- 
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haltenen «Diskriminierungen». «Wir betrachten den Pleven-Plan als 

einen wesentlichen Beitrag zur Integration Europas»,14 erklärte 

Adenauer am 8. November 1950 vordem Bundestag. Viel wichtiger 

jedoch war für die Bundesregierung die Tatsache – und das war wohl 

auch der eigentliche Grund für die rasche Zustimmung –, dass die 

französische Regierung nunmehr grundsätzlich die Wiederbewaff- 

nung der BRD bejaht und damit konkreten Verhandlungen den Weg 

geöffnet hatte. Dabei, so glaubte man in Bonn angesichts der Reak- 

tionen in Washington und London, würden die im Pleven-Plan ent- 

haltenen ungünstigen Bedingungen verschwinden. 

Im Dezember 1950 beschloss der NATO-Rat in Brüssel den Auf- 

bau einer integrierten westeuropäischen Streitmacht. Einer Beteili- 

gung der Bundesrepublik wurde prinzipiell zugestimmt, die drei 

Westmächte beauftragt, mit der Bundesregierung die Frage gemein- 

sam zu prüfen. Im Verlaufe des Jahres 1951 kam es zu langwierigen, 

komplizierten Verhandlungen über den Modus der westdeutschen 

Aufrüstung im Rahmen der vorgehenden Europa-Armee, die paral- 

lel auf dem Petersberg zwischen den Westmächten und der Bundes- 

regierung sowie in Paris auf einer Konferenz der am Schuman-Plan 

beteiligten sechs Staaten geführt wurden. Ihr Ergebnis bildete der 

Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG). 

Die Grundsatzentscheidung über die Remilitarisierung der BRD 

war aber bereits Ende 1950 in Brüssel gefallen. Sie war in erster Linie 

das Resultat amerikanischen Drucks. Die Regierung der Bundesre- 

publik brauchte zur Aufrüstung nicht gezwungen zu werden. Ade- 

nauer hat faktisch seit 1948 auf die Wiederbewaffnung hingearbeitet. 

Er war es auch, der im August 1950 ungefragt den «Wehrbeitrag» 

der BRD angeboten hatte. Das besondere Interesse des BRD-Impe- 

rialismus an der Remilitarisierung lag auf der Hand. Ohne Armee, 

ohne militärische Stärke, so glaubte man, konnten weder die innen- 

noch aussenpolitischen Ziele realisiert werden. Militärische Macht 

wurde für notwendig erachtet, um stärkeren Einfluss auf die weitere 

politische Entwicklung zu gewinnen. «Es wurde mir klar, dass in ei- 

ner Zeit wie der unsrigen Politik so viel Kraft hat, wie die Kraft be- 

deutet, die hinter ihr steht. Wenn man keine Macht besitzt, kann 

 

14 Deutscher Bundestag, Bd. 5, Bonn 1951, S. 3565. 
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man keine Politik machen. Ohne Kraft wird unser Wort nicht be- 

achtet.»15 Dieses Credo bezog sich offensichtlich nicht nur auf die 

Politik gegenüber den sozialistischen Staaten, sondern auch auf das 

Verhältnis zu den Westmächten. 

Wie schon mit der Beteiligung am Schuman-Plan, so suchte die 

Adenauer-Regierung auch mit der militärischen Integration die 

Gleichberechtigung zu erreichen und alle noch bestehenden Restrik- 

tionen abzuschütteln. Zusammen mit dem «Sicherheitsmemoran- 

dum» vom 29. August 1950 hatte der Kanzler den Westmächten ein 

weiteres Memorandum übergeben, indem die Forderung erhoben 

wurde, «dass die Beziehungen Deutschlands zu den Besatzungs- 

mächten auf neue Grundlagen gestellt werden.»16 Die New Yorker 

Aussenministerkonferenz kam den konkreten Wünschen der Bun- 

 

desregierung nur insoweit entgegen, als sie eine Reihe von Erleich-

terungen ankündigte. Sie machten diese Lockerungen nach bewähr- 

tem Prinzip von weiteren Zugeständnissen der BRD abhängig. Im 

Dezember 1950 gaben die westlichen Aussenminister zu verstehen, 

dass ihre Regierungen prinzipiell bereit seien, das Besatzungsver- 

hältnis unter folgenden Vorbedingungen neu zu regeln: 1. Aner- 

kennung der Auslandsschulden des Deutschen Reiches sowie der 

Schulden, die durch «Wirtschaftshilfe» an die BRD nach Beendi- 

gung des Krieges entstanden sind. 2. Beteiligung der Bundesrepu- 

blik an einer gemeinsamen Verteilung der für die Kriegsindustrie 

notwendigen Rohstoffe. Die Bundesregierung akzeptierte diese 

neuen Bedingungen vorbehaldos. 

Die Regelung der Schuldenhöhe und der Modus der Rückzahlung 

wurden auf einer internationalen Konferenz in London im Verlaufe 

 

des Jahres 1952 ausgehandelt. Die finanziellen Verpflichtungen der 

BRD wurden dort auf 14,3 Mrd. DM festgelegt. Mit der Anerken- 

nung der Auslandsschulden erfüllte die BRD nicht nur eine weitere 

Vorbedingung für die westeuropäische Integration, sondern sie 

suchte dadurch gleichzeitig ihren Anspruch zu sichern, «das eigent- 

liche Deutschland und mit dem eigentlichen Deutschland das ganze 

 

15 Zitiert nach: Paul Wey mar: Konrad Adenauer. Die autorisierte 

Biographie, München 1955, S. J78. 

16 Die auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, Hg. 

vom Auswärtigen Amt unter Mitwirkung eines wiss. Beirats, Köln 
1972, S. 162. 
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Deutschland zu verkörpern»,17 d.h. den Alleinvertretungsan- 

spruch international zu festigen. Diese und andere Vorleistungen, 

dazu gehörte auch der Abschluss des Wiedergutmachungsabkom- 

mens mit Israel vom 10. September 1952, wurde nicht zuletzt des- 

halb geleistet, um das auch im kapitalistischen Ausland stark gesun- 

kene Ansehen des deutschen Imperialismus zu heben. Es waren ge- 

wissermassen notwendige moralische Verpflichtungen, um einen fe- 

sten Platz im Bündnissystem des Westens zu erlangen. 

Am 6. März 1951 verkündetedie Alliierte Hohe Kommission eine 

«kleine Revision» des Besatzungsstatuts. Das wichtigste Resultat 

bestand darin, dass der BRD nunmehr die begrenzte Vollmacht er- 

teilt wurde, ihre auswärtigen Beziehungen selbst auszuüben. Eine 

Reihe von Restriktionen und Kontrollen im wirtschaftlichen Be- 

reich wurden abgebaut. Im Juli 1951 hoben die Westmächte einsei- 

tig, ohne Konsultation mit der Sowjetunion, den Kriegszustand mit 

Deutschland auf. Sie kamen damit einem lang gehegten Wunsch der 

Bundesregierung nach. Mit der entsprechenden Erklärung wurden 

die formalen juristischen Hindernisse beseitigt, die der westdeut- 

schen Remilitarisierung im Wege standen. Der weitere Fortbestand 

des Besatzungsregimes wurde davon nicht berührt. Erst auf einer 

weiteren Konferenz der drei westlichen Aussenminister, die vom 10. 

bis 14. September 1951 in Washington tagte, wurde beschlossen, 

«die Beziehungen zwischen den alliierten Mächten und der Bundes- 

republik völlig umzugestalten.»18 Vorgesehen war, das neue Ab- 

kommen durch ein Junktim mit dem Vertrag über die Europäische 

Verteidigungsgemeinschaft zu verknüpfen. 

2. Der Widerstand gegen die Remilitarisierung und die Haltung 

der SPD-Führung 

«Ein deutscher Beitrag zu einer Verteidigungsarmee war in der Bun- 

desrepublik ausgesprochen unpopulär»,19 bekannte Konrad Ade- 

 

17 Ebenda, S. 34. 
18 Europa-Archiv, 19. Folge 1951, S. 4397. 
19 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1945-1953, S. 385. 
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nauer 15 Jahre nach der von seiner Regierung getroffenen Entschei- 

dung für die Remilitarisierung. Damit gab er zu, dass dieser Schritt 

ohne Berücksichtigung der Meinung des Volkes getan wurde. Es 

war im Grunde genau so wie bei der Bildung der BRD. Der Wider- 

stand gegen die Aufrüstung war nur grösser, weil die Folgen dieses 

Schrittes von breiten Schichten der Bevölkerung eher erkannt wur- 

den. 

Schon die ersten Vorstösse des Bundeskanzlers in der Remilitari- 

sierungsfrage stiessen auf starken Protest in der Öffentlichkeit. Die 

Pressekampagne nach Ausbruch des Koreakrieges, Adenauers An- 

gebot vom 29. August 1950 und die bekanntgewordenen Ergebnisse 

der New Yorker Aussenministerkonferenz führten dazu, dass sich in 

der Bundesrepublik eine ganz spontane Abwehrreaktion gegen die 

Wiederbewaffnungspläne entwickelte, die durch alle Bevölkerungs- 

kreise ging. «Ohne mich», «Ohne uns», in diesen Schlagworten 

drückte sich die Ablehnung der überwiegenden Mehrheit des Volkes 

gegen jede Aufrüstung der BRD aus. «‚Ohne mich’ – das war damals 

nicht nur eine Stimmung, es war eine Bewegung»,20 schreibt selbst 

der sonst systemkonforme Theo Sommer. Im Übrigen ist es typisch 

für die Verfechter der Legalitätsthese, der zufolge alle Aktionen der 

herrschenden Kreise der BRD a priori die Zustimmung des Volkes 

hatten, die Entscheidung Adenauers für die Remilitarisierung mehr 

unter den Aspekten der «Weitsicht» und des «Mutes» zu betrachten 

als unter dem Gesichtswinkel der Rechtmässigkeit. 

Auf dem Kirchentag in Essen, im August 1950, musste sich der Rat 

der Evangelischen Kirche unter dem Druck der «Ohne-mich»-Hal- 

tung gegen jede Wiederbewaffnung aussprechen, obwohl es in die- 

sem Gremium nicht wenige Befürworter der Adenauerschen Au- 

ssenpolitik gab. Der Rücktritt Heinemanns als Innenminister signa- 

lisierte, dass offenbar sogar im Kabinett zeitweilig keine einheitliche 

Meinung vorhanden war. In scharfen Worten verurteilte der Bru- 

derrat der Bekennenden Kirche jede Aufrüstung. In einem offenen 

Brief des hessischen Kirchenpräsidenten Martin Niemöller hiess es: 

«Wenn der gegenwärtige Bundestag über diese Frage entscheidet, so 

20 Theo Sommer: Wiederbewaffnung und Verteidigungspolitik, in: 
Die zweite Republik, S. 583. 
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käme das einem Volksbetrug gleich, da kein deutscher Wähler bei 

der Wahl im Sommer 1949 die Absicht gehabt hatte, dem Deutschen 

Bund die Vollmachten zu einer Kriegsrüstung oder Kriegsbeteili- 

gung zu geben.»21 Zeitungen und Zeitschriften der Bundesrepublik 

konnten sich der Leserzuschriften zum Themenkomplex Remilitari- 

sierung kaum noch erwehren. Umfragen brachten Ergebnisse zwi- 

schen 75 und 90 Prozent gegen die Wiederbewaffnung/In der Ten- 

denz ähnliche Resultate ergaben Ermittlungen des Aliensbacher In- 

stituts für Demoskopie. Der amerikanische Hochkommissar McCloy 

bestätigte die überwiegend ablehnende Haltung der westdeutschen 

Bevölkerung zur Einbeziehung der BRD in das westliche Militär-

bündnis. 

Von den Parteien der BRD trat nur die KPD der Remilitarisierung 

entschlossen entgegen. Sie hatte von Anfang an auf dieses Ziel der 

Adenauer-Regierung aufmerksam gemacht-beim Petersberger Ab- 

kommen, in den Diskussionen um den Beitritt zum Europarat und 

zum Schuman-Plan. Ihre Warnungen bewahrheiteten sich nun- 

mehr. Die Kommunisten setzten sich dafür ein, die spontane 

«Ohne-mich-Bewegung» zu einer bewussten, organisierten Wider- 

standsaktion zu machen. Sie waren bereit und haben das immer wie- 

der zum Ausdruck gebracht, dabei mit allen ehrlichen Gegnern der 

Wiederaufrüstung zusammenzuarbeiten. Der KPD-Führung war 

auch bewusst, dass die Politik der Remilitarisierung nur verhindert 

werden konnte, wenn es gelang, eine geschlossene Kampffront zu 

bilden, deren Kern die Aktionseinheit der Arbeiterklasse sein muss- 

te. Mehrfach wandte sich deshalb der Parteivorstand an die Führung 

und Mitglieder der Sozialdemokratie, den Kampf gegen die Wieder- 

bewaffnung gemeinsam zu führen. Alle Vorschläge stiessen auf das 

kategorische Nein des SPD-Parteivorstandes. 

Das hatte seine Ursache nicht nur in der antikommunistischen 

Grundhaltung der Führung, sondern war auch darauf zurückzufüh- 

ren, dass die Ansichten zur Remilitarisierung und zur militärischen 

Integration in der sozialdemokratischen Partei ausserordentlich wi- 

derspruchsvoll war. Schon vor der Staatsgründung gab es Äusserun- 

gen von massgebenden Politikern – Schumacher, Carlo Schmid – die 

21 Zitiert in: Europa-Archiv, 24. Folge 1950, S. 3585. 
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als Befürwortung einer möglichen Wiederbewaffnung ausgelegt 

werden konnten. Auf die ersten öffentlichen Äusserungen Adenau- 

ers zu dieser Frage folgten von sozialdemokratischer Seite Proteste 

und Absagen an jede Wiederbewaffnung. Auf einer internationalen 

Konferenz sozialistischer und sozialdemokratischer Parteien West- 

und Nordeuropas im März 1950 in Witten an der Ruhr hiess es in ei- 

ner von der SPD vorgelegten Denkschrift: «Die deutsche Arbeiter- 

bewegung, zu der fünf Millionen in den Gewerkschaften organi- 

sierte Arbeiter gehören, hat sich auf den Verzicht für die Bewaff- 

nung entschieden. Sie traut sich zu, jeder deutschen Regierung die 

Einhaltung dieser Linie, falls nötig, aufzuzwingen.»22 Schliesslich 

wurde auf dem Hamburger Parteitag einstimmig eine Entschliessung 

angenommen, die sich gegen jede Remilitarisierung und die Einfüh- 

rung einer militärischen Dienstpflicht wandte. Mit diesem Beschluss 

hatten die antimilitaristischen, pazifistischen Kräfte in der Sozial- 

demokratie vorerst den Sieg davongetragen. 

Wenige Monate später verliess die Parteiführung die Plattform des 

HamburgerParteitages. Am 23. August 1950 umriss Schumacher auf 

einer Pressekonferenz seinen Standpunkt zur «Sicherheitsfrage». 

Darin gab er zu verstehen, dass die Sozialdemokratie einer «Verteidi- 

gung Europas» durchaus nicht ablehnend gegenüberstände. Als 

«einzige, aber unerlässliche Voraussetzung für das deutsche Ja oder 

Nein» zur Remilitarisierung forderte Schumacher, dass die West- 

mächte, «selbstverständlich vor allem einschliesslich den USA, ganz 

Deutschland offensiv nach dem Osten verteidigen . . . das heisst 

also, die strategische Entscheidung von vornherein mit allen Kräften 

an der Weichsel/Njemen-Linie suchen».23 Wie Adenauer forderte er 

deshalb eine massive Verstärkung der westlichen Besatzungstruppen 

– gegenüber dem amerikanischen Hochkommissar nannte er die 

Zahl von 60 Divisionen. Schumacher, der bereits 1946 einen militäri- 

schen Konflikt zwischen den USA und der Sowjetunion einkalku- 

liert hatte, trat im Grunde für den Gedanken der sogenannten «of- 

fensiven Strategie» oder der «Vorwärtsverteidigung» ein, der auch 

von den militärischen Ratgebern der Bundesregierung vertreten 

wurde. 

22 Neuer Vorwärts, 31. März 1950. 

23 Ebenda, 25. August 1950. 
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Am 16. und 17. September 1950 nahmen die leitenden Gremien 

der Sozialdemokratie zur beabsichtigten militärischen Integration 

Stellung. Sie lehnten eine Wiederbewaffnung der Bundesrepublik in 

der gegenwärtigen Situation ab und missbilligten die Methode Ade- 

nauers, mit Vorschlägen zur Aufstellung westdeutscher Truppen an 

die Westmächte heranzutreten. Gleichzeitig wurden jedoch, ähnlich 

wie beim Schumanplan, Bedingungen genannt, unter denen die So- 

zialdemokraten bereit wären, einem militärischen Beitrag zuzu- 

stimmen. Sie kamen in den Schlagworten von der Gleichberechti- 

gung, den gleichen Chancen und Risiken aller an dem militärischen 

Bündnis beteiligten Staaten zum Ausdruck. 

Das laute Nein der Sozialdemokratie gegen jede Remilitarisierung 

vom Mai 1950 war wenige Monate später zu einem bedingten Ja ge- 

worden. Nicht gegen die Wiederbewaffnung und die militärische In- 

tegration an sich richtete die Parteiführung ihre Angriffe, sondern 

gegen die von der Bundesregierung gewählte Form und den Zeit- 

punkt der Wiederaufrüstung. 

Die Ablehnung der Adenauerschen Wehrpolitik hinderte die so- 

zialdemokratische Führung nicht daran, sich an den seit Sommer 

1950 laufenden Vorarbeiten der Bundesregierung für die Aufstel- 

lung einer westdeutschen Armee zu beteiligen. Schumacher selbst 

stand in unmittelbarem Kontakt zu dem ersten «Sicherheitsbeauf- 

tragten» der Bundesregierung, dem General Graf von Schwerin, 

sowie den Generälen Heusinger und Speidel, den Wehrexperten 

Adenauers. Die drei Generäle sahen «in dem Oppositionsführer ei- 

nen loyalen, sachlichen und offenen Gesprächspartner und meinten, 

es werde möglich sein, mit ihm zu einer allseitigen akzeptablen 

Übereinkunft zu gelangen».24 

Führende Politiker der SPD berieten zusammen mit Generälen 

und Offizieren der Hitlerwehrmacht über organisatorische und 

ideologische Fragen der künftigen Armee. Allein im Verlauf des Jah- 

res 1951 kam es zu mehreren Treffen dieser Art. Bei diesen Zusam- 

menkünften ging es nicht mehr für oder gegen die Remilitarisierung, 

sondern um die möglichst beste Form der Wiederbewaffnung. Die 

 

24 Gerhard Wenig: Entmilitarisierung und Wiederbewaffnung in 
Deutschland 1943-1955, S. 325. 
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sozialdemokratischen Gesprächspartner lehnten dabei die Aufstel- 

lung von Freiwilligenverbänden ab und sprachen sich für eine «de- 

mokratische Volksarmee» auf der Grundlage der allgemeinen Wehr-

pflicht aus. 

Für die Bundesregierung, die anfänglich aus taktischen Gründen 

für die Aufstellung von Freiwilligenverbänden eintrat, bildete die 

sozialdemokratische Forderung nach einer Armee auf der Grund- 

lage der allgemeinen Wehrpflicht eine wertvolle Unterstützung für 

den geplanten Aufbau einer modernen Massenarmee. Auch aus an- 

deren Tatsachen ging hervor, dass die sozialdemokratische Partei- 

führung in der Wiederbewaffnungsfrage eine Politik mit doppeltem 

Boden betrieb. Während sie einerseits die Aufrüstungspolitik der 

Bundesregierung kritisierte, teilte sie grundsätzlich die Gründe, 

mit der Bonn die Remilitarisierungspolitik rechtfertigte, nämlich 

die angebliche Bedrohung Westdeutschlands durch den «östlichen 

Totalitarismus». Mit solcher Argumentation leistete die sozial- 

demokratische Führung der Adenauer-Regierung wertvolle Schüt- 

zenhilfe bei der Propagierung der Notwendigkeit ihrer Aufrüstungs- 

politik. 

Als noch weitaus nützlicher aber sollte sich die Haltung der 

SPD-Führung gegenüber der anwachsenden «Ohne-mich-Bewe- 

gung» erweisen. Ihr Ausmass bewog sie zunächst, sich zeitweilig mit 

ihr zu solidarisieren. Sie wollte damit einerseits verhindern, dass sich 

diese spontane Protestbewegung in eine organisierte, ausserparla- 

mentarische Massenaktion verwandelt, andererseits hofften sie, auf 

der Woge der antimilitaristischen, pazifistischen Stimmung in der 

Bevölkerung bei den bevorstehenden Landtagswahlen erhebliche 

Stimmengewinne zu erzielen. 

Als Mittel zur Änderung der politischen Verhältnisse in der BRD 

forderten die führenden Politiker der Partei Neuwahlen des Bundes- 

tages, da, wie argumentiert wurde, der gegenwärtige Bundestag 

nicht legitimiert sei, über eine solche lebenswichtige Frage wie die 

Wiederbewaffnung zu entscheiden. Dieser Appell an das moralische 

Gewissen der Bundesregierung verfehlte jede Wirkung. Der Bun- 

deskanzler dachte nicht daran, in einer für seine Regierung ungün- 

stigen Situation Neuwahlen auszuschreiben. Da die SPD-Führung 

natürlich nicht die Absicht hatte, ihrer Forderung durch ausserpar- 
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lamentarische Aktionen Nachdruck zu verleihen, blieb ihr Verlan- 

gen nach Neuwahlen ein rein platonisches Bekenntnis, lediglich 

dazu bestimmt, die Bevölkerung von wirksamen Massenbewegun- 

gen zurückzuhalten. Besonders deudich zeigte sich diese Absicht in 

der Stellung der Parteiführung zur Volksbefragung gegen die Remi- 

litarisierung. 

Der Vorschlag, die westdeutsche Bevölkerung über ihre Einstel- 

lung zur Remilitarisierung zu befragen, wurde im Herbst 1950 von 

verschiedener Seite gemacht. Solche Gedanken wurden erstmals von 

prominenten Vertretern der evangelischen Kirche, wie dem hessi- 

schen Kirchenpräsidenten Martin Niemöller und dem zurückgetre- 

tenen Innenminister Heinemann der Öffentlichkeit unterbreitet. 

Die KPD unterstützte diesen Vorschlag. Anfänglich wurde die 

Möglichkeit einer Volksbefragung auch in massgebenden sozialde- 

mokratischen Kreisen erwogen, doch bald zugunsten der Forderung 

nach Neuwahlen fallengelassen. 

Ein am 28. Januar in Essen tagender westdeutscher Friedenskon- 

gress hatte sowohl die Bundesregierung als auch den Bundestag auf- 

gefordert, eine Volksbefragung mit der Fragestellung: «Sind Sie ge- 

gen die Remilitarisierung Deutschlands und für den Abschluss eines 

Friedensvertrages mit Deutschland im Jahre 1951?» durchzuführen. 

Nachdem weder das Bonner Kabinett noch das westdeutsche Parla- 

ment darauf reagierte, beschlossen die Initiatoren des Essener Kon- 

gresses, die Volksbefragung in die eigenen Hände zu nehmen. Auf 

einem 2. Kongress, am 14. April 1950, wurde ein Hauptausschuss für 

Volksbefragung gewählt, dem bekannte Persönlichkeiten des öf- 

fentlichen Lebens der Bundesrepublik angehörten, und mit der Or- 

ganisation dieser Aktion in den Ländern und Kreisen begonnen. 

Erst jetzt reagierte die Bundesregierung. Am 24. April erliess In- 

nenminister Lehr ein Verbot der Volksbefragung, da diese Aktion 

angeblich einen Angriff auf die verfassungsmässige Ordnung der 

Bundesrepublik darstelle und deren Beseitigung zum Ziel habe. In 

einer Stellungnahme wies der «Neue Vorwärts» auf die «Verdienste» 

der Sozialdemokratie beim Verbot der Volksbefragung gegen die 

Remilitarisierung hin. «... es hat sehr deutlicher öffentlicher Stel- 

lungnahmen sozialdemokratischer Bundestagsabgeordneter und 

schliesslich einer Bundestagsinterpellation aller nichtkommunisti- 
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schen . . . Parteien bedurft, um die Bundesregierung zum Handeln zu 

bringen.»25 

Wie bei der Volkskongressbewegung im Frühjahr 1948 übernahm 

die sozialdemokratische Parteiführung auch bei der Volksbefragung 

gegen die Remilitarisierung die Rolle des Denunzianten. Sie machte 

die Machtorgane auf die Gefährlichkeit dieser Bewegung aufmerk- 

sam und stellte sich an die Spitze der Antivolksbefragungskampa- 

gne. Adenauer konnte befriedigt registrieren, dass die Sozialdemo- 

kratie die Funktion der loyalen, staatserhaltenden Opposition ge- 

wissenhaft erfüllte. 

Nach der Verordnung der Bundesregierung vom 24. April 1951 

rief der Hauptausschuss für Volksbefragung dazu auf, die Aktion 

trotz Verbot durchzuführen. Dies geschah unter schwierigen Be- 

dingungen und erforderte den selbstlosen Einsatz der Mitglieder 

und Helfer der Volksbefragungsausschüsse. Dem Beschluss der 

Bundesregierung folgten die Verbotsmassnahmen durch die Landes- 

regierungen. Versammlungen wurden verboten, öffentliche Volks- 

befragungsaktionen unterbunden, Flugblattverteiler und Helfer der 

Volksbefragungsausschüsse verhaftet und wegen sogenannter Staats-

gefährdung angeklagt. 

Auf vielfältige Weise gelang es dennoch, grosse Teile der Bevöl-

kerung zu befragen. Am 16. März 1952 gab der Hauptausschuss in 

Hohensyburg (Westfalen) das Ergebnis der Volksbefragung bekannt: 

Bei insgesamt 71‘812 Aktionen in Betrieben, Wohnvierteln und 

Dörfern, auf Kundgebungen und Versammlungen, hatten sich 

9‘119‘667 Bürger gegen die Remilitarisierung und für den Abschluss 

eines Friedensvertrages ausgesprochen. 

Berücksichtigt man die Schwierigkeiten, unter denen die Volksbe- 

fragung durchgeführt werden musste, so ergibt sich ein durchaus re- 

präsentatives Bild von der insgesamt ablehnenden Haltung der 

westdeutschen Bevölkerung zur Wiederbewaffnung. Es zeigt auch, 

welche Kraft eine organisierte, alle Remilitarisierungsgegner erfas- 

sende Einheitsfront gehabt hätte. 

Es besteht kein Zweifel, dass 1950/51 die günstigsten Vorausset- 

zungen bestanden, um die Remilitarisierung der Bundesrepublik zu 

 

25 Neuer Vorwärts, 4. Mai 1951. 
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durchkreuzen. Noch waren die Militärverträge nicht unter Dach 

und Fach, die Widersprüche zwischen den Partnerstaaten nicht bei- 

gelegt. Die Volksbewegung gegen die Remilitarisierung zeigte in 

Westeuropa und in der BRD eine aufsteigende Tendenz. Wenn es in 

der BRD nicht dazu gekommen ist, den Befürwortern der Aufrü- 

stung in den Arm zu fallen, dann hat die Politik der SPD ganz we- 

sentlich dazu beigetragen. Auch die Führung des DGB, die sich auf 

den Standpunkt stellte, die Wiederbewaffnung sei eine Frage, die 

ausschliesslich in die Kompetenz der politischen Parteien im Bundes- 

tag falle, hat ihren Anteil daran, dass die Möglichkeiten für einen ent- 

schlossenen, erfolgversprechenden Widerstand nicht ausgeschöpft 

worden sind. 

3. Rehabilitierung der faschistischen Wehrmacht 

Der Beschluss, die BRD aufzurüsten und in die westliche «Verteidi- 

gungsfront» einzureihen, war nach der Staatsbildung die folgen- 

schwerste Entscheidung in der westdeutschen Nachkriegsgeschich- 

te. Damit wurden endgültig die Weichen für die weitere innen- und 

aussenpolitische Entwicklung der Bundesrepublik gestellt, der Re- 

staurationsprozess auf allen Ebenen forciert. Gleichzeitig deuteten 

sich die Konsequenzen in der weiteren Entwicklung der nationalen 

Frage an. 

Die Bundesregierung und die Sprecher der Koalitionsparteien 

wandten sich Anfang der fünfziger Jahre immer wieder entschieden 

gegen den Begriff der Remilitarisierung. Sie versuchten vielmehr den 

Anschein zu erwecken, als habe die beschlossene Aufrüstung der 

BRD mit dem deutschen Militarismus der Vergangenheit nichts ge- 

mein. Das war im Grunde der gleiche propagandistische Trick wie 

die Behauptung, es gehe nicht um die Aufstellung einer westdeut- 

schen Armee, sondern lediglich um die Eingliederung bundesdeut- 

scher Verbände in eine gemeinsame europäische Streitmacht. In 

Wirklichkeit war der Beschluss über die Aufrüstung das Signal für 

die Wiedergeburt des deutschen Militarismus. Lange bevor die er- 

sten Einheiten der Bundeswehr entstanden, begannen in der BRD 
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im Sommer und Herbst 1951 die organisatorischen und ideologi- 

schen Vorbereitungen der Remilitarisierung. 

So wie in der Wirtschaft, im Staatsapparat und der Justiz die alten 

Kräfte wieder wirksam wurden, so konnte auch die neue Armee nur 

von Männern aufgebaut und geführt werden, die in der Hitlerwehr- 

macht dem Faschismus bis zuletzt treu gedient hatten. Eine andere 

Möglichkeit gab es angesichts des Charakters des Bonner Staates und 

seiner aussenpolitischen Zielstellung nicht. Schon die ersten Berater 

der Bundesregierung in militärischen Fragen, Schwerin, Kielmanns- 

egg, Speidel, Heusinger, waren hohe Offiziere der faschistischen 

Armee. Sie nahmen an den Verhandlungen über die Remilitarisie- 

rung teil und betrieben im Amt Blank die organisatorische Vorberei- 

tung für den Aufbau der künftigen Bundeswehr. Diese Institution 

hatte sich in kurzer Zeit «zu einem regelrechten Verteidigungsmini- 

sterium ausgewachsen».26 Sein Personalbestand, der sich überwie- 

gend aus Berufsoffizieren zusammensetzte, zählte im Frühjahr 1953 

700 Personen. Der zivile Leiter des zukünftigen Verteidigungsmini- 

steriums, Theodor Blank, hatte 1952/53 mehrfach in der Öffentlich- 

keit zu verstehen gegeben, dass die Vorbereitungen für den Aufbau 

der Armee im Grunde so weit gediehen waren, dass mit der Aufstel- 

lung der Truppen begonnen werden konnte. 

Zur gleichen Zeit als in der Bonner Dienststelle die Kader der Ar- 

mee ausgewählt wurden, sassen immer noch zahlreiche Offiziere der 

Wehrmacht als Kriegsverbrecher in den Gefängnissen der West- 

mächte. Ihre Freilassung wurde zu einem erklärten Ziel all jener 

Kräfte, die für die Wiederbewaffnung eintraten. 

Diese Forderung wurde in den ersten Zustimmungserklärungen 

aus den Kreisen ehemaliger Hitlergeneräle zur geplanten Remilitari- 

sierung erhoben. Sie fand sich in ähnlicher Form in der Speideldenk- 

schrift vom August und in der erwähnten Denkschrift der Himme- 

rod-Tagung vom Oktober 1950. Während am Verhandlungstisch 

mit den Westmächten über den Modus der westdeutschen Remilita 

risierung verhandelt wurde, setzten sich Bundesregierung und Bun- 

destag für die Entlassung der Kriegsverbrecher und die völlige Re- 

habilitierung der faschistischen Wehrmacht ein. 

26 Arnulf Baring: Aussenpolitik in Adenauer Kanzlerdemokratie, S. 30. 
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In vertraulichen Gesprächen hatten Heusinger und Speidel Ver- 

tretern der amerikanischen Hochkommission nahegelegt, dass die 

Bereinigung der Kriegsverbrecherfrage eine notwendige Vorausset- 

zung für den westdeutschen Wehrbeitrag sei. Während der Ver- 

handlungen auf dem Petersberg hatte Blank im Januar 1951 diesen 

Standpunkt bekräftigt. 

In der Wehrdebatte am 7. und 8. Februar 1952 im Bundestag, als 

zum ersten Male über die Militärverträge gesprochen wurde, haben 

verschiedene Sprecher der Koalition recht unverblümt eine Lösung 

der «sogenannten» Kriegsverbrecherfrage gefordert. 

In einer der am Ende der Debatte verabschiedeten Entschliessun- 

gen über den «Friedensbeitrag» der Bundesrepublik hiess es: «Der 

Bundestag betrachte es als notwendig, dass die Deutschen, die unter 

der Beschuldigung des Kriegsverbrechens entweder von alliierten 

Gerichten bereits verurteilt oder noch ohne Urteil festgehalten sind, 

freigelassen werden, soweit es sich nicht um von den Einzelnen zu 

verantwortende Verbrechen im hergebrachten Sinne des Wortes 

handelt.»27 

In gewisser Weise benutzte die Adenauer-Regierung die von ihr 

gegebene Zustimmung zur Aufstellung westdeutscher Truppen als 

Druckmittel, um von den Westmächten die Freilassung der verur- 

teilten Kriegsverbrecher zu erwirken. Und diese Politik hatte Er- 

folg. Die an der Remilitarisierung der BRD interessierten Regierun- 

gen in London, Paris und Washington mussten nachgeben, denn wer 

sollte in der Bundesrepublik die neue Armee schaffen und befehlen, 

wenn nicht die Repräsentanten der Wehrmacht. 

Von den USA wurde das zuerst erkannt, und ihre Besatzungsbe- 

hörde in der Bundesrepublik ging mit Beispiel voran. Bereits im Au- 

gust 1950 wurden acht in den Nürnberger Nachfolgeprozessen ver- 

urteilte Kriegsverbrecher, darunter die Grossindustriellen Flick und 

ter Meer, vor Verbüssung ihrer Haftstrafen entlassen. Nach einer 

umfassenden Amnestie des amerikanischen Hohen Kommissars 

McCloy im Januar 1951 verliessen weitere 31 Kriegsverbrecher das 

Gefängnis in Landsberg am Lech. Unter diesen befanden sich alle im 

Krupp-Prozess verurteilten Angeklagten. 

27 Die auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, S. 201. 
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Als General Eisenhower, der für den Posten des NATO-Oberbe- 

fehlshabers vorgesehen war, im Januar 1951 auch die Bundesrepu- 

blik besuchte, gab er in Bad Homburg eine Art Ehrenerklärung für 

die faschistische Wehrmacht ab. Darin brachte er zum Ausdruck, 

«dass ein wirklicher Unterschied zwischen den deutschen Soldaten 

und Offizieren einerseits und Hitler und seinen verbrecherischen 

Helfern andererseits besteht».28 Die westlichen Militärs seien bereit, 

westdeutsche Soldaten und Offiziere als ehrenhafte Waffenkamera- 

den anzuerkennen. 

Mit seiner Homburger Erklärung leitete Eisenhower die General- 

amnestie der faschistischen Wehrmacht ein und half, die bei den 

ehemaligen faschistischen Generälen und Offizieren vorhandenen 

«psychologischen Hindernissen» für eine künftige Reaktivierung zu 

überwinden. Die 1950 von McCloy begonnene Entlassung verur- 

teilter Kriegsverbrecher wurde nunmehr verstärkt fortgesetzt. Die 

Gefängniszellen von Landsberg und Werl leerten sich. Nicht wenige 

der Entlassenen kehrten ins öffentliche Leben zurück, in die Wirt- 

schaft, die Behörden und ab 1956 die Bundeswehr. 

In einem der ersten Kontrollratsgesetze, dem Gesetz Nr. 8 vom 

30. November 1945, wurde die Bildung und Weiterführung von mi- 

litärischen Traditionsverbänden ausdrücklich verboten. Die vier Be- 

satzungsmächte berücksichtigten dabei die bekannte Tatsache, dass 

diese Organisationen seit jeher als Hilfstruppen des aggressiven 

deutschen Militarismus auftraten. Vier Jahre später, Ende 1949, be- 

gann in der Bundesrepublik eine Renaissance der Soldaten- und Tra- 

ditionsbünde. Als ihre Dachorganisation wurde im September 1951 

der Verband deutscher Soldaten gebildet. Im Februar des gleichen 

Jahres erfolgte mit wohlwollender Billigung von Innenminister Lehr 

die Wiedergründung des militaristischen Verbandes «Stahlhelm». 

Wiederauferstehung feierte auch der Kyffhäuserbund. Ende 1956 

gab es in der Bundesrepublik 1‘118 sogenannte Soldatenverbände. 

Davon waren 143 Traditionsverbände der alten kaiserlichen Armee, 

16 Verbände der ehemaligen Reichswehr, 907 Verbände der ehema- 

ligen Hitler-Wehrmacht, 45 Verbände der ehemaligen Waffen SS 

 

28 Zitiert nach: Gerhard Wettig: Entmilitarisierung und Wiederaufbau in 

Deutschland 1943-1955, S. 401. 
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und 7 Verbände ehemaliger ausländischer Formationen. Die Wie- 

dergründung der Soldaten- und Traditionsverbände erfolgte Anfang 

der fünfziger Jahre mit ausdrücklicher Billigung der westlichen Be- 

satzungsmächte und mit Unterstützung der Bundesregierung, die 

eng mit ihnen zusammenarbeitete. Sie entwickelten sich zu den ak- 

tivsten Propagandisten des Revanchismus, der Remilitarisierung 

und gleichzeitig zu Kadersammelstellen für die neue westdeutsche 

Armee. 

In Büchern, in Zeitungen und Zeitschriften konnten seit 1950 in 

zunehmendem Masse ehemalige Hitlergeneräle ihre Erinnerungen 

und Gedanken veröffentlichen. Die Haupttendenz solcher Schrif- 

ten, wie Halders «Hitler als Feldherr», Guderians «Erinnerungen 

eines Soldaten», Mansteins «Verlorene Siege», lag darin, die Schuld 

am Ausbruch des Krieges und der Niederlage Deutschlands allein 

Hitler und seinen engsten Mitarbeitern zuzuschieben und die Gene- 

ralität von jeder Verantwortung freizusprechen. Es wurde ein förm- 

licher Mythos der Feldmarschälle und Generäle Hitlers geschaffen, 

dessen Zweck einzig darin bestand, ihre Wiederverwendung in der 

westdeutschen Armee zu rechtfertigen. 

Eng mit dem Anfang der fünfziger Jahre einsetzenden Remilitari- 

sierungsprozess verknüpft war die Schaffung von sogenannten Ver- 

triebenenverbänden. Die Mehrzahl der heute noch bestehenden 

Landsmannschaften entstand kurz vor und nach Gründung der 

BRD. Sie waren ursprünglich in zwei Dachverbänden zusammenge- 

fasst, die sich 1957 zum Bund der Vertriebenen (BdV) zusammen- 

schlossen. Bundesregierung und Führung der Vertriebenenver- 

bände betrachteten die Umsiedlerorganisation keineswegs als blosse 

Stätten der Heimat- und Traditionspflege, sondern in erster Linie als 

organisierte Kraft zur Durchsetzung der offiziell proklamierten Re- 

vanchepolitik. «Die wesentlichste Aufgabe der Landsmannschaften 

und den tiefsten Sinn im Zusammenwirken mit allen Stämmen und 

Gliedern unseres Volkes sehen wir in der Wiedergewinnung des 

deutschen Ostens»,29 erklärte auf einem Bundestreffen der Lands- 

mannschaft Westpreussen am 21. September 1952 der Staatssekretär 

im Ministerium für Gesamtdeutsche Fragen, Franz Thedieck. 

29 Bonner Bulletin, 23. September 1952. 
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Zwar hiess es in der «Charta der Heimatvertriebenen», die am 5. 

August 1950 von einer Versammlung aller westdeutschen Umsied- 

lerorganisationen angenommen wurde, dass die «Heimatvertriebe- 

nen» auf Rache und Vergeltung verzichten, zwar betonte die Bun- 

desregierung in all ihren offiziellen Erklärungen, dass die Wiederge- 

winnung der verlorenen Ostgebiete nur mit friedlichen Mitteln er- 

strebt werde, doch allein die Tatsache des Bestehens dieser Revan- 

chistenverbände, die von der Adenauer-Regierung eingeschlagene 

Politik, insbesondere die Remilitarisierung machten solche Verlaut- 

barungen unglaubhaft. Hinzu kam, dass sowohl auf den zahllosen, 

jährlich stattfindenden Treffen der Landsmannschaften, auf der je- 

weils prominente Vertreter der Regierung anwesend waren, als auch 

in den Presseorganen der Vertriebenenverbände ungeschminkt Hass 

und Feindschaft gegen die Staaten und Völker Osteuropas geschürt 

und Gebietsansprüche angemeldet wurden, die weit über die immer 

wieder zitierten Grenzen von 1937 hinausgingen. 

Von den verantwortlichen Behörden des Bundes und der Länder 

wurde die Eingliederung der mehr als 8 Millionen Umsiedler, die 

1950 in der BRD lebten, hinausgezögert. Führende Politiker der Re- 

gierungsparteien und der Sozialdemokratie nährten immer wieder 

die Illusion einer möglichen Rückkehr dieser Menschen in ihre alte 

Heimat. Statt den natürlichen Assimilierungsprozess zu fördern, 

schuf die Bundesregierung durch das Bundesvertriebenengesetz von 

1953 einen besonderen Status der «Vertriebenen», der auch auf die 

Kinder von Umsiedlern ausgedehnt wurde, die in Westdeutschland 

geboren wurden. 

4. Verfolgung der Remilitarisierungsgegner 

Es war kein Zufall, dass zur gleichen Zeit, da sich die Gefängnistore 

für Kriegsverbrecher öffneten, militaristische und revanchistische 

Massenorganisationen ins Leben gerufen wurden, die Unterdrückung 

und Verfolgung aller echten Gegner des Remilitarisierungs- 

kurses einsetzte und forciert wurde. In erster Linie richtete die Re- 

gierung ihren Machtapparat gegen die KPD und andere, ihr naheste- 
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henden Organisationen. Im August 1950, zum Zeitpunkt, als die 

Diskussionen über die Wiederbewaffnung die Öffentlichkeit erfass- 

te, wurden 12 von den 16 in der BRD erscheinenden Zeitungen ver- 

boten. Auf einer Zusammenkunft am 11. August beschlossen die 

Länderinnenminister, rigoros gegen Kundgebungen und Demon- 

strationen der Remilitarisierungsgegner vorzugehen. 

Am 19. September erliess die Bundesregierung eine Anordnung, 

wonach Mitglieder der KPD, der FDJ, des Kulturbundes, des De- 

mokratischen Frauenbundes, der Gesellschaft zum Studium der 

Kultur der Sowjetunion, der Vereinigung der Verfolgten des Nazi- 

regimes und anderer fortschrittlicher Organisationen die Beschäfti- 

gung im öffentlichen Dienst untersagt wurde. Mit Hilfe dieser Aus- 

nahmeverordnung begann eine gründliche Säuberung der Verwal- 

tungen und Behörden von allen links eingestellten Personen. Etwa 

zur gleichen Zeit veröffentlichte der Bundesvorstand des DGB ein 

«Weissbuch» gegen angebliche Fraktionstätigkeit der KPD in den 

Gewerkschaften und begann mit dem Ausschluss kommunistischer 

Funktionäre. 

Im Frühjahr 1951 warnte die Bundesregierung alle Wirtschaftsun- 

ternehmen, «staatsfeindliche Organisationen» in irgendeiner Weise 

zu unterstützen. Darunter wurde auch die Aufgabe von Werbean- 

zeigen in Zeitungen der KPD verstanden. Firmen, die sich nicht fü- 

gen wollten, wurde angedroht, dass sie in Zukunft bei der Vergebung 

von Aufträgen durch Bundesbehörden nicht mehr berücksichtige 

werden. 

Nach dem Verbot der Volksbefragung gegen die Remilitarisie- 

rung im April 1951 wurde am 26. Juni 1951 die FDJ im Bundesgebiet 

verboten, da ihre Tätigkeit angeblich einen Angriff auf die verfas- 

sungsmässige Ordnung darstelle. Versammlungen und Kundgebun- 

gen linksgerichteter Organisationen wurden untersagt, Haussu- 

chungen und polizeiliche Beschlagnahmen fanden statt. Seit Früh- 

jahr 1950 bereitete die Bundesregierung einen Gesetzentwurf vor, 

der die juristische Handhabe für die Verfolgung und Bestrafung ih- 

rer politischen Gegner abgeben sollte. Sie traf sich dabei mit den In- 

tentionen der SPD-Fraktion, die etwa zur gleichen Zeit den Entwurf 

eines «Gesetzes gegen die Feinde der Demokratie» vorlegte. Die so- 

zialdemokratischen Vorstellungen gingen in die Regierungsvorlage 
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weitgehend ein. Im Eiltempo, unter Ausserachtlassung der notwen- 

digen Gründlichkeit und der sonst üblichen Behandlung, wurde am 

9. und 11. Juli 1951 die 2. und 3. Lesung dieses ersten Strafrechtsän- 

derungsgesetzes – auch «Blitzgesetz» genannt – im Bundestag 

durchgepeitscht. Es ergänzte das geltende Strafgesetzbuch in den 

Kategorien Hoch- und Landesverrat, verschärfte u.a. die Strafbe- 

stimmungen und führte als neues Delikt die sogenannte Staatsge- 

fährdung ein. In seinen Formulierungen erinnerte das «Blitzgesetz» 

teilweise fatal an die faschistischen Strafgesetzergänzungen über 

Hoch- und Landesverrat. So erlebte unter anderem das zwischen 

1933 und 1945 praktizierte Gesinnungsstrafrecht seine Auferste- 

hung. «Kautschukbestimmungen» gaben den Gerichten die Mög- 

lichkeit, jede Kritik an der Politik der Bundesregierung, Bemühun- 

gen um eine gesamtdeutsche Verständigung, ja selbst einen briefli- 

chen Meinungsaustausch zwischen den Bürgern der beiden deut- 

schen Staaten, zu bestrafen, wenn sie der Meinung waren, dass diese 

Handlungen in der Absicht unternommen wurden, Bestand oder Si- 

cherheit der BRD zu beeinträchtigen. Das Gesetz wurde mit den 

Stimmen der Regierungskoalition und der SPD angenommen. In der 

Aussprache im Bundestag nannte der Sprecher der KPD-Fraktion, 

Walter Fisch, das erste Strafrechtsänderungsgesetz treffend «ein Ge- 

setz zum Schutz der Remilitarisierung».30 Die Rechtspraxis der 

kommenden Jahre bewies, wie richtig diese Feststellung war. Nach 

amtlichen Angaben der Bonner Justizbehörden wurden von 

1950-1955 35‘189 Ermittlungsverfahren gegen Jugendliche eingelei- 

tet, insbesondere wegen ihrer Zugehörigkeit zur FDJ und ihres 

Kampfes gegen die Remilitarisierung. 6‘429 Jugendliche wurden 

verhaftet und in 425 Prozessen zu 1‘012 Jahren Gefängnis verurteilt. 

Nahezu 15‘000 Jugendliche wurden im gleichen Zeitraum wegen ih- 

rer Teilnahme an Kundgebungen, Demonstrationen und Veranstal- 

tungen gegen die Remilitarisierung vorübergehend inhaftiert. Allein 

aufgrund des Blitzgesetzes gab es zwischen 1952 und 1954 mehr als 

8‘000 politische Strafverfahren. 

Sechs Jahre nach Annahme des ersten Strafrechtsänderungsgeset- 

zes musste der sozialdemokratische Rechtsexperte Adolf Arndt, 

 

30 Deutscher Bundestag, Bd. 8, Bonn 1951, S. 6478. 
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feststellen, «dass jenes Gesetz keine gesetzgeberische Meisterleis-

tung ist und sich wegen seiner Unklarheiten und der Unbestimmtheit 

mancher Begriffe, ja sogar wegen seiner Unüberlegtheit nicht so be- 

währt hat, wie es für ein rechtsstaadiches Strafgesetz unerlässlich 

ist».31 

Die politische Justiz der Bundesrepublik verfolgte in diesen Jah- 

ren ausschliesslich Angehörige der Linken. In dieser Hinsicht wahrte 

sie getreulich die Traditionen der bürgerlichen Rechtssprechung, 

was angesichts der sozialen und politischen Zusammensetzung des 

Richterstandes nicht verwunderlich war. Am 22. November 1951 

erhob Innenminister Lehr im Namen der Bundesregierung Anklage 

gegen die KPD wegen Verfassungswidrigkeit. Nicht zuletzt war ihr 

entschiedenes Auftreten gegen den Remilitarisierungskurs Adenau- 

ers Anlass für diese Entscheidung. Führende Funktionäre der Partei, 

wie Jupp Angenfort, Wolfgang Seifert, Fritz Rische, Josef Ledwohn 

u.a. wurden wegen ihrer politischen Tätigkeit verurteilt und muss- 

ten mehrjährige Haftstrafen verbüssen. Nach dreijähriger Vorberei- 

tungszeit begann Ende 1954 der Prozess gegen die KPD. Er endete 

am 17. August 1956 mit dem Verbot der Partei. Dieses Urteil konnte 

die KPD nicht aus dem Leben der BRD ausschalten. Dass ein solcher 

Prozess überhaupt stattfand und eine Partei verboten wurde, die er- 

wiesenermassen die grössten Opfer im Kampf gegen den Faschismus 

gebracht hatte, zeugt nicht nur von der reaktionären Geisteshaltung 

der Ankläger und Richter, sondern war zugleich Ausdruck des vol- 

len Wiedererstehens der alten imperialistischen Machtverhältnisse 

und der Wiederkehr ihrer bisherigen Träger. 

31 Ebenda, Bd. 35, Bonn 1957, S. 10‘911. 
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XXI. Restauration der wirtschaftlichen Macht- 

und Eigentumsverhältnisse 

1. Ende und Ergebnis der «Dekartellisierung* 

Anfang Dezember 1949 erklärte Fritz Berg, Präsident des BDI, in 

einem Presseinterview: «Als eine Grundvoraussetzung unseres wirt- 

schaflichen Aufstieges betrachte ich die eindeutige Wiederherstel- 

lung verletzter Eigentums- und Vermögensrechte, gleichgültig von 

wem die Verletzung ausgegangen ist.»1 Diese Bemerkungen bezo- 

gen sich konkret auf die von der alliierten Dekartellisierungspolitik 

betroffenen Unternehmen. Die Westmächte hatten sich durch das 

Besatzungsstatut die Zuständigkeit in der Entflechtungsfrage gesi- 

chert. 

Ende August 1949 wurde die aufgrund des Gesetzes Nr. 75 be- 

schlossene Stahltreuhändervereinigung gebildet. Inzwischen hatten 

die Unternehmensleitungen verschiedener Ruhrkonzerne versucht, 

durch Rechtsgutachten westdeutscher und amerikanischer Juristen 

und mit Unterstützung von Vertretern der amerikanischen Stahlin- 

dustrie Änderungen zu ihren Gunsten zu erreichen. Mit verschiede- 

nen juristischen Kniffen wurde versucht, die Rechtsgültigkeit der 

Dekartellisierungsgesetze, ihre Vereinbarkeit mit dem Völkerrecht 

in Frage zu stellen. Der Hauptpunkt der verschiedenen Einwände 

bezog sich auf die im Gesetz 75 unklar gebliebene Regelung der Ei- 

gentumsverhältnisse bzw. der Entschädigungsfrage. Die Interven- 

tionen blieben nicht ohne Ergebnis. 

Von der Alliierten Hohen Kommission wurde am 20. Mai 1950 

das Gesetz Nr. 27 verabschiedet. Es kam durch Mehrheitsbeschluss 

gegen den Widerstand der französischen Seite zustande. Mit diesem 

Gesetz begann nunmehr ein Prozess, der die schrittweise Liquidie- 

 

1 Die Zeit, Hamburg, 8. Dezember 1949 
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rung der ursprünglich formulierten Ziele der Dekartellisierungspoli- 

tik mit sich brachte. Das Gesetz selbst enthielt bereits einen wesent- 

lichen neuen Punkt. Im Abschnitt 5 war die Entschädigung der ehe- 

maligen Aktionäre der zu entflechtenden Altkonzerne enthalten. In 

der ersten Durchführungsverordnung vom 14. September 1950 

wurde bestimmt, dass die Umgestaltung der im Gesetz genannten 

Konzerne von den Vorständen dieser Unternehmen selbst vorge- 

nommen werden sollte. Damit erhielten diese bedeutenden Einfluss 

auf den ganzen Entflechtungsprozess. 

Bis zum Herbst 1950 hatte dieStahltreuhändervereinigung im we- 

sentlichen allein bei der Ausarbeitung der alliierten Gesetzgebung 

mitgewirkt und die Interessen der Konzerne wahrgenommen. 

Ab September schaltete sich die Bundesregierung unmittelbar ein. 

Formal stellte sie sich auf den Boden des Gesetzes Nr. 27 und der in 

der Präambel genannten Ziele – Beseitigung der übermässigen Kon- 

zentration wirtschaftlicher Macht, Verhinderung der Entwicklung 

eines Kriegspotentials und der Rückkehr der Förderer der national- 

sozialistischen Aggressionspolitik. Faktisch aber ging es ihr um den 

raschen Abschluss der Entflechtung durch Wiederherstellung der al- 

ten Eigentumsverhältnisse und der wirtschaftlichen Struktur der 

Montanindustrie. Sie machte sich ebenso wie die Stahltreuhänder- 

vereinigung und die Deutsche Kohlenbergbauleitung zum Anwalt 

der Konzerne an Rhein und Ruhr. In den langwierigen Auseinan- 

dersetzungen brachte sie die internationalen Verhandlungen über 

die von den Westmächten geförderte und forciert betriebene Einbe- 

ziehung der BRD in das westliche Bündnis, speziell den bevorste- 

henden Abschluss des Vertrages über die EGKS ins Spiel. Sie ver- 

band ihre Vorschläge zur «Neuordnung» mit Hinweisen auf eine für 

alle Beteiligten vorteilhafte Lösung und machte auf die Notwendig- 

keit aufmerksam, «eine für die Inkraftsetzung des Schumann-Plans 

geeignete Atmosphäre zu schaffen».2 Konkret ging es der Bundesre- 

gierung wie auch den Konzernen um die Sicherung der Eigentums- 

rechte und die Wiederherstellung des Verbunds zwischen Kohle und 

Eisen. In beiden Fragen konnte sie sich gegenüber der Alliierten 

 

2 Die Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie im Gebiet der Bundes-

republik Deutschland, S. 455. 
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Hohen Kommission durchsetzen. Im Mai 1951 wurde entschieden, 

dass die Aktien der neu zu bildenden Gesellschaften an die alten Ak- 

tionäre fallen sollten. Durch den beschlossenen Aktienumtausch 

waren die alten Eigentumsrechte im Wesentlichen gesichert. Schon 

im März hatte man sich über die Verbundwirtschaft geeinigt. Zwar 

kam die Alliierte Hohe Kommission nicht allen Wünschen der Bun- 

desregierung in dieser Frage nach, doch prinzipiell setzte sich ihr 

Standpunkt durch. 

Im Ergebnis der Entflechtungspolitik kam es zwischen Juli 1951 

und Mai 1953 zur Bildung von 24 Einheitsgesellschaften, die aus den 

ehemaligen Konzernen herausgelöst wurden. Einige Grossaktionä- 

re, wie beispielsweise Flick und Krupp, erhielten Auflagen zum 

Verkauf ihrer Anteile an einige Unternehmen der Kohle- und Stahl- 

produktion. Die dabei freiwerdenden Mittel konnten in anderen Be- 

reichen angelegt werden; das führte dazu, dass diese beiden Grossun- 

ternehmen in den folgenden Jahren ihre Tätigkeit auf den Maschi- 

nenbau, den Automobilbau, die Elektrotechnik, Chemie und an- 

dere Bereiche verlegten. Von den grossen Konzernen der Montanin- 

dustrie sind lediglich die Vereinigten Stahlwerke für immer ver- 

schwunden. Dieser Trust war, ähnlich wie die IG Farbenindustrie, 

zu einem solchen Mammutgebilde angewachsen, dass eine gewisse 

Dezentralisation auch aus betriebswirtschaftlichen Gründen ohne- 

hin vonnöten war. Die übrigen Unternehmen wuchsen bald wieder 

zu einigen grösseren Konzernen unter den alten traditionellen Fir- 

menbezeichnungen zusammen. Mitte 1952, sieben Jahre nach 

Kriegsende, übten die bisherigen Herren der Eisen- und Stahlindu- 

strie uneingeschränkt ihre alten Besitz- und Verfügungsrechte wie- 

der aus. 

Eine ähnliche Wiedergeburt erfuhr der IG-Farbenkonzern, der 

nach einem Kontrollratsgesetz eigentlich liquidiert werden sollte. 

Durch das Gesetz Nr. 35 der Alliierten Hohen Kommission vom 

August 1950 wurde das Vermögen des Riesentrusts in drei Nachfol- 

gegesellschaften, die Farbwerke Hoechst AG, die Farbwerke Bayer 

AG und die Badische Anilin- und Sodafabriken AG, aufgegliedert. 

Diese Reorganisation deckte sich weitgehend mit den Vorstellungen 

der alten Konzernleitung, die schon vor 1945 eine solche Lösung ins 

Auge gefasst hatte. Wenige Jahre später betrug das Grundkapital die- 
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ser nach wie vor eng verbundenen Unternehmen ein Mehrfaches des 

alten IG-Farbenkonzerns. 

Durch das Gesetz über den Niederlassungsbereich von Kreditin- 

stituten vom Februar 1952 wurde die Reorganisation der alten tradi- 

tionellen deutschen Grossbanken, die 1947/48 durch die alliierten 

Dekartellisierungsbestimmungen aufgelöst worden waren, eingelei- 

tet. Nach Bildung von zunächst neuen Nachfolgeinstitutionen ent- 

standen 1957/58 die «grossen Drei», Deutsche Bank, Dresdner Bank 

und Commerzbank in ihrer alten Gestalt. Bereits 1956 hatte die Ka- 

pitalmacht dieser Grossbanken den Stand von 1938 weit überschrit- 

ten und sich bis 1961 vervierfacht. 

Das Endergebnis der alliierten Entflechtungspolitik stand im völli- 

gen Widerspruch zu den einst verkündeten Zielen. Innerhalb kurzer 

Zeit wurden die ohnehin geringen Ergebnisse wieder rückgängig ge- 

macht. Es begann ein Rekonzentrationsprozess, der den Vorkriegsstand 

weit überschritt. Diese Entwicklung war verbunden mit dem wirt- 

schaftlichen und politischen Aufstieg der deutschen Grossbourgeoisie, 

d.h. jener Kräfte, die ursprünglich auch nach dem Willen der West- 

mächte für immer von der Machtausübung ausgeschaltet werden soll- 

ten.3 

2. Das Ende der Neuordnungspläne 

Verlauf und Ergebnis der Entflechtung standen in krassem Gegen- 

satz zu den Vorstellungen, wie sie offiziell von der SPD und den 

westdeutschen Gewerkschaften über eine Neuordnung der Wirt- 

schaft vertreten wurden. Sozialisierung der Grundstoff- und Schlüs- 

selindustrien und Mitbestimmung, das waren auch nach Gründung 

der Bundesrepublik die Grundpfeiler des wirtschafts- und sozialpo- 

litischen Programms der SPD. 

Die sozialdemokratischen Richtlinien von Bad Dürkheim stimm- 

ten inhaltlich mit dem Grundsatzprogramm der westdeutschen Ge- 

 

3 Siehe auch Eberhard Schmidt: Die verhinderte Neuordnung 1945-1952. 

Zur Auseinandersetzung um die Demokratisierung der Wirtschaft in den westli-
chen Besatzungszonen und in der Bundesrepublik Deutschland, 4. Auflage, 

Frankfurt/Main 1973. S. 180 f.; Kurt Pritzkoleit: Männer, Mächte, Monopole, 

Düsseldorf 1960, S. 221 ff. 
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werkschaften überein, das wenige Wochen später in München ver- 

abschiedet worden ist. Auf dem ersten Bundeskongress, der vom 

12.-14. Oktober in der bayerischen Landeshauptstadt tagte, schlos- 

sen sich die Gewerkschaftsverbände zu einer einheitlichen Organi- 

sation, dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), für das gesamte 

Bundesgebiet zusammen. Damit wurde eine wichtige Errungen- 

schaft der Nachkriegszeit, die Einheitsgewerkschaft, im wesentli- 

chen in die Bundesrepublik hinübergerettet. Im DGB waren zum 

Zeitpunkt seiner Gründung etwa 5,5 Millionen Mitglieder organi- 

siert, d.h. etwa 35 Prozent der Arbeiter und Angestellten in der 

Bundesrepublik. 

Das in München verabschiedete Programm des DGB prokla- 

mierte ü. a. : die Demokratisierung der Wirtschaft, die Vollbeschäf- 

tigung, Mitbestimmung der Arbeiter und Angestellten in allen per- 

sonellen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen, die Überführung der 

Schlüsselindustrien, der wichtigsten Verkehrseinrichtungen und 

Kreditinstitute in Gemeineigentum. 

In den Satzungen des DGB wurde die Bekämpfung von national- 

sozialistischen und militaristischen Einflüssen, Kampf für die Siche- 

rung und den Aufbau der demokratischen Rechte und Freiheiten des 

Volkes und die Pflege des Geistes friedlicher Völkerverständigung 

verlangt. In Programm und Satzungen des DGB spiegelten sich noch 

deutlich der Einfluss jener antifaschistisch-demokratischen Forde- 

rungen wider, die zwischen 1946 und 1948 auf den Interzonenkon- 

ferenzen der deutschen Gewerkschaftsverbände erhoben wurden. 

Das Grundsatzprogramm von 1949 befand sich in eklatantem Wi- 

derspruch zu der staatlichen und wirtschaftlichen Ordnung der 

Bundesrepublik. Es konnte deshalb nicht mit diesem Staat, sondern 

nur gegen ihn durchgesetzt werden. 

Die Führung des DGB und der meisten Industriegewerkschaften 

lag jedoch in den Händen von Funktionären, die allen radikalen, ge- 

schweige denn revolutionären Auseinandersetzungen abhold wa- 

ren. Sie hatten die Gründung der Bundesrepublik unterstützt und 

betrachteten sie, deren wirtschaftliche und soziale Struktur so gar 

nicht den Vorstellungen der 1945 wiedererstandenen Gewerkschaf- 

ten entsprach, von Anbeginn als «ihren Staat». Hans Böckler, der er- 

ste Vorsitzende des DGB, Mathias Föcher, Ludwig Rosenberg, 
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Hans vom Hoff, Georg Reuter, August Schmidt, Walter Freitag, 

Christian Fette u.a. waren Reformisten reinsten Wassers. Sie glaub- 

ten, die Verwirklichung einer gerechten und sozialen Ordnung auf 

dem Wege von Verhandlungen mit Regierung und Unternehmern 

erreichen zu können. Radikal waren diese reformistischen Gewerk- 

schaftsführer lediglich gegenüber den Kommunisten, die sie nach 

Gründung des DGB mit allen Mitteln aus seinen Reihen hinauszu- 

drängen suchten. 

Die Forderungen nach Überführung der Grundstoffindustrie in 

Gemeineigentum und Mitbestimmung wurden auch auf dem An- 

fang September 1949 stattgefundenen Bochumer Katholikentag er- 

hoben. Sie fanden nach wie vor Resonanz im linken Flügel der 

CDU, der vor allem durch dieSozialausschüsse repräsentiert wurde. 

Dabei konnten sich ihre Verfechter auf das Ahlener Programm beru- 

fen, das immer noch als offizielle Richtlinie der CDU galt. Auch 

Adenauer bekannte sich von Fall zu Fall, wenn es in sein taktisches 

Konzept passte, zu den sozial- und wirtschaftspolitischen Grundsät- 

zen von Ahlen. Im Grunde war aber die Entscheidung über die Ei- 

gentumsfrage in den Unternehmen der Grundstoffindustrie prinzi- 

piell schon vor der Staatsgründung gefallen. Ihre Endgültigkeit 

wurde, was die Montanindustrie des Ruhrgebietes betraf, sehr bald 

bestätigt. 

In der Regierungserklärung vom 20. September hatte der Bundes- 

kanzler noch von der Notwendigkeit einer Neuordnung der Besitz- 

verhältnisse in den Grundstoffindustrien gesprochen. Die CDU- 

Fraktion brachte wenige Wochen später einen Antrag im Bundestag 

ein, in dem die Regierung ersucht wurde, einen Gesetzentwurf zur 

Neuordnung des Kohlebergbaus vorzulegen. Er wurde am 8. Fe- 

bruar 1950 vom Bundestag angenommen. Wenig später, im Mai 

1952, machte das Gesetz Nr. 27 deutlich, dass die Wiederherstellung 

der alten Eigentumsverhältnisse an der Ruhr angestrebt wurde. Von 

den Gewerkschaften wurde diese Tendenz durchaus gesehen. Der 

DGB reagierte mit der Übergabe einer Denkschrift an die Alliierte 

Hochkommission, in der die berechtigte Besorgnis zum Ausdruck 

gebracht wurde, dass die Eigentumsfrage damit zugunsten der frühe- 

ren Besitzer präjudiziert würde. Der Bundesvorstand drohte, die 

Mitarbeit der Gewerkschaften bei der Entflechtung einzustellen. 
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Dabei blieb es. Im Bundestag wurde am 7. Dezember 1950 noch ein 

Antrag der SPD angenommen, der u.a. von der Bundesregierung 

die Vorlage eines Gesetzentwurfes über die Neuordnung der Eigen- 

tumsverhältnisse in der Eisen- und Stahlwirtschaft einschliesslich des 

Erzbergbaus, entsprechend Artikel 15 des Grundgesetzes, verlang- 

te. Das ist jedoch ebensowenig geschehen wie im Falle des Kohle- 

bergbaus. 

Im September 1951 legte die KPD den Entwurf eines Gesetzes 

über die Enteignung und Überführung der Grundstoffindustrien in 

die Hand des Volkes vor. Er wurde am 11. Oktober mit den Stim- 

men der sozialdemokratischen Fraktion verworfen. Das war der 

letzte Akt in Fragen Sozialisierung im Bundestag. 

Von den Gewerkschaften und der SPD wurde die Entscheidung in 

der Eigentumsfrage zugunsten der alten privatkapitalistischen Lö- 

sung ohne Widerstand hingenommen. Die Bundesregierung wie- 

derum war im Grunde froh darüber, dass die Alliierte Hohe Kom- 

mission auf dem kalten Weg der Entflechtung allen Sozialisierungs- 

bestrebungen den Riegel vorgeschoben hatte und sie sich nicht selbst 

engagieren musste. Damit hatten die Westmächte zwar gegen ihr 

Ver- 

sprechen verstossen, die Lösung der Eigentumsverhältnisse den deut- 

schen Instanzen zu überlassen, doch sie konnten gewiss sein, dass die 

von ihnen getroffene Regelung den Interessen der Bonner Regie- 

rungskoalition entsprach. 

3. Das Betriebsverfassungsgesetz 

Spektakulärer und schwieriger verliefen die Auseinandersetzung um 

die Mitbestimmungsfrage. Ihre Durchsetzung im Sinne des Mün- 

chener Grundsatzprogramms wurde von den Gewerkschaften nach 

Gründung der BRD in den Mittelpunkt ihrer Forderungen gestellt. 

Nach dem offensichtlichen Scheitern der Sozialisierungspläne 

wurde die Realisierung der Mitbestimmung mehr und mehr zu einer 

Prestigefrage und Ersatzlehre für die Gewerkschaftsführer. 

Im Regierungsprogramm von 1949 war davon die Rede, dass die 

Rechtsbeziehungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
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zeitgemäss neu zu ordnen seien. Aufgrund eines Antrages der 

CDU/CSU-Fraktion beauftragte der Bundestag Anfang November 

1949 die Regierung, einen Gesetzentwurf zur Mitbestimmung vor- 

zulegen. 

Im Januar und Ende März 1950 fanden zwischen Vertretern des 

DGB und den Spitzenverbänden der Wirtschaft in Hattenheim Ver- 

handlungen über gemeinsame Vorschläge zu einem Mitbestim- 

mungsgesetz statt. Die Gesprächspartner waren sich zwar prinzi- 

piell über die Notwendigkeit einig, die Mitbestimmung innerhalb 

und ausserhalb der Betriebe zu regeln, doch über ihre konkrete Rea- 

lisierung bestanden wesentliche Meinungsverschiedenheiten. Die 

Unternehmerseite war wohl bereit, ein Mitspracherecht der Arbei- 

ter und Angestellten in personellen und sozialen Fragen anzuerken- 

nen, sie widersetzten sich jedoch den gewerkschaftlichen Forderun- 

gen nach einer paritätischen Besetzung der Wirtschaftskammern 

und lehnten entschieden Ausmass und Ausdehnung der wirtschaftli- 

chen Mitbestimmung in den Betrieben ab. An diesen Meinungsver- 

schiedenheiten scheiterten schliesslich die Gespräche. Am 14. April 

1949 veröffentlichte der DGB «Vorschläge zur Neuordnung der 

deutschen Wirtschaft», in denen die Mitbestimmungsforderungen 

ausführlich umrissen wurden. Sie sahen u.a. vor: die Bildung eines 

Bundeswirtschaftsrates, der sich zu gleichen Teilen aus Vertretern 

der Gewerkschaften und Unternehmerverbände zusammensetzen 

sollte, die Bildung von paritätisch zusammengesetzten Wirtschafts- 

kammern, die an die Stelle der bisherigen Industrie- und Handels- 

kammer treten sollten, die Besetzung der Aufsichtsräte von Kapital- 

gesellschaften je zur Hälfte mit Gewerkschafts- und Betriebsratsver- 

tretern und Aktionären. Ein wesentliches Kernproblem der gewerk- 

schaflichen Forderungen betraf die Regelung des wirtschaftlichen 

Mitbestimmungsrechtes. Von Unternehmerseite wurde im Mai eine 

Stellungnahme herausgegeben, die den Arbeitern und Angestellten 

im Aufsichtsrat höchstens ein Drittel der Sitze einräumte. In wirt- 

schaflichen Fragen wurde lediglich ein Beratungsrecht zugestan- 

den. 

Innerhalb der Gewerkschaftsführung gab es unterschiedliche 

Auffassungen über das weitere Vorgehen. Eine Richtung forderte 

die Fortsetzung der Verhandlungen mit den Unternehmerverbän- 
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den, eine andere trat dafür ein, die Entscheidung dem Parlament zu 

überlassen. Es wurde auch der Standpunkt vertreten, durch ausser- 

parlamentarische Aktionen den gewerkschaftlichen Forderungen 

grössere Durchschlagskraft zu verschaffen. 

Durch Vermittlung der Bundesregierung kam es im Juni und Juli 

nochmals zu Gesprächen zwischen Gewerkschafts- und Unterneh- 

merseite, die zu keiner Annäherung führten. Daraufhin fassten Bun- 

desvorstand und -ausschuss am 18. Juli 1950 einen Beschluss, in dem 

sie dafür eintraten, «gewerkschaftliche Kampfmittel» zur Durchset- 

zung der Mitbestimmungsforderungen einzusetzen.4 Die Ankündi- 

gung löste gehässige Angriffe in der westdeutschen Monopolpresse 

gegen die Gewerkschaften aus. Ihnen wurde vorgeworfen, «das 

Parlament zu vergewaltigen», eine «politische Machtprobe» herauf- 

zubeschwören. 

Im Bundestag, wo es am 27. Juli 1950 zur ersten Beratung eines 

Mitbestimmungsgesetzes auf der Grundlage von Entwürfen der 

CDU/CSU und der SPD kam, wurde die Kampfandrohung der 

Gewerkschaften von Sprechern der Regierungskoalition zurückge- 

wiesen. Mehr und mehr trat die Absicht im Lager der Regierungs- 

koalition und in der Unternehmerschaft zutage, die in den ersten 

Nachkriegsjahren gemachten Zugeständnisse zurückzunehmen. 

Speziell betraf das die in der Montanindustrie 1947 eingeführte Mit- 

bestimmungsregelung. Im Zuge der mit dem Gesetz 27 eingeleiteten 

«Neuordnung» war beabsichtigt, die in der eisenschaffenden Indu- 

strie geltenden Betriebsverfassungen, die u.a. die paritätische Mit- 

bestimmung vorsahen, zu beseitigen und durch Bestimmungen zu 

ersetzen, die auf «deutschem Recht» basierten. Im Oktober 1950 

wurde bekannt, dass man im Wirtschaftsministerium bereits an einer 

derartigen Vorlage arbeitete. 

Der beabsichtigte Angriff auf die bestehende Montanmitbestim- 

mung führte zu einer weiteren Zuspitzung der Auseinandersetzun- 

gen. Die Unruhe in den Betrieben wuchs. Die Gewerkschaftsfüh- 

rung musste in dieser Situation zum energischen Widerstand gegen 

den geplanten Anschlag von Regierung und Unternehmerseite auf- 

rufen, wollte sie nicht jeden Kredit bei ihren Mitgliedern und in der 

 

4 Die Quelle, Köln, Heft 8, 1950, S. 386. 
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Arbeiterschaft verlieren. Am 25. November 1950 wurde auf einer 

Betriebsrätekonferenz der eisenschaffenden Industrie und der IG 

Metall nach ausführlicher Diskussion der Beschluss gefasst, in den 

betroffenen Betrieben der Eisen- und Stahlindustrie eine Urabstim- 

mung durchzuführen. Sie gab dem Vorstand der IG Metall die 

Vollmacht, nötigenfalls Kampfmassnahmen auszulösen. 

Am 19. und 30. November 1950 entschieden sich über 193‘000 

Metallarbeiter, das waren mehr als 95 Prozent der abgegebenen 

Stimmen, dafür, die Mitbestimmung notfalls durch Arbeitsniederle- 

gungen durchzusetzen. Dem Beispiel der IG Metall folgte die IG 

Bergbau. Vom 17. bis 19. Januar 1951 sprachen sich 92,8 Prozent 

der Befragten – das waren 450‘000 – für den Streik aus. 

In Briefen an Böckler hatte Adenauer noch Ende November und 

Mitte Dezember 1950 versucht, die DGB-Führung zum Einlenken 

zu veranlassen. Er bestritt darin den Gewerkschaften das Recht, ihre 

Forderungen mit den Mitteln des Streiks durchzusetzen. «Es kann 

keine Rede davon sein», hiess es im Schreiben vom 14. Dezember, 

«dass die verfassungsgesetzlich gewährleistete Koalitionsfreiheit ei- 

ner organisierten Minderheit, die die Gewerkschaften vom Ganzen 

gesehen sind, das Recht gibt, durch Niederlegung der Arbeit die 

Wirtschaft lahmzulegen, um dadurch bestimmte Akte der Gesetz- 

gebung zu erzwingen.»5 

Die entschlossene Haltung der Berg- und Metallarbeiter zwang 

die Bundesregierung jedoch zum Nachgeben. Angesichts des wach- 

senden Widerstandes grosser Teile der Bevölkerung gegen die be- 

schlossene Wiederbewaffnung konnte ein politischer Streik der Ge- 

werkschaften weitreichende Auswirkungen haben und möglicher- 

weise die Grundlagen der noch keineswegs stabilen staatlichen Ord- 

nung erschüttern. Ausserdem brauchte die Regierung die Gewerk- 

schaftsführung für die Durchsetzung der Verträge über die EGKS. 

Adenauer gab seine unnachgiebige Haltung auf und übernahm die 

Rolle des Vermitders zwischen den Gewerkschaften und den Un- 

ternehmern. Im Ergebnis der Verhandlungen beschloss das Bundes- 

kabinett eine Gesetzvorlage, die unverzüglich dem Bundestag und 

 

5 Zitiert nach: Theo Pirker: Die blinde Macht. Die Gewerkschaftsbewegung 

in Westdeutschland, Erster Teil 1945-1952, München I960, S. 192. 
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Bundesrat weitergeleitet wurde. Die Gewerkschaftsführer sagten 

die beschlossenen Kampfaktionen ab. Am 10. April 1951 verab- 

schiedete der Bundestag das «Gesetz über die Regelung der Mitbe- 

stimmung in den Unternehmungen des Bergbaus sowie der eisen- 

und stahlerzeugenden Industrie». Nach seinen Bestimmungen um- 

fasste der Aufsichtsrat der Gesellschaften 11 Mitglieder, 4 Aktionä-

re, 4 Belegschaftsvertreter, je einen Vertreter der Gewerkschaften 

und der Unternehmer sowie einen «Neutralen», der von beiden Sei-

ten berufen werden sollte. Im Vorstand sollte gleichberechtigt ein 

Arbeitsdirektor fungieren, der von der Belegschaft entsandt wurde. 

Diese Regelung entsprach faktisch der bisherigen Mitbestimmungs- 

praxis, die seit Anfang 1947 in der Stahl- und Eisenindustrie bestan- 

den hatte. 

Damit war der gemeinsame Vorstoss von Regierung und Unter- 

nehmern zunächst zurückgewiesen worden. Die Gewerkschaften 

hatten zwar einen Erfolg errungen, er führte jedoch lediglich zur 

Beibehaltung eines bestehenden Zustandes. Im Grunde war der 

DGB bei der Realisierung des Münchener Grundsatzprogramms 

keinen Schritt vorangekommen. Die Auseinandersetzungen um die 

Mitbestimmung in der Montanunion hatten gezeigt, dass sich nicht 

die Gewerkschaften, sondern die Unternehmer in der Offensive be- 

fanden und dabei auf die volle Unterstützung der Regierung rechnen 

konnten. Die Zustimmung zur gesetzlichen Regelung der Mitbe- 

stimmung in der Montanindustrie war für Regierung und Unter- 

nehmerseite nur ein notwendiger taktischer Rückzug. Sie waren auf 

keinen Fall bereit, einer solchen oder ähnlichen Lösung in der übri- 

gen Wirtschaft zuzustimmen. 

Nach den Auseinandersetzungen um die Montanmitbestimmung 

leitete die Bundesregierung den Entwurf eines Betriebsverfassungs- 

gesetzes, an dem seit Sommer 1950 gearbeitet worden war, dem zu- 

ständigen Bundestagsausschuss für Arbeit zu. Er enthielt eine we- 

sentliche Verschlechterung des geltenden Rechtszustandes. Das Re- 

gierungsprojekt trug dem Gedanken der Unternehmerautorität voll 

Rechnung. Betriebsrat und Belegschaft wurden darin zum betriebli- 

chen «Burgfrieden» verpflichtet, die Einflussmöglichkeit der Ge- 

werkschaften auf ein Minimum beschränkt, jede politische Betäti- 

gung in den Betrieben untersagt, die Rechte der Betriebsräte auf In- 
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formationen und Mitwirkung bei Einstellung und Entlassung sowie 

bei Stillegung des Betriebs beschränkt. Formal wurde der Mitbe- 

stimmung dadurch Rechnung getragen, dass auch Gewerkschafts- 

vertreter im Aufsichtsrat sitzen konnten, doch das Verhältnis von 

zwei Dritteln Aktionären zu einem Drittel Belegschafts- und Ge- 

werkschaftsvertretern machte dieses Recht zu einer Farce. Die vom 

DGB geforderte überbetriebliche Mitbestimmung in der Wirtschaft 

wurde im Gesetzentwurf völlig ignoriert. 

Die Absicht, die die Regierung mit diesem Gesetz verband, lag auf 

der Hand: Die Gewerkschaften sollten weitgehend aus den Betrie- 

ben ausgeschaltet, ihre Tätigkeit auf blosse Tarifpolitik beschränkt 

werden. Es ging der Bundesregierung faktisch um die Zähmung der 

grössten Klassenorganisation der westdeutschen Werktätigen, um 

«ihre Unterwerfung unter die Grundsätze der repräsentativen De- 

mokratie und der freien Unternehmerwirtschaft».6 Der Kampf um 

die Mitbestimmung in der Montanunion hatte deutlich gemacht, dass 

die vom DGB angestrebte Neuordnung der westdeutschen Wirt- 

schaft nur möglich war, wenn die Gewerkschaftsführung dazu be- 

reit war, die ganze Kraft und alle Mittel ihrer Massenorganisation 

einzusetzen. 

Der Bundesvorstand suchte zunächst auf dem Verhandlungswege 

eine Änderung des Gesetzentwurfs herbeizuführen. Ende 1951 fan- 

den sechs ausführliche Gespräche mit dem Bundeskanzler und Ka- 

binettsmitgliedern statt, ohne dass irgendetwas erreicht wurde. Im 

Bundestagsausschuss für Arbeit konnten sich die Gewerkschaftsver- 

treter gleichfalls nicht durchsetzen. Die Führung des DGB, die 

durch ihre Mitwirkung am Montanunionsvertrag gehofft hatte, ge- 

wissermassen als Belohnung dafür von der Regierung Zugeständ- 

nisse in der Mitbestimmungsfrage einzuhandeln, sah sich getäuscht. 

In der Mitgliedschaft wuchs die Erregung über den Inhalt der Regie- 

rungsvorlage zur Mitbestimmung. Anfang 1952 wurde bekannt, dass 

ausserdem beabsichtigt war, den öffentlichen Dienst aus dem Be- 

triebsverfassungsgesetz herauszunehmen. Durch die Schaffung ei- 

nes gesonderten «Personalvertretungsgesetzes» sollte der öffentliche 

Dienst unter Sonderbedingungen gestellt werden, die teilweise noch 

6 Ebenda, S. 242. 
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ungünstiger waren als die Bestimmungen des Betriebsverfassungsge- 

setzes. Das war schliesslich der Anlass für die Gewerkschaftsfüh- 

rung, aus der Reserve herauszutreten. 

Auf einer Sitzung des Bundesvorstandes des DGB am 10. April 

1952 lehnte die Gewerkschaftsführung den Entwurf des Betriebs- 

verfassungsgesetzes ab, da es bestehende, bessere Betriebsregelun- 

gen aufhebe, in einzelnen Bundesländern existierende gesetzliche 

Regelungen verschlechtere und sogar hinter dem Betriebsrätegesetz 

von 1920 zurückbleibe. Unter dem Druck der Mitglieder und Funk- 

tionäre des DGB beschloss der Bundesvorstand, «alle geeignet er- 

scheinenden Massnahmen zu treffen, um der Forderung auf Schaf- 

fung eines einheitlichen, fortschrittlichen Betriebsverfassungsgeset- 

zes Geltung zu verschaffen».7 

Eine elfköpfige Kommission wurde beauftragt, Vorschläge für die 

vorgesehenen ausserparlamentarischen Aktionen auszuarbeiten. 

Nach einem Drei-Phasen-Plan sollte die parlamentarische Beratung 

des Mitbestimmungsgesetzes von Versammlungen, öffentlichen 

Kundgebungen, Demonstrationen bis hin zu Streiks begleitet sein. 

In einem Aufruf des DGB vom 12. Mai 1952, der in 12 Millionen Ex- 

emplaren in der Bundesrepublik verteilt wurde, hiess es u.a., dass die 

Absicht des Betriebsverfassungsgesetzes darin bestehe, «ein wirkli- 

ches Mitbestimmungsrecht der Arbeitnehmer zu vereiteln . . .Die- 

ser Entwurf darf nicht Gesetz werden. Der Deutsche Gewerk- 

schaftsbund und die ihm angeschlossenen Gewerkschaften rufen 

Euch auf zum Kampf für ein fortschrittliches Betriebsverfassungs- 

recht als Grundlage der demokratischen Ordnung der Wirtschaft 

und Verwaltung.»8 

Von den Gewerkschaftsmitgliedern wurde der Aufruf des Bun- 

desvorstandes mit grosser Disziplin befolgt. Am 15. und 16. Mai 

demonstrierten über 300‘000 Arbeiter in Düsseldorf, Köln und 

Braunschweig. In den folgenden Tagen 150‘000 in Hamburg und 

München, 80‘000 in Dortmund. Insgesamt waren es mehr als 2 Mil- 

lionen Gewerkschafter, die gegen das reaktionäre Betriebsverfas- 

sungsgesetz demonstrierten. Allein mit Demonstrationen war aller- 

 

7 Die Quelle, Heft 5, 1952, S. 225. 

8 Ebenda, Heft 6, 1952, S. 283. 
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dings 1952 die Auseinandersetzung um die Mitbestimmung nicht zu 

gewinnen. In unteren Organisationen des DGB wurde deshalb im- 

mer wieder die Forderung nach Streik erhoben. In vielen Betrieben 

kam es zu kurzfristigen Arbeitsniederlegungen. 

Bundeswirtschaftsminister Erhard, ein unbedingter Gegner der 

Mitbestimmung, rief die Unternehmer dazu auf, die Auseinander- 

setzung durchzustehen. Adenauer schrieb in einem Brief an Fette: 

«Ich darf auch heute keinen Zweifel darüber aufkommen lassen, dass 

ich eine organisierte Schädigung der Volkswirtschaft durch Streiks, 

die nur unternommen werden, um der Parlamentsmehrheit den ge- 

werkschaflichen Willen aufzuzwingen, als einen Verstoss gegen das 

Grundgesetz und als eine gefährliche Störung der inneren Ordnung 

unseres Staatswesens ansehen muss.»9 

Besonders beunruhigt war Adenauer über die Tatsache, dass die 

Ankündigung gewerkschaflicher Massnahmen zusammenfiel mit 

dem Kampf grosser Teile der westdeutschen Bevölkerung gegen die 

Unterzeichnung des General- und EVG-Vertrages. Ein General- 

streik, darüber war sich der Bundeskanzler im Klaren, würde 

schwere Folgen für seine Politik haben. 

Zwar hatte auch Fette auf einer Gewerkschaftsveranstaltung von 

Generalstreik gesprochen, doch war das mehr eine rhetorische Flos- 

kel als der Wille des Bundesvorstandes. Im Gegenteil, die Gewerk- 

schaftsführung versuchte mit allen Mitteln, eine solche Entwicklung 

zu verhindern, und war bestrebt, die Aktionen gegen das Betriebs- 

verfassungsgesetz vom Kampf gegen die Militärverträge zu trennen. 

Am 28. und 29. Mai 1952 traten die Druckerei-Arbeiter in den 

Ausstand. Im gesamten Bundesgebiet erschienen an diesen beiden 

Tagen keine Zeitungen. Auf dem Höhepunkt des Kampfes gegen das 

Betriebsverfassungsgesetz rief der Bundesvorstand des DGB seine 

Mitglieder dazu auf, alle weiteren Aktionen einzustellen, um die be- 

vorstehenden Gespräche mit der Bundesregierung nicht zu stören. 

Diese Verhandlungen, die am 13. Juni 1952 stattfanden, wurden von 

der Gewerkschaftsführung als ernstes Zugeständnis der Regierung 

gewertet. Sie führten jedoch in ihrem Ergebnis lediglich zur Herstel- 

lung des Burgfriedens zwischen DGB und Regierung. 

9 Bonner Bulletin, Nr. 57 vom 20. Mai 1952, S. 620. 
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Die SPD stand, wie bei den Auseinandersetzungen um die Mon- 

tanmitbestimmung, auch im Frühjahr 1952 auf Seiten der Gewerk- 

schaften. Sie stimmte zunächst den beschlossenen ausserparlamenta- 

rischen Kampfmassnahmen zu. Als die Aktionen jedoch über den 

Rahmen von blossen Protestkundgebungen und -demonstrationen 

hinauswuchsen, als die ersten Streiks aufflammten und die Staatsau- 

torität in Gefahr geriet, erhob die Parteiführung plötzlich «rechtli- 

che Bedenken» gegen den ausserparlamentarischen Kampf und be- 

stärkte den DGB-Vorstand darin, die Aktionen abzubrechen. 

In der zweiten und dritten Lesung des Betriebsverfassungsgeset- 

zes, die vom 16. bis 19. Juli 1952 eilig im Bundestag durchgeführt 

wurden, machten die Sozialdemokraten den vergeblichen Versuch, 

die bürgerlichen Parteien dazu zu bewegen, wenigstens einige der 

gewerkschaftlichen Forderungen zu akzeptieren. Doch das waren 

vergebliche Mühen. Am 19. Juli 1952 wurde das Betriebsverfas- 

sungsgesetz mit den Stimmen der Koalitionsparteien vom Bundestag 

ratifiziert, ohne dass die gewerkschaftlichen Änderungsvorschläge 

Berücksichtigung gefunden hatten. 

Das Funktionärsorgan des DGB, «Die Quelle», schrieb zu diesem 

Ergebnis: «Das Entscheidende ist, dass mit dem beschlossenen Ge- 

setz die dringend notwendige Neuordnung und Demokratisierung 

der Wirtschaft, wie schon einmal in der Weimarer Republik, verhin- 

dert, an der grundsätzlichen Struktur der kapitalistischen Wirtschaft 

nichts verändert wird und das alleinige Entscheidungsrecht der Un- 

ternehmer aufrechterhalten bleibt.»10 

Der Kampf um das Betriebsverfassungsgesetz und ihr Ergebnis 

bilden eine wesentliche Zäsur in der innenpolitischen Entwicklung 

der Bundesrepublik. Damit wurden nicht nur die Ansätze einer nach 

1945 in Westdeutschland entstandenen demokratischen Entwick- 

lung in der Wirtschaft weitgehend wieder beseitigt, sondern auch die 

letzte noch übriggebliebene Säule des sozialdemokratischen und 

gewerkschaftlichen Reformprogramms vom Tisch gefegt. Es ging 

dabei um mehr als nur um eine Abstimmungsniederlage bei einem 

wichtigen Gesetz. Dieses Ereignis signalisierte den endgültigen Zu- 

sammenbruch einer Politik, die sich das Ziel gesetzt hatte, einen 

 

10 Die Quelle, Heft 8, 1952, S. 394. 
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dritten Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus einzuschla- 

gen. Die Ursachen für das Scheitern der sozialdemokratischen und 

gewerkschaftlichen Vorstellungen in der Mitbestimmungsfrage lie- 

gen weniger in dem offensichtlichen Versagen der DGB-Führung im 

Verlauf der Auseinandersetzungen begründet, das wohl in erster Li- 

nie auf ihre Konzeptionslosigkeit und Unentschlossenheit zurück- 

zuführen war, sondern in der seit 1945 eingeschlagenen Gesamtpoli- 

tik. Das Bekenntnis zum bürgerlichen Staat und zur parlamentari- 

schen Demokratie, zur Westorientierung, das dann in der Praxis 

zum Zusammengehen mit den bürgerlichen Parteien und den West- 

mächten bei der Gründung der Bundesrepublik führte – darin lagen 

die tieferen Gründe für das Scheitern der Mitbestimmungs- und So- 

zialisierungsvorstellungen sowie der anderen gesellschaftspoliti- 

schen Zielsetzungen. Die Vorentscheidung darüber fiel in den ersten 

Nachkriegsjahren. Was damals versäumt wurde, liess sich unter den 

veränderten Machtverhältnissen nach der Staatsbildung nicht mehr 

nachholen. 

Für die Grossbourgeoisie bedeutete die nunmehr vollzogene Re- 

gelung der Mitbestimmung zusammen mit der Sanktionierung der 

alten Eigentumsverhältnisse in der Grundstoffindustrie ein wesent- 

licher Schritt auf dem Weg der innenpolitischen Konsolidierung ih- 

rer Macht. Das war für sie mindestens ebenso wichtig wie die von 

der Adenauer-Regierung erzielten, eng damit zusammenhängenden 

aussenpolitischen Ergebnisse. 
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XXII. Militärische «Integration» und «Wieder- 

vereinigung 

1. EVG und Deutschlandvertrag 

Am 26. Mai 1952 unterzeichneten die Aussenminister der West- 

mächte Acheson, Eden, Schuman und Adenauer in Bonn den «Ver- 

trag über die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 

land und den drei Mächten» (Deutschlandvertrag oder Generalver- 

trag) sowie entsprechende Zusatzverträge und Anhänge. Einen Tag 

später wurde in Paris der «Vertrag über die Gründung der Europä- 

ischen Verteidigungsgemeinschaft» von den Aussenministern Belgi- 

ens, der BRD, Frankreichs, Italiens, Luxemburgs und der Nieder- 

lande unterschrieben. Beide Verträge waren durch ein Junktim ver- 

bunden, d.h. der Deutschlandvertrag konnte nur wirksam werden, 

wenn auch der EVG-Vertrag in Kraft getreten war. 

Mit der EVG hatte sich die «europäische Lösung» der westdeut- 

schen Remilitarisierung durchgesetzt. Die ursprünglichen amerika- 

nischen Pläne, die einen direkten Anschluss der BRD an die NATO 

vorsahen, mussten aufgrund des französischen Widerstandes korri- 

giert werden. In seiner ganzen Anlage und Zielstellung folgte der 

EVG-Vertrag der Leitidee der Montanunion – Schaffung einer mit 

eigenen Hoheitsrechten ausgestatteten supranationalen Gemein- 

schaft. Folglich sollten die Streitkräfte nicht nur unter einem ge- 

meinsamen Oberbefehl stehen, sondern die ganze Armee mit all ih- 

ren Kontingenten einen «europäischen» Status haben. Das führte 

dazu, dass durch die EVG noch weitaus stärker als durch die EGKS 

die nationalen Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten beschränkt wur- 

den. Die EVG war von Anfang an als Bestandteil der NATO konzi- 

piert worden. Im Verlauf der Verhandlungen hatten die amerikani- 

schen Vertreter, die wie die Engländer als Beobachter teilnahmen, 

dafür gesorgt, dass dieser Grundsatz im Vertrags werk voll zum Aus- 
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druck kam. Die Europaarmee war dem NATO-Oberbefehlshaber 

unterstellt. Diese Funktion übte seit Anfang 1951 General Eisenho- 

wer aus, ein überzeugter Anhänger und Förderer des EVG-Pro- 

jekts. Die britische Regierung hatte wie beim Schumanplan auf eine 

direkte Beteiligung verzichtet, jedoch ihre Bereitschaft zum Aus- 

druck gebracht, eng mit der EVG zusammenzuarbeiten. 

Auch die Adenauer-Regierung hatte sich gegenüber der von 

Frankreich vorgeschlagenen Variante eine Zeitlang reserviert verhal- 

ten. Durch eine direkte Eingliederung westdeutscher Truppen in die 

NATO glaubte Bonn den im Plevenplan enthaltenen Benachteili- 

gungen besser zu entgehen. Nachdem aber im August 1951 die Ent- 

scheidung endgültig zugunsten der «Europaarmee» gefallen war, 

konzentrierte sich die Bundesregierung darauf, die volle Gleichbe- 

rechtigung der BRD innerhalb der EVG zu erreichen. Die französi- 

sche Seite suchte das mit allen Mitteln zu verhindern. Dabei waren 

sowohl eigene Hegemoniepläne als auch die Sorge im Spiel, dass die 

Verträge in der Nationalversammlung nicht die erforderliche Mehr- 

heit erhalten könnten. Wie schon bei den Verhandlungen über die 

Montanunion bemühten sich die USA um einen Ausgleich der Ge- 

gensätze, um einen raschen Aufbau der vorgesehenen Militärorgani- 

sation zu erreichen. Ihrem Einfluss war es zuzuschreiben, dass die 

Verträge im Mai 1952 unterschrieben werden konnten. 

Die EVG hatte nur noch wenig Ähnlichkeit mit dem von Frank- 

reich im Oktober 1950 vorgeschlagenen Plevenplan. Die Verände- 

rungen betrafen vor allem den Status der BRD. Einige schwerwie- 

gende Beschränkungen, die von den westdeutschen Befürwortern 

der Remilitarisierung und der sozialdemokratischen Opposition als 

«Diskriminierungen» der BRD hingestellt worden waren, entfielen. 

So wurde der Bundesrepublik ein eigenes Verteidigungsministerium 

zugebilligt. Dazu gehörte auch die Erhöhung der nationalen Kon- 

tingente auf Divisionsstärke, eine Massnahme, die letztlich aus mili- 

tärischen Erwägungen getroffen wurde. Doch nicht in allen Fragen 

wurden die Wünsche der Bundesregierung erfüllt. Der erstrebte di- 

rekte Anschluss an die NATO blieb aus. Die Bundesrepublik war 

das einzige Land innerhalb der EVG, das nicht direkt der atlanti- 

schen Allianz angehörte. Damit besass die BRD kein Mitsprache- 

recht bei den militärischen Entscheidungen der NATO. Zugeständ- 
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nisse mussten auch in der Bewaffnungsfrage gemacht werden. «Trotz 

heftigen Sträubens» musste sich Adenauer bei den letzten Verhand- 

lungen Mitte Februar 1952 zu der Erklärung bequemen, «die Bun- 

desrepublik werde als strategisch exponiertes Gebiet keine Diskri- 

minierung darin erblicken, dass ihr die Herstellung bestimmter 

Kriegsmaterialien untersagt bleibe».1 Das betraf u.a. die Produk- 

tion von A-, B- und C-Waffen, schweren Waffen, weitreichenden 

und grösseren Kriegsschiffen. Es verdient festgehalten zu werden, 

dass diese Forderungen von den Westmächten und wiederum er- 

strangig von Frankreich ausgingen. Aus propagandistisch-takti- 

schen Gründen wurden sie als freiwillige Verzichtserklärung der 

Bundesregierung hingestellt. Nicht erreicht werden konnte die ang- 

strebte volle politische Gleichberechtigung. 

Der Deutschlandvertrag sah zwar die Aufhebung des Besatzungs- 

status vor und übertrug der Bundesrepublik formell «die volle 

Macht über ihre inneren und äusseren Angelegenheiten»,2 enthielt 

aber zugleich zahlreiche Einschränkungen der Handlungsfreiheit. 

Die Westmächte sicherten sich u.a. folgende Rechte: die Stationie- 

rung von Streitkräften (Artikel 2), die Regelung aller Fragen, die 

Deutschland als Ganzes betrafen (Artikel 7). In der sogenannten 

Notstandsklausel wurde festgelegt, dass die drei Westmächte jeder- 

zeit die volle Regierungsgewalt wieder übernehmen konnten, wenn 

sie es aus Gründen der inneren und äusseren Sicherheit für notwen- 

dig hielten (Art. 5). Durch Errichtung eines Schiedsgerichts (Art. 9) 

hatten die drei Mächte weitgehende Eingriffsrechte in die Gesetzge- 

bung, Rechtssprechung und Verwaltung der BRD. Wilhelm G. 

Grewe, Völkerrechtsexperte des Auswärtigen Amtes und Mitglied 

der Bonner Verhandlungsdelegation, musste zugestehen, dass es juri- 

stisch und politisch nicht ganz leicht sei, «solche vorbehaltenen 

Rechte und Verantwortlichkeiten fremder Mächte mit der Unab- 

hängigkeit und Souveränität zu vereinbaren, die der Bundesrepublik 

wieder zuteil werden».3 

1 Arnulf Baring: Aussenpolitik in Adenauers Kanzlerdemokratie, Mün-

chen/Wien 1969, S. 120. 

2 Die auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, S. 209. 

3 Wilhelm G. Grewe: Deutsche Aussenpolitik der Nachkriegszeit, 

Stuttgart 1960, S. 69. 
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Wenn die Adenauer-Regierung trotzdem den Vertrags werken zu- 

stimmte, dann deshalb, weil sie einsehen musste, dass unter den gege- 

benen Bedingungen nicht mehr durchzusetzen war. Die wichtigsten 

Ziele – die Remilitarisierung und der Anschluss an das Militärpaktsy- 

stem der Westmächte – schienen erreicht. Die Westmächte ver- 

pflichteten sich im Deutschlandvertrag ausserdem, für ein wieder- 

vereinigtes Deutschland nach dem Vorbild der Bundesrepublik ein- 

zutreten, das «in die europäische Gemeinschaft integriert ist».4 

Selbstverständlich fand die Gegenforderung der Westmächte – Einbe- 

ziehung des so wiedervereinigten Deutschlands in die imperialisti- 

schen Zusammenschlüsse – die ausdrückliche Billigung der Bundesre- 

gierung. 

Die Bilanz einer knapp dreijährigen Aussenpolitik fiel für die 

Adenauer-Regierung insgesamt positiv aus. Die westeuropäische 

Integration hatte sich als ein Zaubermittel erwiesen, das dem BRD- 

Imperialismus rasch die volle Wiedererrichtung seiner Macht und 

seiner Ziele zu ermöglichen schien. In der Bundesregierung war man 

offenbar davon überzeugt, dass die in den Vertrags werken noch vor- 

handenen ungünstigen Bestimmungen bald wegfallen würden, ja, 

man machte sich schon wieder Hoffnungen, eine Vormachtstellung 

in Westeuropa zu erlangen. So gab Adenauer in der Kabinettssit- 

zung vom 21. Mai 1952 seiner Überzeugung Ausdruck, «dass die mi- 

litärische Schwäche Frankreichs in Europa bald der Bundesrepublik 

ein Übergewicht in der EVG verschaffen und sie damit trotz einer 

Bevölkerung von nur 50 Millionen zum beherrschenden Faktor in 

Europa machen werde».5 

Es war deshalb nicht verwunderlich, dass die Adenauer-Regierung 

besonders brennend daran interessiert war, die unterzeichneten Ver- 

träge baldmöglichst zu ratifizieren. Sie setzte sich auch am eifrigsten 

für die Bildung einer politischen Union der westeuropäischen Staa- 

ten ein. 

Neben der Remilitarisierung der Bundesrepublik wurde mit dem 

EVG-Vertrag das Ziel verfolgt, eine supranationale Europäische Po- 

litische Gemeinschaft zu schaffen. Die Aussenminister der sechs 

Staaten beauftragten am 22. September 1952 eine sogenannte Ad- 

 

4 Die auswärtige Politik der Bundesrepublik Deutschland, S. 211. 
5 Arnult Baring: Aussenpolitik in Adenauers Kanzlerdemokratie, S. 122. 
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hoc-Versammlung – sie bestand aus der Gemeinsamen Versamm- 

lung der EGKS zuzüglich von je drei Delegierten Frankreichs, Itali- 

ens und der BRD – innerhalb von sechs Monaten einen Verfassungs- 

entwurf für die geplante Europäische Politische Gemeinschaft 

(EPG) auszuarbeiten. Vorsitzender des Verfassungsausschusses war 

der CDU-Politiker von Brentano. Im Verlauf der Beratungen be- 

mühten sich die Vertreter der Bundesrepublik, die territorialen An- 

sprüche gegenüber dem Osten in dem Statutenentwurf unterzubrin- 

gen. So gelangt es ihnen u.a. – in den Artikeln 102 und 103 – das 

«Recht» auf die Grenzen von 1937 und den Anschlussgedanken ge- 

genüber der DDR zu fixieren. Das war hinsichtlich der Ostgrenzen 

mehr, als im Deutschland vertrag von 1952 erreicht worden war. Am 

10. März 1953 wurde das Verfassungsprojekt den Auftraggebern 

überreicht und sollte nunmehr von einzelnen Regierungen diskutiert 

werden. 

Für die Bundesregierung kam der Statutenentwurf einer Europä- 

ischen Politischen Gemeinschaft noch rechtzeitig genug, um als zu- 

sätzliches Argument bei der Ratifizierungsdebatte der Verträge von 

Bonn und Paris ins Spiel gebracht zu werden. Der ursprüngliche 

Zeitplan hatte vorgesehen, dass bis Jahresende 1952 die parlamenta- 

rische Behandlung abgeschlossen sein sollte. Ziel Adenauers war es, 

die Verträge noch vor den Sommerferien des Bundestages, späte- 

stens jedoch im September 1952 zu ratifizieren. Die Eile war ver- 

ständlich. Die ausgehandelten Ergebnisse wurden nur in einer At- 

mosphäre internationaler Spannungen, auf der Woge eines militan- 

ten Antikommunismus erzielt. Eine Entspannung konnte das ganze 

Projekt noch einmal in Gefahr bringen. 

Die Befürchtungen waren nicht unbegründet. Die Beendigung 

der Kampfhandlungen im Fernen Osten und neue Entspannungs- 

vorschläge der Sowjetunion in Europa liessen die aufgepeitschte 

Kriegshysterie in den westeuropäischen Staaten abklingen und da- 

mit auch das Interesse an einer möglichst schnellen Verwirklichung 

der EVG. 

Das parlamentarische Kräfteverhältnis in der BRD sprach klar zu- 

gunsten der Regierung. Sie konnte sicher sein, dass die Koalitions- 

parteien, die seit 1949 die absolute Mehrheit besassen, geschlossen 

für die Verträge stimmen würden. Abgelehnt wurden sie aus unter- 
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schiedlichen Motiven von der KPD und SPD. Die sozialdemokrati- 

sche Opposition hatte schon im Januar 1952 ihre Gründe genannt: 

«Bisher ist keine der Voraussetzungen erfüllt, von denen nach Auf- 

fassung der SPD überhaupt jede Verhandlungsmöglichkeit über ei- 

nen deutschen Verteidigungsbeitrag ab hängt», hiess es in einer Re-

solution des Parteivorstands und -ausschusses. «Es besteht nach wie 

vor weder die Gleichheit des Risikos noch die Gleichheit der Chan- 

cen aller Beteiligten. Auch die Voraussetzungen für eine deutsche 

Gleichberechtigung auf politischem und militärischem Gebiet sind 

nicht erfüllt. Die Koppelung einer deutschen Zustimmung zu den 

militärischen und wirtschaftlichen Leistungen eines Verteidigungs- 

beitrages mit der Ablösung des Besatzungsregimes durch ein System 

von Verträgen und Auflagen ist unannehmbar.»6 Es war im Grunde 

die gleiche Position, die schon gegenüber der Montanunion zum 

Ausdruck gebracht wurde. Hinzu kam im Frühjahr 1952 noch ein 

anderes Argument, das zwar schon 1950 in der sozialdemokrati- 

schen Polemik gegen die Westintegration verwendet wurde, dann 

aber aus der Diskussion verschwunden war: der Hinweis auf die 

Unvereinbarkeit von militärischer Integration und Wiedervereini- 

gung. Es rückte nunmehr in den Vordergrund der sozialdemokrati- 

schen Argumentation. Damit machte die SPD auf die von den 

Kommunisten, aber auch von bürgerlichen Gegnern der Remilitari- 

sierung in der BRD immer wieder genannte Gefahr aufmerksam, 

dass die militärische Integration unweigerlich zur Vertiefung der 

staatlichen Spaltung führen würde. 

In einem mit der amerikanischen Agentur UP geführten Interview 

sprach sich Schumacher am 15. Mai 1952 in scharfen Worten gegen 

die Verträge aus. Er verurteilte die Absicht der Regierung, die deut- 

sche Einheit durch militärische Drohungen zu erreichen und warnte 

vor einer Unterschätzung der sowjetischen Stärke. Der Parteivorsit- 

zende kündigte den heftigen Widerstand der sozialdemokratischen 

Opposition gegen die Vertragswerke an, der auf den Nenner abge- 

stimmt werde: «Wer diesem Generalvertrag zustimmt, hört auf ein 

Deutscher zu sein.»7 

6 Neuer Vorwärts, 25. Januar 1952. 

7 Zitiert nach Udo F. Löwke: Für den Fall, dass . . . SPD und Wehrbei-
trag 1949-1955, S. 104. 
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Der «heftige Widerstand» gegen das westdeutsch-alliierte Ver- 

tragssystem blieb jedoch allein auf das parlamentarische Parkett be- 

schränkt. Angebote der KPD und SED, über gemeinsame Aktionen 

gegen die Remilitarisierung zu beraten, wurden wie eh und je abge- 

lehnt. Wie Herbert Wehner Jahre später berichtete, hatte der Bun- 

deskanzler von der sozialdemokratischen Führung die Versicherung 

erhalten, dass die SPD, bei aller Opposition gegenüber der Politik 

der Bundesregierung, niemals «zu einer Kollaboration mit den Par- 

teigebilden im sowjetischen Herrschaftsbereich»8 bereit sein würde. 

Auf dem Dortmunder Parteitag wies der Nachfolger Schumachers, 

Erich Ollenhauer, die von verschiedenen Delegierten erhobenen 

Forderungen nach ausserparlamentarischen Aktionen zurück und 

vertrat die Auffassung des Vorstands, dass die Auseinandersetzun- 

gen mit der Adenauerpolitik auch weiterhin allein im parlamentari- 

schen Raum ausgetragen werden. 

Als ein wirksames Mittel, die Verabschiedung der Verträge im 

Parlament zu blockieren, wurde von der sozialdemokratischen 

Bundestagsfraktion die Anrufung des Bundesverfassungsgerichts 

betrachtet. Im Januar 1952 hatten 144 Abgeordnete der SPD, des 

Zentrums und der Bayernpartei in Karlsruhe beantragt, die Verfas- 

sungsmässigkeit des Vertragswerkes zu prüfen. Nach Ansicht der 

Antragsteller verstiessen die Abkommen in mehreren Punkten gegen 

das Grundgesetz. Ihre Ratifizierung sei deshalb ohne Verfassungs- 

änderung nicht möglich. Ein solcher Schritt jedoch bedurfte im 

Bundestag einer Zweidrittelmehrheit, über die die Koalitionspar- 

teien nicht verfügten. Der Rechtsstreit zog sich monatelang hin, 

ohne dass eine Entscheidung gefällt wurde. Der Bundeskanzler ver- 

warf das Vorgehen der SPD mit der Begründung, dass eine so grund- 

sätzliche Entscheidung, wie die über das westdeutsch-alliierte Ver- 

tragssystem, «eine Frage der Politik und nicht der Rechtssprechung» 

ist.9 

Am 19. März 1953 ratifizierte der Bundestag mit 225 gegen 165 

Stimmen den Deutschlandvertrag und mit 224 gegen 166 Stimmen 

bei jeweils zwei Enthaltungen den EVG-Vertrag. Die Inkonsequenz 

8 Günter Gaus: Staatserhaltende Opposition oder hat die SPD kapituliert?  

Gespräch mit Herbert Wehner, Reinbek bei Hamburg 1966, S. 40. 

9 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1953-1955, S. 191. 
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der sozialdemokratischen Opposition kam noch einmal bei der Ab- 

stimmung im Bundesrat zum Ausdruck. Trotz vorhandener sozial- 

demokratischer Mehrheit in diesem Gremium wurden die Verträge 

mit 23 gegen 15 Stimmen angenommen, da die SPD-Vertreter des 

Landes Baden-Württemberg aus Koalitionsrücksichten dafür vo- 

tiert hatten. 

Die BRD war das erste Land, das die Verträge ratifizierte. Nicht 

zuletzt hatte man sich in Bonn so beeilt, um auch die Partnerstaaten 

dazu zu veranlassen. Wenige Wochen später reiste Adenauer zu ei- 

nem Staatsbesuch in die Vereinigten Staaten. Die ersten offiziellen 

Verlautbarungen der Eisenhower-Administration und ihre prakti- 

schen Schritte zeigten sehr bald, dass der von Truman und Acheson 

eingeschlagene aussenpolitische Kurs der USA, insbesondere die 

Westeuropapolitik, fortgesetzt wurde. Die rasche Realisierung der 

EVG und damit die Schaffung eines schlagkräftigen Militärbündnis- 

ses in Westeuropa gehörte zu den erklärten Zielen der Regierung Ei- 

senhower/Dulles. Die Politik gegenüber der Sowjetunion und den 

anderen sozialistischen Staaten basierte auf der berüchtigten «Be- 

freiungsdoktrin». Dulles hatte dieses neue strategische Konzept 

noch vor seinem Amtsantritt entwickelt. Ihr Ziel bestand darin, 

durch eine Politik der Drohungen, des «Balancierens am Rande des 

Krieges», das Ausspielen der atomaren Stärke der USA, den Sozia- 

lismus zurückzurollen und der Restauration des Kapitalismus in 

Osteuropa den Weg zu ebnen. Die militärstrategische Komponente 

dieser Doktrin war die Strategie der «massiven Vergeltung», derzu- 

folge jeder Angriff auf die USA oder ihre Verbündeten durch den 

Einsatz von Atomwaffen beantwortet werden sollte. 

Bei seinen Verhandlungen in Washington billigte Adenauer be- 

dingungslos die Ziele der amerikanischen Aussenpolitik und sicherte 

sich gleichzeitig die Unterstützung seiner Europa- und Deutsch- 

landpolitik sowie weitere wirtschaftliche und Rüstungshilfe durch 

die USA. Dieser Besuch führte zu einer Vertiefung der amerika- 

nisch-westdeutschen Beziehungen, die sich in den Jahren der Eisen- 

hower-Administration besonders eng gestalteten. Die Bundesrepu- 

blik wurde zum treuesten Verbündeten der amerikanischen Politik 

in Westeuropa und avancierte schrittweise zum Hauptverbündeten 

der USA auf dem Kontinent. 
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2. Politik der Stärke und «Wiedervereinigung» 

Während die Bundesregierung mit allen Mitteln die ökonomische, 

politische und militärische Eingliederung der BRD in das Bündnis- 

system des Westens betrieb, verkündete sie gleichzeitig, dass die 

«deutsche Wiedervereinigung in Frieden und Freiheit» das erklärte 

Hauptziel ihrer Politik sei. In der Tat bestand in den frühen fünfzi- 

ger Jahren zwischen ihrer Europa-Politik und den deklarierten Zie- 

len ihrer Deutschland-Politik ein enger Zusammenhang. Führende 

Politiker der Bundesregierung und der Koalitionsparteien haben seit 

Frühjahr 1950 bei jeder sich bietenden Gelegenheit darauf hingewie- 

sen. Im Bundestag verkündete der Kanzler Anfang November 1950 

folgendes Rezept zur Wiederherstellung der deutschen Einheit: Die 

Wiederbewaffnung der BRD und ihre Beteiligung an der westlichen 

«Abwehrfront», danach Verhandlungen mit der Sowjetunion von 

einer Position der Stärke aus. «Mit einem totalitären Staat . . .kön- 

nen Verhandlungen zur Regelung internationaler Fragen mit Aus- 

sicht auf Erfolg nur geführt werden, wenn derjenige, der diese Ver- 

handlungen – mit Sowjetrussland – führt, ebenso stark, wenn nicht 

noch stärker ist als Sowjetrussland.»10 Diese Formel wurde vor allem 

in den Auseinandersetzungen um den Abschluss und die Ratifi-zie-

rung der Bonner und Pariser Verträge zum Hauptargument der Re-

gierung. Das geschah nicht zuletzt deshalb, weil die Gegner dieser 

Politik darauf verwiesen, dass Remilitarisierung und militärische In- 

tegration unweigerlich zur Verhinderung jeder Wiedervereinigung 

führen würden. Die Gegenthese der Befürworter dieser Politik lau- 

tete: «Wer auf den Anschluss der Bundesrepublik an die Gemein- 

schaft der freien Völker verzichtet, gibt die deutsche Einheit preis, 

ob er will oder nicht, ob er es weiss oder nicht»,11 wie Franz Josef 

Strauss am 7. Februar 1952 im Bundestag verkündete. In zahllosen 

Reden und Erklärungen wurde diese Behauptung verbreitet: in den 

Debatten des Bundestages, auf den Parteitagen der CDU und FDP, 

in Presse und Rundfunk. 

Es handelte sich dabei nicht nur um eine Propagandaformel, dazu 

10 Deutscher Bundestag, Bd. 5, Bonn 1951, S. 3565. 

11 Ebenda, Bd. 10, Bonn 1952, S. 8125. 

462 



bestimmt, die öffentliche Meinung zu beruhigen und die Ratifizie- 

rung der Verträge durchzusetzen, wie man das heute in verschiede- 

nen bürgerlichen Publikationen lesen kann. Darin bestand eine Ab- 

sicht, ein «Nahziel» der Adenauer-Regierung. Die gesamte Integra- 

tionspolitik bildete jedoch nur eine notwendige Etappe auf dem Weg 

zur Durchsetzung der weitergesteckten Ziele in Richtung Osten. Sie 

sollte die Voraussetzungen für die «Politik der Stärke» schaffen, dem 

eigentlichen Kern der Adenauerschen Ost- und Deutschlandpolitik. 

So wenig wie die «Politik der Stärke» eine Erfindung Adenauers 

war, so wenig dachte man in Bonn daran, die Ziele der Deutschland- 

politik allein zu erreichen. Die Bundesregierung hatte sich von An- 

fang an darum bemüht, die drei Westmächte und nach Möglichkeit 

auch die übrigen NATO-Staaten auf die Bonner Deutschlandkon- 

zeption zu verpflichten. Die Westmächte hatten bald zu verstehen 

gegeben, dass sie offensichtlich bereit waren, Bonn in der Wiederver- 

einigungsfrage zu unterstützen, soweit es in ihr eigenes aussenpoliti- 

sches Konzept passte. Die Festlegungen im Artikel 7 des Deutsch- 

landvertrages entsprachen nicht nur weitgehend den Wünschen der 

Bundesregierung, sondern auch ihren Intensionen. Die Herstellung 

der staatlichen Einheit Deutschlands war für die Westmächte nur als 

Bestandteil ihres Bündnissystems denkbar. Eine andere Lösung, 

etwa «ein unabhängiges, weder dem Osten noch dem Westen ange- 

schiossenes, mit eigenen Verteidigungskräften und voller aussenpoli- 

tischer Handlungsfreiheit ausgestattetes Deutschland», besass für sie, 

wie Wilhelm G. Grewe bestätigt, nichts Anziehendes.12 

Die ganze Politik des Westens und vor allem der Auf- und Ausbau 

des militärischen Bündnissystems war darauf ausgerichtet, die So- 

wjetunion zur Kapitulation in der deutschen Frage zu veranlassen, 

ihren Rückzug aus Mitteleuropa zu erzwingen und gleichzeitig da- 

mit den Sozialismus in den Ländern Ost- und Südosteuropas zu be- 

seitigen. Dieses Ziel der in den USA konzipierten Befreiungskon- 

zeption wurde von den herrschenden Kreisen der Bundesrepublik 

voll unterstützt. Im Frühjahr 1952 hat der Bundeskanzler ähnliche 

Gedanken in aller Öffentlichkeit ausgesprochen. Auf einer Ver- 

sammlung in Heidelberg am 1. März 1952 erklärte Adenauer: «Kann 

12 Wilhelm G. Grewe: Deutsche Aussenpolitik der Nachkriegszeit, S. 171. 
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einer glauben, dass Sowjetrussland jemals, ohne dazu genötigt zu 

sein, die Ostzone wieder freigeben wird? Ich glaube es nicht. Aber 

ich denke mir die Entwicklung folgendermassen: Wenn der Westen 

stärker ist als Sowjetrussland, dann ist der Tag der Verhandlungen 

mit Sowjetrussland gekommen.»13 Er fügte hinzu, dass dann auch 

«die Verhältnisse in Osteuropa neu geklärt werden müssen». Noch 

deutlicher wurde er in einem Interview mit Ernst Friedländer, das 

am 5. März über den Nordwestdeutschen Rundfunk gesendet wur- 

de. Den Weg in die «europäische Gemeinschaft» bezeichnete Ade- 

nauer als Voraussetzung, um «nicht nur die Sowjetzone, sondern 

das ganze versklavte Europa östlich des Eisernen Vorhangs zu be- 

freien».14 

In der von der Bundesregierung im Bund mit den Westmächten 

betriebenen «Politik der Stärke» gab es keinen Platz für Kompro- 

misse. Es galt die Devise alles oder nichts. Die Bundesregierung war 

nicht bereit, irgendwelche Zugeständnisse zu machen, um ihre ost- 

politischen Forderungen zu erreichen. «Wir fordern prinzipiell un- 

ser Recht. Dafür gibt es keinen Preis.»15 Mit diesen Worten hatte 

Hallstein Mitte Oktober 1952 in einer Rede in Wiesbaden die Hal- 

tung der Bundesregierung unmissverständlich umrissen. 

Mit einer solchen Einstellung war es unmöglich, die deutsche 

Frage auf dem Verhandlungsweg zu lösen. Von der Sowjetunion 

und der DDR sind dazu Anfang der fünfziger Jahre verschiedene 

Vorschläge unterbreitet worden. Im Oktober 1950 hatte eine Au- 

ssenministerkonferenz der sozialistischen Staaten in Prag die West- 

mächte aufgefordert, die Remilitarisierung der BRD zu unterlassen 

und zu einer gemeinsamen Deutschlandpolitik im Sinne von Jalta 

und Potsdam zurückzukehren. Die Prager Konferenz schlug vor, 

unverzüglich einen Friedensvertrag mit Deutschlands abzuschlies-

sen und einen paritätisch aus Vertretern der BRD und der DDR zu-

sammengesetzten Gesamtdeutschen Konstituierenden Rat zu bilden, 

der eine provisorische gesamtdeutsche Regierung vorbereiten sollte. 

In einem Brief an Adenauer schlug DDR-Ministerpräsident Gro- 

tewohl beiderseitige Verhandlungen über die Bildung eines solchen 

13 Bonner Bulletin, Nr. 26 vom 4. März 1952, S. 254. 

14 Ebenda, Nr. 27 vom 6. März 1952, S. 262. 

15 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11. Oktober 1952. 
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Rates vor. Erst nach sechs Wochen erfolgte die Antwort der Bundes- 

regierung. Auf einer Pressekonferenz qualifizierte der Bundeskanz- 

ler den Grotewohlbrief als «Propagandakampagne» und sprach der 

DDR-Regierung die Legitimation ab, «von einer Wiedervereini- 

gung Deutschlands zu sprechen.»16 Ein Appell der Volkskammer an 

den Bundestag vom 30. Januar 1951, der den Vorschlag enthielt, 

über die Bildung des Gesamtdeutschen Konstituierenden Rates und 

damit zusammenhängende Fragen zu verhandeln, wurde ebenso 

ignoriert wie ein weiterer Vorschlag vom 1. März. 

Erfolglos blieben auch die Bemühungen der Sowjetunion, die 

Westmächte an den Verhandlungstisch zu bringen. Nach einem län- 

geren Notenwechsel kam es zwar Anfang März 1951 zu einer Vor- 

konferenz der Aussenminister-Stellvertreter in Paris, die sich bis 

zum 21. Juni 1951 hinzog, doch keinerlei Ergebnisse brachte. Im 

Grunde scheiterten die Gespräche daran, dass die Westmächte kein 

Interesse an einer Viermächte-Konferenz über Deutschland hatten, 

solange nicht die Einbeziehung der BRD in ihr militärisches Bündnis 

perfekt war. Die Verhandlungen über die Europaarmee und die Re- 

militarisierung der Bundesrepublik hatten bei ihnen den absoluten 

Vorrang vor Fragen der Wiedervereinigung Deutschlands und des 

Abschlusses eines Friedensvertrages. Es braucht nicht betont zu 

werden, dass die Bundesregierung genau die gleiche Haltung ein- 

nahm. Adenauer bekannte später offen, dass er immer wieder in 

Sorge darüber war, die vier Mächte könnten sich auf «dem Rücken 

Deutschlands» einigen. 

Im Herbst 1951 wurde seitens der DDR nochmals der Versuch 

unternommen, mit der BRD ins Gespräch zu kommen. Vorschläge 

der Volkskammer vom 15. September und 10. Oktober, Möglich- 

keiten und Wege der Wiedervereinigung Deutschlands gemeinsam 

zu beraten, blieben ohne Antwort. Bundespräsident Heuss lehnte es 

ab, mit Staatspräsident Pieck über gesamtdeutsche Probleme zu 

sprechen. 

Von der Bundesregierung, den Koalitionsparteien und der sozial- 

demokratischen Opposition wurden die Verhandlur.gsvorschläge 

der DDR pauschal als Propagandaaktionen abgetan. Da die Initiati- 

 

16 Europa-Archiv, 3. Folge 1951, S. 3716. 
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ven des Ostens auch in der öffentlichen Meinung der Bundesrepu- 

blik Resonanz fanden, konnte man es aber nicht nur bei einer blos-

sen Ablehnung bewenden lassen. Diese Meinung wurde vor allem 

von der SPD nachdrücklich vertreten. Sie begann schon bald nach 

Gründung der BRD, der Adenauer-Regierung Inaktivität in Fragen 

der Deutschlandpolitik vorzuwerfen. Anfang 1950 schlug sie als 

Weg zur Wiedervereinigung die Durchführung gesamtdeutscher 

freier Wahlen vor. Diese Anregung wurde zunächst vom amerika-

nischen Hochkommissar McCloy, wenig später von der Bundesre-

gierung aufgegriffen. In Form einer Presseverlautbarung bezeich-

nete sie am 22. März 1950 freie Wahlen in Deutschland als ersten 

notwendigen Schritt zur Wiedervereinigung. Die Absicht dieser 

Aktion bestand darin, wie ein keineswegs kommunistenfreundli-

cher Autor bestätigt, «der DDR und der hinter ihr stehenden Sow-

jetunion die nationalpolitische Initiative zu entreissen, und hatte 

auch subjektiv keinenanderen Sinn als eben einen propagandisti-

schen.»17 Es war sicher kein Zufall, dass diese Erklärung mit den 

beginnenden Auseinandersetzungen um den Beitritt der BRD in den 

Europarat zusammenfiel, dem Beginn der Integrationspolitik. 

Im Herbst 1951 war es wiederum dieSozialdemokratie, die darauf 

drang, dass die Bundesregierung aktiv wurde. In einer Rundfunkan- 

sprache forderte Schumacher dazu auf, zum Verhandlungsangebot 

der DDR vom 15. September Stellung zu nehmen. Am 27. Septem- 

ber verkündete Adenauer im Bundestag 14 Grundsätze für eine ge- 

samtdeutsche Wahlordnung und schlug vor, dass eine Kommission 

der Vereinten Nationen die Voraussetzungen für die Abhaltung 

freier gesamtdeutscher Wahlen überprüft. Das Vorgehen war mit 

der SPD-Führung abgesprochen worden. Speziell die Einschaltung 

der UNO, in der es bekanntlich in den fünfziger Jahren eine ameri- 

kahörige Mehrheit gab, erfolgte auf Veranlassung der SPD. 

Die Westmächte machten sich in den Vereinten Nationen zum 

Fürsprecher des westdeutschen Antrags. Anfang Dezember 1951 

begründete eine Delegation der BRD unter Leitung Heinrich von 

Brentanos die Auffassungen der Bundesregierung über gesamtdeut- 

17 Werner Conze – Erich Kosthorst – Elfried Nebgen: Jakob Kaiser. 
Bundesminister iür gesamtdeutsche Fragen 1949-1957, von Erich Ko-

sihorst, Stuttgart, Berlin (West), Köln, Mainz 1972, S. 210. 
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sche Wahlen und ihre notwendige internationale Kontrolle vor dem 

Zweiten Politischen Ausschuss der UN-Vollversammlung. Gegen 

die Stimmen der sozialistischen Staaten beschloss die Vollversamm- 

lung die Bildung eines Untersuchungsausschusses aus Vertretern 

Brasiliens, Islands, der Niederlande, Pakistans und Polens, der die 

Bedingungen für die Abhaltung freier gesamtdeutscher Wahlen in 

der BRD und der DDR überprüfen sollte. Polen lehnte die Teil- 

nahme an diesem durchsichtigen Manöver ab. Eine Delegation der 

DDR hatte vor dem Zweiten Politischen Ausschuss ihren Stand- 

punkt dazu dargelegt. Sie sprach sich gegen die Einsetzung des vor- 

geschlagenen Untersuchungsausschusses aus und schlug stattdessen 

vor, dass Vertreter beider deutscher Staaten ein Wahlgesetz für eine 

verfassunggebende Nationalversammlung vereinbaren. Genau das 

aber-Verhandlungen zwischen den beiden deutschen Regierungen 

über die Wiedervereinigung – lehnte die westdeutsche Seite ent- 

schieden ab. Die Einschaltung der Vereinten Nationen war erfolgt, 

um die annexionistischen Ziele Bonns gegenüber der DDR durch- 

setzen zu helfen und von den Folgen der Remilitarisierungspolitik 

abzulenken. Sie diente dazu, den Anschein zu erwecken, als sei die 

Adenauer-Regierung jederzeit bereit, der deutschen Wiedervereini- 

gung den Vorrang einzuräumen. Das war aber nie der Fall. Zur glei- 

chen Zeit als die Wiedervereinigungspropaganda auf vollen Touren 

lief, wurden die Verträge vorbereitet, die ja eigentlich erst die Vor- 

aussetzungen für die bekannten Anschlussziele bilden sollten. 

Die Sozialdemokratie spielte in dieser Phase für die Bundesregie- 

rung die Rolle des Aushängeschildes für ihr vorgeblich gesamtdeut- 

sches Anliegen. Die sozialdemokratischen Wiedervereinigungsini- 

tiativen liefen stets auf eine Negierung der Vorschläge der DDR und 

der UdSSR sowie auf gemeinsame Bekundungen der Solidarität mit 

der Bundesregierung hinaus. Die Wiedervereinigungsrhetorik der 

SPD, denn von einer Alternative zur Haltung der Koalition konnte 

nicht die Rede sein, half der Adenauer-Regierung und den West- 

mächten, die Politik der Westintegration und der Remilitarisierung 

durchzusetzen, eine Politik, die auch nach Auffassung der sozial- 

demokratischen Sprecher die Wiederherstellung der deutschen Ein- 

heit versperrte. 

     Die Ablehnung des UN-Untersuchungsausschusses durch die 
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DDR wurde von Regierung und SPD-Opposition und folglich von 

den einflussreichsten westdeutschen Massenmedien so hingestellt, 

als seien die SED, die Regierung der DDR und die Sowjetunion in 

dieser Periode generell gegen gesamtdeutsche freie Wahlen gewesen. 

Das war nicht der Fall. In allen Vorschlägen der DDR war davon die 

Rede. Ein von der Volkskammer der DDR am 9. Januar 1952 verab- 

schiedetes gesamtdeutsches Wahlgesetz basierte auf dem Wahlgesetz 

der Weimarer Republik vom 6. März 1924. Allerdings gingen Regie- 

rung und Volkskammer der DDR wie auch die Sowjetunion davon 

aus, dass solchen Wahlen Verhandlungen zwischen den vier Gross- 

mächten und zwischen den beiden deutschen Staaten vorausgehen 

mussten. Wahlen waren nur möglich, wenn vorher der Status des 

wiedervereinigten Deutschland so geklärt war, dass er weder zu einer 

Bedrohung der vier Grossmächte noch der übrigen Nachbarstaaten 

führen konnte. 

Nach Auffassung der Bundesregierung und der SPD-Opposition 

mussten Wahlen der erste Schritt zur Wiedervereinigung sein. Auf 

diese Weise hoffte man nämlich, die Bevölkerung der DDR zu majo- 

risieren und in der künftigen Nationalversammlung eine Mehrheit 

zu erreichen, mit der es möglich sein werde, die Politik der antiso- 

wjetisch ausgerichteten Westintegration und der inneren Restaura- 

tion im gesamtdeutschen Rahmen durchzusetzen. Kein real den- 

kender Politiker in der BRD konnte annehmen, dass Moskau und 

Berlin bereit waren, einer Lösung zuzustimmen, die eindeutig auf 

die Liquidierung der DDR und ihrer revolutionären Errungenschaf- 

ten hinauslief. «Das Gerede von Einheit und ‚freien Wählern war 

nichts anderes als eine Verschleierung dieser ganzen Politik der Spal- 

tung Deutschlands und der Remilitarisierung Westdeutschlands»,18 

heisst es in einer sowjetischen Darstellung. Zu einer ähnlichen Ein- 

schätzung kam der spätere Bundespräsident Gustav Heinemann. 

Am 23. Januar 1958 sagte er im Bundestag: «Dem Volke hier ge- 

genüber wurde das alles zugedeckt durch eine ungewöhnlich verhee- 

rende Parole, verheerend, weil sie in einer tückischen Weise das 

Richtige und das Falsche miteinander vermengte, nämlich die Paro- 

 

18 Geschichte der sowjetischen Aussenpolitik 1945-1970, Frankfurt a. M. 

1971, S. 231. 
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le: «Zuerst freie Wahlen!»-Gewiss freie Wahlen wollen wiralle. Aber 

zu sagen «zuerst» – das musste genau den Weg zu diesen Wahlen 

verschliessen.»19 

Wie wenig Interesse speziell die Bundesregierung, aber auch die 

Westmächte an Verhandlungen über die deutsche Frage \or Ab- 

schluss der Militärverträge hatten, zeigte ihre Reaktion auf die sowje- 

tische Deutschlandnote vom 10. März 1952. Darin hatte sich die 

Sowjetunion für den raschen Abschluss eines Friedensvertrages aus- 

gesprochen und zugleich Grundsätze für eine friedensvertragliche 

Regelung unterbreitet. Der Entwurf beruhte wie auch die bisherigen 

sowjetischen Vorschläge auf den nach wie vor verbindlichen Grund- 

sätzen des Potsdamer Abkommens. Zugleich berücksichtigte er die 

seit 1945 und 1949 eingetretenen Veränderungen in Deutschland 

und Europa. Vorgesehen war u.a. die Wiederherstellung der staatli- 

chen Einheit Deutschlands, der Abzug der Besatzungstruppen ein 

Jahr nach Inkrafttreten des Friedensvertrages, die Festlegung der 

Grenzen entsprechend den in Potsdam getroffenen Regelungen. 

Neu waren die Vorschläge, Deutschland zu gestatten, nationale 

Streitkräfte aufzustellen, die zur Verteidigung des Landes notwen- 

dig sind. In engem Zusammenhang damit stand die Verpflichtung, 

sich an keinerlei Koalitionen und Militärbündnissen zu beteiligen, 

«die sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen Streitkräf- 

ten am Krieg gegen Deutschland teilgenommen hat.»20 Der Frie- 

densvertragsentwurf liess deutlich die Bereitschaft der sowjetischen 

Regierung erkennen, eine Kompromisslösung in der deutschen 

Frage zu erreichen. 

In Bonn wurde die neue Deutschlandinitiative der UdSSR ganz 

offensichtlich als unangenehme Störung der Verhandlungen über 

EVG und Deutschlandvertrag empfunden. Schon die ersten offiziel- 

len Verlautbarungen brachten deutlich die Ablehnung der Regie- 

rung zum Ausdruck. Die Antwortnote der Westmächte vom 25. 

März, die nach Konsultation mit Adenauer verfasst wurde, lehnte 

das sowjetische Angebot ab. Vor allem die von der UdSSR vorge- 

 

19 Gustav W. Heinemann: Verfehlte Deutschlandpolitik. Irreführung 

und Selbsttäuschung, Artikel u. Reden. 3. Auflage. Frankfurt a. M. 1966, 

S. 138 f. 
20 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. I, S. 292. 
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schlagene Bündnislosigkeit des wiedervereinigten Deutschland 

wurde kategorisch verworfen. Der Notenwechsel zog sich bis in den 

Spätsommer 1952 hin, ohne dass ein greifbares Resultat erzielt wur- 

de. Die eigentliche Antwort des Westens war die Unterzeichnung 

der Verträge am 26. und 27. Mai 1952. 

Die sozialdemokratische Opposition hatte eine sorgfältige Prü- 

fung der sowjetischen Note verlangt und die Forderung nach Vier- 

mächteverhandlungen erhoben. Später warf man der Bundesregie- 

rung vor: «Man hat es 1952 versäumt, die Ernsthaftigkeit der dama- 

ligen Angebote der Sowjetunion zu erproben.»21 Eigene Alternati- 

ven blieben aber auch im Jahre 1952 von sozialdemokratischer Seite 

aus. 

Die letzte sowjetische Note vom 23. August 1952, in der die Ein- 

berufung einer Viermächtekonferenz unter Teilnahme von Vertre- 

tern beider deutscher Staaten vorgeschlagen wurde, führte noch zu 

einem für die damalige Situation in Deutschland ungewöhnlichen 

Ereignis. Die Volkskammer der DDR beschloss die Entsendung ei- 

ner Delegation nach Bonn, die dem Bundestag neue Verständi- 

gungsvorschläge unterbreiten sollte und zu Verhandlungen ermäch- 

tigt war. Am 19. September 1952 wurde die Delegation vom damali- 

gen Bundestagspräsidenten Hermann Ehlers empfangen. Verhand- 

lungen fanden nicht statt. Die Koalitionsparteien und die SPD di- 

stanzierten sich von diesem Schritt. Die Bundesregierung hatte in je- 

nen Tagen nur ein Interesse, die unerwünschten Gäste aus Berlin so 

schnell wie möglich loszuwerden. Bezahlte Provokateure konnten 

unter Polizeischutz gegen die Delegationsmitglieder vorgehen und 

sie schmähen, die Bitte um Verlängerung der Aufenthaltsgenehmi- 

gung wurde vom Bundesinnenministerium abgelehnt. Der Besuch 

führte zu keinem Ergebnis. Er bewies lediglich einmal mehr die 

schroffe Ablehnung jedes offiziellen Kontaktes mit der DDR so- 

wohl durch Bundesregierung als auch durch die sozialdemokrati- 

sche Opposition. 

Die Reaktionen auf die sowjetischen Vorschläge vom März 1952 

und auf den Besuch der Volkskammerdelegation in Bonn waren ty- 

 

21 Jahrbuch der Sozialdemokratischen Panei Deutschlands 1954/55, 
Bonn-Hannover, o.J., S. 330. 
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pisch für die Bonner Deutschlandpolitik. Beide Ereignisse zeigten 

mit aller Klarheit: Verhandlungen über die Wiedervereinigung wur- 

den erst nach Eingliederung der BRD in das westliche Militärpaktsy- 

stem ins Auge gefasst. Danach glaubte die Bundesregierung ihre Be- 

dingungen mit Hilfe der Westmächte von einer Position der Stärke 

her durchsetzen zu können. Das sowjetische Angebot, die Errich- 

tung eines unabhängigen militärisch neutralen Deutschlands, wider- 

sprach diesem Ziel. Die Adenauer-Regierung wollte mehr: Die 

Wiedervereinigung unter Bedingungen, die den Anschluss ganz 

Deutschlands an den Westblock gewährleisteten, die Wiederherstel- 

lung des Reiches in den Grenzen von 1937 und – wie Adenauer im 

Frühjahr 1952 unmissverständlich zu erkennen gegeben hatte – die 

Neuordnung der osteuropäischen Verhältnisse. In der Osternum- 

mer des «Rheinischen Merkur» von 1952 schrieb der Bundeskanz- 

ler: «Es wird die grosse Aufgabe der deutschen Politiker und der Po- 

litik der Westmächte sein, den richtigen Augenblick zu sehen, an 

dem echte Verhandlungsbereitschaft bei Sowjetrussland vorhanden 

ist. Diese echte Verhandlungsbereitschaft Sowjetrusslands ist da, 

wenn es sieht, dass der Westen mindestens so stark wie Sowjetruss- 

land ist und dass die Methoden des kalten Krieges Russland keine 

weiteren Vorteile mehr bringen werden. Bis dahin müssen wir war- 

ten, geduldig warten. Ich glaube nicht, dass dieser Tag so unendlich 

weit entfernt ist. Ich glaube, dass dieser Tag um so schneller heran- 

kommen wird, je besser wir und die Westalliierten das grosse Werk, 

das wir begonnen haben, vollenden, das grosse Werk der Gründung 

der europäischen Verteidigungsgemeinschaft, der vorangehen muss 

die Wiedergabe der Freiheit an die Bundesrepublik.»22 

In völliger Verblendung und bar jeder realen Einschätzung, 

glaubten Adenauer und seine Freunde, in den sowjetischen Vor- 

schlägen ein erstes Ergebnis ihrer seit 1949 eingeschlagenen Aussen- 

politik zu sehen, als Erfolg der Politik der Stärke. Diese Haltung des 

alles oder nichts, die masslose Unterschätzung der anderen Seite 

durch Bonn hat in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre massgeblich 

dazu beigetragen, die Möglichkeiten für eine deutsche Wiederverei- 

nigung ungenutzt zu lassen. 

22 Rheinischer Merkur, Nr. 15, Ostern 1952. 
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Stattdessen konzentrierten sich die in der BRD herrschenden 

Kräfte der Grossbourgeoisie voll und ganz auf die Schaffung der 

notwendigen Voraussetzungen zur Realisierung der ost- und 

deutschlandpolitischen Ziele. Dazu gehörte in erster Linie die poli- 

tisch-militärische Vorbereitung, wie sie in den Bonner- und Pariser 

Verträgen zum Ausdruck kam. Daneben wurde auf den verschie- 

densten Ebenen eine intensive Störtätigkeit gegenüber der DDR be- 

trieben, deren Aufgabe darin bestand, die dort existierende Staats- 

und Gesellschaftsordnung zu unterminieren, den Sturz des «kom- 

munistischen Regimes» herbeizuführen. Zu den Mitteln dieser Poli- 

tik gehörten: 

1. Die Störung des wirtschaftlichen Aufbaus durch Ausnutzung 

des Interzonenhandels, Spionage, Sabotageakte, Abwerbung von 

Fachkräften. 

2. Die Unterminierung der politischen Macht durch das Ein- 

schleusen von Agenten in die Organe des Staatsapparates, der Par-

teien und Massenorganisationen. 

3. Die Durchführung einer ständigen, systematischen ideologi- 

schen Zersetzungsarbeit durch die verschiedenen Instrumente der 

Massenpropaganda. 

4. Die aussenpolitische Isolierung der DDR mit Hilfe des Allein- 

vertretungsanspruchs. 

Die Lenkung der vielfältigen Massnahmen, von der Propaganda 

bis zur Wirtschaftssabotage, lag in den Händen des Ministeriums für 

gesamtdeutsche Fragen, das eng mit den imperialistischen Agenten- 

zentralen des In- und Auslandes zusammenarbeitete. Gleichzeitig 

wurden unter seiner Anleitung konterrevolutionäre Vorbereitungen 

zum Sturz der Arbeiter- und Bauern-Macht sowie Massnahmepläne 

für den Tag X, den Tag des Anschlusses der DDR an die Bundesre- 

publik, entworfen. 

Die konterrevolutionären Pläne gingen von der Vorstellung aus, 

dass die überwiegende Mehrheit der DDR-Bevölkerung der Arbei- 

ter- und Bauern-Macht feindlich gegenübersteht, sie als ein von au- 

ssen aufgezwungenes Regime betrachtet. Besondere Hoffnungen 

setzten die herrschenden Kreise der Bundesrepublik auf die Überre- 

ste der in Ostdeutschland enteigneten Klassen, auf die bürgerlichen 
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und kleinbürgerlichen Schichten in Stadt und Land, die technische 

Intelligenz und ehemals bevorrechtete Schichten der Arbeiter und 

Angestellten in den ehemaligen Konzernbetrieben. Angesichts der 

wirtschaftlichen Ausgangspositionen, der durch die Spaltung 

Deutschlands eingetretenen Disproportionen, wurde die in der DDR 

entstandene Staats- und Gesellschaftsordnung ohnehin als brüchig 

und nicht zukunftsträchtig angesehen. 

Der am 17. Juni 1953 unternommene Versuch, unter Ausnutzung 

einer in der DDR entstandenen Krisensituation, diesen Staat von in- 

nen zu zerschlagen, misslang gründlich. Isoliert von der grossen 

Mehrheit der Bevölkerung brach dieser konterrevolutionäre Um- 

sturzversuch innerhalb weniger Stunden zusammen. In Bonn wurde 

dieses Ereignis nicht zum Anlass genommen, die bisherige Deutsch- 

landpolitik zu revidieren. Man war offensichtlich davon überzeugt, 

dass dem 17. Juni bald ein neuer Tag X folgen würde. Die Bundesre- 

gierung und die sozialdemokratische Opposition nahmen die erlit- 

tene Niederlage zum Anlass, um die Nichtanerkennungspolitik ge- 

genüber der DDR zu bekräftigen. Nach den Bundestagswahlen von 

1953 gab Adenauer nunmehr in aller Öffentlichkeit die Losung von 

der notwendigen Befreiung der «Zone» aus. 

Die unveränderte Position der Westmächte in der deutschen Frage 

wurde auf der Berliner Aussenministerkonferenz, die vom 25. Ja- 

nuar bis 18. Februar 1954 in der alten deutschen Hauptstadt tagte, 

demonstriert. Von der Sowjetunion waren folgende Vorschläge un- 

terbreitet worden: 

1. Die unverzügliche Ausarbeitung eines Friedensvertrages mit 

Deutschland. Als Diskussionsgrundlage schlug die sowjetische De- 

legation einen Entwurf vor, der mit den am 10. März 1952 veröffent- 

lichten Grundlagen für einen deutschen Friedensvertrag nahezu 

identisch war. Neu war ein Punkt, der vorsah, dass Deutschland kei- 

nerlei Verpflichtungen politischer oder militärischer Art auferlegt 

werden dürfen, die aus Abkommen der Bundesrepublik bzw. der 

DDR resultieren. Ausserdem wurde festgelegt, dass deutsche Vertre- 

ter an allen Verhandlungsphasen über den Friedensvertrag zu betei- 

ligen sind. 

2. Die Bildung einer provisorischen gesamtdeutschen Regie-

rung aus Vertretern der Parlamente der Bundesrepublik und der  
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DDR, die den Entwurf eines gesamtdeutschen Wahlgesetzes ausar-

beiten und den demokratischen Charakter der Wahlen sichern sollte. 

3. Die Verwirklichung von Massnahmen zur Annäherung beider 

deutscher Staaten. 

Von den Westmächten wurden die sowjetischen Vorschläge abge- 

lehnt. Ihr Bestreben war es, die Politik der westeuropäischen Block- 

bildung zu vollenden und eine Lösung der deutschen Frage zu errei- 

chen, die im Endresultat die Einbeziehung ganz Deutschlands in die 

westliche Militärkoalition vorsah. Das wird auch von bürgerlichen 

Autoren zugegeben. So schrieb der amerikanische Politologe James 

Richardson: «Es trifft zu, dass die Wiedervereinigungspolitik der 

Westmächte einseitig war: Indem sie darauf bestanden, dass eine ge- 

samtdeutsche, aus freien Wahlen hervorgegangene Regierung jedem 

Militärbündnis beitreten dürfe, forderten sie in Wirklichkeit den 

Beitritt eines geeinten Deutschlands zur NATO.»23 Eine militäri- 

sche Neutralisierung, wie sie die Sowjetunion anstrebte, wurde von 

ihnen entschieden zurückgewiesen. Sie lehnten deshalb auch eine 

Anregung Molotows ab, in beiden deutschen Staaten eine Volksbe- 

fragung über EVG oder Friedensvertrag durchzuführen. Angesichts 

dieser Haltung kam es zu keiner Annäherung der Standpunkte in der 

deutschen Frage. Bei der Diskussion des Tagesordnungspunktes 

über die europäische Sicherheit schlug die Sowjetunion die Schaf- 

fung eines Systems der kollektiven Sicherheit vor, an dem alle euro- 

päischen Staaten gleichberechtigt teilnehmen sollten. Die Zusam- 

menarbeit aller Länder zur Verhinderung einer Aggression sollte das 

Ziel eines solchen Sicherheitspaktes sein. Dieser Vorschlag, dessen 

Realisierung jede Blockbildung in Europa gegenstandslos machen 

konnte, bot zugleich neue Lösungsmöglichkeiten für das Deutsch- 

landproblem. Er sah ausdrücklich die Beteiligung Deutschlands und 

bis zur Wiedervereinigung die Beteiligung der beiden deutschen 

Staaten vor. Den Westmächten passte auch diese Lösung des europä- 

ischen Sicherheitsproblems nicht in ihr Konzept. Der sowjetische 

Plan verfiel in Berlin der Ablehnung, doch das damit aufgeworfene 

Problem blieb in den folgenden Monaten und Jahren, bis in unsere 

Gegenwart hinein, von höchster Aktualität. 

23 James L. Richardson: Deutschland und die NATO. Strategie und Politik im 

Spannungsfeld zwischen Ost und West, Köln und Opladen 1967, S. 31. 
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Von der Bundesregierung wurde das Scheitern der Berliner Kon- 

ferenz mit offensichtlicher Befriedigung zur Kenntnis genommen. 

Das unbedingte Festhalten an ihren Maximalforderungen und der 

Grundlinie ihrer Aussenpolitik hatte die Bundesregierung schon vor 

Konferenzbeginn demonstriert, als sie im Bundestag die 1. Lesung 

eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung erwirkte, das die 

Wehrhoheit der BRD begründen sollte. Nach der Berliner Konfe- 

renz gab Adenauer am 25. Februar 1954 in einer Regierungserklä- 

rung der Sowjetunion die Schuld für das Scheitern der Berliner Aus- 

senministerkonferenz. Im gleichen Atemzuge versicherte der Kanz- 

ler, dass die Politik der «europäischen Integration» fortgesetzt wer- 

de. Am nächsten Tag verabschiedete der Bundestag mit den Stim- 

men der Regierungskoalition das verfassungsändernde Wehrergän- 

zungsgesetz. Darin wurde dem Bund die Zuständigkeit über die 

Verteidigung einschliesslich der Wehrpflicht vom vollendeten 18. 

Lebensjahr an übertragen. Mit dieser Grundgesetzänderung wurde 

die «Legalisierung» der vor einem Jahr ratifizierten Militärverträge 

«nachgeholt». Das Gesetz entschied faktisch, dass die westdeutsche 

Armee sich nicht aus Freiwilligen, sondern aus Dienstpflichtigen re- 

krutieren würde. Es war faktisch eine Vorentscheidung für die Ein- 

führung der allgemeinen Wehrpflicht, die wenige Jahre später, 1956, 

dann nur noch mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen zu wer- 

den brauchte. 

Die Sowjetunion nahm das Scheitern der Berliner Konferenz zum 

Anlass, um ihre Beziehungen zur DDR neu zu regeln. In einer Erklä- 

rung vom 25. März 1954 gab die sowjetische Regierung ihren Ent- 

schluss bekannt, mit der DDR die gleichen Beziehungen wie mit an- 

deren souveränen Staaten zu unterhalten. Die DDR erhielt das 

Recht, «nach eigenem Ermessen über ihre inneren und äusseren An- 

gelegenheiten einschliesslich der Frage der Beziehungen zu West- 

deutschland zu entscheiden.»24 Dieser Schritt, der den veränderten 

Realitäten in Deutschland Rechnung trug, wurde in Bonn in erster 

Linie als «Propagandaaktion» beurteilt und als bedeutungslos abge- 

tan. Gleichzeitig bekräftigte die Bundesregierung in diesem Zusam-

menhang erneut ihre Alleinvertretungsthese. 

24 Dokumente zur Deutschlandpolitik der Sowjetunion, Bd. 1, S. 502. 
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XXIII. Festschreibung der deutschen 

Zweistaatlichkeit 

1. Die Pariser Verträge 

In der Nacht vom 30. zum 31. August 1954 wurde in der französi- 

schen Nationalversammlung der Vertrag über die Europäische Ver- 

teidigungsgemeinschaft abgelehnt. Damit war das EVG-Projekt 

endgültig zusammengebrochen. 

Die EVG und damit auch die Pläne zur Bildung einer Politischen 

Gemeinschaft aus den sechs Signatarstaaten scheiterten aus verschie- 

denen Gründen. Das ganze Projekt war vorschnell entworfen wor- 

den, um einen für alle beteiligten Staaten akzeptablen Modus für die 

westdeutsche Remilitarisierung zu finden. Das mit dem Koreakrieg 

hochgespielte Schreckgespenst einer angeblich drohenden sowjeti- 

schen Intervention und der von den USA ausgehende Druck wirkten 

als Schrittmacher dieser Pläne. Die Entspannung der internationalen 

Atmosphäre durch den Abschluss eines Waffenstillstandes in Korea, 

der erfolgreiche Verlauf der Genfer Ostasienkonferenz, der zur Re- 

gelung der Verhältnisse in Indochina führte, und die von der Sowje- 

tunion vor allem seit 1953 konsequent und elastisch betriebene Poli- 

tik zur friedlichen Lösung der anstehenden internationalen Fragen 

führte dazu, dass das Interesse an der EVG in verschiedenen Ländern 

merklich schwand. Dafür traten die stets vorhandenen zwischen- 

staatlichen, imperialistischen Widersprüche stärker hervor. So be- 

fürchtete man vor allem in den Kreisen der französischen Bourgeoi- 

sie, dass Frankreich im Rahmen der EVG und EPG den Vorherr- 

schaftsansprüchen der BRD nicht gewachsen sei und die weitgehen- 

den Souveränitätsbeschränkungen sich negativ für die nationale Po- 

litik auswirken konnten. Nach wie vor spielten die starken Vorbe- 

halte gegen die westdeutsche Wiederbewaffnung eine bedeutsame 

Rolle bei der Verhinderung der EVG. Die von den kommunisti- 
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sehen Parteien geführten Massenbewegungen in Frankreich, Italien 

und anderen Ländern blieben nicht ohne Eindruck auf die Regierun- 

gen und Parlamente. All diese Momente besiegelten das Schicksal 

der «Europa-Armee». 

Für die Bundesregierung war dieser 30. August 1954 ein schwar- 

zer Tag. Einmal schienen die seit 1950 intensiv betriebenen Anstren- 

gungen zur Remilitarisierung gescheitert, zum anderen die erhoffte 

Aufhebung des Besatzungsregimes wiederum in Frage gestellt, da 

der Generalvertrag nur zusammen mit der Realisierung der EVG in 

Kraft treten konnte. Hinzu kam, dass Adenauer, nachdem er sich im 

Sommer 1951 endgültig zu der von Frankreich geforderten «europä- 

ischen Lösung» der Remilitarisierung bekennen musste, von da an 

unbeirrbar auf diese Karte gesetzt hatte. Nicht zu Unrecht sah er in 

der EVG das Instrument, mit dem die ständige Forderung nach 

Gleichberechtigung und mehr noch, das Streben nach Vorherrschaft 

im Bündnis am schnellsten zu erlangen war. «Der Zusammenbruch 

der Verteidigungsgemeinschaft bedeutete den schwersten Schlag, 

den seine Politik bis dahin erlitten hatte»,1 kommentiert Felix von 

Eckardt, der damalige Bundespressechef, das Ereignis. 

Das Fiasko der EVG bedeutete einen schweren Rückschlag für die 

westeuropäischen Integrationspläne, dessen Folgen bis in unsere 

Tage reichen. Zweifellos war dieses Ereignis ein bedeutsamer Erfolg 

derjenigen Kräfte in Europa, die für Frieden, Sicherheit und Zu- 

sammenarbeit auf dem Kontinent eintreten. 

Unmittelbar nach dem Scheitern der EVG, am 10. September 

1954, stellte das sowjetische Aussenministerium erneut die Bildung 

eines kollektiven Sicherheitssystems in Europa und die Lösung des 

Deutschlandproblems zur Diskussion. Der Ministerrat der DDR 

schlug bereits am 3. September erneut gesamtdeutsche Gespräche 

vor und erklärte sich bereit, alle Schritte zu unterstützen, die eine 

Verständigung ermöglichen. Die Volkskammer wandte sich am 18. 

September an den Bundestag und machte das Angebot, gemeinsame 

Beratungen über die Normalisierung der Beziehungen zwischen den 

beiden deutschen Staaten, Massnahmen zur Verhinderung einer 

 

1 Felix von Eckardt: Ein unordentliches Leben. Lebenserinnerungen, 

Düsseldort/Wien 1967, S. 301. 
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Wiederaufrüstung in Deutschland und andere damit im Zusammen- 

hang stehende Fragen zu führen. 

In der Bundesrepublik hatten die Anhänger der Remilitarisierung 

durch die Agonie und das schliesslich Ende der EVG erheblich an 

Boden verloren. Die Gegner der Regierungspolitik formierten sich 

zu neuen Kämpfen. Die SPD-Führung sah durch das Abstimmungs- 

ergebnis in der französischen Nationalversammlung neue Chancen 

für eine Änderung der Bonner Aussenpolitik. Auf einer Pressekon-

ferenz forderte Erich Ollenhauer am 3. September eine neue Vier- 

mächtekonferenz über die deutsche Wiedervereinigung und die eu- 

ropäische Sicherheit. Die SPD, so betonte der Parteivorsitzende, 

werde sich dem «neuen Fehlstart» des Bundeskanzlers mit aller 

Kraft widersetzen. 

Adenauer hatte am 1. September mit seinem Kabinett und den 

Fraktionsvorsitzenden der Koalitionsparteien über die neue Situa- 

tion beraten. Dort wurde beschlossen, die bisherige Politik der Inte- 

gration und Remilitarisierung fortzusetzen. Als Bedingungen für 

jede neue Regelung nannte die der Presse übergebene Erklärung die 

Herstellung der Souveränität und eine gleichberechtigte Beteiligung 

der Bundesrepublik an der «westlichen Verteidigung». Man hatte 

sich in Bonn lange auf mögliche «Ersatzlösungen» für die EVG ein- 

gestellt und entsprechende Pläne ausgearbeitet. In Washington und 

London waren die Regierungen gleichfalls bestrebt, trotz des fran- 

zösischen Widerstandes die westdeutsche Remilitarisierung den- 

noch durchzusetzen. Nicht ohne Grund setzte Bonn besondere 

Hoffnungen auf die Vereinigten Staaten. «In dieser für uns sehr be- 

drückenden Situation war für mich die Gewissheit ein Trost», be- 

kannte Adenauer, «dass sich die amerikanische Politik in hohem 

Masse mit der deutschen deckte.»2 

Schon im Juli 1954 hatten Churchill und Dulles ihre Absicht be- 

kanntgegeben, im Falle eines Scheiterns der EVG zunächst den 

Deutschlandvertrag allein in Kraft zu setzen. Sofort nach dem fran- 

zösischen «Nein» begannen Anfang September in Washington, 

London und Bonn fieberhafte Vorbereitungen für eine neue Lösung 

des westdeutschen Remilitarisierungsproblems. Auf amerikanische 

 

2 Konrad Adenauer: Erinnerungen 1953-1955, S. 303. 
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Veranlassung ergriff die britische Regierung die Initiative, um Ver- 

handlungen über ein neues Vertragswerk in die Wege zu leiten. Die 

britische Regierung schlug vor, die Bundesrepublik zusammen mit 

Italien in den 1948 gebildeten Brüsseler Pakt aufzunehmen, der zu 

diesem Zweck reorganisiert werden sollte. Über diese Organisation 

sollte sodann der direkte Beitritt der Bundesrepublik zur NATO er- 

folgen. Vom 12. bis 17. September führte der britische Aussenmini- 

ster Eden Sondierungsgespräche in den Hauptstädten der ehemali- 

gen EVG-Länder und regte die Einberufung einer gemeinsamen 

Konferenz in London an. In Bonn fand Eden volle Unterstützung 

für den britischen Plan. Adenauer, der jahrelang behauptet hatte, 

zur EVG gebe es keine Alternative, nur sie sei die geeignete Lösung 

für einen westdeutschen Verteidigungsbeitrag, änderte faktisch über 

Nacht diesen Standpunkt. Das zeigte einmal mehr, dass die Art der 

Remilitarisierung für die Bundesregierung, und insbesondere für 

Adenauer, eine zweitrangige Rolle spielte. Es ging seit 1950 im 

Grunde um den kürzesten Weg zur Wiederbewaffnung. In welchem 

Gewände sie sich vollzog – ob als Teil einer «Europa-Armee» oder 

als Nationalarmee unter Schirmherrschaft der NATO-war letztlich 

eine Frage der politischen Situation, der Taktik. 

Am 16. September traf USA-Aussenminister Dulles zu einem 

Blitzbesuch in Bonn ein. Anschliessend reiste er nach London. Dul- 

les, der ganz bewusst der Bundesregierung moralisch den Rücken 

stärken wollte, versäumte aus «Zeitgründen» einen Abstecher nach 

Paris. Auf diplomatischem Wege hatten die USA Frankreich zu ver- 

stehen gegeben, dass sie, falls die französische Regierung nicht klein 

beigebe, ein Separatbündnis mit der Bundesrepublik abschliessen 

würden. Gleichzeitig wurde damit gedroht, die amerikanische Eu- 

ropa-Politik zu überprüfen und die Wirtschaftshilfe zu kürzen. 

Ergebnis der Sondierungsgespräche war die Einberufung einer 

Neunmächtekonferenz, die vom 28. September bis 3. Oktober 1954 

in London tagte. Gegen den Widerstand Frankreichs, das auf der 

Konferenz völlig isoliert war, wurde beschlossen, den Brüsseler 

Pakt durch Beteiligung der Bundesrepublik und Italiens zu erwei- 

tern und in Westeuropäische Union umzubenennen, dem NATO- 

Rat die Aufnahme Armee in Stärke von 500‘000 Mann zu empfeh- 
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len. Ausserdem machten die Aussenminister der drei Westmächte 

die Zusage, das Besatzungsregime so bald wie möglich zu beenden. 

Vom 19. bis 23. Oktober 1954 fand in Paris eine ganze Serie von 

Konferenzen statt. Die drei Westmächte berieten mit der Bundesre- 

publik über die Ablösung des Besatzungsregimes und eine Neun- 

mächtekonferenz über die Änderung des Brüsseler Paktes und seine 

Umwandlung in die Westeuropäische Union. Der NATO-Rat ver- 

handelte über die Aufnahme der BRD in den Nordatlantikpakt. Da- 

neben fanden zweiseitige Verhandlungen zwischen der Bundesre- 

publik und Frankreich über eine Regelung der Saarfrage statt. Am 

23. Oktober 1954 wurden die Pariser Verträge, es handelte sich ins- 

gesamt um 12 Dokumente, Protokolle, Verträge, Abkommen und 

Briefe, von den Aussenministern der Teilnehmerstaaten unterzeich- 

net. 

Die wichtigsten Festlegungen der Pariser Verträge bestanden in 

Folgendem: Die Bundesrepublik erhielt die Möglichkeit, eine selb- 

ständige moderne Massenarmee aufzustellen. Sie wurde gleichzeitig 

Mitglied der WEU und-was die Bundesregierung schon 1950 ange- 

strebt hatte – direkt in die NATO aufgenommen. Im Hinblick auf 

die starken internationalen Bedenken gegen die westdeutsche Remi- 

litarisierung, die nach wie vor auch in den westeuropäischen Län- 

dern vorhanden waren, und aufgrund der von Frankreich in London 

und Paris immer wieder vorgebrachten Forderungen nach Sicher- 

heitsgarantien, wurden die im EVG-Vertrag von 1952 festgelegten 

Rüstungsbegrenzungen für die BRD übernommen. Im Unterschied 

zu den anderen Bündnispartnern musste die BRD ausserdem ihre ge- 

samte Streitmacht der NATO unterstellen. 

Nach dem Deutschlandvertrag, der bis auf einige Änderungen im 

Wesentlichen der Fassung von 1952 entsprach, erhielt die Bundesre- 

publik die formelle Souveränität zuerkannt. In einer Erklärung des 

NATO-Rates stellten sich die Mitgliedsstaaten hinter den Bonner 

Alleinvertretungsanspruch. Die Besatzungstrüppen der West- 

mächte verblieben weiterhin in der Bundesrepublik, galten aber 

nunmehr als Stationierungstruppen im Rahmen der NATO. Als 

Gegenleistung für die Zustimmung der französischen Regierung zu 

den Verträgen musste die Bundesregierung einem Grundsatzab- 

kommen zur Lösung der Saarfrage zustimmen. Es sah die Europäi- 
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sierung des Saargebietes im Rahmen der WEU vor. In einer Volks- 

abstimmung sollte die Saarbevölkerung über dieses europäische Sta- 

tut entscheiden. 

2. Widerstand und Ratifizierung 

Mit Unterzeichnung der Pariser Verträge waren die Würfel noch 

nicht gefallen. Das harte jahrelange Ringen um die EVG und ihr 

Scheitern hatten gezeigt, wie gross der Widerstand gegen eine west- 

deutsche Remilitarisierung im Ausland und in der Bundesrepublik 

selbst war. 

In Frankreich war es keineswegs gewiss, ob die Verträge eine 

Mehrheit erhalten würde. Fest stand lediglich, dass die Entscheidung 

in der Nationalversammlung in jedem Falle äusserst knapp sein wür- 

de. In den übrigen Ländern galt die Ratifizierung als gesichert. Nach 

den Bundestagswahlen von 1953 verfügte die Regierung im Bundes- 

tag über eine sichere Mehrheit. Als einzige Oppositionspartei war 

die Sozialdemokratie nicht in der Lage, die Vertragswerke im Parla- 

ment zu Fall zu bringen. Eine Entscheidung gegen die Pariser Ver- 

träge konnte nur ausserhalb des Bundestages durch entschlossene 

Massenaktionen der Vertragsgegner erzwungen werden. 

Angesichts der schwerwiegenden Konsequenzen, die sich aus 

dem Inkrafttreten der Pariser Verträge für die innere Entwicklung 

der Bundesrepublik, die Perspektiven des Deutschlandproblems und 

die Sicherheit in Europa ergaben, waren solche Formen des Wider-

standes völlig legitim. 

Um die Jahreswende 1954/55 bestanden günstige Voraussetzun- 

gen für erfolgreiche Aktionen gegen die Pariser Verträge. Nach dem 

Abflauen der Protestbewegung gegen die Remilitarisierung, im Ver- 

laufe der Jahre 1952/53, entbrannte der Volkswiderstand im Herbst 

1954 erneut mit grosser Heftigkeit. Weitaus stärker als in der Ver- 

gangenheit griffen die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter in die 

Auseinandersetzungen ein. DGB-Landeskonferenzen in Bayern, 

Hessen und Rheinland-Pfalz wandten sich gegen die Remilitarisie- 

rung und forderten eine Volksabstimmung. Auf dem DGB-Jugend- 
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kongress, der im September 1954 in Düsseldorf tagte, wurde von den 

Delegierten eine Remilitarisierung Westdeutschlands in jeder Form 

abgelehnt. Gegen den Willen des Bundesvorstandes, der sich nach 

wie vor für die westdeutsche Aufrüstung als nichtzuständig betrach- 

tete, standen die Fragen der Wiedervereinigung und Remilitarisie- 

rung erstmals im Mittelpunkt der Diskussionen eines ordentlichen 

Bundeskongresses des DGB. Gegen nur vier Stimmen wurde in 

Frankfurt eine Resolution angenommen, in der es u.a. hiess: «Der 

Bundeskongress lehnt jeden Wehrbeitrag ab, solange nicht alle Ver- 

handlungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind mit dem Ziel, eine Ver- 

ständigung der Völker untereinander herbeizuführen, und die Ein- 

heit Deutschlands wiederhergestellt ist.»3 

Kampfmassnahmen zur Durchsetzung dieser Entschliessung wur- 

den allerdings weder vom Bundeskongress noch vom Bundesvor- 

stand des DGB beschlossen. Trotzdem kam es in vielen westdeut- 

schen Städten zu Massendemonstrationen, Protestkundgebungen 

und Unterschriftensammlungen, die von Funktionären und Mit- 

gliedern des DGB organisiert wurden. Die Falken, der Bundeskon- 

gress der Naturfreunde, evangelische Jugendverbände und Geistes- 

schaffende nahmen gegen die Ratifizierung der Pariser Verträge Stel- 

lung. In einer Erklärung des Bundesvorstandes des Sozialistischen 

Studentenbundes wurde die Anwendung des parlamentarischen 

Boykotts und des politischen Streiks gegen die geplante Wiederbe- 

waffnung gefordert. Der Hamburger Parteitag der KPD, der vom 

28. bis 30. Dezember 1954 tagte, rief alle Sozialdemokraten, Ge- 

werkschafter und Kommunisten zum gemeinsamen Handeln gegen 

die westdeutsche Wiederbewaffnung im Sinne der Entschliessung 

des 3. DGB-Kongresses auf. Als Alternative zur Politik der Bundes- 

regierung forderte die KPD die Durchführung gesamtdeutscher 

freier Wahlen im Jahre 1955 und den Abschluss eines Friedensvertra- 

ges. 

Eine grosse Verantwortung trug in dieser Situation die SPD als 

zahlenmässig stärkste und in der werktätigen Bevölkerung besonders 

einflussreiche Partei in Westdeutschland. Vor der 1. Lesung der Ver- 

3 Protokoll des 3. ordentlichen Bundeskongresses des DGB in Frank-

furt a. M., 4.-9. Oktober 1954, Frankfurt a. M., o.J., S. 807. 
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tragswerke verabschiedete der Parteivorstand eine Entschliessung, in 

der es u.a. hiess: «Die Sozialdemokratie bekennt sich vorbehaltlos 

zu einer Politik der Entspannung der internationalen Gegensätze 

und zur friedlichen Regelung aller Streitfragen. Sie warnt vor dem 

verhängnisvollen Versuch, durch die Ratifikation der Pariser Ver- 

träge militärische Tatsachen zu schaffen, durch die für lange Zeit der 

Weg zu einer Verständigung der vier Besatzungsmächte über die 

friedliche Wiederherstellung der Einheit Deutschlands gesperrt 

würde. Die Gefahr einer neuen Verschärfung der internationalen 

Gegensätze würde durch solche militärischen Tatsachen heraufbe- 

schworen.»4 Im Bundestag forderte die SPD am 15. Dezember von 

der Regierung, «die Beschlussfassung über die Vertragstexte bis zum 

Abschluss solcher Verhandlungen auszusetzen».5 Nach Ablehnung 

dieses Antrages durch die Regierungsmehrheit, hiess es im «Neuen 

Vorwärts» vom 17. Dezember 1954: «Sie (die SPD) wird auch au- 

sserhalb des Parlaments alles einsetzen, um diese Forderung, zu der 

sich im Hinblick auf den Ernst der Lage alle Freunde der deutschen 

Einheit und des Friedens bekennen müssen, Nachdruck zu verlei- 

hen.» Es war das erste Mal seit Bestehen der Bundesrepublik, dass 

der SPD-Parteivorstand für den ausserparlamentarischen Kampf ein- 

trat. Bisher hatten die sozialdemokratischen Führer bedingungslos 

den Gedanken der Repräsentativdemokratie vertreten und alle ple- 

biszitären Massnahmen abgelehnt, ja, wie im Falle der Volksbefra- 

gung gegen die Remilitarisierung im Frühjahr 1951, entschieden be- 

kämpft. 

Wenn der Parteivorstand jetzt die Losung des ausserparlamentari- 

schen Kampfes herausgab, dann nur unter dem Druck der Partei- 

mehrheit, angesichts der weitverbreiteten Ablehnung der Remilita- 

risierung innerhalb der westdeutschen Bevölkerung und der dro- 

henden Konsequenzen der Pariser Verträge. 

Von grossem Einfluss auf das Anwachsen des Volkswiderstandes 

waren die Alternativvorschläge, die um die Jahreswende 1954/55 

von der Sowjetunion und der DDR unterbreitet wurden. Am 23. 

Oktober 1954, am Tag der Unterzeichnung der Pariser Verträge, 

 

4 Jahrbuch der SPD 1954-1955, S. 330. 

5 Deutscher Bundestag, Bd. 22, Bonn 1954, S. 3117. 
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hatte die sowjetische Regierung den Westmächten die Einberufung 

einer Aussenministerkonferenz noch im November dieses Jahres 

vorgeschlagen. Auf einer Konferenz der europäischen sozialisti- 

schen Länder, die vom 29. November bis 2. Dezember in Moskau 

stattfand, warnten die Teilnehmerstaaten vor der Verwirklichung 

der Pariser Verträge. Sie schlugen vor, auf die Vertragswerke zu ver- 

zichten, eine Einigung über die Durchführung gesamtdeutscher 

freier Wahlen im Jahre 1955 herbeizuführen und einen Vertrag über 

kollektive Sicherheit in Europa abzuschliessen. Die Volkskammer 

der DDR wandte sich am 17. Dezember an den Bundestag und er- 

klärte sich zu Verhandlungen über die Lösung des Deutschlandpro- 

blems bereit. In einer Erklärung vom 15. Januar 1955 gab die Regie- 

rung der UdSSR zu verstehen, dass Verhandlungen über die deutsche 

Wiedervereinigung aufgrund freier gesamtdeutscher Wahlen un- 

möglich würden, falls die Pariser Verträge ratifiziert würden. Die 

Sowjetunion erklärte sich nochmals zu unverzüglichen Verhandlun- 

gen über die deutsche Wiedervereinigung und den Abschluss eines 

Friedensvertrages bereit. Sie akzeptierte gesamtdeutsche freie Wah- 

len unter internationaler Überwachung. Doch die Bundesregierung 

und die Westmächte waren zu Verhandlungen vor Inkrafttreten der 

Pariser Verträge nicht bereit. Nur durch einheitliche Aktionen der 

Arbeiterklasse und den Zusammenschluss aller friedliebenden Kräfte 

konnte eine Wende herbeigeführt werden. 

In einem Brief an den Parteivorstand der SPD, den Bundesvor- 

stand des DGB und an die Mitglieder dieser Organisationen sowie 

der katholischen Arbeiterbewegung schlug das ZK der SED am 18. 

Januar 1955 vor, über die Durchführung gemeinsamer Kundgebun- 

gen, über eine Volksabstimmung in beiden deutschen Staaten gegen 

die Pariser Verträge und für die demokratische Wiedervereinigung, 

über die Durchführung gesamtdeutscher freier Wahlen und über die 

Gestaltung des einheitlichen Deutschlands zu beraten. In dem Brief 

der SED wurde darauf verwiesen, «dass Möglichkeiten vorhanden 

sind, die Pariser Verträge durch die einheitliche Aktion der deut- 

schen Arbeiterklasse und den Zusammenschluss aller friedlichen 

Kräfte zu Fall zu bringen».6 Die zahlreichen Kundgebungen gegen 

 

6 Dokumente der Sozialistischen Einheitspanei Deutschlands, Bd. V, Berlin 

1956, S. 215. 
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die Ratifizierung der Verträge, die Beschlüsse und Forderungen ge- 

werkschaftlicher und sozialdemokratischer Organisationen nach 

Durchführung einer Volksabstimmung, nach Protest- und Massen- 

streiks, zeigten die Kampfbereitschaft der westdeutschen Arbeiter- 

klasse. 

Die Führungen der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften 

waren jedoch weder zu Gesprächen über gemeinsame Aktionen be- 

reit, noch hatten sie die Absicht, die Kraft ihrer Organisationen für 

den ausserparlamentarischen Kampf gegen die Ratifizierung der Pa- 

riser Verträge einzusetzen. 

Andererseits war es Anfang 1955 schon nicht mehr möglich, die 

anwachsende Protestwoge gegen die Ratifizierung der Pariser Ver- 

träge nur durch Worte zu beschwichtigen. Die massiven Erklärun- 

gen der sozialdemokratischen Führer gegen die Pariser Verträge, das 

Bekenntnis zu ausserparlamentarischen Aktionen verlangten nun- 

mehr nach Taten. 

Zum 29. Januar 1955 riefen der SPD-Vorsitzende Ollenhauer, der 

stellvertretende Vorsitzende des DGB, Georg Reuter, zusammen 

mit dem bekannten Soziologen Alfred Weber und dem Theologen 

Helmuth Goll witzer zu einer Protestversammlung gegen die Pariser 

Verträge in der Frankfurter Paulskirche auf. Von den rund 1‘000 

Teilnehmern, zu denen die Initiatoren der Veranstaltung sprachen, 

wurde das sogenannte «Deutsche Manifest» angenommen, in dem es 

u.a. hiess: «Aus ernster Sorge um die Wiedervereinigung Deutsch- 

lands sind wir überzeugt, dass jetzt die Stunde gekommen ist, Volk 

und Regierung in feierlicher Form zu entschlossenem Widerstand 

gegen die sich immer stärker abzeichnenden Tendenzen einer end- 

gültigen Zerreissung unseres Volkes aufzurufen.»7 

Die Frankfurter Kundgebung wurde zum Auftakt «für eine diszi- 

plinierte Volksbewegung, von der der Anstoss zu einer Wende des 

deutschen Schicksals ausgehen kann», schrieb der «Vorwärts» am 4. 

Februar 1955. Eine solche Möglichkeit war durchaus vorhanden. 

Die Aufforderung, den Kampf gegen die Pariser Verträge zu ver- 

stärken, fand grossen Widerhall unter der westdeutschen Bevölke- 

rung. Auf Massenversammlungen, durch ihre Unterschrift unter das 

 

7 Vorwärts, Bonn, 4. Februar 1955. 
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«Deutsche Manifest», brachten Hunderttausende ihre Ablehnung ge-

gen die Regierungspolitik zum Ausdruck. 

Die Paulskirchenbewegung entwickelte sich zur bisher grössten 

ausserparlamentarischen Aktion seit Bestehen der Bundesrepublik. 

Wenn ihr schliesslich der Erfolg versagt blieb, dann deshalb, weil die 

an der Spitze stehenden SPD- und DGB-Führer zu entschlossenen 

und wirksamen Massnahmen nicht bereit waren. Sie verzichteten auf 

die Bildung einer gemeinsamen zentralen Leitung der Bewegung, 

verhinderten die Aktionseinheit zwischen den Arbeiterorganisatio- 

nen ganz Deutschlands und beschränkten den Widerstand gegen die 

Adenauer-Politik auf Unterschriftensammlungen und Protestver- 

sammlungen. Die Führer des DGB beteiligten sich lediglich als Pri- 

vatpersonen an der Paulskirchenbewegung und weigerten sich, die 

Kraft der organisierten Gewerkschaftsbewegung und ihre wirksam- 

ste Waffe, den Massenstreik, anzuwenden. 

«Im Grunde genommen hatte die Paulskirchen-Aktion aber nur 

den einen Zweck», schreibt der ehemalige Gewerkschaftsfunktionär 

Theo Pirker treffend, «den zunehmenden Radikalismus unter den 

aktiven Parteigenossen und Gewerkschaftlern in legitime Bahnen zu 

lenken. Sie war als ein Gemüts- und Worteprotest gegen die Politik 

Adenauers gedacht, als ein Ventil für den Druck in Partei und Ge- 

werkschaft und nicht mehr.»8 

Am 27. Februar 1955 wurden die Pariser Verträge im Bundestag 

gegen die Stimmen der SPD und einiger bürgerlicher Abgeordneter 

ratifiziert. Wenige Wochen später, am 5. Mai 1955, traten sie in 

Kraft. «Adenauer hatte den Gipfel seiner aussenpolitischen Erfolge 

erklommen», stellte Felix von Eckardt in seinen Memoiren fest. 

«Neun Jahre nach dem Zusammenbruch der Hitlerherrschaft wur- 

den über fünfzig Millionen Deutsche wieder frei und gleichzeitig 

Partner der westlichen Gegner aus dem letzten Krieg. Es war ein Er- 

folg, der, zusammen mit dem rasanten wirtschaftlichen Aufstieg der 

Bundesrepublik, beinahe ein Triumph genannt werden konnte.»9 

Die in der BRD herrschenden Kreise hatten in der Tat ein wesent- 

liches Ziel ihrer Politik erreicht. Das Besatzungsstatut und das Re- 

 

8 Theo Pirker: Die SPD nach Hitler, Die Geschichte der Sozialde-

mokratischen Partei Deutschlands 1945-1964, München 1965, S. 205. 

9 Felix von Eckardt: Ein unordentliches Leben, S. 325. 
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gime der Alliierten Hohen Kommission wurden aufgehoben. Die 

Bundesrepublik wurde, wenn auch in beschränktem Sinne, souve- 

rän, und Mitglied der westlichen Militärorganisationen. Der Weg 

war frei zur offenen Remilitarisierung. 

In Bonn hatte man die Illusion, dass mit den Pariser Verträgen die 

entscheidende Voraussetzung zur Lösung des deutschen Problems 

auf imperialistische Weise geschaffen worden sei. «Das Vertrags- 

werk macht die Bundesrepublik erst fähig, die Spaltung Deutsch- 

lands zu beseitigen und die mit der Wiedervereinigung stehenden 

Aufgaben zu bewältigen»,10 erklärte Adenauer bei der ersten Lesung 

im Bundestag. 

Es gab damals in der Bundesrepublik nicht wenige, realdenkende 

Kräfte, die erkannt hatten, dass mit einer Politik der Stärke dieses 

Ziel nicht zu erreichen war. Neben Kommunisten haben führende 

Kreise der Sozialdemokratie, der Gewerkschaften, Gegner der Ade- 

nauer-Politik aus dem bürgerlichen Lager, Geistliche, Intellektuel- 

le, Publizisten in den Auseinandersetzungen um die Remilitarisie- 

rung darauf hingewiesen, dass dieser Schritt nicht die deutsche Wie- 

dervereinigung bringt, sondern eher dazu angetan ist, sie zu er- 

schweren oder ganz zu verhindern. In ihren Noten und Erklärungen 

haben die Regierungen der UdSSR und der DDR gleichfalls auf die 

schwerwiegenden nationalen Konsequenzen von Wiederbewaff- 

nung und militärischer Integration hingewiesen. 

Indem erwähnten Briefdes ZK der SED vom 18. Januar 1955 hiess 

es u.a. : «Wenn die Pariser Verträge ratifiziert werden, entsteht eine 

neue Lage, die die Deutsche Demokratische Republik veranlasst, 

gemeinsam mit der Sowjetunion und den anderen friedliebenden eu- 

ropäischen Staaten solche Massnahmen zu ergreifen, die zur Festi- 

gung des Friedens und der Sicherheit in Europa beitragen. «11Im Mai 

1955 wurde in Warschau der Vertrag über Freundschaft, Zu-sam-

menarbeit und gegenseitigen Beistand zwischen den sozialistischen 

Ländern Europas unterzeichnet. Das war die Antwort auf die Einbe-

ziehung Westdeutschlands in die NATO. Mit diesem Schritt 

wurden die Aggressionspläne des westdeutschen Imperialismus 

 

10 Deutscher Bundestag, Bd. 

22, S. 3132. 11 Dokumente der SED, Bd. V, S. 215 f. 
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durchkreuzt und ein wichtiger Faktor für Frieden und Sicherheit in 

Europa geschaffen. 

Heute, 20 Jahre nach Inkrafttreten der Pariser Verträge, ist für je- 

dermann erkennbar, dass diese Voraussagen in einem Masse einge- 

troffen sind, wie es die wenigsten geahnt haben mochten. Das 

schwerwiegendste Resultat von Remilitarisierung und westeuropä- 

ischer Integration ist die Zementierung der deutschen Spaltung. Auf 

dem Gebiet des ehemaligen Deutschen Reiches stehen sich heute 

zwei Staaten gegenüber, die sich in ihrer Staats- und Gesellschafts- 

ordnung, ihrer Innen- und Aussenpolitik grundsätzlich unterschei- 

den, die zu den beiden gegensätzlichen Weltsystemen gehören. Eine 

Wiedervereinigung Deutschlands auf demokratischer Grundlage, 

für die es bis 1955 noch Möglichkeiten gab, steht nicht mehr auf der 

Tagesordnung. 

Es ging 1954/55 nicht schlechthin um den Anschluss der Bundes- 

republik an ein militärisches Paktsystem. Die mit der Remilitarisie- 

rung gefällte Entscheidung hatte tiefgreifende Auswirkungen auf 

den Gesamtverlauf der bundesdeutschen. Entwicklung. Sie be- 

schleunigte die Restauration der alten Machtverhältnisse und führte 

zum Wiedererstehen des Imperialismus in der BRD auf einer neuen 

Stufe des staatsmonopolistischen Kapitalismus. Die Klassenherr- 

schaft des Monopolkapitals konnte sich weiter festigen. Die reaktio- 

nären, konservativen Kräfte der Grossbourgeoisie, die sich in der 

CDU/CSU konzentrierten, bauten in den folgenden Jahren ihre Po- 

sitionen weiter aus. Die sozialdemokratische Führung passte sich im 

Verlaufe der fünfziger und sechziger Jahre mehr und mehr den 

staatsmonopolistischen «Realitäten» in der Bundesrepublik an und 

gab ihr traditionelles sozialreformistisches Programm endgültig auf. 

Mit der in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre einsetzenden offe- 

nen Wiederaufrüstung erhob der 1945 zum Untergang verurteilte 

deutsche Militarismus erneut sein Haupt. An der Spitze der neuen 

Armee, der Bundeswehr, der stärksten konventionell ausgerüsteten 

Streitmacht in Westeuropa, standen die Generäle und Offiziere der 

faschistischen Wehrmacht. Sie zogen in die Führungsstäbe der 

NATO ein. 

In der Wirtschaft der BRD setzte nach der vollen Wiederherstel- 

lung und Sicherung der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse ein 
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Konzentrationsprozess ein, der die Entwicklung vor 1945 in den 

Schatten stellte. Nachdem durch die Wiederbewaffnung die Voraus- 

setzungen für die Wiederaufnahme der Rüstungsproduktion ge- 

schaffen worden waren, kam es seit Anfang der sechziger Jahre zur 

Herausbildung eines Militär-Industrie-Komplexes in der Bundesre- 

publik, in dem die aggressivsten Kräfte des Monopolkapitals ihre 

Basis haben. 

Die Aussenpolitik der Bundesrepublik verfolgte nach 1955 die 

gleichen aggressiven, revanchistischen Ziele, wie sie bei der Staats- 

gründung verkündet worden waren. Ihre feindselige Haltung ge- 

genüber der DDR verstärkte sich. Das Streben nach Kernwaffen und 

die Ablehnung jeder Entspannungspolitik, die nicht zugleich die 

Bonner Vorstellungen von einer Lösung der deutschen Frage erfüll- 

te, machte die BRD zum Störenfried der internationalen Entwick- 

lung in Europa. 

In der Innenpolitik verhinderte der reaktionäre, konservative 

Kurs der CDU/CSU-Regierungen selbst im Interesse des staatsmo- 

nopolistischen Herrschaftssystems notwendige Reformen. Fort- 

schrittliche Kräfte wurden unterdrückt und in die Isolierung ge- 

drängt. Der Antikommunismus erhielt den Rang einer Staatsdok- 

trin. Im geistigen Leben machte sich revanchistisches und militaris-

tisches Gedankengut breit. 

Diese Gesamtentwicklung führte die BRD im Verlauf der sechzi- 

ger Jahre in eine tiefe innen- und aussenpolitische Krise und 

schliesslich zum Ende der zwanzigjährigen CDU/CSU-Herrschaft. 

Die Übernahme der Regierungsverantwortung durch die sozial-li-

berale Koalition bedeutete keinen Machtwechsel. 

Unter dem Zwang der internationalen Entwicklung musste sich 

die SPD/FDP-Regierung dem durch die Politik der sozialistischen 

Staaten ausgelöstem Entspannungstrend anschliessen. Sie hat den 

Status quo in Europa anerkannt und sich von der Vorstellung gelöst, 

durch eine Politik der Stärke die Herrschaft des deutschen Imperia- 

lismus in den Grenzen von 1937 wiederherzustellen. Der im Ergeb- 

nis des Restaurationsprozesses der vierziger und fünfziger Jahre ge- 

prägte Charakter von Staat und Gesellschaft blieb jedoch ebenso un- 

verändert wie die feste Einbettung der Bundesregierung in das 

Bündnissystem des Imperialismus. 
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Schluss 

Die «staatstragende», systemkonforme Geschichtsschreibung und 

politische Publizistik der BRD möchte glauben machen, dass die 

BRD auf geradem Wege entstanden sei «aus dem Wunsch der über- 

grossen Mehrheit ihrer Bevölkerung, aus den Ruinen des Hitlerrei- 

ches eine freiheitliche Demokratie westlichen Typs aufzubauen».1 

Es habe eine «Konvergenz» zwischen westalliierten und den Bestre- 

bungen der westdeutschen Bevölkerung gegeben «sowohl hinsicht- 

lich der langfristigen aussenpolitischen Strategie wie der Vorstellun- 

gen bezüglich der inneren Ordnung . . ,».2 «Das sozialökonomi- 

sche System, das unter herrschaftlichen Einfluss der USA in West- 

deutschland errichtet wurde», hätte «in hohem Masse den Erwartun- 

gen der Westdeutschen» entsprochen.3 Das deutsche Volk bzw. die 

westdeutsche Bevölkerung sei zu keiner revolutionären Umwälzung 

bzw. zu keinerlei grundlegenden Reformen bereit gewesen und so- 

weit Bestrebungen dieser Art vorhanden gewesen seien, hätten sie 

nicht zum Zuge kommen können, da sie sich von den «kommunisti- 

schen» Umwälzungen in Ostdeutschland hätten distanzieren bzw. 

abheben müssen.4 Gleichzeitig wird jedoch der restaurative Charak- 

ter der Entwicklung vom Reich zur BRD und ihrer Konsolidierung 

völlig oder im Wesentlichen geleugnet, wobei der Begriff der Restau- 

1 Richard Löwenthal: Vom kalten Krieg zur Ostpolitik. In: Die 
zweite Republik. 25 Jahre Bundesrepublik Deutschland. Hrsg, von 

Richard Löwenthal und Hans-Peter Schwarz, Stuttgart 1974, S. 605. 

2 Hans-Peter Schwarz: Die aussenpolitischen Grundlagen des 
westdeutschen Staates. In: Die zweite Republik, a.a.O., S. 29. 

3 Ernst-Otto Czempiel: Die Bundesrepublik und Amerika.  

Von der Okkupation zur Kooperation. In: Ebenda, S. 562. 

4 Thilo Vogelsang: Das geteilte Deutschland, München 1966,  

S. 162 ff. 
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ration in verfälschter Weise gebraucht wird. Denn die Restauration 

in den Westzonen beinhaltete ja nicht eine Wiederherstellung von 

Gesellschaft und Staat des Nationalsozialismus, auch nicht der 

Weimarer Republik, sondern die Erhaltung der Grundlagen und die 

Wiedererrichtung der wirtschaftlichen, politischen, ideologischen 

und militärischen Macht der monopolkapitalistischen Grossbour- 

geoisie, die Errichtung eines Systems des staatsmonopolistischen 

Kapitalismus eigener Prägung. 

Aus den grundlegenden Feststellungen, in denen die Hauptleitli- 

nien des herrschenden bürgerlichen Geschichtsbildes der BRD zum 

Ausdruck kommen, wird dann als Schlussfolgerung die angebliche 

demokratische Legitimität der BRD bzw. des Weges vom Reich zur 

BRD abgeleitet. Die Spaltung Deutschlands erscheint als eine Art 

Zwangsläufigkeit der politischen Konstellation der Nachkriegszeit 

und wir letzten Endes der Politik der Sowjetunion bzw. der angebli- 

chen Sowjetisierung Ostdeutschlands angelastet. 

Wir haben nachgewiesen, dass dieses Geschichtsbild, das in ver- 

schiedenen Spielarten in der BRD vom Schulbuch bis zum Fernse- 

hen massenhaft verbreitet wird, konzeptionell den historischen Pro- 

zess vergewaltigt und ihn inhaltlich verfälscht. Denn die historische 

Wahrheit ist, dass der Weg vom Reich zur BRD weder «normal» und 

demokratisch legitimiert war und keineswegs eine soziale und de- 

mokratische Neuordnung beinhaltete, sondern die Restauration des 

staatsmonopolistischen Kapitalismus. Bei allen Modifizierungen in 

den Herrschaftsmethoden verkörpert die BRD die Fortsetzung der 

Herrschaft der deutschen Grossbourgeoisie, wie sie vorher im Kai- 

serreich, in der Weimarer Republik und im «Dritten Reich» bestand. 

Die Fortsetzung dieser Herrschaft bedeutet gesetzmässig die Fort- 

setzung der traditionellen Politik des deutschen Imperialismus nach 

innen und nach aussen in dem Masse, wie es die veränderten interna- 

tionalen und inneren Bedingungen zulassen. Die Existenz und Poli- 

tik der sozialistischen DDR, die Macht der sozialistischen Staaten- 

gemeinschaft, setzten den aggressiven, revanchistischen Bestrebun- 

gen der herrschenden Klassen der BRD Grenzen und wirkten sich 

auch vielfältig auf ihre innere Entwicklung aus. Nichtsdestotrotz 

bleibt das Wesen des Imperialismus aggressiv und reaktionär. 

     Die Verhinderung der Aktionseinheit der Arbeiterklasse durch 
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die rechten SPD-Führer, ihr blindwütiger Antikommunismus und 

Antisowjetismus und ihre Orientierung auf die bürgerliche Demo- 

kratie und die Westmächte schwächte und desorientierte jedoch die 

westzonale Arbeiterbewegung und damit die Hauptkraft für die 

Durchsetzung einer demokratischen Alternative. 

Die Entwicklung vom Reich zur BRD und deren Konsolidierung 

vollzog sich nicht auf demokratischem Wege und mit demokrati- 

schen Methoden, sondern mittels Unterdrückungsmethoden, Ver- 

boten gegenüber demokratischen Bewegungen und Gesetzen, mit- 

tels Demagogie usw. Die Restauration wurde gewaltsam durchge- 

drückt und manipuliert. Deutschland wurde nicht zwangsläufig ge- 

spalten, und es war nicht bereits 1945 gespalten, die Spaltung vollzog 

sich vielmehr in Wechselwirkung mit dem Voranschreiten der re- 

staurativen Entwicklung in den Westzonen, der Abkehr der West- 

mächte von der Viermächte-Grundlage der alliierten Deutschland- 

politik zu einer antisowjetischen Westblockpolitik. Die Spaltung 

Deutschlands war Ausdruck der Durchsetzung der Klasseninteres- 

sen der deutschen Monopolbourgoisie um jeden Preis, sie wurde 

zielstrebig vollzogen, als sich die internationale und deutsche Reak- 

tion keine Chancen mehr ausrechneten, in nächster Zeit auf die Ent- 

wicklung ganz Deutschlands entscheidenden Einfluss ausüben zu 

können. Kalter Krieg und Westblockpolitik waren keine Defensiv- 

reaktionen der Westmächte auf eine angebliche sowjetische Bedro- 

hung, sondern wurzelten im Nichtanerkennenwollen der Ergeb- 

nisse des Zweiten Weltkrieges durch die imperialistischen Mächte 

und im Streben nach Revision dieser Ergebnisse zugunsten des Im- 

perialismus. Der antimonopolistisch-demokratische Kampf der 

Werktätigen der BRD in Gegenwart und Zukunft wird um so erfolg- 

reicher sein, je besser es der Arbeiterklasse gelingt, die Lehren aus 

der Nachkriegsgeschichte, aus ihrem eigenen Wirken und aus der 

Wirksamkeit ihres Klassengegners zu ziehen. 
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Geschichte • Zeitgeschichte 

Joachim Streisand 

Deutsche Geschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart 
Eine marxistische Einführung 

484 Seiten, DM 9,80 

Dem wachsenden Bedürfnis nach einem eindeutig an Fortschritten in der deutschen Ge-

schichte orientierten Überblick wird zurzeit kein Historiker so gerecht wie Joachim Streis-
and, der leichte Lesbarkeit mit historischer Akribie zu verbinden versteht. Hauptprobleme 

und Wendepunkte der deutschen Geschichte treten scharf hervor: die Herausbildung des ers-

ten deutschen Reichs, die Entwicklung des Humanismus und der Reformation, die frühbür-

gerliche Revolution, die Befreiungskriege, die Revolution 1848, die Reichsgründung 1871, 

der Imperialismus, die deutsche Arbeiterbewegung u.a. m. Die Beschäftigung mit den Wen-

depunkten der deutschen Geschichte, mit den Knotenpunkten des Übergangs von einer Ge-

sellschaftsordnung zur anderen wird besonders von der materialistischen Geschichtswissen-

schaft gefordert, zu deren bedeutendsten Vertretern Streisand zählt. 

Reinhard Kühnl/Gerd Hardach (Hrsg.) 

Die Zerstörung der Weimarer Republik 
290 Seiten. DM 12.80 

Die Weimarer Republik ist weder durch das «Votum der Wähler» noch durch die «Lasten 

des Versailler Vertrages» zugrunde gegangen. Sie ist nicht «zwischen Links- und Rechtsra-

dikalen zerrieben” worden und auch nicht am «Versagen der politischen Mitte’ oder des 

«allzu demokratischen Verfassungssystems” gescheiten. Tatsächlich wurde sie von angeb-

baren Kräften aus angebbaren Gründen zielbewusst zerstört. Diese Kräfte werden analysiert: 

in ihrer Struktur, ihren Interessen, ihren Zielen und ihrer politischen Strategie. Die Zerstö-
rung der Weimarer Republik ist zugleich ein Lehrstück für die Gegenwart. Wie 1967 in Grie-

chenland, 1973 in Chile und angesichts noch starker reaktionärer Kräfte in vielen anderen 

Ländern erkennbar geworden, ist die Demokratie auch heute von rechts her akut bedroht. 

J. v. Freyberg/G. Fülberth/J. Harrer/B. Hebel-Kunze/H.-G. Hofschen/E. Ott/G. Stuby 

Geschichte der deutschen Sozialdemokratie 1863-1975 
Mit einem Vorwort von Wolfgang Abendroth 

Zweite Auflage, 457 Seiten, DM 12,80 

Ein historisches Handbuch, das in erster Linie Wert auf detaillierte Faktendarbietung legt. 

Die erste zusammenfassende Geschichte der deutschen Sozialdemokratie seit Wolfgang 
Abendroths «Aufstieg und Krise der deutschen Sozialdemokratie”. Schwerpunkte des Bu-

ches: die Entstehung des Revisionismus, die Politik der SPD in der Weimarer Republik, 

Emigration und Widerstand, Entwicklung der Partei in den ersten Nachkriegsjahren (1945-

1949)sowie Entwicklungsprozesse und politische Positionen der SPD seit Bestehen der Bun-

desrepublik. Der Geschichte der SPD in der BRD gilt dabei besondere Aufmerksamkeit.  

Pahl-Rugenstein 



 

Geschichte • Zeitgeschichte 

Udo Maycr/Gcrhard Stuby (Hrsg.) 

Die Entstehung des Grundgesetzes 
Beiträge und Dokumente, 338 Seiten, DM 14,80 

Dieses Buch bietet Materialien und Dokumente für eine Verfassungsgeschichte der BRD. 

Es umreisst die ambivalente Entstehung des Grundgesetzes: einerseits Dokument der Spal-

tung Deutschlands, andererseits Rahmenkompromiss zwischen Anhängern einer sozialisti-

schen Gesellschaftsordnung und Verfechtern traditioneller privater Eigentumsverhältnisse. 

Die Autoren untersuchen die Gründe für das Scheitern der Bildung einer einheitlichen deut-

schen Republik. Sie analysieren die Widersprüche bei der Beratung des Grundgesetzes und 
gehen an dessen Strukturelementen der demokratischen und antifaschistischen Intention der 

Verfassungsgesetzgeber nach. 

 

Udo Mayer/Gerhard Stuby (Hrsg ) 

Das lädierte Grundgesetz 
Beiträge und Dokumente zur Verfassungsgeschichte 1949-1976, 364 Seiten, DM 14,80 
 

Die Geschichte der Verfassung von 1949 bis heute ist zugleich auch eine Geschichte von 

Verfassungsbrüchen und Verfassungsverletzungen. Die Chronologie beginnt mit dem Ver-

bot der KPD, den strafrechtlichen Verfolgungen der antimilitaristischen Opposition in den 
fünfziger Jahren, dem Verbot der von der SPD beantragten Volksbefragung zur Atombe-

waffnung, der Einschränkung der Koalitionsfreiheit und endet schliesslich bei der Not-

standsgesetzgebung und den Berufsverboten. Die Autoren zeigen die politischen Zusam-

menhänge auf, die für die Träger der Macht in der BRD jeweils Anlass zu Verfassungsbruch 

oder Verfassungsbeugung waren. Der Band analysiert und dokumentiert ferner den Kampf 

der demokratischen Kräfte um die Sicherung und die Erhaltung des im Grundgesetz veran-

kerten Friedensgebots mittels der Ostverträge und der Prinzipien von Helsinki. 

 

Frank Deppe/Georg Fülberth/Jürgen Harrer (Hrsg.) 

Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
Zweite Auflage. 480 Seiten, DM 12,80 
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Politische Ökonomie 

«Dieses Handbuch, dem im Hinblick auf Reichweite der Analyse sowie der Material-

basis kein entsprechendes Werk herrschender Wirtschaftswissenschaft gegenüber-

steht. belegt wieder einmal. dass der wissenschaftliche Mut. angesichts der brennen-
den wirtschaftlichen und sozialen Fragen in der Krise eine Realanalyse vorzulegen, 

ausgesprochen dünn gestreut ist. Es kann als erste. eindrucksvolle Alternativstudie zur 

Begutachtungspraxis des ‚Sachverständigenrats' interpretiert werden. *                                                    

                                                                                             Frankfurter Rundschau 

Gesellschaft im Konkurs? 

Handbuch zur Wirtschaftskrise in der BRD 

Herausgegeben von Jörg Huffschmid und Herbert Schui 
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BRD 
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Erklärungen der Krise 
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